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, 
 
 
 
 
 
 
 

Sonderthema Corona-Virus 
 
 
Diese Mail-Informationen beinhalten Änderungen ab dem 1. Januar 2021. 
 
Für eine bessere Lesbarkeit haben wir die Rubriken beibehalten und die jeweiligen Aktualisierungen rot ge-
kennzeichnet. Bitte beachten Sie, dass alle Mail-Informationen auch auf unserer Homepage im Mitglieder-
bereich archiviert werden. 
 
1. Allgemeines zum Corona-Virus und Prävention 
 
1.1 Pressekonferenz der Staatsregierung vom 16.03.2020 - überholt 
 
1.2 Maßnahmen der Bayerischen Staatsregierung zum Coronavirus - überholt durch Punkt 1.10 
 
1.3 Was sind Kontaktpersonen und wie werden sie eingeteilt? 
Update: RKI-Richtlinien zur Definition enger Kontaktpersonen verschärft 
Das Robert Koch-Institut (RKI) hat seine Richtlinien zur Definition enger Kontaktpersonen am 7. April 2021 
nochmals angepasst. 
Im Einzelnen gelten Personen in Kontakt zu einem bestätigten Covid-19-Fall als enge Kontaktpersonen, 
sobald eine der folgenden Situationen mit erhöhtem Infektionsrisiko gegeben ist: 
• Enger Kontakt (näher als 1,5 m, Nahfeld) länger als 10 Minuten ohne adäquaten Schutz (adäquater 

Schutz = Fall und Kontaktperson tragen durchgehend und korrekt MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder 
FFP2-Maske). 

• Gespräch mit dem Erkrankten (face-to-face-Kontakt, näher als 1,5 m, unabhängig von der Dauer des 
Gesprächs) ohne adäquaten Schutz (adäquater Schutz = Fall und Kontaktperson tragen durchgehend 
und korrekt MNS [Mund-Nasen-Schutz] oder FFP2-Maske). 

• Gleichzeitiger Aufenthalt von Kontaktperson und erkrankter Person im selben Raum mit wahrscheinlich 
hoher Konzentration infektiöser Aerosole für mehr als 10 Minuten unabhängig vom Abstand, auch wenn 
durchgehend und korrekt MNS (Mund-Nasen-Schutz) oder FFP2-Maske getragen wurde 

Nähere Informationen zu den Richtlinien finden Sie auf der Homepage des RKI zur Kontaktpersonennach-
verfolgung bei SARS-CoV-2-Infektionen. 
AV Isolation: Neue Allgemeinverfügung veröffentlicht 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege hat am 14. April 2021 eine neue Allgemein-
verfügung zur Quarantäne von Kontaktpersonen und von Verdachtspersonen, sowie der Isolation von posi-
tiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Personen. kurz: AV Isolation, erlassen. 
„Enge Kontaktperson“  
Unter die Definition einer „engen Kontaktperson“ fallen die Personen, die einen engen Kontakt zu COVID-
19-Erkrankten gehabt haben. Voraussetzung der Verpflichtung zur häuslichen Quarantäne ist, dass die be-
treffende Person durch das Gesundheitsamt als enge Kontaktperson identifiziert wurde und eine entspre-
chende Mitteilung des Gesundheitsamts erhalten hat. Die Identifizierung als enge Kontaktperson erfolgt 
nach den fachlichen Kriterien des Robert Koch-Instituts durch das zuständige Gesundheitsamt. 
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„Verdachtsperson“  
Hierunter werden Personen verstanden, die entweder Erkrankungszeichen zeigen, die mit einer SARS-
CoV-2-Infektion vereinbar sind, oder bei denen ein nicht von einer medizinischen Fachkraft oder einer ver-
gleichbaren, hierfür geschulten Person vorgenommener Antigentest ein positives Ergebnis aufweist, und für 
die entweder vom Gesundheitsamt eine molekularbiologische (PCR-)Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet 
wurde oder die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung oder aufgrund des positiven Antigen-
tests einer solchen Testung unterzogen haben. 
„Positiv getestete Personen“  
Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon haben, dass eine bei ihnen durch eine 
medizinische Fachkraft oder eine vergleichbare, hierfür geschulte Person vorgenommene PCR-Testung 
oder ein bei ihnen durch eine medizinische Fachkraft oder eine vergleichbare, hierfür geschulte Person vor-
genommener Antigentest auf das Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 ein positives Ergebnis auf-
weist. 
Absonderung  
Nach derzeitigem Wissen kann die Inkubationszeit bis zu 14 Tage betragen. Daher müssen grundsätzlich 
alle Personen abgesondert werden, die in den letzten 14 Tagen einen engen Kontakt im Sinn der Empfeh-
lungen des Robert Koch-Instituts mit einem COVID-19-Fall hatten. 
Da nicht nur bereits Erkrankte oder Personen mit charakteristischen Symptomen das Virus übertragen kön-
nen, sondern auch infizierte Personen, die noch keine Krankheitszeichen zeigen, ist eine häusliche Qua-
rantäne erforderlich. Vollständig gegen COVID-19 geimpfte, asymptomatische Personen sind nach Exposi-
tion zu einem bestätigten SARS-CoV-2-Fall von Quarantäne-Maßnahmen ausgenommen, ebenso wie 
asymptomatische Personen, die in der Vergangenheit eine PCR-bestätigte SARS-CoV-2-Infektion durchge-
macht haben („Genesene“) und mit einer Impfstoffdosis geimpft sind. 
Nach bisherigem Kenntnisstand kann diese Ausnahme von der Quarantäne für alle aktuell in Deutschland 
zugelassenen und von der Ständigen Impfkommission (STIKO) empfohlenen Impfstoffe gelten. Wenn eine 
Kontaktperson vollständig geimpft ist (Tag 15 nach der abschließenden Impfung), ist keine Quarantäne er-
forderlich. 
Meldepflicht an das zuständige Gesundheitsamt  
Durch die Ausweitung von Testmöglichkeiten und die unterschiedlichen Anbieter von Testungen kann trotz 
der nach dem Infektionsschutzgesetz bestehenden Meldepflichten nicht ausgeschlossen werden, dass die 
positiv getestete Person von dem Ergebnis der Testung schneller erfährt, als das zuständige Gesundheits-
amt über den Meldeweg nach dem Infektionsschutzgesetz. 
Zudem unterliegen Personen, die außerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland Testungen vor-
nehmen, nicht dem Meldeweg des Infektionsschutzgesetzes. Es ist daher erforderlich, dass positiv getes-
tete Personen von sich aus das zuständige Gesundheitsamt über das positive Testergebnis, die Art der Te-
stung und das Datum des Tests informieren. 
Hier finden Sie die Verordnung im Wortlaut: AV Isolation 
 
1.4 Was ist bei Verdacht auf eine Corona-Infektion zu tun?  
 
1.5 Wie ist die Meldekette bei einer bestätigten Corona-Infektion?  
 
1.6 Können Behörden bei nachgewiesenem Corona-Fall den kompletten Standort in Quarantäne 
schicken?  
 
 
1.7 Schutzmaßnahmen - aktualisiert 
Vorveröffentlichung der überarbeiteten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel 
Am 20. August 2020 wurde die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel veröffentlicht und anschließend mit Rück-
sicht auf die Hauptkritikpunkte der Arbeitgeberverbände überarbeitet. Nun wurde die aktualisierte SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzregel vorveröffentlicht. 
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Die Überarbeitung fand federführend im Ausschuss für Arbeitsstätten (ASTA) statt, alle weiteren Aus-
schüsse des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) wurden entsprechend ihrer fachlichen 
Zuständigkeit einbezogen. 
Den Vertretern der Arbeitgeberverbände im ASTA ist es gelungen, wesentliche und wichtige Änderungen 
einzubringen. Sie umfassen konkret: 
• Abtrennungshöhe (beide sitzen = 1,5m; einer steht & einer sitzt = 1,8m; beide stehen = 2m), die Abtren-

nungen müssen nun auch nicht mehr täglich gereinigt werden, sondern nur bei Kontamination 
• Lüftung z. B. Ventilatoren in der Produktion, können unter bestimmten Umständen weiterverwendet wer-

den 
• Wasserkanister dürfen zum Reinigen der Hände verwendet werden, wenn kein Wasseranschluss vor-

handen ist 
• Arbeitsabläufe auf Baustellen wurden als Beispiele einbezogen. 
Unter folgendem Link können Sie das Dokument mit der geänderten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel her-
unterladen sowie eine Information, die die Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung dokumentiert: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2020/Downloads/VI-246-20-SAR-CoV-2-Aenderungen.pdf 
Sie können die Arbeitsschutzregel auch unter folgendem Link im Internet aufrufen: 
Vorveröffentlichung der überarbeiteten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel  
Über die noch ausstehende Veröffentlichung im Gemeinsamen Ministerialblatt werden wir Sie informieren. 
Die neue Corona-Arbeitsschutzverordnung 
Im Zuge der Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 19. Januar 2021 sollen 
angesichts der pandemischen Lage auch die weitere Reduzierung von Kontakten im beruflichen Kontext 
erfolgen. Zu diesem Zweck hat das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) auf Basis des § 18 
Abs.3 Arbeitsschutzgesetz die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) erlassen. Die 
Verordnung ist befristet bis zum 15. März 2021. Die Corona-ArbSchV soll am 22. Januar 2021 verkündet 
werden und zum 27. Januar 2021 in Kraft treten. Im Folgenden geben wir einen kurzen Überblick über die 
wesentlichen Inhalte der Verordnung: 
Verhältnis zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und landesrechtlichen Vorschriften 
Die Corona-ArbSchV tritt neben das bereits bestehende Regelwerk zum Arbeits- und Infektionsschutz. Die 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel sowie weitergehende Vorschriften der Länder, insbesondere die Bayeri-
sche Infektionsschutzmaßnahmenverordnung, werden durch die Corona-ArbSchV nicht berührt. 
Maßnahmen zur Kontaktreduktion im Betrieb 
1. Betriebsbedingte Zusammenkünfte sind bestmöglich zu vermeiden 
Betriebsbedingte Zusammenkünfte mehrerer Personen wie bei Besprechungen sind auf das betriebsnot-
wendige Maß zu reduzieren. Dabei ist stets zu prüfen, ob ein solches Zusammentreffen im Betrieb durch 
die Verwendung von Informationstechnologie ersetzt werden kann. Ist dies nicht der Fall, sind zusätzliche 
Schutzmaßnahmen zu ergreifen. Sofern die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mehrere Personen 
erforderlich ist, darf eine Mindestfläche von 10 m² für jede im Raum befindliche Person grundsätzlich nicht 
unterschritten werden. Lassen die auszuführenden Tätigkeiten dies nicht zu, so hat der Arbeitgeber durch 
andere geeignete Schutzmaßnahmen (Lüftung, Abtrennung) den gleichwertigen Schutz der Beschäftigten 
sicherzustellen. Die Gefährdungsbeurteilung ist diesbezüglich zu aktualisieren oder anzupassen. 
2. Angebot für Homeoffice bei Büroarbeiten oder vergleichbaren Tätigkeiten 
Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten bei Büroarbeiten oder vergleichbaren Tätigkeiten, sofern es umsetz-
bar ist, das Arbeiten im Home-Office anzubieten. Diese Tätigkeiten können weiterhin vor Ort im Betrieb er-
bracht werden, wenn zwingende betriebliche Gründe der Arbeit im Home-Office entgegenstehen. Die zu-
ständige Behörde kann vom Arbeitgeber oder von den verantwortlichen Personen hierzu die erforderlichen 
Auskünfte und die Überlassung von entsprechenden Unterlagen verlangen. Liegen zwingende betriebliche  
Gründe dafür vor, dass die Home-Office-Maßnahme nicht umgesetzt werden kann, so muss der Arbeitge-
ber auf Verlangen der zuständigen Behörde diese Gründe darlegen. Ist Präsenz unvermeidbar, müssen 
weiter die notwendigen Arbeitsschutzstandards eingehalten werden. Für den Arbeitnehmer besteht im Falle 
des Angebots eines Home-Office-Arbeitsplatzes kein „Abschlusszwang“. 
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3. Bildung fester Arbeitsgruppen 
In Betrieben mit mehr als zehn Beschäftigten sind die Beschäftigten in möglichst kleine Arbeitsgruppen ein-
zuteilen. Dadurch sollen betriebsbedingte Personenkontakte weiter verringert und eine schnelle Kontakt-
nachverfolgung in Betrieben ermöglicht werden. 
Bereitstellung von Mund-Nasen-Schutz 
Der Arbeitgeber hat medizinische Gesichtsmasken (Mund-Nasen-Schutz) oder FFP2-Masken oder die in 
der Anlage der Verordnung bezeichneten vergleichbare Atemschutzmasken zur Verfügung zu stellen, 
wenn:  
• bei Zusammentreffen mehrerer Personen in einem Raum die oben aufgeführten Vorgaben nicht einge-

halten werden kann 
• der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht eingehalten werden kann, 
• bei ausgeführten Tätigkeiten mit Gefährdung durch erhöhten Aerosolausstoß zu rechnen ist,  
Das Bundesministeriums für Arbeit und Soziales hat auf seiner Webseite den Verordnungstext der Corona-
ArbSchV veröffentlicht. Zudem finden Sie hier eine Liste mit FAQ zur Corona-Arbeitsschutzverordnung . 
 
Update: Veröffentlichung der neuen Corona-Arbeitsschutzverordnung im Bundesanzeiger 
Die neuen Corona-Arbeitsschutzverordnung wurde am 22. Januar 2021 im Bundesanzeiger veröffentlicht: 
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/suchergebnis?4 
Corona-Arbeitsschutzverordnung: Handlungshilfe Home-Office 
Gemäß § 2 Abs. 4 der Corona-Arbeitsschutzverordnung kann von der Angebotsverpflichtung für die Verla-
gerung von Tätigkeiten in die Wohnung des Beschäftigten bei entgegenstehenden zwingenden betriebli-
chen Gründen abgewichen werden. Wann solche zwingenden betrieblichen Gründe vorliegen, gibt die 
Corona-Arbeitsschutzverordnung nicht vor. Die vbw stellt Ihnen Praxisbeispiele zur Verfügung, die mit dem 
bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Soziales abgestimmt wurden. Die nähere Ausgestaltung 
muss auf der Basis der betrieblichen Gegebenheiten und Bedürfnisse erfolgen. Die Handlungshilfe Home-
Office finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-home-office-vbw-stand-
26.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473414178138644 
Handlungshilfe für die Umsetzung der Corona-Arbeitsschutzverordnung 
Bereits nach dem Arbeitsschutzstandard trägt der Arbeitgeber die Verantwortung für die Umsetzung not-
wendiger Infektionsschutzmaßnahmen zur Prävention einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2-Virus ent-
sprechend dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung. Für Betriebe und Verwaltungen stehen mit der 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und den branchenspezifischen Handlungshilfen der Unfallversicherungs-
träger bereits wirksame Präventionsinstrumente zur Verfügung. 
Vor dem Hintergrund der durch die Mutationen ausgelösten größeren Ansteckungsgefahr hat das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) auf Basis des § 18 Abs.3 Arbeitsschutzgesetz die Corona-Arb-
SchVO erlassen, die am 27. Januar 2021 befristet bis zum 15. März 2021 in Kraft tritt. 
Mit der Handlungshilfe der vbw erkennen Sie auf einen Blick, um welche Eckpunkte der neuen Corona-Arb-
SchVO Ihre bestehende Gefährdungsbeurteilung ergänzt werden sollte. Die Handlungshilfe bietet die Mög-
lichkeit, Rechtsklarheit bei den Neuregelungen zu erhalten und – wo erforderlich – die betrieblichen Infekti-
onsschutzmaßnahmen anzupassen. Die Handlungshilfe der vbw finden Sie unter folgendem Link: 
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-bearb.set-akr-es-
vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473413711583205 
Webinar für die neue Corona-Arbeitsschutzverordnung 
Das Webinar der vbw informiert über alle wichtigen Details der Verordnung und gibt Tipps für die betriebli-
che Umsetzung. Das Webinar zur neuen Corona-Arbeitsschutzverordnung finden Sie hier: 
https://www.galabau-bayern.de/2021.01.26-webinar-fuer-die-neue-corona-arbeitsschutzvo-vbw.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637478522692511463 
Zudem können sie eine Liste mit den häufigsten Fragen aus dem Webinar unter folgendem Link einsehen:  
https://www.galabau-bayern.de/210202-faq-webinar-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-bayme-
vbm-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637479397589793934 
  

https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Antworten-ASVO/faq-corona-asvo.html
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/suchergebnis?4
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-home-office-vbw-stand-26.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473414178138644
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-home-office-vbw-stand-26.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473414178138644
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-bearb.set-akr-es-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473413711583205
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-bearb.set-akr-es-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473413711583205
https://www.galabau-bayern.de/2021.01.26-webinar-fuer-die-neue-corona-arbeitsschutzvo-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478522692511463
https://www.galabau-bayern.de/2021.01.26-webinar-fuer-die-neue-corona-arbeitsschutzvo-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478522692511463
https://www.galabau-bayern.de/210202-faq-webinar-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-bayme-vbm-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637479397589793934
https://www.galabau-bayern.de/210202-faq-webinar-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-bayme-vbm-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637479397589793934
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Update: Handlungshilfe Home-Office 
Die aktuelle Fassung der Handlungshilfe Home-Office finden Sie hier: 
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-update-
29.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478534950168421 
Update: Home-Office-Vereinbarung für die Corona-Krise 
Vor dem Hintergrund der Corona-Krise wechseln einige Mitarbeiter kurzfristig und vorübergehend ins 
Home-Office. Wir stellen Arbeitgebern ein aktualisiertes Muster zur Verfügung, das die erforderlichen ar-
beitsrechtlichen Regelungen berücksichtigt: https://www.galabau-bayern.de/muster-home-office-waehrend-
corona-pandemie-vbw-11.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637486303806329114 
FAQ der BDA zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
Unter folgenden Link können Sie die FAQ der BDA zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung einsehen:  
https://www.galabau-bayern.de/corona-arbschv-faq-bda-stand-27.01.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637478524879192326 
Die BDA hat den Antwort-Fragen-Katalog aktualisiert: https://arbeitgeber.de/wp-content/uplo-
ads/2021/02/FINAL-FAQs-SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung-vom-3.-Februar-2021.pdf 
Der FAQ-Katalog beschäftigt sich beispielsweise mit Fragen zu den verschärften Regelungen und Maßnah-
men durch die Corona-ArbSchV, Verwendung von medizinischen Gesichtsmasken und Atemschutzmasken 
und mit der Angebotspflicht für das Arbeiten in der Wohnung der Beschäftigten. 
Die BDA aktualisiert den Antwort-Fragen-Katalog regelmäßig auf ihrer Homepage in ihrem Bereich „Covid-
19-die Arbeitgeber“.  https://arbeitgeber.de/covid-19/ 
Verordnung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 
Am 8. Februar 2021 ist die neue Impfverordnung in Kraft getreten. Sie folgt den Empfehlungen der Ständi-
gen Impfkommission (STIKO) und berücksichtigt erste Erfahrungen aus der Impfkampagne. Außerdem re-
gelt sie den Einsatz des kürzlich zugelassenen Impfstoffs von AstraZeneca, der nach den Empfehlungen 
der STIKO für Personen zwischen 18 und 64 Jahren empfohlen wird. 
Hier finden Sie den Text der Verordnung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 . Zudem hat das Bundesgesundheitsministerium Fragen und Antworten zur Coronavirus-Impfverord-
nung veröffentlicht. 
Muster-Betriebsvereinbarung zum Infektionsschutz am Arbeitsplatz in Zeiten der SARS-CoV-2-Pan-
demie 
Die Bekämpfung und Verhinderung der weiteren Ausbreitung des Corona-Virus am Arbeitsplatz ist in Zeiten 
der Pandemie fester Bestandteil des betrieblichen Arbeitsschutzmanagements geworden. 
Wir stellen Ihnen eine Muster-Betriebsvereinbarung zum Arbeits- und Infektionsschutz in Zeiten der SARS-
CoV-2-Pandemie zur Verfügung, die auf die betrieblichen Erfordernisse angepasst werden kann:  
https://www.galabau-bayern.de/muster-betriebsvereinbarung-sars-cov-2-vbw-stand-10.02.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637486382163942451 
Veröffentlichung der überarbeiteten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzstandards 
Am 20. August 2020 wurde die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel veröffentlicht und anschließend mit Rück-
sicht auf die Hauptkritikpunkte der Arbeitgeberverbände überarbeitet. Nun wurde die aktualisierte SARS-
CoV-2-Arbeitsschutzregel am 22. Februar 2021 im Gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl) veröffentlicht. 
Die Überarbeitung fand federführend im Ausschuss für Arbeitsstätten (ASTA) statt, alle weiteren Aus-
schüsse des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) wurden entsprechend ihrer fachlichen 
Zuständigkeit einbezogen. 
Den Vertretern der Arbeitgeberverbände im ASTA ist es gelungen, wesentliche und wichtige Änderungen 
einzubringen. Sie umfassen konkret: 
• Anpassung der Abtrennhöhe (1,50 m zwischen sitzenden Personen, 1,80 m zwischen sitzenden und ste-

henden Personen sowie 2 m zwischen stehenden Personen) – Punkt 4.2 
• Umfangreiche Änderungen zur Lüftung (bspw. können Ventilatoren genutzt werden, wenn eine Gefähr-

dungsbeurteilung durchgeführt wurde und dies zulässt) – Punkt 4.2.3 (9) 
• In Bezug auf den Umgang mit besonders schutzbedürftigen Beschäftigten wird auf die arbeitsmedizini-

sche Empfehlung "Umgang mit aufgrund der SARS-CoV-2-Epidemie besonders schutzbedürftigen Be-
schäftigten" des AfAMed verwiesen – Punkt 5.4  

https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-update-29.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478534950168421
https://www.galabau-bayern.de/handlungshilfe-die-neue-corona-arbeitsschutzverordnung-update-29.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478534950168421
https://www.galabau-bayern.de/muster-home-office-waehrend-corona-pandemie-vbw-11.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637486303806329114
https://www.galabau-bayern.de/muster-home-office-waehrend-corona-pandemie-vbw-11.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637486303806329114
https://www.galabau-bayern.de/corona-arbschv-faq-bda-stand-27.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478524879192326
https://www.galabau-bayern.de/corona-arbschv-faq-bda-stand-27.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478524879192326
https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/02/FINAL-FAQs-SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung-vom-3.-Februar-2021.pdf
https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/02/FINAL-FAQs-SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung-vom-3.-Februar-2021.pdf
https://arbeitgeber.de/covid-19/
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?1
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?1
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus/faq-covid-19-impfung/faq-impfverordnung.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus/faq-covid-19-impfung/faq-impfverordnung.html
https://www.galabau-bayern.de/muster-betriebsvereinbarung-sars-cov-2-vbw-stand-10.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637486382163942451
https://www.galabau-bayern.de/muster-betriebsvereinbarung-sars-cov-2-vbw-stand-10.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637486382163942451
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• Auf Baustellen ist eine Wasserversorgung durch Kanister etc. ebenfalls zulässig – Anhang 1 (1) 
• Größere Gruppen bis max. 15 Personen sind zulässig, wenn entsprechende Technologien (in den Bei-

spielen werden auch Arbeitsprozesse angeführt) die notwendig machen – Anhang 4 (3) 
• Verknüpfungen zum Arbeitsschutzstandard wurden gestrichen. 
Sie können die Arbeitsschutzregel unter folgendem Link im Internet aufrufen: 
Veröffentlichung der überarbeiteten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel  
Die Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung sind unter folgendem Link gekennzeichnet: 
https://www.galabau-bayern.de/210224-ar-cov-2-aenderungen.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637501940958460005 
Ferner wurde im GmBl eine neue Fassung des SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards veröffentlicht. Hier 
wurden Aufgaben der beteiligten Kreise und Stellen klarer gefasst und die bisher enthaltenen Beschreibun-
gen konkreter Maßnahmen zum betrieblichen Infektionsschutz gestrichen. Dies dient der Vermeidung von 
Doppelregelungen. Der Standard ist auf der Webseite des Bundesarbeitsministeriums einseh-
bar: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsschutz/sars-cov-2-arbeitsschutzstan-
dard.pdf?__blob=publicationFile&v=2. 
Ein ebenfalls im GMBl veröffentlichter Begleittext verweist auf das Verhältnis zwischen Arbeitsschutzregel 
und -standard, Länderverordnungen sowie Empfehlungen der Unfallversicherungsträger wie folgt: 
"Die grundlegenden Maßnahmen des betrieblichen Infektionsschutzes werden weiterhin in der SARS-CoV-
2-Arbeitsschutzregel beschrieben und durch branchenspezifische Praxishilfen der Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung untersetzt. Auch die von den staatlichen Arbeitsschutzbehörden zu Verfügung gestellten 
Informationen zum betrieblichen Infektionsschutz können weiterhin herangezogen werden." 
Neben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel gilt befristet, vorerst bis zum 15. März 2021, die SARS-CoV-2-
Arbeitsschutzverordnung. Die Verordnung und die Arbeitsschutzregel greifen ineinander und ergänzen 
sich. 
 
Update: Corona-Arbeitsschutzverordnung durch Bundeskabinett verlängert 
Das Bundeskabinett hat am 10. März 2021 die Verlängerung der ursprünglich bis zum 15. März 2021 be-
fristeten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) beschlossen. Die Corona-ArbSchV tritt 
hiernach am 30. April 2021 außer Kraft. 
Referentenentwurf zur 1. Änderungsverordnung der Corona-ArbSchV 
Der Referentenentwurf der 1. Änderungsverordnung enthält nun einen deutlicheren Bezug zur SARS-CoV-
2-Arbeitsschutzregel und den branchenspezifischen Empfehlungen der Berufsgenossenschaften sowie u. 
a. folgende Änderungen im Bereich des Arbeitsschutzes: 
• Ergänzung § 2 Abs 2: Für Pausenräume gilt nun ebenfalls die 10-Quadratmeter-Regelung. 
• Konkretisierung § 2 Abs. 5: 10-Quadratmeter-Regelung muss nicht erfüllt werden, wenn zwingende 

betriebliche Gründe dem entgegen stehen (wie bauliche Gegebenheiten oder Ausführung von Tätigkei-
ten) 

• Auflistung § 2 Abs. 5: Lüftungsmaßnahmen, Abtrennungen, Maskenpflicht und sonstige im Hygiene-
konzept ausgewiesene Maßnahmen müssen als konkrete Schutzmaßnahme im Falle der Unterschrei-
tung der 10 Quadratmeter vorliegen. 

• Neuer § 3 zum Hygienekonzept: Betriebe müssen ein betriebliches Hygienekonzept auf der Grundlage 
der Gefährdungsbeurteilung nach § 2 Absatz 1 und unter Berücksichtigung der SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzregel erstellen und vorweisen können. In diesem müssen die Maßnahmen zum betrieblichen In-
fektionsschutz festgelegt werden und sind nachfolgend umzusetzen. Das Hygienekonzept ist in der Ar-
beitsstätte in geeigneter Weise zugänglich zu machen und die Beschäftigten sind bzgl. der festgelegten 
Schutzmaßnahmen zu unterweisen. 

• Konkretisierung in § 4 (vorher § 3): In Gebäuden auf dem Weg vom und zum Arbeitsplatz ist eine 
Maske zu tragen. Ein Mund-Nase-Schutz ist nicht ausreichend, wenn die Gefährdungsbeurteilung ergibt,  
dass erhöhte Aerosolwerte vorliegen und ein betrieblicher Kontakt mit Personen besteht, die keine 
Maske tragen müssen. Die Beschäftigten haben die vom Arbeitgeber zur Verfügung zu stellenden Mas-
ken oder mindestens gleichwertige Masken zu tragen. 

  

https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-CoV-2/pdf/AR-CoV-2.pdf?__blob=publicationFile&v=14
https://www.galabau-bayern.de/210224-ar-cov-2-aenderungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940958460005
https://www.galabau-bayern.de/210224-ar-cov-2-aenderungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940958460005
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsschutz/sars-cov-2-arbeitsschutzstandard.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Arbeitsschutz/sars-cov-2-arbeitsschutzstandard.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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• Klarstellung Anhang: Der Anhang enthält eine abschließende Übersicht zu geeigneten Atemschutz-
masken, dazu gehören auch Masken, die nach ZLS-Prüfgrundsatz getestet wurden und als Corona-Pan-
demie-Atemschutzmasken (CPA) gelten. 

Verhältnis zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und zu landesrechtlichen Vorschriften 
Die Corona-ArbSchV tritt neben das bereits bestehende Regelwerk zum Arbeits- und Infektionsschutz. Die 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel sowie weitergehende Vorschriften der Länder, insbesondere die Bayeri-
sche Infektionsschutzmaßnahmenverordnung, werden durch die Corona-ArbSchV nicht berührt. 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat auf seiner Webseite eine Liste mit FAQ zur Corona-Ar-
beitsschutzverordnung veröffentlicht. Den Verordnungstext sowie den Referentenentwurf zur ersten Ände-
rungsverordnung finden Sie hier: 
https://www.galabau-bayern.de/ref-erste-aenderungsverordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverord-
nung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885237362525 
https://www.galabau-bayern.de/reg-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637514885407359261 
Update: 
Das Bundeskabinett hat am 10. März 2021 wie vorgesehen eine Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-
2-Arbeitsschutzverordnung verabschiedet. Durch ihre Veröffentlichung im Bundesanzeiger (BAnz) trat sie 
am 13. März 2021 in Kraft.  
Die BAnz-Bekanntmachung können Sie auf der Internetseite www.bundesanzeiger.de des vom Bundesmi-
nisterium der Justiz und für Verbraucherschutz herausgegebenen BAnz unter https://www.bundesanzei-
ger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?5 abrufen. 
Unter folgendem Link erhalten Sie eine Lesefassung der bislang geltenden Corona-Arbeitsschutzverord-
nung sowie der Änderungsverordnung der Arbeitsschutzverordnung, die das BMAS erstellt hat: 
https://www.galabau-bayern.de/corona-arbschv-aenderungsvo-lesefassung-2021-03-10-mit-markierun-
gen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885017991737 
Forschungsergebnisse zur Reduktion der Virenlast in Räumen 
Auf Initiative von vbw und DEHOGA Bayern und gefördert durch das Bayerische Wirtschaftsministerium hat 
das Fraunhofer IBP untersucht, wie eine Reduzierung des Ansteckungsrisikos in Innenräumen gelingen 
kann. 
Neue Forschungsergebnisse zur Luftqualität in Innenräumen  
Im Ergebnis lässt sich fundiert darstellen, wo Lüften ausreicht, und welchen Zusatznutzen verschiedene 
Systeme zur Luftreinigung bringen. Das ist ein wichtiger Baustein in der Pandemie-Bekämpfung. 
Verschiedenste Systeme haben ihre Wirksamkeit bei der Verringerung der Virenlast in Innenräumen ge-
zeigt. Voraussetzung ist, dass bestimmte Kriterien eingehalten werden. Zu den untersuchten Technologien 
zählen unter anderem Filtersysteme, UV-C-Bestrahlung und Ionisation. 
Transparenz und Orientierungshilfen  
Systeme zur Luftreinigung und Belüftung sowie zur Messung der Luftqualität können kostenfrei in die Kate-
gorie „Raumluftqualität“ auf unserer Plattform www.plattform-corona-schutzprodukte.de eingestellt werden, 
unabhängig davon, ob sie Gegenstand des Forschungsprojekts waren. 
Auf Basis der Forschungsergebnisse wird aktuell ein Konfigurator erstellt, der Unternehmen dabei hilft, auf 
Basis ihrer konkreten Gegebenheiten die passende Lösung zu ermitteln. 
Kriterien und Strategien evidenzbasiert weiterentwickeln 
Aus Sicht der vbw sind technologische Innovationen und wissenschaftliche Erkenntnisse der entscheidende 
Schlüssel für die Eindämmung der Pandemie. Die im Projekt gewonnenen Erkenntnisse müssen nun in die 
staatlichen Strategien einfließen. 
Corona-Selbsttests zur Eigenanwendung 
Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hat die ersten Sonderzulassungen nach 
§11 Absatz 1 Medizinproduktegesetz (MPG) von Antigen-Tests zur Eigenanwendung durch Laien (Selbst-
tests) zum Nachweis von SARS-CoV-2 erteilt. 
  

https://www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Antworten-ASVO/faq-corona-asvo.html
https://www.bmas.de/DE/Schwerpunkte/Informationen-Corona/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Antworten-ASVO/faq-corona-asvo.html
https://www.galabau-bayern.de/ref-erste-aenderungsverordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885237362525
https://www.galabau-bayern.de/ref-erste-aenderungsverordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885237362525
https://www.galabau-bayern.de/reg-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885407359261
https://www.galabau-bayern.de/reg-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885407359261
http://www.bundesanzeiger.de/
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?5
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?5
https://www.galabau-bayern.de/corona-arbschv-aenderungsvo-lesefassung-2021-03-10-mit-markierungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885017991737
https://www.galabau-bayern.de/corona-arbschv-aenderungsvo-lesefassung-2021-03-10-mit-markierungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514885017991737
https://www.plattform-corona-schutzprodukte.de/
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Folgende acht Selbsttests hat das BfArM bisher zugelassen. Stand: 11. März 2021, 12 Uhr. 
Hersteller  Antragsteller  Testname  

Healgen Scientific LLC  Siemens Healthcare Diagnostics 
Products GmbH  

Siemens Healthcare Diagnostics 
Products GmbH  

Xiamen Boson Biotech Co., 
Ltd  Technomed Service GmbH  Rapid SARS-CoV-2 Antigen Test 

Card  
Hangzhou Laihe Biotech 
Ltd., Co.  Lissner Qi GmbH  LYHER® Covid-19 Antigen Schnell-

test (Nasal)  
SD BIOSENSOR, INC.  MT Promedt Consulting GmbH  SARS-CoV-2 Rapid Antigen Test  
AMEDA Labordiagnostik 
GmbH  AMEDA Labordiagnostik GmbH  AMP Rapid Test SARS-CoV-2 Ag  

Beijing Hotgen Biotech Co., 
Ltd  Beijing Hotgen Biotech Co., Ltd  Coronavirus (2019-nCoV)-Antigentest  

Aesku.Diagnostics GmbH & 
Co. KG  Aesku.Diagnostics GmbH & Co. KG  AESKU.RAPID SARS-CoV-2  

AMEDA Labordiagnostik 
GmbH  AMEDA Labordiagnostik GmbH  AMP Rapid Test SARS-CoV-2 Ag 

Sputum  
 
Bitte beachten Sie, dass sich derzeit weitere Tests in der Zulassung befinden. Den aktuellen Stand erfah-
ren Sie jeweils auf der BfArM-Webseite: Antigen-Selbsttests  
Die Liste wird kontinuierlich aktualisiert und beinhaltet die Tests für die professionelle Anwendung, die sich 
in Deutschland aktuell in Verkehr befinden. Sie erfüllen laut Herstellerangaben die jeweils aktuellen Min-
destkriterien für Antigen-Tests, die durch das Paul-Ehrlich-Institut (PEI) in Abstimmung mit der Robert 
Koch-Institut (RKI) festgelegt werden. 
Keine betriebliche Verpflichtung zu Schnelltests 
Die am 3. März 2021 erhobene politische Forderung nach zwingenden betrieblich anzubietenden Schnell-
tests wurde mittlerweile entschärft. Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft appellieren jedoch an die 
Unternehmen, das Testangebot für die Beschäftigten auszuweiten. Die Bundesregierung hat die Erklärung 
der Wirtschaft ausdrücklich begrüßt und hierzu eine Pressemitteilung veröffentlicht. 
  

https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html
https://arbeitgeber.de/erklaerung-der-deutschen-wirtschaft-zur-ausweitung-des-testangebots-an-mitarbeiterinnen-und-mitarbeiter/
https://arbeitgeber.de/erklaerung-der-deutschen-wirtschaft-zur-ausweitung-des-testangebots-an-mitarbeiterinnen-und-mitarbeiter/
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2021/03/20210309-bundesregierung-begruesst-heutige-erklaerung-der-wirtschaft-zur-ausweitung-der-testangebote-fuer-mitarbeiterinnen-und-mitarbeiter.html
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Unterscheidung zwischen Schnelltests und Selbsttests 
Folgende Tests stehen zur frühzeitigen Erkennung einer SARS-CoV-2-Infektion zur Verfügung: 
PoC-Antigen-Schnelltest  Selbsttests  PCR-Test  

• Weist Proteine aus der Hülle 
des Virus nach. 

• Für fast alle zugelassenen An-
tigen-Schnelltests braucht 
man einen Abstrich aus dem 
tiefen Rachen oder Nasen-
raum. 

• Anwendung grundsätzlich von 
medizinischem Personal oder 
zumindest geschultem Perso-
nal. 

• Test nach dem Lateral Flow 
Prinzip; Ergebnis nach 3 bis 
30 Minuten. 

• Kauf grundsätzlich nur durch 
medizinisches Personal (Aus-
nahme: Unternehmender kriti-
schen Infrastruktur, Schulen 
und Kultur). 

• BfArM-Liste der PoC-Antigen-
Tests  

• Funktioniert grundsätzlich so 
wie die PoC-Antigen-Schnell-
tests, nur ist die Probenent-
nahme leichter und der Test 
ist „robuster“. 

• Für Eigenanwendung geeig-
net (CE-Kennzeichnung). 

• Kauf durch den Endanwen-
der; Vertrieb über Apotheke, 
Drogerie, Supermarkt. 

• BfArM-Liste Selbsttests (s. 
auch oben)  

• Weist das Erbgut des 
Coronavirus nach. 

• Stellt den "Gold-
Standard" dar. 

• Für den Abstrich wird 
Material aus dem tie-
fen Nasen bzw. Ra-
chenraum benötigt. 

• Anwendung von me-
dizinischem Perso-
nal. 

• Testauswertung er-
folgt im Labor; Ergeb-
nis i. d. R. nach 24 
Stunden. 

Bezugsquellen für Tests 
Bezugsquellen für Schnelltests und weitere Corona-Schutzprodukte für Unternehmen und Gewerbe finden 
Sie auf unserer Plattform Corona-Schutzprodukte. 
Corona-Impfung durch Betriebsärzte 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat am 11. März 2021 die neue Verordnung zum Anspruch auf 
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 im Bundesanzeiger veröffentlicht. Sie tritt rückwirkend 
zum 08. März 2021 in Kraft und ersetzt die Coronavirus-Impfverordnung vom 08. Februar 2021. In der Ver-
ordnung regelt § 6 die Rolle von Betriebsärzten bei der Corona-Impfung. Demnach können "beauftragte 
Fachärzte für Arbeitsmedizin und Ärzte mit der Zusatzbezeichnung 'Betriebsmedizin' (Betriebsärzte)" imp-
fen, sofern sie als an einem bestimmten Impfzentrum angegliedert gelten. 
Die Betriebsärzte gelten § 6 Abs.1 zufolge als beauftragt, sobald Bund oder Land ihnen den Impfstoff zu 
Verfügung stellen. 
§ 6 Abs. 3 legt zudem fest, dass die Bundesländer oder die Bundesregierung die Kassenärztlichen Vereini-
gungen (KV) nutzen können, um mit Arztpraxen oder Betriebsärzten zusammenzuarbeiten und hierzu Ver-
einbarungen zu schließen. 
Aktuell ist offen, in welcher Form Bayern und die anderen Bundesländer die Kassenärztlichen Vereinigun-
gen ins Boot holen und welche Vereinbarungen es letztlich geben wird. Die Abrechnung der Betriebsärzte 
erfolgt – nach derzeitiger Lesart – ausschließlich über die KV. 
Den vollständigen Text der Verordnung finden Sie hier 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/210311-CoronaImpfV_gez.pdf 
oder direkt auf der Homepage des Bundesanzeigers unter (Amtlicher Teil > Amtliche Veröffentlichungen) 
einsehen. 
FAQs zum freiwilligen Angebot von Corona-Testungen in Betrieben 
Solange die Impfungen der Bürgerinnen und Bürger so schleppend laufen, können Testungen in Unterneh-
men ein wichtiger Baustein in der Pandemiebekämpfung sein. Unter folgendem Link sehen Sie den Appell 
der vbw, des vbm und bayme an alle Unternehmen in Bayern zur Ausweitung des Corona-Testangebots in  
  

https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=101:100:8540935636784:::::
https://antigentest.bfarm.de/ords/f?p=101:100:8540935636784:::::
https://bit.ly/3v6xH6N
https://bit.ly/3v6xH6N
https://plattform-corona-schutzprodukte.de/
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210311-CoronaImpfV_gez.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210311-CoronaImpfV_gez.pdf
http://www.bundesanzeiger.de/
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den Betrieben: https://www.galabau-bayern.de/appell-an-alle-unternehmen-testen-in-den-betrie-
ben.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514888557150552. 
Wir möchten Sie mit dem neuen Fragenkatalog der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände unterstützen, die freiwilligen Testungen von Beschäftigten in den Betrieben gemäß der Gemeinsa-
men Erklärung voranzutreiben. Insbesondere Selbsttests können ein einfaches und wirksames Instrument 
zur Früherkennung von SARS-CoV-2-Infektionen im Betrieb sein. Der Fragenkatalog enthält praktische 
Empfehlungen zur Organisation und Durchführung von Corona-Tests im Betrieb und zu arbeitsrechtlichen 
Fragestellungen. Den Fragenkatalog der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände finden 
Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/faq-testangebot-1.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637514884855494857. 
Auch die aktuelle FAQ-Liste der vbw zu freiwilligen Corona-Tests in Betrieben enthält zahlreiche Informatio-
nen; die FAQ-Liste können Sie unter folgendem Link abrufen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-
zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210316-FAQ-Testen-in-den-
Betrieben-final.pdf 
Muster-Betriebsvereinbarung Freiwilliges Testangebot 
Vermehrte Tests sind eine wirksame Brücke, bis allen Bürgerinnen und Bürgen ein Impfangebot gemacht 
werden kann. Die vbw stellt unter folgendem Link eine Muster-Betriebsvereinbarung für ein freiwilliges 
Corona-Testangebot im Unternehmen zur Verfügung: https://www.galabau-bayern.de/210316-muster-bv-
freiwilliges-testangebot.pdfx?onpublix_view=true&tm=637520200042296960 
Bildungsangebot zum Thema „Covid-19-Selbst-und Schnelltests“ 
Bildungsangebote direkt für die Unternehmen werden gemäß der Arbeitsteilung der vier Spitzenverbände 
der deutschen Wirtschaft von der DIHK-Bildungs-GmbH erarbeitet und angeboten. Das aktuelle Bildungs-
angebot zum Thema „Covid-19-Selbst-und Schnelltests“ können Sie hier abrufen https://www.dihk-bil-
dungs-gmbh.de/weiterbildung/webinar-covid19-selbsttests/: 
Bescheinigung COVID-19 Antigen-Schnelltest 
Wir stellen Ihnen hier eine Vorlage für ein Schnelltest-Anmeldeformular zur Verfügung: https://www.gala-
bau-bayern.de/210318-meldebogen-und-zertifikat-corona-schnelltest-mitarbeiter-vbw.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637520199259334136 
FAQs der BDA zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
Anliegend erhalten Sie die aktualisierten FAQs der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA), die im Hinblick auf die neuen Inhalte der Corona-Arbeitsschutzverordnung durch die Änderungsver-
ordnung angepasst wurden.  
Die FAQs können Sie auch auf der Homepage der BDA unter https://arbeitgeber.de/wp-content/uplo-
ads/2021/03/bda-arbeitgeber-covid_19-faqs-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021_03_18.pdf herunter-
laden. 
Corona-Testung im Unternehmen 
Solange nicht allen Bürgerinnen und Bewohnern ein Impfangebot gemacht werden kann, sind Corona-
Tests eine zentrale Brücke hin zur Wiedererlangung einer gewissen gesamtgesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Normalität. Mit ihnen lassen sich Infektionen zeitnah identifizieren und damit auch Infektions-
ketten zügig unterbrechen. Die vier Spitzenverbände BDA, BDI, DIHK und ZDH haben daher in einem ge-
meinsamen Appell alle Unternehmen und Betriebe dazu aufgerufen, ihren Beschäftigten regelmäßig 
Corona-Tests anzubieten, und zwar Selbsttests („Laientests“) oder – soweit möglich – Schnelltests 
(Testung durch fachlich qualifizierte Personen). Dieses Testangebot der Wirtschaft wird bis zur Realisie-
rung einer epidemiologisch hinreichenden Impfquote einen wichtigen Beitrag für die Rückkehr zu einer ge-
wissen Normalität auch in Corona-Zeiten leisten. 
Das setzt voraus, dass die Verfügbarkeit von Tests- insbesondere der Selbsttest – schnell verbessert wird. 
PoC-Antigen-Schnelltests, bei denen der Abstrich durch geeignetes, geschultes Personal durchgeführt wer-
den muss, sind für die Betriebe des GaLaBaus bei der GBS zu erhalten. Die GBS geht zudem davon aus, 
dass sie im Laufe der nächsten Woche auch sogenannte Laientest, die ohne geschultes Personal im 
Selbsttest durchgeführt werden können, für GaLaBau-Betriebe zur Verfügung stellen kann. Die Listen der 
bisher zugelassenen Tests finden Sie auf den Internetseiten des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte: BfArM - Antigen-Tests auf SARS-CoV-2

https://www.galabau-bayern.de/appell-an-alle-unternehmen-testen-in-den-betrieben.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514888557150552
https://www.galabau-bayern.de/appell-an-alle-unternehmen-testen-in-den-betrieben.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514888557150552
https://www.galabau-bayern.de/faq-testangebot-1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514884855494857
https://www.galabau-bayern.de/faq-testangebot-1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514884855494857
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210316-FAQ-Testen-in-den-Betrieben-final.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210316-FAQ-Testen-in-den-Betrieben-final.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210316-FAQ-Testen-in-den-Betrieben-final.pdf
https://www.galabau-bayern.de/210316-muster-bv-freiwilliges-testangebot.pdfx?onpublix_view=true&tm=637520200042296960
https://www.galabau-bayern.de/210316-muster-bv-freiwilliges-testangebot.pdfx?onpublix_view=true&tm=637520200042296960
https://www.dihk-bildungs-gmbh.de/weiterbildung/webinar-covid19-selbsttests/
https://www.dihk-bildungs-gmbh.de/weiterbildung/webinar-covid19-selbsttests/
https://www.galabau-bayern.de/210318-meldebogen-und-zertifikat-corona-schnelltest-mitarbeiter-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637520199259334136
https://www.galabau-bayern.de/210318-meldebogen-und-zertifikat-corona-schnelltest-mitarbeiter-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637520199259334136
https://www.galabau-bayern.de/210318-meldebogen-und-zertifikat-corona-schnelltest-mitarbeiter-vbw.pdfx?onpublix_view=true&tm=637520199259334136
https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/03/bda-arbeitgeber-covid_19-faqs-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021_03_18.pdf
https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/03/bda-arbeitgeber-covid_19-faqs-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021_03_18.pdf
https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html
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Bei der Bereitstellung der Testung handelt sich - trotz der Selbstverpflichtung der Wirtschaft - um ein freiwil-
liges Angebot der Unternehmen an seine Mitarbeiter. Die Testfrequenz und die Mitarbeiter können die Un-
ternehmen selbst bestimmen.  
Unter folgendem Link können Sie die FAQ-Liste abrufen, die unter Federführung der BDA von den vier 
Spitzenverbänden gemeinsam erstellt wurde: https://www.galabau-bayern.de/zdh-faq-teststrategie-be-
triebe.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521815911345703 
Sie finden dort infektionsschutz-, arbeits- und sozialrechtliche Aspekte der Testung zusammengestellt. Es 
gibt in der Liste Informationen über die Testarten und ihre Handhabung, die praktische Durchführung der 
Test, Informationen zur Betriebsorganisation, Informationen über den Umgang mit positiv getesteten Mitar-
beitern und Informationen zur Haftung.  
Ein Muster einer aus Datenschutzgründen zweckmäßigen Einwilligungserklärung finden Sie als Word-Do-
kument hier: https://www.galabau-bayern.de/formular-einwilligungserklaerung-testung.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637521816185718165 
Veröffentlichung von Stellungnahmen des AfAMed 
Der Ad-hoc-Arbeitskreis des Ausschusses für Arbeitsmedizin (AfAMed) hat in der Sitzung am 24. März 
2021, nach Abschluss der Rechtsförmlichkeitsprüfung durch das Bundesarbeitsministerium, mit einer Ent-
haltung folgende Stellungnahmen beschlossen: 
• COVID-19-Impfungen im Betrieb 
• Tragezeitbegrenzungen für FFP2-Masken 
Sie finden die veröffentlichten Stellungnahmen unter folgendem Link: 
www.baua.de/DE/Aufgaben/Geschaeftsfuehrung-von-Ausschuessen/AfAMed/Ausschuss-fuer-Arbeitsmedi-
zin_node.html 
Webinar "Corona-Schnelltests in Unternehmen" 
Unter folgendem Link können Sie das Webinar der vbw zu Corona-Schnelltests in Unternehmen abrufen: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/210330-Webinar-Schnelltests-in-Unternehmen.pdf 
Muster „Kontaktpersonenermittlung“ 
Unter folgendem Link können Sie das Muster der vbw zur Kontaktpersonenermittlung abrufen: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/210408-MustervorlageKontaktpersonennachverfolgung_final.pdf 
Corona-Tests in Betrieben: Fragen und Antworten 
Unter folgendem Link finden Sie die FAQ der vbw zu Corona-Tests in Betrieben: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Downloads/210406-FAQ-Testen-in-
den-Betrieben.pdf 
Corona-Impfung durch Betriebsärzte – Überarbeitung der Coronavirus-Impfverordnung 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat am 01. April 2021 die überarbeitete Version der Coronavirus-
Impfverordnung im Bundesanzeiger veröffentlicht. Die aktuelle Fassung tritt zum 01. April 2021 in Kraft und 
ersetzt die Coronavirus-Impfverordnung vom 10. März 2021. 
Bereits in der vorhergehenden Fassung der Coronavirus-Impfverordnung war in § 6 eine Einbindung der 
Betriebsärzte vorgesehen. Die überarbeitete Verordnung sieht in § 9 Abs. 4 eine Vergütung der Betriebs-
ärzte vor. Ursprünglich sollte die aktuelle Überarbeitung auch das Erbringen von Impfleistungen durch Be-
triebsärzte und deren Belieferung mit Impfstoff über die Apotheken regeln. Diese Neuerungen sind nun für 
eine der folgenden Überarbeitungen vorgesehen. 
Den vollständigen Text der Verordnung finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zuga-
engliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Bundesgesundheitsministe-
rium_Impfverordnung_01042021.pdf. 
Sonn- und Feiertagsarbeit in der Medizin- und Impfstofflogistik ab 03. April 2021 
Am 01. April 2021 haben alle bayerischen Bezirksregierungen gleichlautende Allgemeinverfügungen nach § 
15 Abs. 2 des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) erlassen. 
Ab dem 03. April 2021 bis zum 30. Juni 2021 dürfen, abweichend von § 9 ArbZG, Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer mit den folgenden Tätigkeiten auch an Sonn- und Feiertagen beschäftigt werden: 
• Warenannahme, 
• Lagern,  

https://www.galabau-bayern.de/zdh-faq-teststrategie-betriebe.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521815911345703
https://www.galabau-bayern.de/zdh-faq-teststrategie-betriebe.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521815911345703
https://www.galabau-bayern.de/formular-einwilligungserklaerung-testung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521816185718165
https://www.galabau-bayern.de/formular-einwilligungserklaerung-testung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521816185718165
https://www.baua.de/DE/Aufgaben/Geschaeftsfuehrung-von-Ausschuessen/AfAMed/Ausschuss-fuer-Arbeitsmedizin_node.html
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https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210408-MustervorlageKontaktpersonennachverfolgung_final.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210408-MustervorlageKontaktpersonennachverfolgung_final.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Downloads/210406-FAQ-Testen-in-den-Betrieben.pdf
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• Auseinzeln, 
• Verpacken, 
• Kommissionieren, 
• Liefern an Unternehmen, 
• Transport, Be- und Entladen sowie Einräumen 
Dieses Tätigkeitsspektrum bezieht sich jeweils auf Medizinprodukte, Arzneimittel, Impfstoffe, Impfzubehör 
und medizinisches Verbrauchsmaterial für die Eingrenzung, Bekämpfung und Bewältigung der Pandemie 
durch das Corona-Virus (SARS-CoV-2). Auf Wunsch ist den Beschäftigten am Sonntagvormittag die Teil-
nahme am Hauptgottesdienst zu ermöglichen. 
Die jeweiligen Allgemeinverfügungen finden Sie hier im Wortlaut: 
Oberbayern  
Niederbayern  
Schwaben  
Oberpfalz  
Unterfranken  
Mittelfranken  
Oberfranken  
Angebotsverpflichtung für Corona-Tests in Unternehmen beschlossen 
Änderung der Corona-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) 
Das Bundeskabinett hat am 13. April 2021 eine bundesweite Testangebotspflicht für Unternehmen be-
schlossen. Zu diesem Zweck wird die Corona-Arbeitsschutzverordnung um eine generelle Angebotsver-
pflichtung zum Testen für alle Betriebe in Deutschland, deren Beschäftigte nicht von ihrer Wohnung aus 
arbeiten, erweitert. Die Laufzeit der Corona-ArbSchV wird auf 30. Juni 2021 verlängert. 
Eckpunkte der Regelung 
Der Arbeitgeber muss Beschäftigten, die nicht ausschließlich in ihrer Wohnung arbeiten, mindestens einmal 
pro Kalenderwoche einen Test in Bezug auf einen direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 
anbieten. 
Für bestimmte Beschäftigungsgruppen mit besonders hohem Infektionsrisiko sieht die Verordnung eine hö-
here Testfrequenz von mindestens zwei Tests pro Woche vor: 
• Beschäftigte, die vom Arbeitgeber oder auf dessen Veranlassung in Gemeinschaftsunterkünften unter-

gebracht sind,  
• Beschäftigte, die unter klimatischen Bedingungen in geschlossenen Räumen arbeiten, die eine Übertra-

gung des Coronavirus SARS-CoV-2 begünstigen,  
• Beschäftigte in Betrieben, die personennahe Dienstleistungen anbieten, bei denen direkter Körperkon-

takt zu anderen Personen nicht vermieden werden kann,  
• Beschäftigte, die betriebsbedingt Tätigkeiten mit Kontakt zu anderen Personen ausüben, sofern die an-

deren Personen einen Mund-Nase-Schutz nicht tragen müssen, und 
• Beschäftigten, die betriebsbedingt in häufig wechselnden Kontakt mit anderen Personen treten.  
Die Angebotsverpflichtung kann durch die unternehmensseitige Bereitstellung von Selbsttests erfüllt wer-
den. Nachweise über die Beschaffung der Tests sind vier Wochen aufzubewahren. Weitergehende Doku-
mentationspflichten, z.B. hinsichtlich des Testergebnisses bestehen nicht. 
Wir stellen Ihnen die Kabinettsvorlage zur Änderung der Corona-ArbSchV hier zur Verfügung:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/21-04-
13_RefE-Zweite-A%CC%88nderungsverordnung-Corona-ArbSchV.pdf 
Ob der Arbeitgeber seine Mitarbeiter verpflichten kann, die Tests durchzuführen, und bei Verweigerung der 
Testung nach Hause schicken und die Vergütung entsprechend kürzen kann, ist noch nicht geklärt.  
Rechtsprechung hierzu gibt es (noch) nicht, wir werden allerdings schnellstmöglich eine Klärung herbeifüh-
ren und Sie über das Ergebnis informieren. 
Corona-Schutzprodukte made in Bavaria/made in Germany 
Besonders zu Beginn der Corona-Pandemie gab es bei vielen Produkte, die für die Reduktion des Infekti-
onsrisikos dringend benötigt wurden, gravierende Lieferengpässe und teilweise extrem lange Lieferzeiten. 
Bezugsquellen in der Nähe für persönliche Schutzausrüstung gab es kaum. 
  

https://www.regierung.oberbayern.bayern.de/mam/dokumente/bereich5/coronavirus/2021-04-01_allgemeinverfuegung_az_corona-impfen_obb.pdf
https://www.regierung.niederbayern.bayern.de/media/service/publikationen/rabl07_21.pdf
https://www.regierung.schwaben.bayern.de/mam/presse/pu/allgemeinverfuegung-2021-04-01.pdf
https://www.regierung.oberpfalz.bayern.de/mam/service/regierungsamtsblatt/2021/regierungsamtsblatt_oberpfalz_2021_04.pdf
https://www.regierung.unterfranken.bayern.de/mam/Bekanntmachungen/amtsblatt/2021/ausgabe_7_seiten_49-52.pdf
https://www.regierung.mittelfranken.bayern.de/mam/aufgaben/gaa/allgemeinverf%C3%BCgung_%C2%A7_15_arbzg_01_04_2021_regmfr_gaa.pdf
https://www.regierung.oberfranken.bayern.de/mam/service/amtliche_veroeffentlichungen/oberfraenkisches_amtsblatt/ofr_amtsblatt_2021_05_sonderausgabe.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/21-04-13_RefE-Zweite-A%CC%88nderungsverordnung-Corona-ArbSchV.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/21-04-13_RefE-Zweite-A%CC%88nderungsverordnung-Corona-ArbSchV.pdf
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Hohes Interesse an zuverlässigen Lieferbeziehungen  
Viele Abnehmer erwarten von Produkten made in Germany bzw. made in Bavaria eine besonders hohe 
Qualität und Zuverlässigkeit sowie sicherere Lieferbeziehungen. Inzwischen haben Unternehmen am 
Standort ihre bestehende Produktion ausgeweitet oder ihr Portfolio beispielsweise um OP- und Atem-
schutzmasken erweitert. Nur, wenn sie dauerhaft Abnehmer dafür finden, werden sie trotz der in der Regel 
höheren Produktionskosten insbesondere im Vergleich zu Asien diesen Weg weitergehen. 
Neu: Kennzeichnungsmöglichkeit für regionale Produktion  
Seit genau einem Jahr trägt die vbw mit ihrer Plattform zu mehr Transparenz auf dem Markt bei, um die Un-
ternehmen sowohl bei der Beschaffung als auch beim Absatz zu unterstützen. Von Anfang an konnte man 
sich dabei auch gezielt Anbieter aus einem bestimmten Regierungsbezirk anzeigen lassen. Mit der neues-
ten Anpassung wird es nun möglich, bei jedem Produkt einzeln zu kennzeichnen, ob es in Bayern bezie-
hungsweise Deutschland hergestellt wird. Selbstverständlich kann danach auch gesucht werden. 
 
Update: Angebotsverpflichtung für Corona-Tests in Unternehmen tritt am 20. April 2021 in Kraft 
Änderung der Corona-Arbeitsschutzverordnung (Corona-ArbSchV) 
Die vom Bundeskabinett am 13. April 2021 beschlossene bundesweite Testangebotspflicht für Unterneh-
men wurde am 15. April 2021 im Bundesanzeiger veröffentlicht. Sie tritt damit am 20. April 2021 in Kraft. Zu 
diesem Zweck wird die Corona-Arbeitsschutzverordnung für alle Betriebe in Deutschland, deren Beschäf-
tigte nicht von ihrer Wohnung aus arbeiten, um eine generelle Angebotsverpflichtung zum Testen erweitert. 
Die Laufzeit der Corona-ArbSchV wird bis zum 30. Juni 2021 verlängert. 
FAQ zur Corona-Angebotspflicht der Unternehmen 
Zur Corona-Angebotspflicht der Unternehmen können Sie unter folgendem Link die FAQ einsehen, die uns 
vom VGL NRW zur Verfügung gestellt wurden: https://www.galabau-bayern.de/merkblatt-faq-zur-corona-
test-angebotspflicht.pdfx?onpublix_view=true&tm=637544384138907189 
Auch auf den Seiten des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales (BMAS) finden Sie  
eine gute Übersicht zu den wichtigsten Fragen rund um die Verpflichtung zum Testangebot. 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) aktualisiert derzeit ihren Fragen- und 
Antwortkatalog zur SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung. Sobald diese veröffentlicht sind, werden wir Sie 
informieren. 
Hinweis: Zum jetzigen Zeitpunkt sieht es so aus, dass eine Testpflicht für die Beschäftigten nicht pauschal, 
sondern allenfalls anlassbezogen (z.B. bei Infektionscluster im Betrieb, Symptomen bei Mitarbeitern) be-
trieblich geregelt werden kann. 
Muster-Betriebsvereinbarung Testangebotspflicht der Arbeitgeber 
Mit Inkrafttreten der geänderten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung am 20. April 2021 werden die ver-
pflichtet, ihren in Präsenz tätigen Mitarbeitern mindestes einmal pro Kalenderwoche einen Corona-Test an-
zubieten. Die Angebotsverpflichtung zur Bereitstellung von Tests endet mit Ablauf des 30. Juni 2021. 
Die vbw stellt unter folgendem Link eine Muster-Betriebsvereinbarung zur Umsetzung der arbeitgeberseiti-
gen Angebotsverpflichtung zur Verfügung: https://www.galabau-bayern.de/210419-muster-bv-testangebots-
pflicht-der-arbeitgeber.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865971212546 
Webinar "Corona-Schnelltests in Unternehmen" 
Mit Inkrafttreten der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung müssen nun alle Unternehmen bundesweit ih-
ren Beschäftigten ein Testangebot mindestens einmal pro Kalenderwoche unterbreiten. 
In einem Webinar der vbw wurden viele wichtige Fragen zu diesem Thema erläutert.  
Die vbw stellt hier die Unterlagen zum Webinar zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-
zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210420-Webinar-Schnelltests-
in-Unternehmen.pdf 
Kontaktpersonenermittlung  
Unter folgendem Link können Sie ein Muster zur Kontaktpersonenermittlung von Mitarbeitern mit Verdacht 
auf Covid-19-Erkrankung, bestätigter Covid-19-Erkrankung oder positivem Schnelltest herunterladen: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/210408-MustervorlageKontaktpersonennachverfolgung_final.pdf 
  

https://www.plattform-corona-schutzprodukte.de/
https://www.galabau-bayern.de/merkblatt-faq-zur-coronatest-angebotspflicht.pdfx?onpublix_view=true&tm=637544384138907189
https://www.galabau-bayern.de/merkblatt-faq-zur-coronatest-angebotspflicht.pdfx?onpublix_view=true&tm=637544384138907189
https://www.bmas.de/DE/Corona/Fragen-und-Antworten/Fragen-und-Antworten-ASVO/faq-corona-asvo.html#doc89168596-e024-487b-980f-e8d076006499bodyText8
https://www.galabau-bayern.de/210419-muster-bv-testangebotspflicht-der-arbeitgeber.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865971212546
https://www.galabau-bayern.de/210419-muster-bv-testangebotspflicht-der-arbeitgeber.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865971212546
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210420-Webinar-Schnelltests-in-Unternehmen.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210420-Webinar-Schnelltests-in-Unternehmen.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210420-Webinar-Schnelltests-in-Unternehmen.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210408-MustervorlageKontaktpersonennachverfolgung_final.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210408-MustervorlageKontaktpersonennachverfolgung_final.pdf
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FAQ der BDA zur Corona-ArbSchV 
Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) hat ihre Fragen und Antworten zur 
Corona-ArbSchV aktualisiert. Die FAQ finden Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-bay-
ern.de/bda-arbeitgeber-covid-19-faq-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021-04-20.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637546865551994042 
Kommt ein Betrieb der Angebotspflicht nach, wenn er bei den sogenannten lokalen „Bürgertestzen-
tren“ einen Termin für seine Mitarbeiter vereinbart bzw. die Mitarbeiter zum dortigen Testen auffor-
dert? 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat hier eine klare Meinung dazu. Auf der Home-
page des BMAS ist dies folgendermaßen definiert: 
„Die Durchführung von Testung der Beschäftigten kann auch durch Dritte z. B. durch geeignete Dienstleis-
ter oder anerkannte Testzentren/Teststellen erfolgen. Hierbei ist zu beachten, dass die wöchentlichen kos-
tenlosen Bürgertests nicht für die Testung der Beschäftigten durch die Arbeitgeber zur Verfügung stehen. 
Werden Dienstleister für die Testung der Beschäftigten beauftragt, so muss der Arbeitgeber sicherstellen, 
dass nur Personen die Tests durchführen, die über die erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfah-
rung verfügen und entsprechend eingewiesen sind.“ 
Die Betriebe sollten dementsprechend handeln. 
Merkblatt zum Vorgehehen bei positivem Selbst- oder Schnelltest 
Das Merkblatt bzw. Schaubild des BGL erläutert, wie man sich verhält, wenn ein Mitarbeiter bei einem 
Selbst- oder Schnelltest ein positives Ergebnis erhält. Das Merkblatt finden Sie unter folgendem Link: 
https://www.galabau-bayern.de/testen-im-betrieb.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546863703100194 
Vorveröffentlichung der aktualisierten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel 
Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel wurde kurzfristig aktualisiert.  
Die aktuelle Fassung wurde nun auf der Webseite der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
(BAuA) vorab veröffentlicht, die Publikation im Gemeinsamen Ministerialblatt steht noch aus.  
Die Aktualisierung beinhaltet insbesondere: 
• Den Ersatz von Mund-Nase-Bedeckung durch Mund-Nase-Schutz; 
• Klarstellungen und Konkretisierungen zu Mund-Nase-Schutz (MNS) und Atemschutzmasken (d. h. 

FFP2-Masken oder höherwertige Masken) und deren Einsatz, u. a.:  
o Beschäftigte haben die vom Arbeitgeber bereitgestellte Maske zu tragen. 
o Grundsätzlich ist das Tragen einer MNS ausreichend. Welche Maske getragen werden muss, ergibt die 

Gefährdungsbeurteilung. 
o Atemschutzmasken sind insbesondere dann zu tragen, wenn bei Tätigkeiten mit einem erhöhten Aero-

solausstoß zu rechnen ist, oder bei Kontakt zu einer Person, die keine Maske tragen muss. 
o Der Arbeitgeber hat bei Atemschutzmasken (nicht bei MNS!) zu ermitteln, welche Gefährdungen mit 

dem Tragen dieser Masken verbunden sein können. 
• Ergänzungen zu Raumbelegung und Kontaktreduktion (z. B. Festlegen einer Mindestgrundfläche bei der 

Raumbelegung); 
• Reduzierung von Kurzzeitkontakten bzw. Kurzzeitbegegnungen auf 10 Minuten (als Summe aller Perso-

nenkontakte am Tag). 
• Den Einsatz von Warmlufttrocknern zur Handhygiene: Diese sind nun unter bestimmten Bedingungen 

zur Verwendung gestattet; 
• Ergänzende Hinweise auf aktuell erschienene Fachbeiträge zu mobilen Raumluftreinigern sowie 
• Klarstellung zur Beschaffenheit geeigneter Desinfektionsmittel. 
Die Vorabfassung (auch mit markierten Änderungen) ist auf der Webseite der BAuA zu finden: 
https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-CoV-2/AR-CoV-
2.html 
Insgesamt wurden einige verschärfende Inhalte aus der Arbeitsschutzverordnung übernommen. Gegen-
über der Arbeitsschutzverordnung entschärft wurde die Festlegung einer Mindestgrundfläche bei der 
Raumbelegung. Hier wird dem Arbeitgeber mehr Handlungsspielraum gelassen. Weiterhin wurde bei der 
Verwendung von Warmlufttrocknern eine Verbesserung erzielt. Kritisch ist, dass nun die Verwendung von 
MNS bis Ende der epidemischen Lage verpflichtend ist, sollte keine erneute Überarbeitung stattfinden, die 
eine Mund-Nase-Bedeckung im betrieblichen Rahmen wieder erlaubt.  

https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/04/bda-arbeitgeber-covid_19-faq_sars_cov_2_arbeitsschutzverordnung-2021_04_20.pdf
https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/04/bda-arbeitgeber-covid_19-faq_sars_cov_2_arbeitsschutzverordnung-2021_04_20.pdf
https://arbeitgeber.de/wp-content/uploads/2021/04/bda-arbeitgeber-covid_19-faq_sars_cov_2_arbeitsschutzverordnung-2021_04_20.pdf
https://www.galabau-bayern.de/bda-arbeitgeber-covid-19-faq-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021-04-20.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865551994042
https://www.galabau-bayern.de/bda-arbeitgeber-covid-19-faq-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021-04-20.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865551994042
https://www.galabau-bayern.de/bda-arbeitgeber-covid-19-faq-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-2021-04-20.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865551994042
https://www.galabau-bayern.de/testen-im-betrieb.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546863703100194
https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-CoV-2/AR-CoV-2.html
https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-CoV-2/AR-CoV-2.html
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Neben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel gilt befristet bis zum 30. Juni 2021 die SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung. 
Kabinett beschließt Dritte Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
Erst am Dienstag, 20. April 2021 ist die Zweite Verordnung zur Änderung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung in Kraft getreten, mit der eine Coronatest-Angebotspflicht für Arbeitgeber eingeführt wurde. 
Gestern nun hat das Bundeskabinett als Folge der Diskussionen zu Änderungen des Infektionsschutzge-
setzes durch das Vierte Bevölkerungsschutzgesetz eine erneute Änderung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-
verordnung (Corona-ArbSchV) beschlossen.  
Mit der Dritten Verordnung zur Änderung der Corona-ArbSchV soll die Test-Angebotspflicht der Arbeitgeber 
verschärft werden. Arbeitgeber sollen künftig verpflichtet sein, jedem Beschäftigten zweimal pro Woche ei-
nen Coronatest anzubieten.  
Der Referentenentwurf, der an das Bundeskabinett gegangen ist, sieht weiter vor, dass Arbeitgeber die ent-
sprechenden Unterlagen, wie Rechnungen und Angebotsnachweise an die Beschäftigten, nunmehr bis 
zum 30. Juni 2021 (bislang vier Wochen) als Nachweis gegenüber den zuständigen Behörden aufbewah-
ren. Den Referentenentwurf finden Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-bayern.de/refe-dritte-
aenderung-corona-arbschv.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865043717250 
Das Bundesarbeitsministerium begründet die pauschale verstärkte Testpflicht mit einer Studie der Heinrich-
Heine-Universität Düsseldorf, wonach Gegenden mit hoher Erwerbsquote für alle bisherigen drei Infektions-
wellen signifikant erhöhte Infektionszahlen gegenüber Regionen mit geringerer Erwerbsquote verzeichnet 
hätten. 
Erneute Anpassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung tritt am 23. April 2021 in Kraft 
Das Bundeskabinett hat eine weitere Anpassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutz-Verordnung verabschie-
det. Die dritte Änderungsverordnung tritt am 23. April 2021 in Kraft. 
Die Anpassungen im Überblick 
Durch die Anpassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung werden die Arbeitgeber verpflichtet, min-
destens zweimal pro Woche Tests anzubieten. Weiterhin werden die Regelungen zum Arbeiten von Zu-
hause ins Infektionsschutzgesetz aufgenommen und somit in der Arbeitsschutz-Verordnung gestrichen. 
Von Seiten des BMAS heißt es dazu: 
Mit der ergänzten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung sind Arbeitgeber verpflichtet, in ihren Betrieben 
allen Mitarbeitern, die nicht ausschließlich im Homeoffice arbeiten, regelmäßige Selbst- oder Schnelltests 
anzubieten, grundsätzlich mindestens 2-mal pro Woche. 
Mit der Neuregelung entfällt der bisherige § 5 Abs. 2 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung und damit 
auch die Pflicht im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung festzulegen, welchen Beschäftigten tätigkeitsbe-
dingt ein zweimaliges Testangebot pro Woche unterbreitet werden muss. 
Zudem müssen Nachweise über die Beschaffung von Tests beziehungsweise Vereinbarungen mit Dritten 
über Testungen nun bis zum 30. Juni 2021 aufbewahrt werden. 
Den Referentenentwurf zur Anpassung der Arbeitsschutzverordnung finden Sie hier: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Downloads/ref-dritte-aenderungs-
verordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdf 
Unter folgendem Link finden Sie zudem eine Vorlage der SVLFG zur Dokumentation der Testangebote im 
Unternehmen: https://www.galabau-bayern.de/2021-04-dokuangebotcoronatest.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637550346177490912 
 
Update Muster-Betriebsvereinbarung Testangebotspflicht der Arbeitgeber 
Mit Inkrafttreten der erneut geänderten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung am 23. April 2021 werden 
die Arbeitgeber verpflichtet, ihren in Präsenz tätigen Mitarbeitern mindestes zweimal pro Kalenderwoche 
einen Corona-Test anzubieten. Die Angebotsverpflichtung zur Bereitstellung von Tests endet mit Ablauf 
des 30. Juni 2021. 
Wir stellen Ihnen eine Muster-Betriebsvereinbarung zur Umsetzung der arbeitgeberseitigen Angebotsver-
pflichtung zur Verfügung.: https://www.galabau-bayern.de/210423-muster-bv-testangebotspflicht-der-arbeit-
geber.pdfx?onpublix_view=true&tm=637550345090312225 
  

https://www.galabau-bayern.de/refe-dritte-aenderung-corona-arbschv.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546865043717250
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https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Downloads/ref-dritte-aenderungsverordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Downloads/ref-dritte-aenderungsverordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Downloads/ref-dritte-aenderungsverordnung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung.pdf
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-dokuangebotcoronatest.pdfx?onpublix_view=true&tm=637550346177490912
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-dokuangebotcoronatest.pdfx?onpublix_view=true&tm=637550346177490912
https://www.galabau-bayern.de/210423-muster-bv-testangebotspflicht-der-arbeitgeber.pdfx?onpublix_view=true&tm=637550345090312225
https://www.galabau-bayern.de/210423-muster-bv-testangebotspflicht-der-arbeitgeber.pdfx?onpublix_view=true&tm=637550345090312225
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Informationen und Erläuterungen für eine Corona-Musterdokumentation 
Der Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) hat auf seiner Internetseite Informationen und Erläu-
terungen für eine Corona-Musterdokumentation als Hilfestellung für die Betriebe veröffentlicht. 
Sie erhalten die Musterdokumentation unter folgendem Link: https://www.zdh.de/fachbereiche/steuern-und-
finanzen/kassenfuehrung/corona-dokumentation-gut-geruestet-bei-zukuenftigen-betriebspruefungen-und-
nachschauen/. 
Veröffentlichung der aktualisierten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel im GmBl 
Die aktualisierte Fassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel wurde nun offiziell vom Bundesarbeitsminis-
terium (BMAS) im Gemeinsamen Ministerialblatt (Nr. 27/2021, S. 622 ff.) sowie auf der Webseite der Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) veröffentlicht. Die Änderungen in der Arbeits-
schutzregel erhalten damit eine Vermutungswirkung. Im Vergleich zu der vorveröffentlichten Fassung auf 
der Webseite der BAuA gab es erneut Änderungen. 
Diese erneuten Änderungen umfassen u. a.: 
• Konkretisierungen der Kurzzeitkontakte als "in dieser Regel die Summe aller entsprechenden Personen-

kontakte (...), die über den gesamten Tag 10 Minuten nicht übersteigt, z. B. kurze Begegnungen auf dem 
Flur."  

• Ergänzung des Hinweises zu Punkt 4.2.13 (3) bezüglich Atemschutzmasken "Auch MNS kann tätigkeits-
abhängig den Atemwiderstand oder die Wärmebelastung erhöhen." 

Die - mit markierten Änderungen - aktualisierte SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel ist auf der Webseite der 
BAuA zu finden: https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-
CoV-2/pdf/AR-CoV-2-Aenderungen-2.pdf?__blob=publicationFile&v=7  
Neben der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel gilt befristet bis zum 30. Juni 2021 die SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung.  
Bestellung von Selbsttests 
Soweit Sie Tests benötigen, können Sie diese über ein Fördermitglied des BGL, FOSTER – ein Teil der 
FarmTool Farmsoftware GmbH, bestellen. Weitere Informationen zur Bestellung erhalten Sie unter folgen-
dem Link: https://www.galabau-bayern.de/antigen-nasocheck-angebot-foster.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637563287765752589 
Auch die GBS unseres Bundesverbandes bietet entsprechende Tests an und tritt mit einem Angebot in die-
sen Tagen direkt an Sie heran. 
Informationen zum Impfstart der Betriebsärzt*innen am 7. Juni 2021 
Ab dem 07. Juni 2021 werden Betriebsärzt*innen bundesweit in die COVID-19-Impfkampagne einbezogen. 
Anfangs wird nur eine begrenzte Liefermenge pro Woche an Impfstoffen für die Betriebsärzte zur Verfü-
gung stehen. Voraussetzung für den Erhalt sind die Anbindung des Betriebsarztes an das Digitale Impfquo-
tenmonitoring (DIM) des Robert Koch-Instituts (RKI) sowie eine geeignete Infrastruktur zur Gewährleistung 
einer ordnungsgemäßen Handhabung der Impfstoffe gegen COVID-19. 
Zu den aktuellen Einzelheiten der Impfstoffbestellung hat die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände eine Handlungshilfe erstellt, die wir Ihnen hier zur Verfügung stellen: https://www.wirtschaft-
testetgegencorona.de/wp-content/uploads/2021/05/Handreichung-Betriebsaerzte-Impfstoffe-und-Zubehoer-
2021-05-17-15-31-00.pdf 
Die Handlungshilfe erläutert unter anderem die Bestellvorgaben und Lieferung der Impfstoffe einschließlich 
des Impfzubehörs und informiert zu wichtigen Punkten bei der Vorbereitung und Verabreichung der Impf-
stoffe. 
Impfstoffbestellung 
• Die Bestellung für einen Impfstart in der Woche ab dem 7. Juni 2021 muss bis spätestens Freitag,  

21. Mai 2021, 12:00 Uhr erfolgen. 
• Bestellberechtigung: Jeder bei einem Unternehmen angestellte Betriebsarzt (Werksarzt), jeder Betriebs-

arzt eines überbetrieblichen Dienstes und jeder freie Betriebsarzt, der für ein Unternehmen mit Sitz in 
Deutschland Impfungen gegen COVID-19 durchführen wird. 

• Bestellung impfstoffspezifisch mit Impfzubehör auf blauem Privatrezept. Für Erstbestellung formlose Be-
stellung möglich.  

https://www.zdh.de/fachbereiche/steuern-und-finanzen/kassenfuehrung/corona-dokumentation-gut-geruestet-bei-zukuenftigen-betriebspruefungen-und-nachschauen/
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https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-CoV-2/pdf/AR-CoV-2-Aenderungen-2.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.baua.de/DE/Angebote/Rechtstexte-und-Technische-Regeln/Regelwerk/AR-CoV-2/pdf/AR-CoV-2-Aenderungen-2.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://www.galabau-bayern.de/antigen-nasocheck-angebot-foster.pdfx?onpublix_view=true&tm=637563287765752589
https://www.galabau-bayern.de/antigen-nasocheck-angebot-foster.pdfx?onpublix_view=true&tm=637563287765752589
https://www.wirtschafttestetgegencorona.de/wp-content/uploads/2021/05/Handreichung-Betriebsaerzte-Impfstoffe-und-Zubehoer-2021-05-17-15-31-00.pdf
https://www.wirtschafttestetgegencorona.de/wp-content/uploads/2021/05/Handreichung-Betriebsaerzte-Impfstoffe-und-Zubehoer-2021-05-17-15-31-00.pdf
https://www.wirtschafttestetgegencorona.de/wp-content/uploads/2021/05/Handreichung-Betriebsaerzte-Impfstoffe-und-Zubehoer-2021-05-17-15-31-00.pdf
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Anlieferung und Lagerung 
• Die Anlieferung erfolgt grundsätzlich am Montag – in der Regel nachmittags. Zum Impfbeginn erfolgt die 

erste Lieferung also am Montag, 07. Juni 2021. 
• Die gelieferten Impfstoffe müssen bei 2° bis 8 °C in einem geeigneten Kühlschrank gelagert werden. 
• Hinweise der Hersteller beachten.  
Zu Beachten bei Vorbereitung und Verabreichung  
• Webseiten und Informationen der Hersteller. 
• Unterschiedliches Impfschema je Impfstoff. 
• Mindestabstand von 14 Tagen vor Beginn und nach jeder COVID-19-Impfung einhalten. 
• Nachbeobachtungszeit von 15 Minuten nach Impfung. 
Handreichung für Betriebsärzte zu Vergütung, Abrechnung und Meldung von Corona-Impfungen 
Die Coronavirus-Impfverordnung, die am 2. Juni 2021 in aktualisierter Fassung veröffentlicht wurde, bildet 
eine wesentliche rechtliche Grundlage für das Impfen in Betrieben. Mit der Handreichung für Betriebsärzte 
zu Vergütung, Abrechnung und Meldung von COVID-19-Impfungen hat die vbw ausgewählte Inhalte der 
Verordnung für Sie aufbereitet. Die Handreichung finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redak-
tion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Handreichung-
f%C3%BCr-Betriebs%C3%A4rzte-zu-Verg%C3%BCtung-Abrechnung-und-Meldung-von-Corona-Impfun-
gen.pdf 
Vergütung für die Impfleistung 
• 20 Euro je Erst- und Abschlussimpfung. 
• Anspruch haben freie Betriebsärzte und überbetriebliche Betriebsärztliche Dienste. 
• Kein Anspruch besteht bei angestellten Betriebsärzten sowie überbetrieblichen Diensten, wenn die Leis-

tung bereits anderweitig im Wege einer Beauftragung durch ein Unternehmen vergütet wird. 
• Kein Anspruch besteht auch für freie Betriebsärzte und überbetriebliche Dienste bei Impfungen in Impf-

stellen, die von dritter Seite finanziert werden. 
Hinweis zur Bestellung: Bei der Bestellung ist zu beachten, dass nicht mehr als die Höchstmenge bestellt 
wird! Dies würde zu manuellen, aufwendigen Prüfungen und Korrekturen führen und den Bestellprozess 
verzögern. 
Vergütung für die Ausstellung eines COVID-19 Impfzertifikats nach § 22 Abs. 5 IfSG 
• Die Vergütung des Betriebsarztes oder des überbetrieblichen Betriebsärztlichen Dienstes beträgt grund-

sätzlich sechs Euro je Ausstellung, wenn diese durch den impfenden Betriebsarzt selbst erfolgt. 
• Der Vergütungsbetrag von sechs Euro wird bei der Ausstellung durch den impfenden Betriebsarzt unab-

hängig davon erstattet, ob die Erstellung des Impfzertifikats bei der Durchführung der Impfung oder 
nachträglich erfolgt (etwa bei einer späteren Bereitstellung der technischen Verfahren oder dem Abhan-
denkommen der Erstbescheinigung). 

• Die Vergütung für die nachträgliche Ausstellung eines Impfzertifikats durch einen Betriebsarzt oder den 
überbetrieblichen Betriebsärztlichen Dienst beträgt 18 Euro, wenn der ausstellende Betriebsarzt die im 
Wege des Impfzertifikats zu bestätigende Impfung nicht selbst durchgeführt hat. 

• Wird durch einen Betriebsarzt nachträglich ein Impfzertifikat über die Durchführung einer Erstimpfung 
durch einen anderen Arzt ausgestellt und diese Ausstellung im Umfang von 18 Euro vergütet, umfasst 
die Vergütung für die nachträgliche Ausstellung eines Impfzertifikates durch denselben Betriebsarzt und 
für eine von einem anderen Arzt durchgeführte Zweitimpfung nur sechs Euro (insgesamt bis zu 24 €).  

Abrechnung 
• Über die Kassenärztliche Vereinigung (KV), in deren Bezirk der Leistungserbringer seinen Sitz hat. 
• Einmalige Anmeldung/Registrierung bei der zuständigen KV, als externer Leistungserbringer erforder-

lich. 
• Einfache Abrechnung via Angabe der Anzahl der durchgeführten Impfungen im entsprechenden Abrech-

nungsmonat. 
Besonderheit für freie Betriebsärzte, die gleichzeitig an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen: Die 
Leistungen sind jeweils entsprechend der wahrgenommenen Rolle zu kennzeichnen und nach den jeweili-
gen Verfahren abzurechnen, die in den Abrechnungsvorgaben der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
dargelegt sind. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Handreichung-f%C3%BCr-Betriebs%C3%A4rzte-zu-Verg%C3%BCtung-Abrechnung-und-Meldung-von-Corona-Impfungen.pdf
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Meldung 
Tägliche Meldung des gesamten Datensatzes an das Digitale Impfquotenmonitoring (DIM) des RKI.  
• Bei DIM-Schnittstelle in Praxissoftware: automatische Meldung aus der Praxissoftware. Informationen 

hierzu erhalten die Betriebsärzte von ihrem anbietenden Softwarehersteller. 
• Bei fehlender Schnittstelle: manuelle Meldung an das Digitale Impfquotenmonitoring des RKI. 
• Besonderheit für freie Betriebsärzte, die gleichzeitig an der vertragsärztlichen Versorgung teilnehmen: 

tägliche Schnell-Doku über das Impf-DokuPortal der KBV, zusätzlich quartalsweise Dokumentation über 
die Abrechnung.  

 
Update: Konzept zur Zusammenarbeit zwischen Betriebsärzten und Impfzentren 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) hat zusammen mit bayme vbm und 
vbw ein Konzept erarbeitet, das ab sofort die Zusammenarbeit von Betriebsärzt*innen und Impfzentren für 
das Impfen bei kleinen und mittelgroßen Unternehmen (KMU) ermöglicht. Inzwischen wurde das Konzept 
um eine erläuternde Unterlage ergänzt, die wir Ihnen hier zur Verfügung stellen: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210611-
Erg%C3%A4nzung-zum-Konzept-BA-IZ.pdf 
Den freien Betriebsärzt*innen und betriebsärztlichen Dienstleistern wird mit dem Konzept eine zusätzliche 
Möglichkeit bei der Umsetzung des betrieblichen Impfens geboten. 
Die Betriebsärzt*innen sind weiterhin für die Impfstoffbestellung und das Impfen selber verantwortlich, kön-
nen aber Unterstützungsleistungen des Impfzentrums anfordern und werden insbesondere bei der Doku-
mentation unterstützt. Für eine erwünschte Unterstützung durch das Impfzentrum soll der jeweilige Betrieb 
oder der/die Betriebsärzt*in direkt Kontakt mit dem jeweils örtlich zuständigen Impfzentrum aufnehmen. 
Neben organisatorischen Hinweisen gibt das Konzept Auskunft zu Rechts- und Kostenfragen. Zu beachten 
ist, dass gemäß § 6 Abs. 3 S. 5 CoronaImpfV kein Vergütungsanspruch nach § 6 Abs. 1 (20 Euro pro Imp-
fung), besteht, wenn zur Leistungserbringung auf die Infrastruktur eines Impfzentrums zurückgegriffen wird. 
Die Details finden Sie in dem Konzept, das wir Ihnen hier zur Verfügung stellen: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210609-
Konzept-Regelversorgung-BA-IZ.pdf 
Zudem hat das StMGP eine Pressemitteilung herausgegeben, die Sie ebenfalls hier herunterladen können:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/210609-Pressemitteilung-Impfzentren.pdf 
 
Information zur Impfstofflieferung in KW 25 und zur Impfstoffbestellung für KW 26 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat folgende Vorgaben zur Belieferung der Betriebsärzt*innen mit 
den Impfstoffen von Biontech und Johnson & Johnson für die Kalenderwoche 25 (21. bis 27. Juni 2021) 
mitgeteilt: 
Impfstoff von Biontech 
• Gesamtmenge von 600.000 Dosen des Impfstoffs von Biontech.  
• Jede/Jeder der 5.007 bestellenden Betriebsärzt*innen erhält mindestens 108 Dosen (18 Vials) – soweit 

keine geringere Menge bestellt wurde.  
Impfstoff von Johnson & Johnson 
• Gesamtmenge von 162.000 Dosen des Impfstoffs von Johnson & Johnson.  
• Jede*r der 2.327 bestellenden Betriebsärzt*innen erhält die bestellte Menge im vollen Umfang.  
Die bestellenden Betriebsärzt*innen werden bis spätestens zum 16. Juni 2021 von ihrer Apotheke infor-
miert, in welchem Umfang genau ihre Bestellung beliefert wird. Die Anlieferung des Impfstoffs inklusive 
Impfzubehör erfolgt über die Apotheke grundsätzlich am Montag – in der Regel nachmittags. Zum Impfbe-
ginn erfolgt die erste Lieferung also am Montag, 21. Juni 2021. 
Die Bestellung des Impfstoffes für die KW 26 (28. Juni bis 04. Juli 2021) erfolgt bis Donnerstag, 17. Juni 
2021, 12 Uhr. Die Betriebsärzte erhalten für die KW 26 ausschließlich den Impfstoff Comirnaty® (Biontech). 
Die Bestellmenge ist für die KW 26 pro Betriebsarzt auf maximal 300 Dosen (50 Vials) begrenzt. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte den Anlagen: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Anl_1-VI-152-21-Information-zur-Impfstofflieferung-in-der-KW-25.pdf  
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https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Anl_2-VI-152-21-Information-zur-Impfstoffbestellung-in-der-KW-26.pdf 
 
Information zur Impfstofflieferung in der KW 26 und zur Impfstoffbestellung für die KW 27 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat heute die Vorgaben zur Belieferung und der Bestellung der Be-
triebsärztinnen und Betriebsärzte mit Impfstoffen mitgeteilt. 
Liefermenge für die Woche vom 28. Juni bis 2. Juli 2021 (KW 26) 
• Gesamtmenge von 801.450 Dosen des Impfstoffs von Biontech. 
• Jede/Jeder der 5.334 bestellenden Betriebsärzt*innen erhält mindestens 138 Dosen (23 Vials) – soweit 

keine geringere Menge bestellt wurde.  
Bestellmenge für die Woche vom 5. Juli bis 9. Juli 2021 (KW 27) 
• max. Bestellmenge des Impfstoffs von BioNTech/Pfizer: 300 Dosen (50 Vials) 
• max. Bestellmenge des Impfstoffs des Impfstoffs von Johnson & Johnson 400 Dosen (80 Vials)  
Detailliertere Informationen zur Impfstofflieferung für die Woche vom 28. Juni 2021 bis 2. Juli 2021 (KW 26) 
sowie die Informationen zur Impfstoffbestellung für die Woche vom 5. Juli bis 9. Juli 2021 (KW 27) finden 
Sie hier:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Anl_1-VI-157-21-Information-zur-Impfstofflieferung-in-der-KW-26.pdf 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Anl_2-VI-157-21-Information-zur-Impfstoffbestellung-in-der-KW-27.pdf 
Dort sind auch weitergehenden Informationen zur Bestellung von Zweitimpfungen und zur Anbindung 
an das Digitale Impfquotenmonitoring des RKI verfügbar. 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat erneut betont, dass grundsätzlich keine Impfstoffvorräte ange-
legt werden sollen und die Impfungen tagesaktuell an das Digitale Impfquotenmonitoring des RKI gemeldet 
werden müssen. Dies ist für die Planung und Bereitstellung des betriebsärztlichen Impfstoffkontingents er-
forderlich. 
Wir möchten Sie bitten, alle bereits an das Digitale Impfquotenmonitoring angeschlossenen Betriebe und 
Betriebsärzte auf diesen Sachverhalt hinzuweisen. 
Bestelltermin wird vorverlegt 
Leider bleiben aktuell die Impfmeldungen noch deutlich hinter den ausgelieferten Impfstoffmengen zurück. 
Weiter machen wir darauf aufmerksam, dass der Bestelltermin aus organisatorischen Gründen ab der KW 
28 von Donnerstag auf Mittwoch vorverlegt wird. Das heißt, dass zukünftig bis Mittwoch der Vorvorwo-
che, 12 Uhr, für die übernächste Woche der Impfstoff bestellt werden kann. Die Bestellung für die KW 28 
erfolgt demnach bis Mittwoch, 30. Juni 2021, 12 Uhr. 
 
Aktuell gültige Regelungen zu Corona und Arbeitsschutz im Betrieb – Neue Corona-Arbeitsschutz-
verordnung 
Vor dem Hintergrund sinkender Inzidenzwerte und einer zunehmenden Impfquote in der Bevölkerung stellt 
sich die Frage, inwieweit auch die derzeit geltenden Regelungen zur Corona-Prävention am Arbeitsplatz 
fortbestehen. 
Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 
Angebotsverpflichtung Homeoffice 
Gemäß § 28b Abs. 10 Infektionsschutzgesetz (IfSG) gilt die Vorschrift des § 28b IfSG nur für die Dauer der 
Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IfSG durch den 
Deutschen Bundestag, längstens jedoch bis zum Ablauf des 30. Juni 2021. Nach Aussagen des Bundes-
kanzleramtes vom 16. Juni 2021 wird die gesetzliche Homeoffice-Angebotspflicht aller Voraussicht nach 
Ende Juni mit der Bundesnotbremse auslaufen. Eine Verlängerung der Regelung ist von Seiten der Bun-
desregierung nicht geplant. 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung wird nach dem heute von Seiten des BMAS vorgelegten Refe-
rentenentwurf über den 30. Juni 2021 in abgemildeter Form verlängert. Die neue Verordnung soll am  
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23. Juni 2021 im Bundeskabinett beraten werden um am 01. Juli 2021 in Kraft treten. Sie tritt mit Ablauf des 
30. September 2021 außer Kraft. Den Referentenentwurf finden Sie hier. https://www.vbw-bayern.de/Re-
daktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Corona-Arbeitsschutzverordnung-
f%C3%BCr-1.-Juli-21.pdf 
 
Wesentlicher Inhalt:  
• In § 2 werden Vorgaben für die Gefährdungsbeurteilung und betriebliche Hygienekonzepte im Rahmen 

der COVID-19 Pandemie vorgesehen.  
• In § 3 wird die Kontaktreduktion im Betrieb neu gefasst und gekürzt. 
• Der § 4 enthält Vorgaben zu Testangeboten. Danach bleibt es grundsätzlich bei einer Angebotspflicht für 

Mitarbeiter, die nicht von daheim aus arbeiten, von zwei Selbst- oder Schnelltests innerhalb einer Wo-
che.  

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard 
Arbeitsschutzregel und Arbeitsschutzstandard gelten für die Dauer einer epidemischen Lage nationaler 
Tragweite gemäß § 5 IfSG. Der Deutsche Bundestag hat am 11. Juni 2021 beschlossen, dass die epidemi-
sche Lage von nationaler Tragweite fortbesteht. 
Über weitere Neuerungen werden wir Sie unverzüglich informieren. 
 
 
Information zur Impfstofflieferung in der KW 27 und zur Impfstoffbestellung für die KW 28 
Das Bundesministerium für Gesundheit hat am 25. Juni 2021 die Vorgaben zur Belieferung und der Bestel-
lung der Betriebsärztinnen und Betriebsärzte mit Impfstoffen mitgeteilt. 
Liefermenge für die Woche vom 5. Juli bis 9. Juli 2021 (KW 27) 
• Gesamtmenge von 450.450 Dosen des Impfstoffs von Biontech. Davon stehen 308.304 Dosen für Er-

stimpfungen zur Verfügung. 
• Jede*r der 3.576 bestellenden Betriebsärzt*innen erhält mindestens 72 Dosen (12 Vials) – soweit keine 

geringere Menge bestellt wurde. 
• Für die Zweitimpfungen werden 142.146 Dosen zur Verfügung gestellt. Die Dosen für die Zweitimpfun-

gen werden damit in voller Höhe und ungekürzt bereitgestellt 
• Gesamtmenge von 224.010 Dosen des Impfstoffs von Johnson & Johnson. 
• Jede*r der 1.191 bestellenden Betriebsärzt*innen erhält die bestellte Menge im vollen Umfang 
Bestellmenge für die Woche vom 12. Juli bis 16. Juli 2021 (KW 28) 
• max. Bestellmenge des Impfstoffs von BioNTech/Pfizer: 300 Dosen (50 Vials). 
Vorgezogene Bestellfrist 
Wir weisen erneut auf die neue, vorgezogene Bestellfrist hin: Die Bestellung des Impfstoffes für Erst- und 
Zweitimpfungen für die Woche vom 12. Juli bis 16. Juli (KW 28) erfolgt bis Mittwoch, 30. Juni 2021,  
12 Uhr. Die bestellenden Betriebsärzte werden gebeten, die Rezepte fristgerecht bei der Apotheke einzu-
reichen. 
Detailliertere Informationen zur Impfstofflieferung für die Woche vom 05.Juli 2021 bis 09. Juli 2021 (KW 27) 
sowie die Informationen zur Impfstoffbestellung für die Woche vom 12. Juli bis 16. Juli 2021 (KW 287) fin-
den Sie hier: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Anl_1-VI-161-21-Information-zur-Impfstofflieferung-in-der-KW-27.pdf 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Anl_2-VI-161-21-Information-zur-Impfstoffbestellung-in-der-KW-28.pdf 
 
 
Aktuelle Regelungen zu Corona-Arbeitsschutz im Betrieb – Corona-Arbeitsschutzverordnung im 
Bundeskabinett verabschiedet 
Vor dem Hintergrund sinkender Inzidenzwerte und einer zunehmenden Impfquote in der Bevölkerung stellt 
sich die Frage, inwieweit auch die derzeit geltenden Regelungen zur Corona-Prävention am Arbeitsplatz 
fortbestehen. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Corona-Arbeitsschutzverordnung-f%C3%BCr-1.-Juli-21.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Corona-Arbeitsschutzverordnung-f%C3%BCr-1.-Juli-21.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Tarif/2021/Corona-Arbeitsschutzverordnung-f%C3%BCr-1.-Juli-21.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Anl_1-VI-161-21-Information-zur-Impfstofflieferung-in-der-KW-27.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Anl_1-VI-161-21-Information-zur-Impfstofflieferung-in-der-KW-27.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Anl_2-VI-161-21-Information-zur-Impfstoffbestellung-in-der-KW-28.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Anl_2-VI-161-21-Information-zur-Impfstoffbestellung-in-der-KW-28.pdf


X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 21 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

Die wichtigsten Regelungen im Überblick: 
Angebotspflicht Homeoffice 
Die im Infektionsschutzgesetz geregelte Angebotsverpflichtung der Arbeitgeber zu Homeoffice wird Ende 
Juni mit der Bundesnotbremse auslaufen. Eine Verlängerung der Regelung über die SARS-CoV-2-Arbeits-
schutzverordnung erfolgt nicht. 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
Das Bundeskabinett hat am 23. Juni 2021 die Anpassung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung ge-
mäß der beigefügten Anlage verabschiedet. Die Veröffentlichung im Bundesanzeiger ist in Kürze zu erwar-
ten. Die neue Verordnung soll am 1. Juli 2021 in Kraft treten. Den Referentenentwurf finden Sie hier:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/ref-neufassung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-(1).pdf 
Wesentlicher Inhalt: 
• Die grundlegenden Arbeitsschutzanforderungen (Gefährdungsbeurteilung, betriebliches Hygienekon-

zept, Kontaktreduzierung) gelten für die Dauer der epidemischen Lage nationaler Tragweite bis ein-
schließlich 10. September 2021 fort. Weitergehende Vorschriften der Länder und die SARS-CoV-2-Ar-
beitsschutzregel sind zu beachten.  

• Arbeitgeber bleiben verpflichtet, in ihren Betrieben mindestens zweimal pro Woche für alle in Präsenz 
Arbeitenden die Möglichkeit für Schnell- oder Selbsttests anzubieten. Die Testangebotspflicht kann ent-
fallen für vollständig geimpfte bzw. von einer CoViD-19 Erkrankung genesene Beschäftigte.  

• Betriebliche Hygienepläne sind wie bisher zu erstellen, umzusetzen sowie in geeigneter Weise zugäng-
lich zu machen. Zur Umsetzung sind weiterhin die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und die branchenbe-
zogenen Praxishilfen der Unfallversicherungsträger heranzuziehen. 

• Künftig entfällt die verbindliche Vorgabe einer Mindestfläche von 10 m² pro Person in mehrfach belegten 
Räumen und mit dem Auslaufen der Bundesnotbremse zum 30.06.2021 (Infektionsschutzgesetz § 28b 
Abs. 7) auch die Angebotspflicht von Homeoffice. Betriebsbedingte Kontakte und die gleichzeitige Nut-
zung von Räumen durch mehrere Personen müssen aber auf das notwendige Minimum reduziert blei-
ben. Dazu kann auch weiterhin Home-Office einen wichtigen Beitrag leisten. 

• Arbeitgeber müssen mindestens medizinische Gesichtsmasken zur Verfügung stellen, wo andere Maß-
nahmen keinen ausreichenden Schutz gewähren. 

• Auch während der Pausenzeiten und in Pausenbereichen muss der Infektionsschutz gewährleistet blei-
ben. 

SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard 
Arbeitsschutzregel und Arbeitsschutzstandard gelten für die Dauer einer epidemischen Lage nationaler 
Tragweite gemäß § 5 IfSG. Der Deutsche Bundestag hat am 11. Juni 2021 beschlossen, dass die epidemi-
sche Lage von nationaler Tragweite fortbesteht. 
Über weitere Neuerungen werden wir Sie unverzüglich informieren. 
 
 
1.8 Die Corona-Krise hat unsere Wirtschaft fest im Griff. Beitrag von Prof. Dr. Dr. h.c. mult. Hans-
Werner Sinn  
 
1.9 Die Welt nach Corona 
 
1.10 „Ausgangsbeschränkungen“ und weitere Maßnahmen in Bayern - aktualisiert 
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 6. Januar 2021 
Am 06. Januar 2021 hat der Bayerische Ministerrat weitere Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pan-
demie beschlossen. Sie beruhen auf den Absprachen zwischen der Bundeskanzlerin und den Ministerprä-
sident*innen vom 5. Januar 2021. 
Konkret ist ab dem 11. Januar 2021 bis vorerst zum 31. Januar 2021 folgendes vorgesehen: 
Verlängerung der Corona-Maßnahmen 
Die bereits bestehenden Beschränkungen werden bis zum 31. Januar 2021 verlängert. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/ref-neufassung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-(1).pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/ref-neufassung-sars-cov-2-arbeitsschutzverordnung-(1).pdf
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Kontaktbeschränkungen 
Private Zusammenkünfte werden nur noch im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstandes und mit 
maximal einer weiteren nicht im Haushalt lebenden Person gestattet. Abweichend davon ist die wechselsei-
tige, unentgeltliche, nicht geschäftsmäßige Beaufsichtigung für Kinder unter 14 Jahren in festen, familiär 
oder nachbarschaftlich organisierten Betreuungsgemeinschaften zulässig, wenn sie Kinder aus höchstens 
zwei Hausständen umfasst. 
Einschränkung des Bewegungsradius 
In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer Sieben-Tages-Inzidenz von über 200 Fällen pro 100.000 
Einwohner sind touristische Tagesausflüge über einen Umkreis von 15 Kilometern um den Wohnort (d.h. 
die politische Gemeinde) hinaus untersagt. 
Betriebskantinen 
Betriebskantinen werden geschlossen, wo immer die Arbeitsabläufe es zulassen. Zulässig bleibt die Ab-
gabe von mitnahmefähigen Speisen und Getränken. Verzehr vor Ort ist untersagt. 
Appell zu Home-Office 
An die Arbeitgeber wird dringend appelliert, alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um den Beschäftigten 
Homeoffice zu ermöglichen. 
Einzelhandel 
Dem Einzelhandel soll es unter strikter Wahrung von Schutz- und Hygienekonzepten (insbesondere gestaf-
felte Zeitfenster zur Abholung) sowie umfassender Verwendung von FFP2-Masken möglich sein, soge-
nannte click-and-collect oder call-and-collect Leistungen, das heißt die Abholung online oder telefonisch 
bestellter Ware, anzubieten. 
Einreise aus Risikogebieten 
Für Einreisen aus Risikogebieten nach Deutschland bekräftigte der Ministerrat die im Dezember 2020 etab-
lierte Zwei-Test-Strategie: Ein Test ist im unmittelbaren Zusammenhang mit der Einreise vorzulegen. Die-
ser Test darf bei Einreise maximal 48 Stunden alt sein oder muss unmittelbar nach Einreise vorgenommen 
werden. Ein weiterer Test ist für die Verkürzung einer bestehenden zehntägigen Quarantäneverpflichtung 
am fünften Tag nach Einreise erforderlich. 
Der Ministerrat weist noch einmal eindrücklich darauf hin, dass Reisen in Risikogebiete ohne triftigen Grund 
unbedingt zu vermeiden sind und dass neben der Test- und Quarantänepflicht eine Verpflichtung zur digita-
len Einreiseanmeldung bei Einreisen aus Risikogebieten besteht. 
Kitas und Schulen weiterhin geschlossen 
Bis zum Ende des Lockdowns bleiben Schulen und Kitas in Bayern geschlossen bzw. es findet kein Regel-
unterricht statt. Distanzunterricht wird in allen Schulen und Jahrgangsstufen eingerichtet. Eine Notbetreu-
ung wird für Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 6 sowie für Schülerinnen und Schüler der Förderschulen und  
Kinder mit Behinderungen angeboten. Sobald es das Infektionsgeschehen nach dem 31. Januar 2021 zu-
lässt, wird eine Rückkehr zum Präsenzunterricht –nach Jahrgangsstufen gestaffelt –angestrebt. 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und organisierte Spielgruppen für Kinder bleiben ge-
schlossen. Eine Notbetreuung für Eltern, die ihre Kinder nicht selbst betreuen können, wird eingerichtet. 
Weiteres Vorgehen 
Die Maßnahmen sollen am 8. Januar 2021 im Landtag behandelt werden. Anschließend sollen die entspre-
chenden Anpassungen der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung und der Einreisequarantäneverord-
nung/Allgemeinverfügung zur Testpflicht veröffentlicht werden. 
 
Update: 11. Infektionsschutzmaßnahmenverordnung – Verlängerung des Lockdowns 
Am 8. Januar 2021 wurde die 11. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung geändert. Die Ände-
rungen gelten ab dem 11. Januar 2021. Ergänzend wurde auch eine Begründung der Änderungen veröf-
fentlicht. Beide Dokumente und eine Überblicksgrafik der Bayerischen Staatsregierung finden Sie hier:  
Im Wesentlichen werden die bislang geltenden Regelungen der 11. Infektionsschutzmaßnahmen- Verord-
nung vom 15. Dezember 2020 bis zum 31. Januar 2021 verlängert. Darüber hinaus wurden auch einige 
Neuregelungen eingefügt. 
Nachfolgend finden Sie einen Auszug der Regelungen der aktualisierten 11. Bayerischen Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung: 
Verlängerung der Corona-Maßnahmen (§ 29) 
Grundsätzlich werden die bereits bestehenden Beschränkungen bis zum 31. Januar 2021 verlängert. 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayIfSMV_11/true
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-6/
https://www.bayern.de/wp-content/uploads/2021/01/11januar2021_2.jpg
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Kontaktbeschränkungen (§ 4) 
Die Kontaktbeschränkungen werden dahingehend verschärft werden, dass der gemeinsame Aufenthalt im 
öffentlichen Raum, in privat genutzten Räumen und auf privat genutzten Grundstücken vorbehaltlich der 
Regelung zur nächtlichen Ausgangssperre gemäß § 3 nur Angehörigen desselben Hausstands und einer 
weiteren Person sowie zugehörigen Kindern bis einschließlich drei Jahren erlaubt ist. Die Wahrnehmung  
des Sorge- und Umgangsrechts, die Begleitung Sterbender sowie die Teilnahme an Beerdigungen im engs-
ten Familien- und Freundeskreis bleiben davon unberührt. Die wechselseitige, unentgeltliche, nicht ge-
schäftsmäßige Beaufsichtigung von Kindern unter 14 Jahren in festen, familiär oder nachbarschaftlich orga-
nisierten Betreuungsgemeinschaften ist zulässig, wenn sie Kinder aus höchstens zwei Hausständen um-
fasst. 
Einschränkung des Bewegungsradius (§ 25) 
In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer Sieben-Tages-Inzidenz von über 200 Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohner sind touristische Tagesausflüge für Personen, die in dem betreffenden Landkreis  
oder der betreffenden kreisfreien Stadt wohnen, über einen Umkreis von 15 km um die Wohnortge-
meinde hinaus untersagt. 
In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer Sieben-Tages-Inzidenz von über 200 Neuinfektionen pro 
100.000 Einwohner kann auch angeordnet werden, dass touristische Tagesausflüge in den Landkreis 
oder die kreisfreie Stadt untersagt sind. 
Hinweis: Bei Vorliegen triftiger Gründe ist das Verlassen des 15-Kilometer-Radius um den eigenen Wohn-
ort weiterhin möglich. Hinsichtlich des Vorliegens triftiger Gründe kann der Katalog des § 2 Satz 2 Nr. 1  
bis 9 und 11 bis 13 der 11. BayIfSMV (Ausnahmen der Ausgangsbeschränkung) herangezogen werden. 
Gerechtfertigt ist das Verlassen des Radius mithin insbesondere, wenn die eigene Arbeitsstätte oder Be-
treuungseinrichtung der Kinder außerhalb liegt. 
Die in § 2 Satz 2 Nr. 10 der 11. BayIfSMV geregelte Ausnahme für „Sport und Bewegung an der fri-
schen Luft“ begründet ausdrücklich keine Rechtfertigung für das Verlassen des 15-Kilometer-Ra-
dius. Dies fällt in den Bereich der „touristischen Ausflüge“.  
Betriebskantinen (§ 13) 
Der Betrieb von Betriebskantinen ist grundsätzlich untersagt. 
Zulässig ist gemäß § 13 Abs. 3 der Betrieb von nicht öffentlich zugänglichen Betriebskantinen ausnahms-
weise unter der Voraussetzung, dass der Verzehr von Speisen und Getränken vor Ort für die Be-
triebsabläufe zwingend erforderlich ist, ein Mindestabstand von 1,5 m zwischen allen Gästen, die 
nicht zu demselben Hausstand gehören, gewährleistet ist und der Betreiber ein Schutz- und Hygiene-
konzept ausarbeitet, das er auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorlegt. 
Hinweis: Ob die Betriebsabläufe eine Vor-Ort-Verköstigung in einer Kantine zwingend erfordern, ist von 
den Umständen des konkreten Einzelfalls abhängig und unterliegt in erster Linie der Beurteilung durch den 
Arbeitgeber. Der Arbeitgeber hat auf Verlangen die konkreten Betriebs- und Arbeitsabläufe darzulegen und  
darzustellen, inwiefern ein Verzehr von mitnahmefähigen Speisen und Getränken am jeweiligen Arbeits-
platz nicht möglich ist oder der Verzehr in der Kantine zur Vermeidung zusätzlicher Infektionsrisiken im Be-
trieb zwingend erforderlich ist.  
Letzteres kann etwa der Fall sein, wenn ansonsten lediglich Pausen- oder Sozialräume zur Verfügung ste-
hen, in denen Mindestabstände und Hygieneregeln weniger gut eingehalten werden können als in den Räu-
men der Betriebskantine. Der Betreiber hat zudem ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf 
Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 
Einzelhandel (§ 12) 
Die Öffnung von Ladengeschäften mit Kundenverkehr ist untersagt. Ausgenommen sind der Lebensmittel-
handel inklusive Direktvermarktung, Lieferdienste, Getränkemärkte, Reformhäuser, Babyfachmärkte, Apo-
theken, Sanitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hörgeräteakustiker, Tankstellen, Kfz-Werkstätten, Fahrrad-
werkstätten, Banken und Sparkassen, Filialen des Brief- und Versandhandels, Reinigungen und Waschsa-
lons, der Verkauf von Presseartikeln, Tierbedarf und Futtermittel, der Verkauf von Weihnachtsbäumen und 
sonstige für die tägliche Versorgung unverzichtbare Ladengeschäfte sowie der Großhandel. Der Verkauf 
von Waren, die über das übliche Sortiment des jeweiligen Geschäfts hinausgehen, ist untersagt. 
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"click-and-collect" und "call-and-collect" Leistungen 
Dem Einzelhandel wird es ermöglicht unter strikter Wahrung von Schutz- und Hygienekonzepten sowie um-
fassender Verwendung von FFP2-Masken, sogenannte „click-and-collect“ oder „call-and-collect“-Leistun-
gen – d. h. die Abholung online oder telefonisch bestellter Ware – anzubieten 
Die Abholung vorbestellter Waren sind unter folgenden Voraussetzungen zulässig: 
• Mindestabstand von 1,5 m zwischen den Kunden 
• Personal, Kunden und Begleitpersonen müssen eine FFP2-Maske tragen 
• Im Schutz- und Hygienekonzept sind insbesondere Maßnahmen vorzusehen, die eine Ansammlung 

von Kunden etwa durch gestaffelte Zeitfenster vermeiden. 
Erläuterung: Das bislang geltende Verbot von zugehörigen Abholdiensten („click-and-collect“ oder „call-
and-sollest“ Leistungen) wurde aufgehoben. 
FAQ-Liste Corona-Krise und Wirtschaft 
Die oben genannte allgemeine Aufzählung führt in vielen Bereichen zu Abgrenzungsfragen, ob beziehungs-
weise in welchem Umfang bestimmte Geschäfte jetzt noch geöffnet sein dürfen. Um hier eine Hilfestellung  
zu bieten, hat das Bayerische Gesundheitsministerium eine FAQ-Liste veröffentlicht, die zuletzt am 10. Ja-
nuar 2021 aktualisiert wurde. Insbesondere enthält die FAQ-Liste folgende Klarstellungen: 
• Genauere Vorgaben für „click-and-collect“ oder „call-and-collect“ Leistungen (teilweise auch Geltung für 

Dienstleistungen) 
• Pass- und Bewerbungsphotos auch durch Fotografen möglich 
• Probefahrten von KfZ erlaubt 
Konkretisierung zu „click-and-collect“ und „call-and-collect“-Leistungen 
Zu dem Thema „click-and-collect“ und „call-and-collect“-Leistungen, also der Abholung vorbestellter Ware, 
hat die vbw folgende Klarstellung aus dem Bayerischen Gesundheitsministerium erhalten: 
Abholung in Ladengeschäften 
Eine Abholung vorbestellter Waren in den Ladengeschäften ist grundsätzlich möglich. 
Nicht erlaubt ist es hingegen, die Verkaufsräume als solche für die abholende Kundschaft zu öffnen (an-
sonsten wäre das eigentlich zu schließende Ladengeschäft de facto doch geöffnet). 
Mit der Regelung in § 12 der 11. Infektionsschutzmaßnahmenverordnung soll verhindert werden, dass zum 
Beispiel in größeren Ladengeschäften die Kunden die Ausstellungsräume betreten oder Verkaufsberatun-
gen stattfinden. 
Kleinere Geschäfte 
In kleineren Geschäften muss nicht eigens ein Abholschalter eingerichtet werden; hier kann eine Abholung 
beispielsweise an der Abholtheke oder im Kassenbereich stattfinden. 
Wichtiger Hinweis 
Es muss stets sichergestellt sein, dass der Verkaufsraum für Kunden geschlossen bleibt und nicht bei Ge-
legenheit der Abholung weitere Einkäufe getätigt werden. 
Kitas und Schulen (§§ 18, 19) 
Bis zum Ende des Lockdowns bleiben Schulen und Kitas in Bayern geschlossen bzw. es findet kein Regel-
unterricht statt. Distanzunterricht wird in allen Schulen und Jahrgangsstufen eingerichtet. Eine Notbetreu-
ung wird für Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 6 sowie für Schülerinnen und Schüler der Förderschulen und  
Kinder mit Behinderungen angeboten. Sobald es das Infektionsgeschehen nach dem 31. Januar 2021 zu-
lässt, wird eine Rückkehr zum Präsenzunterricht –nach Jahrgangsstufen gestaffelt– angestrebt. 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und organisierte Spielgruppen für Kinder bleiben ge-
schlossen. Eine Notbetreuung für Eltern, die ihre Kinder nicht selbst betreuen können, wird eingerichtet. 
FAQ-Liste Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 15. Januar 2021 
Die unten genannten Regelungen zu Geschäftsschließungen führen in vielen Bereichen zu Abgrenzungs-
fragen, ob beziehungsweise in welchem Umfang bestimmte Geschäfte jetzt noch geöffnet sein dürfen. Um 
hier eine Hilfestellung zu bieten, hat das Bayerische Gesundheitsministerium eine FAQ-Liste veröffentlicht, 
die zuletzt mit dem Stand 15. Januar 2021 aktualisiert wurde (veröffentlicht am 17. Januar 2021). 
Hier finden Sie die Positivliste. Unter anderem enthält die aktuelle Fassung folgende Klarstellungen: 
E-Zigaretten-Fachgeschäfte 
E-Zigaretten-Fachgeschäfte wurden in die Liste der Geschäfte aufgenommen, die öffnen dürfen (Nr. 1). Ta-
bakläden wurden aus der Liste untersagte Geschäfte herausgenommen (Nr. 3).  

https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/01/2021_01_10-positivliste.pdf
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/01/2021_01_15-positivliste.pdf
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Mischbetriebe 
Für Mischbetriebe findet sich folgende ergänzende Klarstellung (Nr. 2): "Auch bei Mischbetrieben, bei de-
nen der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit im nicht erlaubten Bereich liegt, darf die Bereitstellung von Waren des 
nicht erlaubten Sortiments zur Abholung nur an einem entsprechenden Abholschalter unmittelbar am Ein-
gang oder ganz außerhalb des Ladengeschäfts stattfinden; die Verkaufsräume als solche dürfen nicht für 
die abholende Kundschaft geöffnet werden." 
Dienstleistungen der außerschulischen Bildung 
In Nr. 3 findet sich folgende Ergänzung: "Hausbesuche von Dienstleistern, die unter das Unterrichtsverbot 
in Präsenzform des § 20 der 11. BayIfSMV fallen, sind nicht zulässig." 
 
Update: FFP2-Maskenpflicht im Handel und im öffentlichen Nahverkehr 
Ab dem 18. Januar 2021 gilt eine Verpflichtung zum Tragen einer FFP2-Maske im Öffentlichen Personen-
nahverkehr und für Kunden im Handel. Dies ergibt sich aus der Änderung der 11. Bayerischen Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung vom 15. Januar 2021. Die Begründung zur Änderung der Elften Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (11. BayIfSMV) finden Sie hier: https://www.verkuendung-bay-
ern.de/files/baymbl/2021/35/baymbl-2021-35.pdf 
Wesentliche Vorgaben 
Aus dem Wortlaut der neugefassten Verordnung ergibt sich folgendes: 
• Im öffentlichen Personennahverkehr und den hierzu gehörenden Einrichtungen sowie in der Schülerbe-

förderung im freigestellten Schülerverkehr müssen die Fahrgäste FFP2-Masken tragen; 
• in den zulässigerweise geöffneten Geschäften müssen Kunden und ihre Begleitpersonen in den Ver-

kaufsräumen, auf dem Verkaufsgelände, in den Eingangs- und Warteflächen vor den Verkaufsräumen 
und auf den zugehörigen Parkplätzen FFP2-Masken tragen; das gilt für den Lebensmittelhandel inklu-
sive Direktvermarktung, Lieferdienste, Getränkemärkte, Reformhäuser, Babyfachmärkte, Apotheken, Sa-
nitätshäuser, Drogerien, Optiker, Hörgeräteakustiker, Tankstellen, Kfz-Werkstätten, Fahrradwerkstätten, 
Banken und Sparkassen, Filialen des Brief- und Versandhandels, Reinigungen und Waschsalons, den 
Verkauf von Presseartikeln, Tierbedarf und Futtermittel und sonstige für die tägliche Versorgung unver-
zichtbare Ladengeschäfte sowie den Großhandel; 

• Maske mit mindestens gleichwertigem genormten Standard genügen der verschärften Maskenpflicht 
ebenfalls (zum Beispiel KN95-Masken) 

• die verschärfte Maskenpflicht gilt nicht für Kinder zwischen dem sechsten und dem 15. Geburtstag. 
Diese müssen wie bisher nur eine Mund-Nasen-Bedeckung tragen. 

Auf weitere Bereiche mit Kundenkontakt erstreckt sich die verschärfte Maskenpflicht bisher nicht. 
Hinweise: 
• auch wenn die Pflicht unmittelbar ab dem 18. Januar 2021 gelten soll, sollen für eine Übergangswoche 

(18. Januar 2021 bis 25. Januar 2021) kulanterweise keine Bußgelder verhängt werden;  
• Vorgaben zur "Frische" der Maske, das heißt zur Tragedauer und Mehrfachverwendung der Maske, gibt 

es nicht; 
• es sollen nur entsprechende Masken ohne Ausatemventil genutzt werden. 
• Das FFP2-Maskenerfordernis soll nicht für die generelle Maskenpflicht am Arbeitsplatz gelten. Hier sind 

weiterhin sogenannte Community - beziehungsweise Alltagsmasken zulässig (soweit nicht speziellere 
Regelungen für den konkreten Arbeitsplatz Masken mit bestimmten Anfordernissen vorschreiben). 

Anmerkung zu den FFP2-Masken:  
Wie auch Medizinische Gesichtsmasken müssen FFP-Masken klare Anforderungen von Gesetzen und 
technischen Normen einhalten. Dabei wird insbesondere die Filterleistung des Maskenmaterials anhand 
der europäischen Norm EN 149:2001+A1:2009 mit Aerosolen getestet. FFP2-Masken müssen mindestens 
94 % und FFP3-Masken mindestens 99 % der Testaerosole filtern. Sie bieten daher nachweislich einen 
wirksamen Schutz auch gegen Aerosole. Die Prüfnorm ist, gemeinsam mit dem CE-Kennzeichen und der 
vierstelligen Kennnummer der Benannten Stelle, auf der Oberfläche der FFP-Maske aufgedruckt. 
Das CE-Kennzeichen zeigt an, dass die FFP-Masken ein erfolgreiches Nachweisverfahren (Konformitäts-
bewertungsverfahren) durchlaufen haben. Wie auch bei Medizinprodukten belegen Hersteller damit, dass 
ihre Produkte allen Anforderungen der gültigen Gesetze und Normen entsprechen. Erst dann dürfen die  
  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-34/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-34/
https://www.verkuendung-bayern.de/files/baymbl/2021/35/baymbl-2021-35.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/files/baymbl/2021/35/baymbl-2021-35.pdf
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Masken rechtmäßig in Europa vertrieben werden. Das Konformitätsbewertungsverfahren schließt eine so-
genannte „Baumusterprüfung“ nach PSA-Verordnung (EU) 2016/425 ein. Diese Prüfung wird durch Be-
nannte Stellen (z.B. TÜV, DEKRA) durchgeführt. Im Anschluss darf der Hersteller seine Masken mit einem 
CE-Kennzeichen bedrucken und legal vertreiben. Das CE-Kennzeichen trägt die vierstellige Nummer der 
beteiligten Benannten Stelle. Die Vorgaben der europäischen Norm EN 149:2001+A1:2009 müssen erfüllt 
sein.  
Weitere Informationen finden Sie hier: https://www.bfarm.de/SharedDocs/Risikoinformationen/Medizinpro-
dukte/DE/schutzmasken.html 
Im Handel finden sich darüber hinaus noch Modelle ohne CE-Zeichen, die aber dennoch den europäischen 
Standards entsprechen: zum Beispiel N95-Masken aus den USA und Kanada oder KN95 aus China.  
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 20. Januar 2021 
Am 20. Januar 2021 hat der Bayerische Ministerrat weitere Maßnahmen zur Eindämmung der Corona- 
Pandemie beschlossen. Sie beruhen auf den Absprachen zwischen der Bundeskanzlerin und den Minister-
präsident*innen der Länder vom 19. Januar 2021. Die Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats finden Sie  
unter folgendem Link: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-
GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-des-Bayerischen-Ministerrates-vom-20.01.2021.pdf 
Die Änderung der 11. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 20. Januar 2021 finden 
Sie hier: https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-54/ 
Die Begründung zur Änderung der Elften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung können Sie 
unter folgendem Link nachlesen: https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-55/ 
Konkret ist bis vorerst zum 14. Februar 2021 folgendes vorgesehen: 
Verlängerung der Corona-Maßnahmen 
Die bereits bestehenden Beschränkungen werden über den 31. Januar 2021 hinaus bis zum 14. Februar 
2021 verlängert. 
Home-Office 
Zur Eindämmung des Infektionsgeschehens muss auch am Arbeitsort eine Kontaktreduktion erfolgen. Mit 
Beschluss vom 6. Januar 2021 richtete der Ministerrat bereits einen dringenden Appell an die Arbeitgeber, 
alle Möglichkeiten auszuschöpfen, um den Beschäftigten Home-Office zu ermöglichen. 
Arbeitnehmer sind aufgerufen, von der Möglichkeit des Home-Office Gebrauch zu machen. 
Kitas und Schulen weiterhin geschlossen 
Generell bleiben Schulen und Kitas in Bayern bis zum Ende des Lockdowns geschlossen bzw. es findet 
kein Regelunterricht statt. Distanzunterricht wird in allen Schulen und Jahrgangsstufen eingerichtet. 
Eine Notbetreuung wird für Kinder der Jahrgangsstufen 1 bis 6 sowie für Schülerinnen und Schüler der För-
derschulen und Kinder mit Behinderungen angeboten. Sobald es das Infektionsgeschehen nach dem 
14. Februar 2021 zulässt, wird eine Rückkehr zum Präsenzunterricht – nach Jahrgangsstufen gestaffelt – 
angestrebt. 
Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und organisierte Spielgruppen für Kinder bleiben ge-
schlossen. Eine Notbetreuung für Eltern, die ihre Kinder nicht selbst betreuen können, wird eingerichtet. 
Für Abiturientinnen und Abiturienten, für die 2021 Abschlussprüfungen durchgeführt werden, sowie für 
Schülerinnen und Schüler beruflicher Schulen, bei denen zeitnah Abschlussprüfungen oder Kammerprüfun-
gen stattfinden, kann ab dem 1. Februar 2021 Wechselunterricht vorgesehen werden, wenn es das Infekti-
onsgeschehen zulässt. 
Gottesdienste 
Im Gottesdienst besteht für die Besucher künftig FFP2-Maskenpflicht sowie bei Gottesdiensten, die mehr 
als zehn Teilnehmer erwarten lassen, eine Anzeigepflicht bei der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde, 
sofern keine generellen Absprachen getroffen wurden. 
Alkoholverbot im öffentlichen Raum 
Es gilt möglichst auf allen öffentlichen Plätzen, insbesondere den öffentlichen Verkehrsflächen der Innen-
städte und an allen sonstigen öffentlichen Plätzen, an denen sich Menschen entweder auf engem Raum 
oder nicht nur vorübergehend aufhalten ein Alkoholkonsumverbot. Die konkreten Örtlichkeiten werden von 
den Kommunen festgelegt. 
  

https://www.bfarm.de/SharedDocs/Risikoinformationen/Medizinprodukte/DE/schutzmasken.html
https://www.bfarm.de/SharedDocs/Risikoinformationen/Medizinprodukte/DE/schutzmasken.html
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-des-Bayerischen-Ministerrates-vom-20.01.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-des-Bayerischen-Ministerrates-vom-20.01.2021.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-34/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-54/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-55/
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Bibliotheken und Archive 
Die Abholung vorbestellter Bestände ist unter gleichen Voraussetzungen ermöglicht, unter denen im Han-
del die Abholung vorbestellter Ware bereits heute möglich ist (insb. FFP2-Maskenpflicht für Abholer, Min-
destabstand, Hygienekonzept, keine Ansammlungen von Wartenden). 
Weiteres Vorgehen 
Die Maßnahmen sollen am 27. Januar 2021 im Landtag behandelt werden.  
FAQ-Liste Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 26. Januar 2021 
Die unten genannten Regelungen zu Geschäftsschließungen führen in vielen Bereichen zu Abgrenzungs-
fragen, ob beziehungsweise in welchem Umfang bestimmte Geschäfte jetzt noch geöffnet sein dürfen. Um 
hier eine Hilfestellung zu bieten, hat das Bayerische Gesundheitsministerium eine FAQ-Liste veröffentlicht, 
die zuletzt mit dem Stand 26. Januar 2021 aktualisiert wurde. 
Hier finden Sie die FAQ-Liste. 
In der aktuellen Fassung wurden die bisherigen Einschränkungen für Großbetriebsformen gestrichen. Die 
bisherige Passage, die nun nicht mehr enthalten ist, lautete: 
"Sonderregelung Großbetriebsformen: Bei Großbetriebsformen des Handels wie insbesondere SB-Waren-
häusern, Verbrauchermärkten und großflächigen Drogeriemärkten gilt die Mischbetriebsregelung nicht,  
wenn nicht-erlaubte Sortimente in eigenen, gut abgrenzbaren Abteilungen (etwa eigenes Stockwerk; zu-
sammenhängende, gut abgrenzbare größere Fläche) des Betriebs angeboten werden. Diese Abteilungen 
sind zu schließen." 
Dementsprechend ist davon auszugehen, dass Großbetriebe des Lebensmittelhandels und der Drogerien 
ihre Randsortimente ab sofort unabhängig von der Größe wieder verkaufen können. 
Vollzug der Elften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (11. BayIfSMV) 
Zulassung von Wechselunterricht an Schulen 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-80/ 
Zulassung von Präsenzunterricht an Bildungseinrichtungen des Handwerks sowie Ausbildungsstätten und 
Bildungseinrichtungen der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-79/ 
Zulassung von Präsenzunterricht für Abschlussklassen an Bildungseinrichtungen 
Die Durchführung von Präsenzunterricht für Abschlussklassen in den beruflichen Bildungseinrichtungen der 
bayerischen Wirtschaft ist ab dem 1. Februar 2021 möglich. 
Die Zulassung von Präsenzunterricht an Bildungseinrichtungen des Handwerks sowie den weiteren Ausbil-
dungsstätten und Bildungseinrichtungen der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung in den Abschluss-
klassen ist in der Allgemeinverfügung des Bayerischen Wirtschaftsministeriums geregelt. 
• Es ist zulässig, dass die Bildungseinrichtungen des Handwerks sowie Ausbildungsstätten und Bildungs-

einrichtungen der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung zur Vorbereitung bis zum 31. Juli 2021  
abgeschlossener Kammerprüfungen sowie Gesellen- und Meisterprüfungen für die Abschlussklassen, 
deren Teilnehmer parallel eine berufliche Schule besuchen, die notwendigen Vorbereitungskurse und 
überbetrieblichen Unterweisungen/außerbetriebliche Schulungen (auch im Verbund) im Wechselunter-
richt durchführen.  

• Eine Unterrichtung in Präsenz kann stattfinden, wenn die Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Me-
tern sichergestellt ist.  

• Es besteht Maskenpflicht, soweit der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht zuverlässig eingehalten wer-
den kann, insbesondere in Verkehrs- und Begegnungsbereichen.  

• Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 

Die Vorbereitungskurse auf Gesellen-, Meister- und sonstige Kammerprüfungen sind von Praxisanteilen, 
praxisnahen Anwendungen und dem Einsatz komplexer Branchenabläufe geprägt. Zur Prüfungsvorberei-
tung ist daher Präsenzunterricht erforderlich. Auf das Erfordernis des Wechselunterrichts kann verzichtet 
werden, wenn die Anzahl der Teilnehmer in Präsenz auf maximal 16 Personen beschränkt bleibt. Der sach-
liche Anwendungsbereich erstreckt sich auf die praktische Ausbildung von Personen, die berufliche Schu-
len besuchen, sodass insbesondere Ausbildungsangebote in dualer Form wieder stattfinden können. Dies 
gilt, wenn die praktischen außerschulischen Ausbildungsteile von Kammern organisiert werden oder von 
Stellen, auf die die Kammern oder auch Betriebe diese praktischen Ausbildungsteile delegieren.  

https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/01/2021_01_26-positivliste_final.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-80/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-79/
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Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke dienen der beruflichen Rehabilitation 
Der Betrieb der Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke durfte bereits zum 9. Januar 2021 wie-
der aufgenommen werden. Hinsichtlich der Vorgaben ist im Einzelnen auf die Allgemeinverfügung 
„Corona-Pandemie: Maßnahmen betreffend Werk- und Förderstätten für Menschen mit Behinderung, Früh-
förderstellen sowie Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke“ vom 7. Januar 2021 zu verweisen. Diese 
finden Sie hier: 
Bei Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken nach § 51 SGB IX handelt es sich um Einrichtungen, die 
ausschließlich der beruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderung dienen. Für diese Einrichtun-
gen ebenso wie für die Werkstätten für Menschen mit Behinderung und Frühförderstellen bestanden seit 
Beginn der Corona-Pandemie gesonderte Regelungen in Form einer Allgemeinverfügung. 
Schutz des Rechts auf Teilhabe, Unterstützung und Förderung 
Der Betrieb der Einrichtungen findet unter Beachtung strenger Hygiene- und Infektionsschutzmaßnahmen 
statt. Hierfür haben die Einrichtungen auf der Grundlage von Rahmenhygieneplänen einrichtungsindividu-
elle Hygiene- und Infektionsschutzkonzepte entwickelt und setzen sie konsequent um. 
 
Update: Änderungen der 11. Infektionsschutzmaßnahmenverordnung - Aktuelle FAQ 
Am 12. Februar 2021 wurden Änderungen der 11. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
veröffentlicht, die stufenweise bis zum 1. März 2021 in Kraft treten sollen. 
Änderungen der IfSMV  
Begründung zu den Änderungen der IfSMV  
Die Änderungen dienen der Umsetzung der Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 11. Februar 
2021. Diese beruhen wiederum auf den von der Bundeskanzlerin und den Ministerpräsident*innen am  
10. Februar 2021 festgelegten Leitlinien. 
Update: Aktuelle FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 13. Februar 2021 
Mit Blick auf die unten zusammengefassten Änderungen hat das Bayerische Gesundheitsministerium seine 
FAQ Corona-Krise und Wirtschaft angepasst: FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 13. Februar 2021  
Änderungen finden sich in folgenden Bereichen: 
• Ziffer 1: Zulässige Betriebe 
• Ziffer 2: Konkretisierungen zu Mischbetrieben 
• Ziffer 4: Geschlossene Betriebe 
Grundsätzliche Verlängerung des Lockdown und der Einreise-Quarantäneverordnung bis zum 7. März 
2021 
Die 11. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung und die Einreisequarantäne-Verordnung wer-
den jeweils bis zum Ablauf des 7. März 2021 verlängert. 
Anpassung der nächtlichen Ausgangssperre 
Die Ausgangssperre gilt von 22:00 Uhr bis 05:00 Uhr für alle Landkreise und kreisfreien Städte, deren 7-
Tages-Inzidenz über 100 liegt. Für alle Landkreise und kreisfreien Städte, deren 7-Tages-Inzidenz seit  
mindestens 7 Tagen unter 100 liegt, entfällt die Ausgangssperre. Den aktuellen Geltungsbereich der nächt-
lichen Ausgangssperre [Stand 14.02.2021] können Sie hier einsehen: https://www.verkuendung-bay-
ern.de/baymbl/2021-117/ 
Fahrschulen 
Fahrschulen einschließlich der Fahrschulprüfungen sind ab dem 22. Februar 2021 unter Schutzauflagen 
wieder zugelassen. Sie bedürfen insbesondere eines Schutz- und Hygienekonzepts. Es besteht Masken-
pflicht und im Fahrzeug FFP2-Maskenpflicht. 
Frisöre 
Frisöre können unter Auflagen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts mit Reservierungen und einer FFP2-
Masken-Pflicht für Kunden und Personal den Betrieb ab dem 1. März 2021 wieder öffnen. 
Kinderbetreuung und Schulen/berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung 
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen werden ab dem 22. Februar 2021 geöffnet. In 
Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer 7-Tages-Inzidenz von über 100 bleiben sie geschlossen. Die 
Betreuung erfolgt in festen Gruppen (eingeschränkter Regelbetrieb). Es gelten klare Schutz- und Hygiene-
vorgaben sowie ein ergänzendes Test- und Maskenkonzept. 
  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-2/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-112/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-113/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/02/2021_02_12_positivliste.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-117/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-117/
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Ab 22. Februar 2021 wird für die Jahrgangsstufen 1 bis 4 der Grundschule und der Förderschule sowie für 
alle Abschlussklassen Wechselunterricht oder Präsenzunterricht mit Mindestabstand zugelassen. Für die 
übrigen Jahrgangsstufen und Schularten verbleibt es weiterhin bei Distanzunterricht. In Landkreisen und 
kreisfreien Städten mit einer 7-Tages-Inzidenz von über 100 findet Distanzunterricht statt. Es gelten Schutz- 
und Hygienevorgaben. Hierzu zählt insbesondere die Einhaltung des Mindestabstands, die Beachtung der 
Maskenpflicht und der Lüftungskonzepte sowie ein ergänzendes Test- und Maskenkonzept. Dem Personal 
werden medizinische Masken unentgeltlich zur Verfügung gestellt. Schülerinnen und Schülern wird das  
Tragen von medizinischen Masken empfohlen. Für Lehrkräfte wird im Unterricht eine Pflicht zum Tragen 
von medizinischen Masken eingeführt. 
Bekanntmachung zum Wechselunterricht an Schulen 
Dies gilt analog für berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung sowie Erste-Hilfe-Kurse und die Ausbildung von 
ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr, des Rettungsdienstes und des Technischen Hilfswerks. 
Ausweitung des Präsenzunterrichts an Bildungsstätten ab dem 22. Februar 2021 
Neben den Prüfungsvorbereitungen ist in Bayern ab dem 22. Februar 2021 in allen Jahrgängen der berufli-
chen Aus-, Fort-, und Weiterbildung wieder Präsenzunterricht zugelassen. Voraussetzung ist ein Sieben-
Tage-Inzidenzwert von unter 100. 
Dies ist nun in der "Verordnung zur Änderung der Elften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung" vom 12. Februar 2021 des Bayerischen Wirtschaftsministeriums geregelt worden: 
• In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die 7-Tage-Inzidenz den Wert von 100 nicht über-

schreitet, können Angebote der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung in Präsenzform stattfinden, 
soweit dabei der Mindestabstand von 1,5 Metern durchgehend und zuverlässig eingehalten werden 
kann.  

• Sobald die Voraussetzungen vorliegen, hat die zuständige Kreisverwaltungsbehörde dies unverzüglich 
amtlich bekanntzumachen. 

• Wird der Inzidenzwert von 100 erneut überschritten, hat die zuständige Kreisverwaltungsbehörde dies 
ebenfalls unverzüglich amtlich bekanntzumachen. 

 Die Zulassung nach § 20 Abs. 1 Satz 2 dieser Verordnung in der bis 21. Februar 2021 geltenden Fas-
sung für Abschlussjahrgänge der beruflichen Schulen auch für notwendige praktische außerschulische 
Ausbildungsteile zur Vorbereitung zeitnah stattfindender Kammerprüfungen bleibt unberührt: 

• Es ist zulässig, dass die Bildungseinrichtungen des Handwerks sowie Ausbildungsstätten und Bildungs-
einrichtungen der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung zur Vorbereitung bis zum 31. Juli 2021 ab-
geschlossener Kammerprüfungen sowie Gesellen- und Meisterprüfungen für die Abschlussklassen,  
deren Teilnehmer parallel eine berufliche Schule besuchen, die notwendigen Vorbereitungskurse und 
überbetrieblichen Unterweisungen/außerbetriebliche Schulungen (auch im Verbund) im Wechselunter-
richt durchführen.  

• Eine Unterrichtung in Präsenz kann stattfinden, wenn die Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Me-
tern sichergestellt ist.  

• Es besteht Maskenpflicht, soweit der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht zuverlässig eingehalten wer-
den kann, insbesondere in Verkehrs- und Begegnungsbereichen.  

• Der Betreiber hat ein Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 

Die Vorbereitungskurse auf Gesellen-, Meister- und sonstige Kammerprüfungen sind geprägt von Praxisan-
teilen, praxisnahen Anwendungen und dem Einsatz komplexer Branchenabläufe. Zur Prüfungsvorbereitung 
ist daher Präsenzunterricht erforderlich. Auf das Erfordernis des Wechselunterrichts kann verzichtet wer-
den, wenn die Anzahl der Teilnehmer in Präsenz auf maximal 16 Personen beschränkt bleibt. Der sachliche 
Anwendungsbereich erstreckt sich auf die praktische Ausbildung von Personen, die berufliche Schulen be-
suchen, sodass insbesondere Ausbildungsangebote in dualer Form wieder stattfinden können. Dies gilt, 
wenn die praktischen außerschulischen Ausbildungsteile von Kammern organisiert werden oder von Stel-
len, auf die die Kammern oder auch Betriebe diese praktischen Ausbildungsteile delegieren. 
  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-116/
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Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke dienen der beruflichen Rehabilitation 
Der Betrieb der Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke durfte bereits zum 9. Januar 2021 wieder auf-
genommen werden. Hinsichtlich der Vorgaben ist im Einzelnen auf die Allgemeinverfügung „Corona-Pande-
mie: Maßnahmen betreffend Werk- und Förderstätten für Menschen mit Behinderung, Frühförderstellen so-
wie Berufsbildungs- und Berufsförderungswerke“ vom 7. Januar 2021 zu verweisen. Diese finden Sie hier. 
Bei Berufsbildungs- und Berufsförderungswerken nach § 51 SGB IX handelt es sich um Einrichtungen, die 
ausschließlich der beruflichen Rehabilitation von Menschen mit Behinderung dienen. Für diese Einrichtun-
gen ebenso wie für die Werkstätten für Menschen mit Behinderung und Frühförderstellen bestanden seit 
Beginn der Corona-Pandemie gesonderte Regelungen in Form einer Allgemeinverfügung. 
Der Betrieb der Einrichtungen findet unter Beachtung strenger Hygiene- und Infektionsschutzmaßnahmen 
statt. Hierfür haben die Einrichtungen auf der Grundlage von Rahmenhygieneplänen einrichtungsindividu-
elle Hygiene- und Infektionsschutzkonzepte entwickelt und setzen sie konsequent um. 
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 23. Februar 2021 
Der Bayerische Ministerrat hat am 23. Februar 2021 erneut über die Maßnahmen zur Eindämmung der 
Corona-Pandemie beraten. 
Dabei wurde folgendes beschlossen: 
Erleichterungen ab dem 1. März 2021 
• Gartenmärkte, Gärtnereien, Baumschulen, Blumenläden und Baumärkte werden ab dem 1. März 2021 

landesweit unter den gleichen Bedingungen wieder zugelassen, die für die bereits jetzt ausnahmsweise 
•  geöffneten Handels- und Dienstleistungsbetriebe gelten. Das bedeutet insbesondere Zutrittsbegrenzun-

gen auf einen Kunden je 10 qm für die ersten 800 qm Verkaufsfläche und darüber hinaus einen Kunden 
je 20 qm. 

• Ab dem 1. März 2021 werden neben dem Friseurgewerbe und unter gleichen Bedingungen weitere kör-
pernahe Dienstleistungsbetriebe wieder geöffnet, die zum Zweck der Körperhygiene und Körperpflege 
erforderlich sind (Friseure, Fußpflege, Maniküre, Gesichtspflege). Die Maskenpflicht entfällt bei Kunden 
nur, soweit die Art der Dienstleistung sie nicht zulässt (Gesichtspflege). 

• In Landkreisen und kreisfreien Städten, in denen die 7-Tage-Inzidenz den Wert von 100 nicht über-
schreitet, wird ab dem 1. März 2021 in Musikschulen Einzelunterricht wieder ermöglicht. Dabei ist der 
Mindestabstand zu wahren und – soweit das für das betreffende Musikinstrument möglich ist – von 
Schülern und vom Personal Maske zu tragen. 

Regionale Überschreitung des Inzidenzwerts 100 
Sobald Landkreise oder kreisfreie Städte die Inzidenzschwelle von 100 erneut überschreiten, sind sie nach 
geltendem Recht verpflichtet, die neue Inzidenz „unverzüglich“ bekannt zu machen. Das bedeutet in der  
Praxis, dass diese Bekanntmachung binnen 24 Stunden zu erfolgen hat (Karenztag). Ab dem auf den Ka-
renztag folgenden Tag findet dann dort nur noch Distanzunterricht statt und die Kitas müssen schließen. 
Verlängerung der bayerischen Corona-Hilfsmaßnahmen 
Das Corona-Infektionsgeschehen stellt für die bayerische Wirtschaft absehbar über die Jahresmitte hinaus 
eine enorme Belastung dar. Das Unterstützungsinstrumentarium der LfA Förderbank Bayern und der Bay-
ernfonds werden von der bayerischen Wirtschaft gut angenommen und auch weiterhin benötigt. Deshalb 
hat der Ministerrat heute beschlossen, dass die bayerischen Corona-Hilfsmaßnahmen verlängert und aus-
gebaut werden. Die Instrumente der LfA, die Risikoentlastungen des Freistaats Bayern zu Gunsten der LfA  
und der Bayernfonds werden bis Ende 2021 zu verlängert. Ein Teil der Unterstützungsmaßnahmen wird 
zudem durch Anhebung des Höchstbetrags für Kleinbeihilfen von 800.000 Euro auf 1,8 Millionen Euro an 
den Finanzierungsbedarf betroffener Unternehmen und Organisationen angepasst. 
Kinderbetreuung: Verlängerte Übernahme der Elternbeiträge 
Eltern, die ihre Kinder derzeit nicht in die Kitas und Mittagsbetreuungen bringen, leisten einen erheblichen 
Beitrag zum Infektionsschutz. Damit echte Wahlfreiheit besteht, werden wie schon im Januar und Februar 
auch im März 2021 die Elternbeiträge ersetzt, wenn die Kinder(not)Betreuung an monatlich höchstens fünf 
Tagen in Anspruch genommen wird. Die Pauschalbeträge orientieren sich weiterhin an den Erfahrungswer-
ten für moderate und angemessene Elternbeiträge (Krippe 300 Euro, Kindergarten 50 Euro, Hort 100 Euro, 
Kindertagespflege 200 Euro, Mittagsbetreuung bis ca. 14 Uhr 68 Euro, Mittagsbetreuung bis spät. 16 Uhr 
110 Euro). Dieser Beitragsersatz wird zu 30 Prozent von den Kommunen und zu 70 Prozent vom Freistaat 
Bayern übernommen.  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-2/
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Seit dem 22. Februar 2021 ist der eingeschränkte Regelbetrieb in den Kindertageseinrichtungen und Kin-
dertagespflegestellen wieder zulässig, wenn die Sieben-Tage-Inzidenz den Wert von 100 nicht überschrei-
tet. Entsprechendes gilt für die Mittagsbetreuung. Für Eltern, die zur Kontaktreduzierung eine Kinderbetreu-
ung noch nicht in Anspruch nehmen, verlängert die Staatsregierung deshalb das Angebot zur pauschalen 
Übernahme der Elternbeiträge. 
Umsetzung im Detail  
Die gefassten Beschlüsse werden nun unter anderem durch Änderungen der Bayerischen Infektionsschutz-
maßnahmenverordnung im Detail umgesetzt. Diese werden im Laufe der nächsten Tage veröffentlicht. Wir 
werden Sie dann entsprechend informieren. 
 
Update: Änderungen der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung - Aktualisierte FAQ 
Am 24. Februar 2021 wurden Änderungen der 11. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
(IfSMV) veröffentlicht, sie sollen bis zum 1. März 2021 stufenweise in Kraft treten. 
Änderungen der IfSMV  
Begründung zu den Änderungen der IfSMV  
Mit Blick auf die kommenden Lockerungen hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und 
Pflege (StMGP) seine FAQ Corona-Krise und Wirtschaft entsprechend aktualisiert: 
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/02/2021_02_26-positivliste_reinschrift.pdf 
Die Änderungen dienen der Umsetzung der Beschlüsse des Bayerische Ministerrats vom 23. Februar 2021.  
 
Update: 12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) 
Der Bayerische Ministerrat hat am 4. März 2021 erneut über die Eindämmung der Corona-Pandemie bera-
ten. Dabei ging es vor allem um die Umsetzung der Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsi-
dent*innen vom 3. März 2021. 
12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) 
Am 5. März 2021 wurde zur Umsetzung der Beschlüsse die 12. Bayerische Infektionsschutzmaßnah-
menverordnung (IfSMV) verkündet, die ab dem 8. März 2021 in Kraft tritt. 
12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV)  
Begründung der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV)  
FAQ Corona-Krise und Wirtschaft – Stand 8. März 2021 
Mit Blick auf die Lockerungen hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
seine FAQ Corona-Krise und Wirtschaft aktualisiert: 
FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 08. März 2021 
Maßgebliche Inzidenzwerte 
Am 7. März 2021 hat das StMGP eine Liste mit den zum 8. März 2021 maßgeblichen Inzidenzwerten veröf-
fentlicht: 
Geltungsbereich der inzidenzabhängigen Regelungen  
Ab dem 8. März 2021 werden maßgebliche Veränderungen der Inzidenzwerte, die zu einer Änderung der 
Einstufung führen, durch die jeweils zuständigen Kreisverwaltungsbehörden vor Ort veröffentlicht. 
Private Kontakte  
Die Möglichkeit zu privaten Zusammenkünften mit Freunden, Verwandten und Bekannten wird ab dem 8. 
März 2021 wieder erweitert: 
Es sind nunmehr private Zusammenkünfte des eigenen Haushalts mit einem weiteren Haushalt möglich, 
jedoch auf maximal fünf Personen beschränkt. 
In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer 7-Tages-Inzidenz von unter 35 Neuinfektionen pro Woche 
können die Möglichkeiten zu privaten Zusammenkünften erweitert werden auf den eigenen und zwei wei-
tere Haushalte mit zusammen maximal zehn Personen. Kinder bis 14 Jahre sind hiervon ausgenommen. 
Steigt die 7-Tage-Inzidenz an drei aufeinanderfolgenden Tagen auf über 100, wird die Möglichkeit zu priva-
ten Zusammenkünften ab dem zweiten darauffolgenden Werktag wieder auf den eigenen Haushalt und 
eine weitere Person beschränkt (Notbremse). Kinder bis 14 Jahre werden dabei jeweils nicht mitgezählt. 
  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-149/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-150/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/02/2021_02_26-positivliste_reinschrift.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-171/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-172/
https://stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/03/2021_03_08-positivliste.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-173/
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Öffnungsperspektiven 
Ab dem 8. März 2021 
Nach den ersten Öffnungen bei Schulen, Friseuren und in einzelnen weiteren Bereichen werden ab dem 8. 
März 2021 Buchhandlungen dem Einzelhandel des täglichen Bedarfs zugerechnet. Sie können somit auch 
mit entsprechenden Hygienekonzepten und einer Begrenzung auf einen Kunden je 10 m² für die ersten 800 
m² Verkaufsfläche und darüber hinaus einen Kunden je 20 m² wieder öffnen. Unter gleichen Voraussetzun-
gen werden Büchereien, Archive und Bibliotheken wieder geöffnet. 
Frühestens ab dem 8. März 2021  
In Abhängigkeit vom Infektionsgeschehen sind ab dem 8. März 2021 inzidenzabhängig folgende weitere 
Öffnungen möglich: 
Solange in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt eine stabile 7-Tage-Inzidenz von unter 50 be-
steht, gilt: 
• Öffnung des Einzelhandels mit einer Begrenzung auf einen Kunden je 10 m² für die ersten 800 m² Ver-

kaufsfläche und darüber hinaus einen Kunden je 20 m².  
• Öffnung von Museen, Galerien, zoologischen und botanischen Gärten sowie Gedenkstätten  
• Kontaktfreier Sport in kleinen Gruppen (max. 10 Personen) im Außenbereich, auch auf Außensportanla-

gen.  
Solange in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt eine stabile 7-Tage-Inzidenz von 50 bis 100 be-
steht, gilt: 
• Öffnung des Einzelhandels für Terminshopping-Angebote („Click & meet“), wobei eine Kundin oder ein 

Kunde pro angefangene 40 m² Verkaufsfläche nach vorheriger Terminbuchung für einen fest begrenzten 
Zeitraum mit Kontaktnachverfolgung zugelassen werden kann. 

• Öffnung von Museen, Galerien, zoologische und botanische Gärten sowie Gedenkstätten für Besucher 
mit vorheriger Terminbuchung und Kontaktnachverfolgung 

• Individualsport maximal 5 Personen aus 2 Haushalten und Sport in Gruppen von bis zu zwanzig Kindern 
bis 14 Jahren im Außenbereich auch auf Außensportanlagen.  

Frühestens ab dem 22. März 2021 
Frühestens ab dem 22. März 2021sind folgende weitere Öffnungen in Abhängigkeit vom Infektionsgesche-
hen möglich: 
Solange in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt seit mindestens 14 Tagen eine 7-Tage-Inzidenz 
von unter 50 besteht, so gilt: 
• Öffnung der Außengastronomie 
• Öffnung von Theatern, Konzert- und Opernhäusern sowie Kinos 
• Kontaktfreier Sport im Innenbereich, Kontaktsport im Außenbereich.  
Solange in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt seit mindestens 14 Tagen eine 7-Tage-Inzidenz 
zwischen 50 und 100 besteht, gilt: 
• Öffnung der Außengastronomie für Besucher mit vorheriger Terminbuchung neben der Kontaktnachver-

folgung. Sitzen an einem Tisch Personen aus mehreren Hausständen, ist ein tagesaktueller COVID-19 
Schnell- oder Selbsttest der Tischgäste erforderlich. 

• Öffnung von Theatern, Konzert- und Opernhäusern sowie Kinos für Besucherinnen und Besuchern mit 
einem tagesaktuellen COVID-19 Schnell- oder Selbsttest.  

• Kontaktfreier Sport im Innenbereich sowie Kontaktsport im Außenbereich unter der Voraussetzung, dass 
alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer über einen tagesaktuellen Schnell- oder Selbsttest verfügen.  

„Notbremse" 
Steigt die 7-Tages-Inzidenz über den für die jeweiligen Öffnungen maßgeblichen Inzidenzwert von 50, gel-
ten jeweils die Regelungen für Gebiete mit einer 7-Tages-Inzidenz von unter 100. 
Übersteigt die 7-Tages-Inzidenz den Wert von 100, gelten wieder die Regelungen, die bis zum bis zum  
7. März 2021 gegolten haben. 
Rahmenkonzepte 
Die näheren Details der Öffnungen richten sich nach Rahmenkonzepten, die die Staatsministerien für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie, für Wissenschaft und Kunst sowie für Digitales bzw. des Innern, für 
Sport und Integration jeweils im Einvernehmen mit dem Staatsministerium für Gesundheit und Pflege er-
stellen.  
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Künftige weitere Öffnungsschritte  
Über weitere Öffnungsschritte und die Perspektive für die noch nicht geöffneten Bereiche aus den Bran-
chen Gastronomie, Kultur, Veranstaltungen, Reisen und Hotels wird im Lichte der Infektionslage unter Be-
rücksichtigung der angelaufenen Teststrategie, des Impfens, der Verbreitung von Virusmutanten und ande-
rer Einflussfaktoren Ende März nach der nächsten Besprechung der Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsi-
dent*innen entschieden werden. 
Kontaktnachverfolgung – auch elektronisch  
Es wird aus Gründen des Datenschutzes klargestellt, dass die Kontaktnachverfolgung auch in elektroni-
scher Form (z. B. mittels einer App) erfolgen kann. Selbstverständlich müssen auch in diesem Fall Zeit, Ort 
und Erreichbarkeit der Kontaktpersonen präzise dokumentiert werden, um im Fall eines Infektionsgesche-
hens an die Gesundheitsämter weitergegeben werden zu können. 
Einreisequarantäne  
Die Einreisequarantäneverordnung wird bis einschließlich zum 28. März 2021 verlängert. 
Für die Einreise speziell aus den besonders infektionsgefährlichen Virusvariantengebieten gelten dabei 
folgende Änderungen: 
• Die Quarantänedauer beträgt hier künftig 14 Tage (statt bisher nur 10 Tage). 
• Die Quarantäne kann nicht mehr durch vorzeitige Freitestung (Negativtest am fünften Tag nach der Ein-

reise) verkürzt werden.  
Die sonstigen Quarantäneausnahmen für die Einreise aus Virusvariantengebieten (v. a. für Warentransport 
und systemrelevante Grenzgänger und Grenzpendler) bleiben unverändert. 
Schulen  
An den Schulen gilt in Abhängigkeit vom Infektionsgeschehen der Grundsatz „vom Wechsel- in den Prä-
senzunterricht bzw. vom Wechsel- in den Distanzunterricht“. 
Der Unterricht an den Schulen findet ab dem 15. März 2021 daher in folgenden Schritten statt: 
• Bei einer 7-Tages-Inzidenz in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt unter 50 erfolgt in allen 

Grundschulklassen (und Förderschulen) Präsenzunterricht.  
• Bei einer 7-Tages-Inzidenz unter 100 findet an allen anderen Schularten in allen Jahrgangsstufen sowie 

in den Grundschulen über Inzidenz 50 Wechselunterricht statt. 
• Bei einer 7-Tages-Inzidenz in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt über 100 findet mit Aus-

nahme der Abschlussklassen Distanzunterricht statt. Zur besseren Planbarkeit für die Schulfamilie gilt 
die Festlegung der jeweiligen Unterrichtsform jeweils für eine Schulwoche, auch wenn sich der Inzidenz-
wert während der Schulwoche ändert. 

Kinderbetreuungseinrichtungen 
In Kinderbetreuungseinrichtungen und in Kindertagespflegestellen gilt in Abhängigkeit vom Infektionsge-
schehen: Bei einer 7-Tages-Inzidenz in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt unter 50 erfolgt Regel-
betrieb, zwischen 50 und 100 eingeschränkter Regelbetrieb und über 100 Notbetreuung. 
Klarstellung: Derzeit keine weiteren Lockerungen für körpernahe Dienstleistungen 
Um aktuell kursierenden Fehlinformationen entgegenzuwirken, hat die Bayerische Staatsregierung uns ge-
genüber klargestellt: 
Es ist keine weitergehende Öffnung und keine Änderung der Rechtslage bei den körpernahen Dienstleis-
tungen geplant. Es bleibt bei den Regelungen, die Bayern dazu schon im Vorfeld der Beschlüsse der Bun-
deskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 3. März 2021 getroffen hat. 
Zulässige körpernahe Dienstleistungen 
Neben den Friseurdienstleistungen ist seit dem 1. März 2021 auch im hygienisch oder pflegerisch erforder-
lichen Umfang die Öffnung der nichtmedizinischen Fuß-, Hand-, Nagel- und Gesichtspflege in Bayern zu-
lässig. Nagelstudios, Kosmetikbetriebe und Fußpfleger dürfen also ihr gesamtes übliches Leistungsspek-
trum wieder anbieten, da ihre Dienstleistungen überwiegend hygienisch oder pflegerisch erforderlich sind. 
Falls Kosmetikbetriebe üblicherweise zu einem geringen Teil auch Massagen anbieten und durchführen, 
wird dies hingenommen. 
Tätowierstudios, Piercingstudios, Permanent-Make-Up-Studios, (Wellness-)Massagesalons und vergleich-
bare Dienstleistungsbetriebe sind dagegen weiterhin auch über den 7. März 2021 geschlossen zu halten, 
da ihre körpernahen Dienstleistungen nicht hygienisch oder pflegerisch erforderlich sind.  
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Rahmenbedingungen 
Für die zulässigen körpernahen Dienstleistungen gelten folgende Voraussetzungen: 
Es muss grundsätzlich ein Mindestabstand von 1,5 Metern zwischen den Kunden sichergestellt werden. 
Der Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass die Zahl der gleichzeitig im Ladenge-
schäft anwesenden Kunden nicht höher ist als ein Kunde je 10 qm für die ersten 800 qm der Verkaufsfläche  
sowie zusätzlich ein Kunde je 20 qm für den 800 qm übersteigenden Teil der Verkaufsfläche. In den Ver-
kaufsräumen, auf dem Verkaufsgelände, in den Eingangs- und Warteflächen vor den Verkaufsräumen und 
auf den zugehörigen Parkplätzen gilt für das Personal Maskenpflicht (medizinische Gesichtsmaske im Rah-
men der arbeitsschutzrechtlichen Bestimmungen) und für die Kunden und ihre Begleitpersonen FFP2-Mas-
kenpflicht; soweit in Kassen- und Thekenbereichen durch transparente oder sonst geeignete Schutzwände  
ein zuverlässiger Infektionsschutz gewährleistet ist, entfällt die Maskenpflicht für das Personal. Die Masken-
pflicht entfällt auch, soweit die Art der Dienstleistung sie nicht zulässt. Eine Steuerung des Zutritts muss  
durch vorherige Terminreservierung erfolgen. Die Betreiberin oder der Betreiber hat ein Schutz‐ und Hygie-
nekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen. 
Ab 8. März 2021 hat der Dienstleister außerdem die Kontaktdaten der Kunden zu erheben. Schnelltests 
sind dagegen nicht erforderlich. 
Übersicht: Öffnungsstufen in Bayern 
Eine Übersicht über die Öffnungsstufen finden Sie hier: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/%C3%9Cbersicht-Stufenplan-Corona-10.03.2021.pdf 
Weitergehende Detailinformationen zu den Regelungen der IfSMV finden Sie hier: 
12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV)  
Maßgebliche Inzidenzwerte 
Am 7. März 2021 hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) eine Liste mit 
den zum 8. März 2021 maßgeblichen Inzidenzwerten veröffentlicht: 
Geltungsbereich der inzidenzabhängigen Regelungen  
Ab dem 8. März 2021 werden maßgebliche Veränderungen der Inzidenzwerte, die zu einer Änderung der 
Einstufung führen, durch die jeweils zuständigen Kreisverwaltungsbehörden vor Ort veröffentlicht. 
FAQ Corona-Krise und Wirtschaft – Stand 11. März 2021 
Mit Blick auf die Lockerungen hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
seine FAQ Corona-Krise und Wirtschaft aktualisiert. Antworten auf viele dringliche Fragen aus der Wirt-
schaft finden Sie hier: 
FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 11. März 2021  
In der aktualisierten Fassung wurden vor allem zwei Punkte angepasst: 
• Die Erläuterungen zum Verhältnis vom Mischbetriebsregelung und „Click and Meet“ in Ziffer 2. 
• Die Erläuterungen zu inzidenzabhängigen Regelungen in Ziffer 4. 
Infektionsschutzmaßnahmen: Änderungen maßgeblicher Inzidenzwerte 
Zahlreiche Lockerungen im Rahmen der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) 
hängen vom jeweiligen regionalen Inzidenzwert ab.  
Die ursprünglich maßgeblichen regionalen Inzidenzwerte wurden am 07. März 2021 vom Bayerischen 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) bekanntgegeben: 
Corona-Pandemie: Geltungsbereich der inzidenzabhängigen Regelungen  
Veränderte Inzidenzwerte 
Über- oder unterschreitet ein maßgeblicher Inzidenzwert an drei aufeinanderfolgenden Tagen eine maß-
gebliche Schwelle, wird dies durch die örtliche Kreisverwaltungsbehörde bekanntgemacht. Zwei Tage nach-
dem die Schwelle zum dritten Mal in Folge über- oder unterschritten war, gelten dann die veränderten Re-
gelungen. Erfolgt die Bekanntmachung verspätet, gelten die veränderten Regelungen erst ab dem Tag 
nach der Bekanntmachung. 
Die Feststellung der regional maßgeblichen Inzidenzwerte erfolgt derzeit nicht bayernweit in einer zentralen 
Bekanntmachung. Es empfiehlt sich deshalb, immer die aktuellen Bekanntmachungen der jeweils zuständi-
gen Kreisverwaltungsbehörde im Auge zu behalten: 
Kreisverwaltungsbehörden in Bayern  
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-Stufenplan-Corona-10.03.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-Stufenplan-Corona-10.03.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/Beschl%C3%BCsse-des-Bayerischen-Ministerrats-vom-04.-M%C3%A4rz-2021.jsp
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-173/
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerdeordner/8111031172
https://stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/03/2021_03_08-positivliste.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-173/
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerdeordner/8111031172
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So gibt es schon entsprechende Bekanntmachungen von den Städten Fürth, Landshut, Regensburg und 
Straubing (mit einem Wert von jeweils über 100).Hinweis: Für Schulen und Kitas ist nicht der Dreitages-In-
zidenzwert maßgeblich, sondern für die jeweils kommende Woche der Freitags festgestellte Wert. Auch 
hier ist dann die Bekanntmachung der Kreisverwaltungsbehörde maßgeblich. 
Öffnung der Gärtnereien und Blumenfachgeschäfte  
In der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) vom 05.03.21 sind „Blu-
menfachgeschäfte, Gartenmärkte, Gärtnereien, Baumschulen, Baumärkte, […] und sonstige für die tägliche 
Versorgung unverzichtbare Ladengeschäfte sowie der Großhandel“ von inzidenzabhängigen Schließungen 
ausgenommen. Damit dürfen Blumenfachgeschäfte, Gartenmärkte, Gärtnereien, Baumschulen, Baumärkte 
auch bei Inzidenzen über 100 geöffnet bleiben. Es gelten dieselben Regelungen wie bisher. Insoweit ver-
weisen wir u. a. auf die Information des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Landshut zu Ihrer 
Information: https://www.galabau-bayern.de/2021-03-16-corona-newsletter-05-21-coronaarbschv-sai-
sonak.pdfx?onpublix_view=true&tm=637515069249494713 
Lockdown - Vorerst keine weiteren Öffnungsschritte ab 22. März 2021 
Die 12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) sieht grundsätzlich vor, dass ab dem 
22. März 2021 weitere Öffnungsschritte für folgende Bereiche möglich sein sollen (§ 24 IfSMV): 
• Außengastronomie 
• Theater, Konzert- und Opernhäuser und Kinos 
• Sport 
Diese Öffnungsschritte setzen allerdings ein Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege (StMGP) voraus. Das StMGP hat nun angekündigt, dass es dieses Einvernehmen zu-
nächst in keinem Fall erteilen wird, unabhängig von den regionalen Inzidenzwerten. Grund sind die steigen-
den Infektionszahlen in Bayern. Zudem sollen die nächsten Beratungen der Bundeskanzlerin mit den Minis-
terpräsident*innen der Länder am 22. März 2021 abgewartet werden. 
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 23. März 2021 
Unter folgendem Link können Sie die Pressemitteilung der Bayerischen Staatskanzlei mit den Beschlüssen 
des Ministerrats zur Eindämmung der Pandemie (Dreiklang: Keine Öffnungen bis zum Ende der Osterfe-
rien, konsequenter Lockdown über die Ostertage, Lockerungen nach den Osterferien) einsehen: 
https://www.galabau-bayern.de/210323-ministerrat.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521052678241841 
U.a. heißt es dort: 
Betriebe, Ladengeschäfte, Unternehmen und Behörden bleiben am 1. April 2021 (Gründonnerstag) und am 
3. April 2021 (Karsamstag) wie an den Osterfeiertagen geschlossen; am Samstag, den 3. April 2021, wird 
ausschließlich der Lebensmittelhandel geöffnet. 
Keine erweiterte Osterruhe an Gründonnerstag und Karsamstag 
Im Beschluss der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 22./23. März 2021 war vorgese-
hen, eine sogenannte erweiterte Osterruhe einzuführen, die auch für den 1. und 3. April 2021 gelten sollte. 
Nach einer erneuten Beratung mit den Ministerpräsident*innen hat die Bundeskanzlerin in einem Presse-
statement am 24. März 2021 angekündigt, die entsprechenden Verordnungen nicht auf den Weg zu brin-
gen. Demnach wird es kein (mit der Sonn- und Feiertagsruhe vergleichbares) flächendeckendes Beschäfti-
gungsverbot in allen Betrieben und Unternehmen geben. 
Nach den Ausführungen des Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder in seiner Regierungserklä-
rung am 24. März 2021 wird es an diesen Tagen in Bayern keine verschärften Regelungen geben wird, die 
über die ohnehin bereits bestehenden Lockdown-Regelungen hinausgehen. Somit sind alle diesbezügli-
chen Ankündigungen hinfällig und überholt. 
 
Update: Änderungen der 12. Infektionsschutzmaßnahmenverordnung  
Am 25. März 2021 wurden Änderungen der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung veröf-
fentlicht, die zum 27. März bzw. 12. April 2021 in Kraft treten sollen. Die Änderungen sowie die entspre-
chenden Begründungen finden Sie hier: 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-224/ 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-225/ 
Hinweis zur "Notbremse" 
  

https://www.galabau-bayern.de/2021-03-16-corona-newsletter-05-21-coronaarbschv-saisonak.pdfx?onpublix_view=true&tm=637515069249494713
https://www.galabau-bayern.de/2021-03-16-corona-newsletter-05-21-coronaarbschv-saisonak.pdfx?onpublix_view=true&tm=637515069249494713
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-171/
https://www.galabau-bayern.de/210323-ministerrat.pdfx?onpublix_view=true&tm=637521052678241841
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-224/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-225/
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Übersteigt die 7-Tages-Inzidenz den Wert von 100, gelten wieder die Regelungen, die bis zum bis zum  
7. März 2021 gegolten haben (u.a. Kontaktbeschränkungen – Haushalt und eine weitere Person, Aus-
gangssperre von 22:00-05.00 Uhr, s. auch unter folgendem Link https://www.stmgp.bayern.de/coronavi-
rus/). 
 
Update: Änderungen der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung ab 12. April 2021 
Der Bayerische Ministerrat hat am 7. April 2021 erneut über die Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung 
beraten. Zur Umsetzung der Beschlüsse wurde am 9. April 2021 eine Verordnung zur Änderung der  
12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) veröffentlicht: 
Änderung der IfSMV  
Begründung zur Änderung der IfSMV  
Nachfolgend geben wir im Wesentlichen den Wortlaut des Berichts aus dem Ministerrat vom 07. April 2021 
wieder: 
Verschiebung weiterer Öffnungsmaßnahmen auf frühestens 26. April 2021 
Die bislang ab dem 12. April 2021 geplanten weiteren Öffnungsschritte in Landkreisen oder kreisfreien 
Städten mit einer 7-Tage-Inzidenz von nicht über 100 beziehungsweise 50 in den Bereichen Außengastro-
nomie, Kultur und Sport bleiben weiter bis zum 26. April 2021 ausgesetzt. 
Gleiches gilt für die Modell-Projekte in Städten mit einer 7-Tage-Inzidenz von über 100 zur Untersuchung 
einzelner Öffnungsschritte in Bereichen des öffentlichen Lebens unter Nutzung insbesondere eines konse-
quenten Testregimes. 
Ebenso wird mit den Modell-Projekten in Theater-, Konzert- oder Opernhäusern in Städten oder Landkrei-
sen mit einer 7-Tage-Inzidenz über 100 verfahren. 
Regelungen für den Einzelhandel ab 12. April 2021 
Blumenfachgeschäfte, Gartenmärkte, Gärtnereien, Baumschulen, Baumärkte und Buchhandlungen werden 
künftig wieder wie sonstige Geschäfte des Einzelhandels behandelt. Sie sind damit nur unter den Bedin-
gungen zulässig, die für den übrigen Einzelhandel gelten. Inzidenzunabhängig dürfen nur die in der Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung abschließend aufgezählten Geschäfte öffnen. 
Für die sonstigen Geschäfte des Einzelhandels gilt Folgendes: 
• Bei einer 7-Tage-Inzidenz in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt unter 50 wird der Einzelhan-

del – wie bisher – unter Geltung der allgemeinen Schutz- und Hygienekonzepte (v.a. Mindestabstand, 
Maskenpflicht, ein Kunde je 10 qm für die ersten 800 qm der Verkaufsfläche sowie zusätzlich ein Kunde 
je 20 qm für den 800 qm übersteigenden Teil der Verkaufsfläche) geöffnet. 

• Bei einer 7-Tage-Inzidenz in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt zwischen 50 und 100 sind 
nur Terminshopping-Angebote („Click & Meet“ mit vorheriger Terminvereinbarung) mit einem Kunden 
pro 40m² Verkaufsfläche zusätzlich zu den geltenden Voraussetzungen zulässig. 

• Bei einer 7-Tage-Inzidenz in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt zwischen 100 und 200 sind 
Terminshopping-Angebote („Click & Meet“) zulässig. Dabei gilt zusätzlich die Vorlage eines aktuellen 
negativen Tests (max. 48 Stunden alter PCR-Test oder max. 24 Stunden alter Schnelltest). 

• Bei einer 7-Tage-Inzidenz über 200 in einem Landkreis oder einer kreisfreien Stadt bleibt – wie bisher – 
die Abholung vorbestellter Waren in Ladengeschäften („Click and Collect“) auch ohne Test zulässig. 

Schulen 
Im Bildungsbereich zeigt sich, dass auch Schulen Teil des Pandemiegeschehens sind. Um Schülerinnen 
und Schülern sowie Lehrkräfte bestmöglich zu schützen, muss die Teststrategie konsequent umgesetzt und 
bedarfsgerecht nachjustiert werden: 
Bei einer 7-Tage-Inzidenz unter 100 gilt für Schülerinnen und Schüler eine zweimal wöchentliche Testpflicht 
an der Schule als Voraussetzung für eine Teilnahme am Präsenzunterricht. Bei einer 7-Tage-Inzidenz von 
über 100 gilt diese Testpflicht mindestens zweimal wöchentlich. Diese Testpflichten gelten ebenso für Lehr-
kräfte und das weitere an Schulen tätige Personal. 
Hinweis: Dies ist so zu verstehen, dass bei einer Inzidenz über 100 auch mehr als zwei wöchentlich Tests 
verlangt werden können ("mindestens zweimal wöchentlich"). 
Mögliche Regelungen für geimpfte Personen 
Für abschließend geimpfte Bürgerinnen und Bürger besteht keine Notwendigkeit für erhebliche pandemie-
bedingte Grundrechtseinschränkungen mehr. Daher können für sie Beschränkungen teilweise entfallen. In  

https://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/
https://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-261/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-262/
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Betracht kommen insbesondere die Aufhebung von Quarantäneverpflichtungen und Erleichterungen von 
Testpflichten, wo diese vorgesehen sind (etwa beim Besuch des Einzelhandels). Das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Gesundheit und Pflege wird die Bereiche ausarbeiten, in denen Lockerungen für Geimpfte 
möglich sind. 
Impfungen in Betrieben 
Impfungen in Betrieben mindern nicht nur das Infektionsrisiko in diesen Betrieben und verringern Produkti-
onsausfälle. Ein geringes Infektionsrisiko in großen Betrieben dient unmittelbar dem Schutz der gesamten 
Bevölkerung. Noch im April 2021 soll im Rahmen eines Modellprojekts für die Beschäftigten von zehn grö-
ßeren bayerischen Arbeitgebern ein Impfangebot durch den betriebsärztlichen Dienst gemacht werden. 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege wird in Abstimmung mit der Vereinigung der 
Bayerischen Wirtschaft zehn Unternehmen auswählen. 
Digitale Kontaktdatenerfassung 
Die digitale Kontaktdatenerfassung ist zentral für die schnelle Nachverfolgung und effektive Bekämpfung 
des Pandemiegeschehens. Im Rahmen eines Vergabeverfahrens entschied das Bayerische Staatsministe-
rium für Digitales, eine landesweite Lizenz für Luca zu erwerben. Die App Luca hat hierbei unter anderem 
aufgrund ihres hohen Automatisierungsgrads und ihrer besseren Systemsicherheit den Zuschlag erhalten. 
Sie ermöglicht die schrittweise Rückkehr zur Normalität, insbesondere im Bereich der Gastronomie, Kunst  
und Kultur sowie des Sports. Damit können die bayerischen Gesundheitsämter sowie teilnehmende Organi-
sationen und Unternehmen das System kostenfrei nutzen. Auch die Anwenderinnen und Anwender bra-
chen nichts zu bezahlen. Das System erleichtert den Gesundheitsämtern die Kontaktnachverfolgung nach 
dem Auftreten einer Corona-Infektion erheblich. Außerdem können Nutzer bei Luca direkt über die App 
eine digitale Warnung erhalten, wenn sie mit einer bestätigt infizierten Person in Kontakt waren. 
Testanforderungen für "Click & Meet" ab einer Inzidenz von 100 
Gemäß der Neuregelung der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung dürfen ab dem 12. April 
2021 auch die nicht privilegierten Einzelhandelsgeschäfte bei einem regionalen Inzidenzwert zwischen 100 
und 200 öffnen. Dies gilt für einzelne Kunden nach vorheriger Terminbuchung für einen fest begrenzten 
Zeitraum ("Click & Meet") und nach Vorlage des Nachweises über einen vor höchstens 24 Stunden vorge-
nommenen POC-Antigentest oder Selbsttest oder eines vor höchstens 48 Stunden vorgenommenen PCR-
Tests mit negativem Ergebnis (unter Einhaltung der Hygiene- und Abstandsregeln). 
Hinweis: Ab dem 12. April 2021 gelten Blumenfachgeschäfte, Gartenmärkte, Gärtnereien, Baumschulen, 
Baumärkte und Buchhandlungen nicht mehr als privilegierte Geschäfte. 
Informationen zu den Anforderungen an die Tests 
Das Bayerische Wirtschaftsministerium hat bereits am 9. April 2021 mit dem Bayerischen Gesundheitsmi-
nisterium abgestimmte Informationen zu den Testanforderungen bekanntgegeben: 
Es dürfen nur zugelassene Produkte zur Anwendung kommen, die definierte Standards erfüllen (siehe die 
Informationen des Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte). 
POC-Antigentests (Schnelltests) müssen im Rahmen der Bürgertestung nach der Testverordnung des 
Bundes (PDF-Direktlink) von medizinischen Fachkräften oder vergleichbaren, hierfür geschulten Personen 
vorgenommen werden. Dies ist grundsätzlich bei den lokalen Testzentren, in den Apotheken sowie bei den 
dazu vom ÖGD (Öffentlicher Gesundheitsdienst) beauftragten Stellen möglich. Den Ladengeschäften steht 
in diesem Zusammenhang ebenfalls die Möglichkeit offen, ggf. in Kooperation mit einem privaten Dienst-
leister, selbst eine Beauftragung durch den ÖGD (Hinweis: in der Regel durch die Gesundheitsämter ) zur 
Durchführung der Bürgertestungen vor dem Ladengeschäft bzw. in geeigneten Räumlichkeiten zu erhalten 
und in der Folge die Testungen gegenüber der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns abzurechnen. Diese 
Tests stehen dann allen Bürgerinnen und Bürgern offen, unabhängig davon, ob sie das jeweilige Geschäft 
besuchen wollen oder nicht. Um als berechtigter Leistungserbringer Bürgertestungen durchzuführen, wird 
die Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Durchführung der Testungen vorausgesetzt. Dies wird regel-
mäßig durch den Nachweis einer ärztlichen Schulung sichergestellt. Zudem müssen die selbständig erwor-
benen Antigen-Schnelltests auch zugelassen sein.  
• Über das Ergebnis wird durch die genannten Teststellen ein Nachweis ausgestellt, der vor Besuch des 

jeweiligen Ladengeschäfts dem Betreiber vorzulegen ist; der POC-Antigentest darf höchstens 24 Stun-
den vor Besuch des Ladengeschäfts vorgenommenen worden sein.  

  

https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/Beschl%C3%BCsse-des-Bayerischen-Ministerrats-vom-07.-April-2021.jsp
https://www.bfarm.de/DE/Medizinprodukte/Antigentests/_node.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Verordnungen/Coronavirus-TestV_BAnz_27.01.2021_V2.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Verordnungen/Coronavirus-TestV_BAnz_27.01.2021_V2.pdf
https://tools.rki.de/plztool/
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• Bei positivem Ergebnis besteht mit der Mitteilung des positiven Ergebnisses eine Absonderungspflicht 
(Isolation) - Allgemeinverfügung „Quarantäne von Kontaktpersonen der Kategorie 1 und von Verdachts-
personen, Isolation von positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestete Personen“ (AV Isolation) - 
PDF-Direktlink ; die betreffende Person ist darauf hinzuweisen, dass sie sich beim zuständigen Gesund-
heitsamt zu melden hat, welches dann über das weitere Vorgehen informiert.  

• Getestet werden können mit POC-Antigentests grundsätzlich alle Personen, unabhängig vom Alter. Bei 
Kleinkindern ist darauf zu achten, dass lediglich oropharyngeale Abstriche (also nur Rachenabstriche), 
keine tiefen nasopharyngealen Abstriche vorgenommen werden und die Abstriche ausschließlich von 
ausreichend geschultem Personal vorgenommen werden. Ggf. sollte die Einverständniserklärung der 
Eltern für die Durchführung der Testung bei Kleinkindern schriftlich eingeholt werden. Die Bedienungs-
hinweise der Hersteller sind unbedingt zu beachten. 

Selbsttests müssen vor Ort unter strenger Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips unter „Aufsicht“ des Betrei-
bers bei der Verwendung vorgenommen werden. Alternativ können auch selbst organisierte und selbst fi-
nanzierte Selbstteststationen des Betreibers mit geschultem Personal eingesetzt werden. Dabei muss in 
jedem Fall eine Zuordnung des Ergebnisses gewährleistet sein (z. B. durch feste Wartebuchten). 
• Zeigt der Selbsttest ein negatives Ergebnis an, ist die Person berechtigt, dieses Ladengeschäft zu besu-

chen.  
• Zeigt ein Selbsttest ein positives Ergebnis an, ist der betroffenen Person der Zutritt zu verweigern. Die 

betroffene Person ist darauf hinzuweisen, dass sie sich sofort absondern sollte, alle Kontakte so weit wie 
möglich vermeiden und einen Termin zur PCR-Testung vereinbaren sollte.  
Hinweis: Die vbw geht davon aus, dass diese Verpflichtungen abschließend sind und den Betreiber bei 
einem positiven Selbsttest insbesondere keine Meldepflichten gegenüber dem Gesundheitsamt treffen.  

• Im Schutz- und Hygienekonzept des Betreibers sind Maßnahmen zur Verhinderung von Menschenan-
sammlungen und zur Umsetzung der allgemeinen Hygieneregeln vorzusehen.  

• Perspektivisch kommen bei entsprechender Marktverfügbarkeit auch Selbsttests unter Aufsicht kombi-
niert mit einem digitalen Testnachweis in Betracht, um auch den Besuch in anderen Ladengeschäften zu 
ermöglichen. Derzeit ist der Markt der Selbsttests noch im Aufbau und die digitale Nachweislösung noch 
in Vorbereitung. 

FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 12. April 2021 
Mit Blick auf die aktuellen Neuregelungen hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege 
(StMGP) seine FAQ aktualisiert: FAQ Corona-Krise und Wirtschaft 
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 13. April 2021 
Am 13. April 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat können Sie hier herunterladen: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210413-Minister-
rat.pdf 
Nachfolgend geben wir Auszüge aus dem Bericht wieder: 
Verlängerung von IfSMV und EQV bis 9. Mai 2021 
Die 12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) und die Einreise-Quarantäne-
verordnung werden bis einschließlich 09. Mai 2021 verlängert. Sollte die derzeit geplante Änderung des  
Bundesinfektionsschutzgesetzes früher in Kraft treten, wird die Bayerische Infektionsschutzmaßnah-
menverordnung entsprechend angepasst werden. 
Anpassungen der IfSMV 
• Es wird klargestellt, dass Schulkinder an Angeboten der Tagesbetreuung nur dann teilnehmen dürfen, 

wenn sie sich entsprechend den für Präsenzunterricht geltenden Vorgaben mindestens zwei Mal wö-
chentlich einem Test in Bezug auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 unterziehen. 

• Bei Versammlungen in geschlossenen Räumen wird die absolute Begrenzung auf höchstens 100 Perso-
nen gestrichen. Stattdessen wird analog zu den Gottesdiensten nun festgeschrieben, dass sich die Zahl 
der zulässigen Teilnehmer an der Zahl der nach den Hygieneregeln vorhandenen Plätzen orientiert, die 
Versammlung angemeldet werden muss und Teilnehmer FFP2-Maske tragen müssen. 

https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/03/konsolidierte-lesefassung_av-isolation_2021-03-09_b.pdf
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/03/konsolidierte-lesefassung_av-isolation_2021-03-09_b.pdf
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/03/konsolidierte-lesefassung_av-isolation_2021-03-09_b.pdf
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/04/2021_04_12_positivliste.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210413-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210413-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210413-Ministerrat.pdf
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• Die zuständigen Kreisverwaltungsbehörden können in Landkreisen oder kreisfreien Städten mit einer 
Inzidenz über 200 anordnen, dass Beschäftigte bestimmter Betriebe und Einrichtungen nur dann in Prä-
senz am Arbeitsplatz eingesetzt werden dürfen, wenn sie über den Nachweis eines aktuellen PCR-, 
Schnell- oder Selbsttests mit negativem Ergebnis verfügen. 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) – Quarantäne von Kontaktpersonen und von Ver-
dachtspersonen, Isolation von positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getesteten Personen (AV 
Isolation) 
Zur Quarantäne von Kontaktpersonen und von Verdachtspersonen, Isolation von positiv auf das Coronavi-
rus SARS-CoV-2 getesteten Personen (AV Isolation) ist folgende Allgemeinverfügung bekannt gemacht 
worden: https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-276/ 
Vollzug des Gesetzes über den Ladenschluss (LadSchlG); Ausnahmebewilligung für Ladenschluss-
zeiten am Sonntag, 9. Mai 2021 (Muttertag) nach § 23 Abs. 1 Satz 1 LadSchlG 
Mit folgender Allgemeinverfügung wurde die Ausnahmebewilligung für Ladenschlusszeiten am Sonntag, 9. 
Mai 2021 (Muttertag) geregelt: https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-275/ 
Update: Bundeseinheitliche "Notbremse" – Vergleich zu bayerischen Regelungen 
Die vbw stellt Ihnen eine Kurzübersicht über die geplanten Regelungen im Vergleich zu den aktuell in Bay-
ern geltenden Regelungen zur Verfügung: https://www.galabau-bayern.de/2021-04-13-vergleich-bundes-
lockdown-bayern-version-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637544384357972357 
 
Update: Änderung der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung zum 17. April 2021 
Zur Umsetzung der Beschlüsse vom 13- April 2021 (s.o.) wurden am 16. April 2021 Änderungen der 12. 
Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) verkündet, die ab dem 17. April gelten: 
Änderung der IfSMV 
Begründung zur Änderung der IfSMV  
IfSMV: Aktuelle Hinweise zu körpernahen Dienstleistungen und Autovermietungen 
Aktuell gelten für viele Betriebe mit Kundenverkehr strenge Einschränkungen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie. Diese ergeben sich aus der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) 
Zu bestimmten Bereichen hat die vbw am 19. April 2021 die nachfolgenden Informationen von der Bayeri-
schen Staatsregierung erhalten: 
Zulässigkeit von körpernahen Dienstleistungen 
Durch die letzte Änderung der 12. BayIfSMV wurde die Generalklausel der sonstigen für die tägliche Ver-
sorgung unverzichtbaren Ladengeschäfte in § 12 Abs. 1 der 12. BayIfSMV gestrichen und der Kreis der be-
darfsnotwendigen Ladengeschäfte auf diejenigen Geschäfte begrenzt, die tatsächlich im engeren Sinn zur 
Deckung des täglichen Lebensbedarfs erforderlich sind.  
Da die Norm nun in § 12 Abs. 1 der 12. BayIfSMV wesentlich deutlicher als vor der Änderung mit der ab-
schließenden Aufzählung der vom Verbot nach § 12 Abs. 1 Satz ausgenommenen Ladengeschäfte auf das 
Kriterium der Erforderlichkeit im Sinne einer Unverzichtbarkeit für die tägliche Lebensführung abstellt, ist 
auch § 12 Abs. 2 Satz 2 der 12. BayIfSMV bereits dem Wortlaut nach so zu verstehen, dass lediglich hygie-
nisch oder pflegerisch erforderliche Dienstleistungen zulässig sind, also solche, die durch ein Alltagsbedürf-
nis ausgelöst werden, durch die Empfänger der Dienstleistungen aber nicht selbst ausgeführt werden kön-
nen. 
Dementsprechend dürfen Nagelstudios, Kosmetikbetriebe und Fußpfleger nach aktueller Rechtslage nur 
Dienstleistungen anbieten, die zwingend hygienisch oder pflegerisch erforderlich sind. 
Tätowierstudios, Piercingstudios, Permanent-Make-Up-Studios, (Wellness-)Massagesalons und vergleich-
bare Dienstleistungsbetriebe sind weiterhin geschlossen zu halten, da ihre körpernahen Dienstleistungen 
nicht hygienisch oder pflegerisch erforderlich sind.“  
Ausnahmegenehmigungen für systemrelevante Autovermieter mit vielen Vermietstationen 
Zur Öffnung des landesweiten Filialnetzes von Autovermietungen wäre nach § 28 Abs. 2 Satz 2 der 12. 
BayIfSMV eine Vielzahl von Anträgen bei sehr vielen Kreisverwaltungen notwendig. Um eine Vereinfa-
chung des Verfahrens für systemrelevanten Autovermietungen zu erreichen, wurden die Regierungen 
  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-276/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-275/
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-13-vergleich-bundeslockdown-bayern-version-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637544384357972357
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-13-vergleich-bundeslockdown-bayern-version-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637544384357972357
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-280/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-281/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayIfSMV_12/true
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durch das StMGP gebeten, unmittelbar nach § 65 Satz 2 Nr. 1 ZustV für den jeweiligen Regierungsbezirk 
eine Ausnahmegenehmigung für die jeweiligen Filialen zu erteilen und die Kreisverwaltungsbehörden ent-
sprechend zu informieren. Eine Öffnung der Filialen darf natürlich nur mindestens unter den Voraussetzun-
gen des § 12 Abs. 1 Satz 4 der 12. BayIfSMV erfolgen. 
Hinweis: Die jeweiligen Ausnahmegenehmigungen werden nach In-Kraft-Treten der bundeseinheitlichen 
Lockdown-Regelungen voraussichtlich ihre Wirksamkeit verlieren. 
 
Update: Bundeseinheitliche "Notbremse" – Vergleich zu bayerischen Regelungen 
Die vbw stellt Ihnen eine Kurzübersicht über die geplanten Regelungen im Vergleich zu den aktuell in Bay-
ern geltenden Regelungen zur Verfügung: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/2021-04-21-Vergleich-bundeseinheitliche-Notbremse-Bayern.pdf 
 
Update: 12. Infektionsschutzmaßnahmenverordnung - Maßgebliche Inzidenzwerte zum 24. April 
2021 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) hat Änderungen der 12. Bayeri-
schen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) veröffentlicht: 
Änderung der 12. IfSMV  
Begründung zur Änderung der 12. IfSMV  
Am 23. April 2021 wurde ergänzend bekanntgegeben, welche Inzidenzwerte zum 24. April 2021 in 
den einzelnen bayerischen Landkreisen und kreisfreien Städten maßgeblich sind: 
Geltungsbereich der inzidenzabhängigen Regelungen (24. April 2021)  
Alle weiteren Änderungen, die nach dem 24. April 2021 eintreten, ergeben sich aus Bekanntmachungen 
der jeweiligen örtlichen Kreisverwaltungsbehörden. 
Wesentliche Regelungen 
Die Änderungen dienen im Wesentlichen der Anpassung der bayerischen Verordnung an die diese Woche 
beschlossenen bundeseinheitliche Notbremse. Unter anderem sind folgende Punkte enthalten: 
• Maskenpflicht für Personal mit Fahrgastkontakt im ÖPNV (medizinische Maske)  
• Ab einer Inzidenz von 100 sind Besuche bei Friseuren und der Fußpflege nur noch mit negativem Test-

ergebnis zulässig (mit FFP2-Maskenpflicht für das Personal) - Nagelstudios und sonstige Kosmetikbe-
triebe sind dann nicht mehr zulässig 

• Verbot für Gastro to go zwischen 22:00 und 05:00 Uhr ab einer Inzidenz von 100 
Zudem gelten folgende inzidenzabhängige Möglichkeiten des Verkaufs an Privatkunden:  
• Inzidenz bis 50 

• Einzelhandelsgeschäfte geöffnet  
• Auflagen:  
• FFP2-Masken-Pflicht  
• Ein Kunde je 10 m² für die ersten 800 m² der Verkaufsfläche sowie zusätzlich ein Kunde je 20 m² für 

den 800 m² übersteigenden Teil der Verkaufsfläche  
• Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass grundsätzlich ein Mindestabstand 

von 1,5 m zwischen den Kunden eingehalten werden kann  
• Schutz & Hygienekonzept  

• Inzidenz über 50 bis 100 
• Zutritt zur Verkaufsfläche nur nach vorheriger Terminvereinbarung und gleichzeitiger Erfassung der 

Kundendaten (Click & Meet, Call & Meet)  
• Auflagen: 
• FFP2-Masken-Pflicht  
• Ein Kunde je 40 m² Verkaufsfläche  
• Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass grundsätzlich ein Mindestabstand 

von 1,5 m zwischen den Kunden eingehalten werden kann  
• Schutz & Hygienekonzept 

  

https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/Kabinettsbeschluss-zur-bundeseinheitlichen-Notbremse.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/Kabinettsbeschluss-zur-bundeseinheitlichen-Notbremse.jsp
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/2021-04-21-Vergleich-bundeseinheitliche-Notbremse-Bayern.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/2021-04-21-Vergleich-bundeseinheitliche-Notbremse-Bayern.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-287/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-288/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-289/
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerdeordner/8111031172
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/Kabinettsbeschluss-zur-bundeseinheitlichen-Notbremse.jsp
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• Inzidenz über 100 und unter 150 [bis 22.04.21 stand hier „200“] 
• Zutritt zur Verkaufsfläche nur nach vorheriger Terminvereinbarung und gleichzeitiger Erfassung der 

Kundendaten (Click & Meet, Call & Meet)  
• Auflagen:  
• Negativer Test: PCR-Tests, POC-Antigentests oder Selbsttests (jeweils nicht älter als 24 Std.) [bis-

lang PCR-Test nicht älter als 48 Std. oder POC-Antigentests nicht älter als 24 Std.]  
• FFP2-Masken-Pflicht  
• Ein Kunde je 40 m² Verkaufsfläche  
• Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass grundsätzlich ein Mindestabstand 

von 1,5 m zwischen den Kunden eingehalten werden kann  
• Schutz & Hygienekonzept  

• Inzidenz über 150 [bis 22.04.21 stand hier „200“] 
• Einzelhandel bleibt geschlossen  
• Weiterhin möglich: Abholung vorbestellter Ware mit FFP2-Maskenpflicht bei Abholung (Call & Coll-

ect, Click & Collect) sowie Lieferung  
• Bei Abholung vorbestellter Ware gilt:  
• FFP2-Masken-Pflicht  
• Betreiber hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass grundsätzlich ein Mindestabstand 

von 1,5 m zwischen den Kunden eingehalten werden kann  
• Schutz & Hygienekonzept 

Hinweis: Gärtnereien, Baumschulen, Blumenläden, Gartencenter und Baumärkte werden weiterhin wie der 
Einzelhandel behandelt.  
Bezüglich Schul- und Kitaöffnungen bleibt es bei den bisherigen strengeren bayerischen Regelungen. 
Gültig ab 23. April 2021 
Die Neuregelungen in Bayern gelten ebenso wie die bundeseinheitlichen Regelungen ab dem 23. April 
2021. 
Arbeitgeberbestätigung für nächtliche Ausgangsbeschränkungen 
Sowohl nach der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (BayIfSMV) als auch nach dem 
Bundes-Infektionsschutzgesetz (IfSG) gelten in Regionen mit einem Inzidenzwert von über 100 nächtliche 
Ausgangssperren. Davon ausgenommen ist die Berufsausübung im Sinne des Art. 12 Abs. 1 GG. Für den 
Nachweis gibt es keine konkreten Vorgaben. Wir stellen Ihnen hier ein Muster zur Verfügung, mit dem Sie 
die berufliche Tätigkeit Ihrer Mitarbeiter bestätigen können: https://www.galabau-bayern.de/muster-arbeit-
geberbestaetigung-bayme-vbm-vbw-stand-26.04.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637552896525450182 
Zu Form und Unterzeichnung der Bescheinigung gibt es ebenfalls keine Vorgaben. Aus Sicht der vbw 
dürfte auch ein elektronisch übermitteltes Exemplar ausreichen, das der Mitarbeiter ausdruckt und dann bei 
sich führt. Der Aussteller muss erkennbar sein, es dürfte aber aus Praktikabilitätsgründen der Hinweis  
„gez.“ mit Nennung von Namen und Vornamen ausreichen. Eine Originalunterschrift hält die vbw für nicht 
erforderlich. 
 
Update: Übersicht Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung und bundesweite Regelun-
gen - Neue FAQ vom 29. April 2021 
Der Bayerische Ministerrat hat am 27. April 2021 erneut Anpassungen der 12. Bayerischen Infektions-
schutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) beschlossen. Sie finden den Bericht aus dem Ministerrat im Wort-
laut unter folgendem Link: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-
GS/Recht/2021/Downloads/210427-Ministerrat.pdf 
Update: Hier finden Sie eine Kurzübersicht zum Vergleich der aktuellen bayerischen Regelungen mit den 
bundeseinheitlichen Regelungen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abtei-
lungen-GS/Recht/2021/Downloads/2021-04-28-Vergleich-bundeseinheitliche-Notbremse-Bayern.pdf 
  

https://www.galabau-bayern.de/muster-arbeitgeberbestaetigung-bayme-vbm-vbw-stand-26.04.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552896525450182
https://www.galabau-bayern.de/muster-arbeitgeberbestaetigung-bayme-vbm-vbw-stand-26.04.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552896525450182
https://www.galabau-bayern.de/muster-arbeitgeberbestaetigung-bayme-vbm-vbw-stand-26.04.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552896525450182
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210427-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210427-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/Kabinettsbeschluss-zur-bundeseinheitlichen-Notbremse.jsp
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/2021-04-28-Vergleich-bundeseinheitliche-Notbremse-Bayern.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/2021-04-28-Vergleich-bundeseinheitliche-Notbremse-Bayern.pdf
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Hinweis: Die angekündigten Lockerungen beziehen sich auf Ladengeschäfte der körperfernen 
Dienstleistungsbetriebe und der Handwerksbetriebe, sowie im Einzelhandel auf Gartenmärkte, Blu-
menfachgeschäfte und Buchhandlungen. Für sonstige Ladengeschäfte des Einzelhandels gelten 
diese Lockerungen nicht, soweit sie nicht ohnehin bereits privilegiert sind. 
Zur Umsetzung der Beschlüsse hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
am 27. April 2021 Änderungen der IfSMV veröffentlicht, die ab dem 28. April 2021 gelten. Detaillierte Anga-
ben im Wortlaut finden Sie hier: 
Änderungen der 12. IfSMV zum 28. April 2021 und dazu die Begründung der Änderungen der 12. IfSMV  
Update: FAQ Corona-Krise und Wirtschaft vom 29. April 2021 
Mit Blick auf die Abgrenzungsfragen zwischen zulässigen und unzulässigen Geschäftsöffnungen hat das 
StMGP seine FAQ aktualisiert: FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - Stand 29.04.2021  
Lockerungen ab dem 28. April 2021 
Die Staatsregierung hat folgende Änderungen der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
(IfSMV) beschlossen, sie sollen am 28. April 2021 in Kraft treten. Nachfolgend zitieren wir den Bericht aus 
dem Ministerrat in Auszügen: 
• Ladengeschäfte der körperfernen Dienstleistungsbetriebe und der Handwerksbetriebe dürfen inzidenz-

unabhängig – also oberhalb wie unterhalb einer 7-Tage-Inzidenz 100 – unter den für Ladengeschäfte 
geltenden allgemeinen Maßgaben öffnen. Die bestehenden Einschränkungen für körpernahe Dienstleis-
tungen bleiben unberührt. 

• Gartenmärkte, Blumenfachgeschäfte und Buchhandlungen dürfen in gleicher Weise inzidenzunabhängig 
unter den für Ladengeschäfte geltenden allgemeinen Maßgaben öffnen. 

• Autokinos werden inzidenzunabhängig zugelassen. Voraussetzung ist jeweils ein ausreichendes Infekti-
onsschutzkonzept des Betreibers. Für die Besucher besteht außerhalb von Kraftfahrzeugen auf dem Ge-
lände FFP2-Maskenpflicht. 

• Die Außenbereiche zoologischer und botanischer Gärten dürfen auch oberhalb einer 7-Tage-Inzidenz 
von 100 unter folgenden Voraussetzungen öffnen: Schutz- und Hygienekonzepte, höchstens 24 Stunden  
alter Test für alle Besucher ab 6 Jahren, FFP2-Maskenpflicht, Kontaktdaten. Bis zu einer 7-Tage-Inzi-
denz 100 gelten für sie die in der 12. BayIfSMV bereits jetzt gegebenen Öffnungsmöglichkeiten. 

• Oberhalb einer 7-Tage-Inzidenz von 100 ist Kindern unter 14 Jahren die Ausübung von Sport in Form 
von kontaktloser Ausübung im Freien in Gruppen von höchstens fünf Kindern gestattet. Etwaige Anlei-
tungspersonen dürfen an diesem Sport teilnehmen, wenn sie ein höchstens 24 Stunden altes negatives 
Testergebnis nachweisen können. 

• Die wechselseitige, unentgeltliche, nicht geschäftsmäßige Beaufsichtigung von Kindern unter 14 Jahren 
in festen, familiär oder nachbarschaftlich organisierten Betreuungsgemeinschaften ist auch weiterhin zu-
lässig, wenn sie Kinder aus dem eigenen und höchstens einem weiteren Hausstand umfasst. Es wird 
klargestellt, dass dieser bereits bisher geltende Grundsatz auch künftig im Rahmen der allgemeinen 
Kontaktbeschränkungen weitergilt. 

• Vollständig geimpfte Personen werden im Rahmen der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung negativ getesteten Personen gleichgestellt. Ausnahmen können für vulnerable Gruppen gemacht 
werden. 
Hinweis: Die Gleichstellung gilt nicht für Besuche in Krankenhäusern, Alten- und Pflegeheimen und ver-
gleichbaren Einrichtungen. 

• Während der Abiturprüfungen und allen anderen Abschlussprüfungen besteht für alle Schülerinnen und 
Schüler Maskenpflicht. 

Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 4. Mai 2021 
Am 4. Mai 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die weiteren Maßnahmen der Pandemiebe-
kämpfung beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat können Sie hier herunterladen: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/210504-Ministerrat.pdf 
Nachfolgend geben wir den Bericht in Auszügen wieder: 
Verlängerung von IfSMV und EQV bis mindestens 06. Juni 2021 
Die 12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) und die Einreisequarantäne-
verordnung (EQV) werden jeweils bis einschließlich zum 06. Juni 2021 verlängert. 
  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-290/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-291/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/04/2021_04_29_positivliste.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/210504-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/210504-Ministerrat.pdf
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Rechte von vollständig Geimpften 
Bayern geht voran und stellt bereits ab dem 6. Mai 2021 – und damit früher als der Bund – vollständig Ge-
impfte und Genesene in vollem Umfang negativ Getesteten Personen gleich. Die vom Bund für Geimpfte 
und Genesene angedachten Erleichterungen von Geboten und Verboten insbesondere im Bereich der 
Zusammenkünfte, der allgemeinen Kontaktbeschränkung, der Ausgangssperre, der Quarantänepflichten 
und des Sports werden in Bayern schon ab dem 0. Mai 2021 umgesetzt. Die besonderen Schutzmaßnah-
men zugunsten vulnerabler Gruppen (Alten- und Pflegeheime etc.) bleiben unberührt. Die bekannten AHA-
L Hygieneregeln gelten für alle weiter. 
Verlängerung der nächtlichen Ausgangssperre 
Die Regelungen über die nächtliche Ausgangssperre (§ 26 der 12. BayIfSMV) gelten bis zum 6. Juni 2021 
unverändert fort. Ab dem 7. Juni 2021 wird für die nächtliche Ausgangssperre in Gebieten mit einer 7-Tage-
Inzidenz größer 100 die bundesrechtliche Regelung des § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 IfSG übernommen. 
Lockerungen bei Inzidenzwerten unter 100 bzw. 50 
Die Zahl der Landkreise mit einer 7-Tages-Inzidenz unter 100 steigt beständig an. In Landkreisen und 
kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 oder unter 50 können die Kreisverwal-
tungsbehörden unter den Voraussetzungen des § 27 der 12. BayIfSMV ab dem 10. Mai 2021 die dort be-
schriebenen Erleichterungen für die Außengastronomie (Öffnung bis 22 Uhr), für Theater, Konzert- und 
Opernhäuser, Kinos und Sport zulassen. Das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege wird gebeten, 
das hierfür nötige Einvernehmen zu erteilen. Die zuständigen Staatsministerien werden die erforderlichen 
Konzepte (insbesondere Hygienemaßnahmen, Tests und Terminbuchungen) erstellen. 
Touristische Angebote ab 21. Mai 2021 (bei regionaler Inzidenz unter 100) 
Bayern ist in Deutschland das Urlaubsland Nr. 1. Touristische Angebote werden in Landkreisen und kreis-
freien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 daher ab Freitag, den 21. Mai 2021, wieder zu-
gelassen. Dazu zählen Hotels, Ferienwohnungen und -häuser sowie Campingplätze Die Staatsministerien 
für Gesundheit und Pflege sowie für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie werden dem Ministerrat für 
seine nächste Sitzung hierfür ein entsprechendes Konzept (u. a. Terminvereinbarungen, 48 Stunden Tests, 
Abstands- und Hygienemaßnahmen) für inzidenzabhängige Öffnungen vorschlagen. Das Konzept muss die  
infektiologische Gesamtlage berücksichtigen und eine Rücknahme der Öffnungen bei entsprechender Inzi-
denzentwicklung vorsehen. Das Gleiche gilt für spezielle touristische Infrastrukturen. 
Tourismusprogramm 
Die Tourismusbranche ist ein Lebensnerv der bayerischen Wirtschaft und besonders schwer von den 
Corona-Maßnahmen betroffen. Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie wird ein Tourismusprogramm zur Überwindung der Folgen der Coronakrise und einem Neustart 
der Branche entwickeln und dem nächsten Ministerrat darüber berichten. Dabei soll der Schwerpunkt des 
befristeten Programms auf der Modernisierung und Zukunftsfähigkeit der Branche liegen, insbesondere der 
Förderung von Investitionen in Barrierefreiheit, Digitalisierung und Ökologie. 
Schulen 
Ab dem 10. Mai 2021 (Montag) findet für die 1. bis 3. Klasse der Grundschulstufe sowie die 5. und 6. 
Klasse der Förderschule in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer 7-Tage-Inzidenz unter 165 Prä-
senzunterricht (mit Mindestabstand) oder Wechselunterricht statt. Für die 4. Klasse bleibt es beim bisheri-
gen System. 
Ab dem 7. Juni 2021 wird in Bayern an allen weiterführenden Schulen in Gebieten mit einer 7-Tage-Inzi-
denz kleiner 165 Präsenzunterricht (mit Mindestabstand) oder Wechselunterricht zugelassen. 
Öffnung körpernaher Dienstleistungen ab 10. Mai 2021 (bei Inzidenzwert unter 100) 
Ab dem 10. Mai 2021 werden alle bisher noch geschlossenen körpernahen Dienstleistungen in Gebieten 
mit einer 7-Tage-Inzidenz unter 100 unter den bereits heute für Friseure und Fußpfleger geltenden Bedin-
gungen wieder zugelassen (Mindestabstand, Hygienekonzept, FFP2-Maskenpflicht, Quadratmeter je 
Kunde etc.). Hundeschulen werden ebenfalls ab dem 10. Mai 2020 in Gebieten mit einer 7-Tage-Inzidenz 
unter 165 wieder zugelassen. 
Weiteres Vorgehen 
Die Regelungen werden nun durch Anpassungen der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung 
(IfSMV) umgesetzt.  
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Update: Änderungen der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 5. Mai 2021 
Am 4. Mai 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die weiteren Maßnahmen der Pandemiebe-
kämpfung beraten. Zur Umsetzung der Beschlüsse hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit 
und Pflege am 05. Mai 2021 eine Verordnung zur Änderung der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnah-
menverordnung (IfSMV) erlassen: Änderungen der IfSMV vom 5. Mai 2021 
Ergänzend wurde eine Begründung zu den Änderungen der IfSMV veröffentlicht. 
 
Update: Änderungen der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung - Aktualisierte FAQ vom 06. Mai 
2021 
Am 04. Mai 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die weiteren Maßnahmen der Pandemiebe-
kämpfung beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat können Sie hier herunterladen: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/210504-Ministerrat.pdf 
Zur Umsetzung der Beschlüsse hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
am 05. Mai 2021 eine Verordnung zur Änderung der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung (IfSMV) erlassen: 
Änderungen der IfSMV vom 5. Mai 2021  
Ergänzend wurde eine Begründung zu den Änderungen der IfSMV veröffentlicht. 
Update - Zur Erläuterung der Regelungen hat das StMGP seine FAQ aktualisiert: 
FAQ Corona-Krise und Wirtschaft - 6. Mai 2021 
Nachfolgend geben wir den Bericht aus dem Ministerrat in Auszügen wieder: 
Verlängerung von IfSMV und EQV bis mindestens 6. Juni 2021 
Die 12. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) und die Einreisequarantäne-
verordnung (EQV) werden jeweils bis einschließlich zum 6. Juni 2021 verlängert. 
Rechte von vollständig Geimpften 
Bayern geht voran und stellt bereits ab dem 6. Mai 2021 – und damit früher als der Bund – vollständig Ge-
impfte und Genesene in vollem Umfang negativ Getesteten Personen gleich. Die vom Bund für Geimpfte 
und Genesene angedachten Erleichterungen von Geboten und Verboten insbesondere im Bereich der  
Zusammenkünfte, der allgemeinen Kontaktbeschränkung, der Ausgangssperre, der Quarantänepflichten 
und des Sports werden in Bayern schon ab dem 06. Mai 2021 umgesetzt. Die besonderen Schutzmaßnah-
men zugunsten vulnerabler Gruppen (Alten- und Pflegeheime etc.) bleiben unberührt. Die bekannten AHA-
L Hygieneregeln gelten für alle weiter. 
Verlängerung der nächtlichen Ausgangssperre 
Die Regelungen über die nächtliche Ausgangssperre (§ 26 der 12. BayIfSMV) gelten bis zum 06. Juni 2021 
unverändert fort. Ab dem 7. Juni 2021 wird für die nächtliche Ausgangssperre in Gebieten mit einer 7-Tage-
Inzidenz größer 100 die bundesrechtliche Regelung des § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 IfSG übernommen. 
Lockerungen bei Inzidenzwerten unter 100 bzw. 50 
Die Zahl der Landkreise mit einer 7-Tages-Inzidenz unter 100 steigt beständig an. In Landkreisen und 
kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 oder unter 50 können die Kreisverwal-
tungsbehörden unter den Voraussetzungen des § 27 der 12. BayIfSMV ab dem 10. Mai 2021 die dort be-
schriebenen Erleichterungen für die Außengastronomie (Öffnung bis 22 Uhr), für Theater, Konzert- und 
Opernhäuser, Kinos und Sport zulassen. Das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege wird gebeten,  
das hierfür nötige Einvernehmen zu erteilen. Die zuständigen Staatsministerien werden die erforderlichen 
Konzepte (insbesondere Hygienemaßnahmen, Tests und Terminbuchungen) erstellen. 
Touristische Angebote ab 21. Mai 2021 (bei regionaler Inzidenz unter 100) 
Bayern ist in Deutschland das Urlaubsland Nr. 1. Touristische Angebote werden in Landkreisen und kreis-
freien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 daher ab Freitag, den 21. Mai 2021, wieder zu-
gelassen. Dazu zählen Hotels, Ferienwohnungen und -häuser sowie Campingplätze Die Staatsministerien 
für Gesundheit und Pflege sowie für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie werden dem Ministerrat für 
seine nächste Sitzung hierfür ein entsprechendes Konzept (u. a. Terminvereinbarungen, 48 Stunden Tests, 
Abstands- und Hygienemaßnahmen) für inzidenzabhängige Öffnungen vorschlagen. Das Konzept muss die 
infektiologische Gesamtlage berücksichtigen und eine Rücknahme der Öffnungen bei entsprechender Inzi-
denzentwicklung vorsehen. Das Gleiche gilt für spezielle touristische Infrastrukturen. 
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Tourismusprogramm 
Die Tourismusbranche ist ein Lebensnerv der bayerischen Wirtschaft und besonders schwer von den 
Corona-Maßnahmen betroffen. Das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie wird ein Tourismusprogramm zur Überwindung der Folgen der Coronakrise und einem Neustart 
der Branche entwickeln und dem nächsten Ministerrat darüber berichten. Dabei soll der Schwerpunkt des 
befristeten Programms auf der Modernisierung und Zukunftsfähigkeit der Branche liegen, insbesondere der 
Förderung von Investitionen in Barrierefreiheit, Digitalisierung und Ökologie. 
Schulen 
Ab dem 10. Mai 2021 (Montag) findet für die 1. bis 3. Klasse der Grundschulstufe sowie die 5. und 6. 
Klasse der Förderschule in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer 7-Tage-Inzidenz unter 165 Prä-
senzunterricht (mit Mindestabstand) oder Wechselunterricht statt. Für die 4. Klasse bleibt es beim bisheri-
gen System. 
Ab dem 7. Juni 2021 wird in Bayern an allen weiterführenden Schulen in Gebieten mit einer 7-Tage-Inzi-
denz kleiner 165 Präsenzunterricht (mit Mindestabstand) oder Wechselunterricht zugelassen. 
Öffnung körpernaher Dienstleistungen ab 10. Mai 2021 (bei Inzidenzwert unter 100) 
Ab dem 10. Mai 2021 werden alle bisher noch geschlossenen körpernahen Dienstleistungen in Gebieten 
mit einer 7-Tage-Inzidenz unter 100 unter den bereits heute für Friseure und Fußpfleger geltenden Bedin-
gungen wieder zugelassen (Mindestabstand, Hygienekonzept, FFP2-Maskenpflicht, Quadratmeter je 
Kunde etc.). Hundeschulen werden ebenfalls ab dem 10. Mai 2020 in Gebieten mit einer 7-Tage-Inzidenz 
unter 165 wieder zugelassen. 
Lockerungen der Infektionsschutzmaßnahmen: Schutz- und Hygienekonzepte 
Nach § 27 der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) können die Kreisverwaltungs-
behörden in den Bereichen Außengastronomie, Kinos, Kulturveranstaltungen und Sport Lockerungen vor-
sehen, wenn der regionale Inzidenzwert unter 100 beziehungsweise unter 50 liegt. 
Für die geöffneten Einrichtungen und Angebote gelten dann entsprechende Schutz- und Hygienekonzepte, 
die sich nach den Vorgaben der zuständigen Staatsministerien richten müssen: 
Corona-Pandemie: Rahmenkonzept Gastronomie vom 6. Mai 2021  
Corona-Pandemie: Rahmenkonzept für Kinos vom 6. Mai 2021 
Corona-Pandemie: Rahmenkonzept für kulturelle Veranstaltungen in Theatern, Opern- und Konzerthäusern 
vom 6.Mai 2021  
Corona-Pandemie: Rahmenkonzept Sport  
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 10. Mai 2021 
Am 10. Mai 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat finden Sie unter folgendem Link: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210510-Minister-
rat.pdf 
Den korrigierten Bericht aus dem Ministerrat finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/2021-05-10-
bericht-aus-dem-ministerrat-korrigiert.pdfx?onpublix_view=true&tm=637563287176224466 
Die Korrektur bezieht sich auf folgende Punkte: "Im Gleichklang mit der gestern in Kraft getretenen COVID-
19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung des Bundes darf auch der negative PCR-Test bei der Öff-
nung von Beherbergungsbetrieben und bei sonstigen touristischen Angeboten vor maximal 24 Stunden vor-
genommen worden sein." 
Nachfolgend geben wir den Bericht aus dem Ministerrat in Auszügen wieder. 
Tourismus 
Unter Beachtung der Vorgaben der Bundes-Notbremse und unter der weiteren Voraussetzung einer stabi-
len oder rückläufigen 7-Tages-Inzidenz von unter 100 im betreffenden Landkreis oder in der betreffenden 
kreisfreien Stadt gilt: 
Beherbergungsbetriebe 
Ab dem Pfingstwochenende können Beherbergungsbetriebe (unter anderem Hotels, Ferienwohnungen, 
Pensionen, Jugendherbergen und Camping) auch für touristische Zwecke öffnen. Dabei ist eine Anreise in 
die Beherbergungsbetriebe schon am Freitag, den 21. Mai 2021, möglich. 
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Voraussetzung ist dabei ein vor maximal 24 Stunden vorgenommener negativer Corona-Test (PCR-Test, 
POC-Antigentest oder Selbsttest unter Aufsicht) der Gäste bei Anreise sowie jeweils alle weiteren 48 Stun-
den. 
Gastronomische Angebote von Beherbergungsbetrieben auch im Innenbereich sind dabei nur für Hotel-
gäste und nur bis 22 Uhr zulässig. Zulässig ist im Rahmen des Beherbergungsbetriebs ferner die Erbrin-
gung von Kur-, Therapie- und Wellnessangeboten (z.B. Schwimmbäder, Fitnessräume, Solarien) gegen-
über Gästen. 
Touristische Angebote 
Ab dem 21. Mai 2021 sind folgende touristische Angebote zulässig: 
• Seilbahnen, Fluss- und Seenschifffahrt im Ausflugsverkehr, touristische Bahnverkehre, touristische Rei-

sebusverkehre, 
• Stadt- und Gästeführungen, Berg-, Kultur- und Naturführungen im Freien sowie 
• Außenbereiche von medizinischen Thermen. 
Gemeinsame Voraussetzung für die Inanspruchnahme obiger Angebote ist dabei ein vor maximal 24 Stun-
den vorgenommener negativer Corona-Test (PCR-Test, POC-Antigentest oder Selbsttest unter Aufsicht), 
sofern eine 7-Tage-Inzidenz von 50 im betreffenden Landkreis oder der kreisfreien Stadt überschritten wird. 
Ausnahmen von Testpflichten 
Geimpfte und genesene Personen sowie Kinder bis zum 6. Geburtstag sind von Testpflichten nach den all-
gemein geltenden Grundsätzen ausgenommen. Im Übrigen richten sich die näheren Details der obigen Öff-
nungen nach Rahmenkonzepten, die die Staatsministerien für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
mit dem Staatsministerium für Gesundheit und Pflege erstellen. 
Laien- und Amateurensembles 
Laien- und Amateurensembles sind ein Eckpfeiler des reichen kulturellen Lebens und der Veranstaltungs-
landschaft in Bayern. Der Ministerrat beschließt daher, dass ab dem 21. Mai 2021 Proben für Laien- und 
Amateurensembles in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 un-
ter Einhaltung des vom Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst gemeinsam mit dem Staatsministe-
rium für Gesundheit und Pflege noch bekanntzumachenden Rahmenhygienekonzepts zulässig sind. 
Einreise-Quarantäneverordnung 
Der Bund hat angekündigt, von seiner Ermächtigungsgrundlage zur Regelung einer bundesweit einheitli-
chen Einreise-Quarantäneverordnung durch Erlass einer neuen Corona-Einreiseverordnung in naher Zu-
kunft Gebrauch zu machen. Ab diesem Zeitpunkt entfällt die Notwendigkeit der bisherigen bayerischen Ein-
reise-Quarantäneverordnung. Das Staatsministerium für Gesundheit und Pflege wird die bayerische Ein-
reise-Quarantäneverordnung aufheben, sobald die Neufassung der Corona-Einreiseverordnung des Bun-
des in Kraft getreten ist. 
Weiteres Vorgehen 
Die Regelungen werden im Detail durch Änderungen der maßgeblichen Verordnungen umgesetzt. Sobald 
diese veröffentlicht sind, werden wir Sie entsprechend informieren. 
 
Update: Änderungen der bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 14. Mai 2021 
Am 10. Mai 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat (korrigierte Fassung) finden Sie unten im Download-
Bereich. 
Zur Umsetzung der Regelungen hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
Änderungen der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) verkündet: 
Verordnung zur Änderung der Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 14. Mai 
2021 
Begleitend dazu wurde auch eine Begründung der Änderungen veröffentlicht. 
Nachfolgend geben wir den Bericht aus dem Ministerrat in Auszügen wieder. 
Tourismus 
Unter Beachtung der Vorgaben der Bundes-Notbremse und unter der weiteren Voraussetzung einer stabi-
len oder rückläufigen 7-Tages-Inzidenz von unter 100 im betreffenden Landkreis oder in der betreffenden 
kreisfreien Stadt gilt: 
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Beherbergungsbetriebe 
Ab dem Pfingstwochenende können Beherbergungsbetriebe (unter anderem Hotels, Ferienwohnungen, 
Pensionen, Jugendherbergen und Camping) auch für touristische Zwecke öffnen. Dabei ist eine Anreise in 
die Beherbergungsbetriebe schon am Freitag, den 21. Mai 2021, möglich. 
Voraussetzung ist dabei ein vor maximal 24 Stunden vorgenommener negativer Corona-Test (PCR-Test, 
POC-Antigentest oder Selbsttest unter Aufsicht) der Gäste bei Anreise sowie jeweils alle weiteren 48 Stun-
den. 
Gastronomische Angebote von Beherbergungsbetrieben auch im Innenbereich sind dabei nur für Hotel-
gäste und nur bis 22 Uhr zulässig. Zulässig ist im Rahmen des Beherbergungsbetriebs ferner die Erbrin-
gung von Kur-, Therapie- und Wellnessangeboten (z.B. Schwimmbäder, Fitnessräume, Solarien) gegen-
über Gästen. 
Touristische Angebote 
Ab dem 21. Mai 2021 sind folgende touristische Angebote zulässig: 
• Seilbahnen, Fluss- und Seenschifffahrt im Ausflugsverkehr, touristische Bahnverkehre, touristische Rei-

sebusverkehre, 
• Stadt- und Gästeführungen, Berg-, Kultur- und Naturführungen im Freien sowie 
• Außenbereiche von medizinischen Thermen. 
Gemeinsame Voraussetzung für die Inanspruchnahme obiger Angebote ist dabei ein vor maximal 24 Stun-
den vorgenommener negativer Corona-Test (PCR-Test, POC-Antigentest oder Selbsttest unter Aufsicht), 
sofern eine 7-Tage-Inzidenz von 50 im betreffenden Landkreis oder der kreisfreien Stadt überschritten wird. 
Ausnahmen von Testpflichten 
Geimpfte und genesene Personen sowie Kinder bis zum 6. Geburtstag sind von Testpflichten nach den all-
gemein geltenden Grundsätzen ausgenommen. Im Übrigen richten sich die näheren Details der obigen Öff-
nungen nach Rahmenkonzepten, die die Staatsministerien für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
mit dem Staatsministerium für Gesundheit und Pflege erstellen. 
Laien- und Amateurensembles 
Laien- und Amateurensembles sind ein Eckpfeiler des reichen kulturellen Lebens und der Veranstaltungs-
landschaft in Bayern. Der Ministerrat beschließt daher, dass ab dem 21. Mai 2021 Proben für Laien- und  
Amateurensembles in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 un-
ter Einhaltung des vom Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst gemeinsam mit dem Staatsministe-
rium für Gesundheit und Pflege noch bekanntzumachenden Rahmenhygienekonzepts zulässig sind. 
 
Update: Änderungen der bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 19. Mai 2021 
Am 18. Mai 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über Lockerungen der Infektionsschutzmaßnahmen 
beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zuga-
engliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210518-Ministerrat.pdf 
Zur Umsetzung der Regelungen hat das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) 
Änderungen der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) verkündet: 
Verordnung zur Änderung der Zwölften Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 19. Mai 
2021  
Begleitend dazu wurde auch eine Begründung der Änderungen veröffentlicht. 
Zum selben Zeitpunkt sind auch zwei weitere Rahmenkonzepte vorgelegt worden: 
Corona-Pandemie: Rahmenkonzept für kulturelle Veranstaltungen vom 19. Mai 2021  
Corona-Pandemie: Hygienekonzept für Proben in den Bereichen Laienmusik und Amateurtheater vom 19. 
Mai 2021  
Nachfolgend geben wir den Bericht aus dem Ministerrat in Auszügen wieder: 
Anstehende Lockerungen 
Kinderbetreuung und Schulen 
• Ab dem 25. Mai 2021 wird die Betreuung von Kindern, die im Schuljahr 2021/2022 tatsächlich einge-

schult werden sollen (Vorschulkinder), in Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Ferienta-
gesbetreuung und organisierten Spielgruppen bis zu einer 7-Tage-lnzidenz von 165 im (eingeschränk-
ten) Regelbetrieb zugelassen.  
Ab dem 7. Juni 2021 (d.h. nach den Pfingstferien) wird der Wert der 7-Tage-lnzidenz für die Schließung  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210518-Ministerrat.pdf
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von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen, Ferientagesbetreuung und organisierten Spiel-
gruppen einheitlich auf 165 festgelegt.  
Bei einer 7-Tage-Inzidenz zwischen 50 und 165 findet eingeschränkter Regelbetrieb, bei einer 7-Tage-
Inzidenz bis 50 normaler Regelbetrieb statt. 

• Neben Schulen haben Kitas aufgrund ihrer großen sozialen und gesellschaftlichen Bedeutung unter an-
derem für die frühkindliche Bildung von Kindern oder die Vereinbarkeit von Familie und Beruf oberste 
Priorität. Um flankierend zu den umsichtigen Lockerungen im Bereich der Kindertagesbetreuung einen 
möglichst sicheren Kita-Betrieb in Bayern zu gewährleisten, wird die Bayerische Teststrategie nach der 
kürzlichen Zulassung von Antigen-Selbsttests speziell für kleinere Kinder unter sechs Jahren um das 
Pflicht-Angebot zweimal wöchentlicher freiwilliger Selbsttests für Kinder in Kinderbetreuungseinrichtun-
gen, in Heilpädagogischen Tagesstätten und in Schulvorbereitenden Einrichtungen erweitert.  

• Ab dem 7. Juni 2021 findet in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tages-Inzidenz 
unter 50 an allen Schularten voller Präsenzunterricht (ohne Mindestabstand) für alle Jahrgangsstufen an 
allen Schularten statt.  
Ab dem 7. Juni 2021 ist für Schülerinnen und Schüler ab der Jahrgangsstufe 5 das Tragen einer medizi-
nischen Gesichtsmaske („OP-Maske“) auf dem gesamten Schulgelände (einschließlich Unterrichtsraum) 
verpflichtend. 

Kultur und Sport 
• Ab dem 21. Mai 2021 sind Kulturveranstaltungen im Freien mit maximal 250 Zuschauern (feste Sitz-

plätze) in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 erlaubt. Dies 
gilt für kulturelle Veranstaltungen sowohl im professionellen Bereich als auch für Laien- und Amateuren-
sembles ebenso wie für filmische Veranstaltungen. Für die Besucher gilt eine Testpflicht. Diese Test-
pflicht entfällt in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 50. Das 
Nähere regelt das entsprechende Rahmenhygienekonzept des Staatsministeriums für Wissenschaft und 
Kunst. 

• Laien- und Amateurensembles sind ein Eckpfeiler des reichen kulturellen Lebens und der Veranstal-
tungslandschaft in Bayern. Die Möglichkeit, dass ab dem 21. Mai 2021 Proben für Laien- und  
Amateurensembles in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 
grundsätzlich wieder möglich sind, hat der Ministerrat bereits am 10. Mai 2021 eröffnet. Um Planungssi-
cherheit für alle zu ermöglichen, beauftragt der Ministerrat das Staatsministerium für Wissenschaft und 
Kunst, das notwendige Rahmenhygienekonzept mit dem Staatsministerium für Gesundheit und Pflege 
umgehend abzustimmen und schnellstmöglich zu veröffentlichen. 

• Ab dem 21. Mai 2021 können Freibäder in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-
Tage-Inzidenz unter 100 öffnen. Voraussetzung ist die Beachtung des entsprechenden Rahmenhygiene-
konzepts (Abstandswahrung, Beschränkung der Personen pro m² etc.), ein Termin und ein negativer  

• Test. Diese Testpflicht entfällt in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz 
unter 50.  

• In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 100 werden ab dem 21. 
Mai 2021 bei Sportveranstaltungen im Freien (hierzu zählen auch Freiluftstadien mit überdachten Zu-
schauerplätzen) Zuschauer im gleichen Umfang und unter gleichen Voraussetzungen wie bei Kulturver-
anstaltungen im Freien (d.h. Testpflicht, feste Plätze, max. 250 Zuschauer) zugelassen. Die Testpflicht 
entfällt in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 50. 

• Fitnessstudios dürfen ab dem 21. Mai 2021 in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-
Tage-Inzidenz unter 100 für kontaktfreien Sport öffnen. Voraussetzung ist ein negativer Test der Besu-
cher und die Beachtung der Hygienemaßnahmen (Abstandspflicht, FFP2-Maskenpflicht außer beim 
Sport selbst). Diese Testpflicht entfällt in Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer stabilen 7-Tage-
Inzidenz unter 50. 

Langfristperspektive für Messen 
Da Organisation und Durchführung von Messen einer langen Vorlaufzeit bedürfen, führen kurzfristig von 
der Politik angesetzte Erleichterungen in diesem Bereich nur zu einem langsamen und allmählichen Hoch-
fahren des Messebetriebs. Vor diesem Hintergrund stellt der Ministerrat deshalb bereits zum jetzigen Zeit- 
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punkt fest, dass bei einer anhaltend günstigen Entwicklung des Infektionsgeschehens eine allgemeine Wie-
deraufnahme des Messebetriebs spätestens zum 01. September 2021 möglich sein dürfte. Die tatsächliche 
Durchführung von Messen hängt vom weiteren Verlauf des Pandemiegeschehens ab. 
Um die notwendigen, äußerst komplexen Hygienekonzepte bereits im Vorfeld einer möglichen Öffnung er-
proben zu können, beschließt der Ministerrat, die Durchführung der Messe TrendSet vom 10. bis zum 12. 
Juli 2021 als Pilotmesse. Im Rahmen der notwendigen Abstimmung und Aktualisierung des Rahmenhygie-
nekonzepts zwischen dem Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie und dem 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege ist in diesem Kontext insbesondere auch über die Festlegung 
einer Höchstbesucherzahl zu entscheiden. Dabei sind sowohl das aktuelle Infektionsgeschehen als auch 
das Bedürfnis nach Durchführung einer Messe in angemessener Größe zum Testen der Konzepte und der 
dazugehörigen Logistik zu berücksichtigen. 
Nach Durchführung der Pilotmesse wird das Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie gebeten, im Ministerrat über die Erfahrungen und Erkenntnisse zu berichten und gleichzeitig einen 
Vorschlag für das weitere Vorgehen im Bereich des Messewesens vorzulegen. 
13. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) 
Am 4. Juni 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über Lockerungen der Infektionsschutzmaßnahmen 
beraten. Den Bericht aus dem Ministerrat finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zuga-
engliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210604-Ministerrat.pdf 
Die darauf beruhende neue 13. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung wurde am 5. Juni 2021 
veröffentlicht: 
13. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV)  
Sie gilt ab dem 7. Juni 2021. Eine Begründung zu der Verordnung wurde ebenfalls veröffentlicht. 
Nachfolgend geben wir den Bericht aus dem Ministerrat in Auszügen wieder: 
Aufhebung des Katastrophenfalls  
Der Katastrophenfall wird in Bayern zum 7. Juni 2021 aufgehoben. Die entsprechende Feststellung wurde 
bereits am 4. Juni 2021 verkündet. 
Maßgebliche Inzidenzschwellen (50 und 100) 
Es gibt nur noch zwei Inzidenzkategorien: Gebiete mit Inzidenz <50 und Gebiete mit Inzidenz zwischen 50 
und 100. Der bisherige Inzidenzbereich <35 entfällt. 
13. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung ab dem 7. Juni 2021 
Vor diesem Hintergrund gelten ab dem 7. Juni 2021 als neue 13. Bayer. Infektionsschutzmaßnahmenver-
ordnung (13. BayIfSMV) folgende Maßnahmen (soweit nicht bei Inzidenzwerten über 100 die Bundesnot-
bremse greift): 
Allgemeine Kontaktbeschränkung 
Bei Inzidenz zwischen 50 und 100 dürfen sich 10 Personen aus max. drei Haushalten, bei Inzidenz <50 
dann zehn Personen aus beliebig vielen Haushalten gemeinsam aufhalten. Wie bereits bisher, zählen Ge-
impfte und Genesene nach Vorgabe des Bundesrechts bei privater Zusammenkunft oder ähnlichen sozia-
len Kontakten nicht mit. 
Veranstaltungen aus besonderem Anlass 
Geplante öffentliche und private Veranstaltungen aus besonderem Anlass (Geburtstags-, Hochzeits-, Tauf-
feiern, Beerdigungen, Vereinssitzungen etc.) werden wieder möglich: Bei einer Inzidenz zwischen 50 und 
100 draußen bis 50, drinnen bis 25 Personen – bei einer Inzidenz unter 50 draußen bis 100, drinnen bis 50 
Personen (zuzüglich Geimpfte und Genese nach Vorgabe des Bundesrechts). Bei einer Inzidenz zwischen 
50 und 100 bedürfen nicht Geimpfte oder Genesene eines negativen Tests. 
Schulen, Kindertagesstätten und Hochschulen 
Ab dem 7. Juni 2021 findet in Gebieten mit Inzidenz <50 wieder einschränkungsloser Präsenzunterricht für 
alle Schulen statt. Ab dem 21. Juni 2021 gilt das auch für alle Gebiete mit Inzidenz < 100. Bei entsprechend 
niedrigen Inzidenzen kehrt damit dann fast ganz Bayern zum normalen Schulbetrieb zurück. Praktische 
Ausbildungsabschnitte sind generell inzidenzunabhängig in Präsenz möglich. Im Sportunterricht kann auf 
die Maskenpflicht verzichtet werden. 
An den Schulen sind weiterhin inzidenzunabhängig zweimal wöchentliche Tests erforderlich. Das Tester-
gebnis wird den Schülern aber auf Antrag bescheinigt und kann so auch außerschulisch genutzt werden  
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210604-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210604-Ministerrat.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-384/
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(„Selbsttest-Ausweis“). Kindertagesstätten kehren – soweit noch Einschränkungen bestehen – analog zu 
den Schulen zum Normalbetrieb zurück, bei Inzidenz <100 also ab dem 21. Juni 2021. 
Die Hochschulen können wieder Präsenzveranstaltungen anbieten (Vorlesungen, Seminare). Die Höchst-
zahl der möglichen Teilnehmer richtet sich nach der Größe des zur Verfügung stehenden Raums (bei 1,5 m 
Abstand). Zugelassen werden Teilnehmer, die sich zweimal wöchentlich testen lassen. Wie in der Schule 
besteht auf dem Hochschulgelände Maskenpflicht. 
Handel, Geschäfte und Märkte  
Bei einer Inzidenz unter 100 wird der Handel allgemein geöffnet. Die für alle Geschäfte bestehenden Aufla-
gen (Hygienekonzept, Kundenbegrenzung auf einen Kunden je 10 qm für die ersten 800 qm der Verkaufs-
fläche sowie zusätzlich ein Kunde je 20 qm für den 800 qm übersteigenden Teil der Verkaufsfläche) bleiben 
bestehen. Die Notwendigkeit von Terminvereinbarungen entfällt. 
Märkte können draußen wieder sämtliche Waren verkaufen. 
Gastronomie, Beherbergungsbetriebe und Freizeiteinrichtungen 
Die Innengastronomie wird geöffnet und die Gastwirtschaften können drinnen wie draußen bis 24:00 Uhr 
(bisher 22:00 Uhr) bei einer Inzidenz unter 100 geöffnet bleiben. Ein negativer Test ist nur bei Inzidenz zwi-
schen 50 und 100 erforderlich. Am Tisch gilt die allgemeine Kontaktbeschränkung. Die Regelungen zur 
Maskenpflicht bleiben bestehen. Reine Schankwirtschaften bleiben innen geschlossen. 
Hinweis: Das gilt ebenso für Betriebskantinen. 
Zimmer können künftig an alle Personen vergeben werden, die sich nach den neuen allgemeinen Kontakt-
beschränkungen zusammen aufhalten dürfen (10 Personen, bei Inzidenz zwischen 50 und 100 aus max. 
drei Haushalten). In Gebieten mit einer Inzidenz < 50 muss jeder Gast künftig nur noch bei der Ankunft 
(nicht mehr wie bisher alle 48 Stunden) einen negativen Test vorweisen, in Gebieten mit einer Inzidenz zwi-
schen 50 und 100 bleibt es bei Tests alle 48 Stunden. 
Solarien, Saunen, Bäder, Thermen, Freizeitparks, Indoor-Spielplätze und vergleichbare Freizeiteinrichtun-
gen, Schauhöhlen, Besucherbergwerke, Stadt- und Gästeführungen, Spielbanken/Spielhallen und Wettan-
nahmestellen können mit Infektionsschutzkonzept wieder öffnen. In Gebieten mit einer Inzidenz zwischen 
50 und 100 ist ein negativer Test erforderlich. Prostitutionsstätten, Clubs und Diskotheken bleiben ge-
schlossen. 
Flusskreuzfahrten werden ab dem 7. Juni 2021 wieder möglich unter der Voraussetzung eines negativen 
Tests vor jedem Landgang in Bayern und bei der Einschiffung, wenn diese in Bayern erfolgt. Wirtschafts-
nahe Veranstaltungen wie Kongresse/Tagungen werden unter den gleichen Voraussetzungen wie kulturelle 
Veranstaltungen zugelassen. 
Kulturelle Veranstaltungen und wirtschaftsnahe Kongresse 
Veranstaltungen unter freiem Himmel sind ab dem 7. Juni 2021 bei fester Bestuhlung mit bis zu 500 Perso-
nen zulässig. Bei einer Inzidenz zwischen 50 und 100 bedarf es eines Tests. Für kulturelle Veranstaltungen 
drinnen wie draußen können künftig nicht nur feste Bühnen, sondern wieder alle geeigneten Stätten genutzt 
werden (Hallen, Stadion etc.), wenn sie ausreichend Platz bieten, um einen sicheren Abstand der Besucher 
zu gewährleisten. Wirtschaftsnahe Veranstaltungen wie Kongresse/Tagungen werden unter den gleichen 
Voraussetzungen wie kulturelle Veranstaltungen zugelassen. 
Alten- und Pflegeheime 
Die Testpflicht für Besucher entfällt in Gebieten mit Inzidenz <50. Gemeinschaftsveranstaltungen in den 
Heimen sind innen mit 25 Personen, draußen mit 50 Personen zulässig. 
Bundesnotbremse ohne landesspezifische Verschärfungen 
In Gebieten mit einer Inzidenz >100 gilt die Bundesnotbremse künftig eins zu eins. Es gibt keine ergänzen-
den bayerischen Regelungen mehr. Für die Ausgangssperre heißt das, dass – wie vom Bund vorgesehen – 
zwischen 22:00 Uhr und 24:00 Uhr im Freien künftig körperlichen Bewegung erlaubt ist („Hamburger Mo-
dell“). Es besteht die Hoffnung, dass die Inzidenzen dauerhaft und flächendeckend so stark sinken, dass es 
künftig nur wenige Gebiete gibt, die noch von der Bundesnotbremse erfasst werden. 
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 22. Juni 2021 
Änderungen der Infektionsschutzmaßnahmenverordnung ab dem 23. Juni 2021 
Am 22. Juni 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die Corona-Maßnahmen beraten. Dem Bericht 
aus dem Ministerrat stellen wir Ihnen hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zuga-
engliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210622-Ministerrat.pdf  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210622-Ministerrat.pdf
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Nachfolgend geben wir den Bericht in Auszügen wieder. 
Ab Mittwoch, 23. Juni 2021, gelten folgende Änderungen der bayerischen Infektionsschutzmaßnahmen: 
• Unter freiem Himmel entfällt in der Schule, Hochschule und den Kindertagesstätten die Maskenpflicht. 

Es bleibt auf ausreichenden Mindestabstand aller Beteiligten zu achten. 
• Bei einer stabilen 7-Tage-Inzidenz unter 50 entfällt an den Grundschulen und der Grundschulstufe der 

Förderschulen im Klassenzimmer nach Einnahme ihres Sitz- oder Arbeitsplatzes für Schülerinnen und 
Schüler sowie für Lehrkräfte die Maskenpflicht. 

• Bei Sport- und Kulturveranstaltungen unter freiem Himmel bleiben wie bisher höchstens 500 Zuschauer 
zulässig. Davon dürfen höchstens 100 ohne feste Plätze (als Stehplätze) mit Mindestabstand vergeben 
werden, die übrigen nur als feste Sitzplätze. 

Die entsprechenden Änderungen der 13. IfSMV wurden noch am 22. Juni 2021 veröffentlicht: 
Änderungen der 13. IfSMV vom 22. Juni 2021 
Begleitend wurde eine Begründung zu den Änderungen veröffentlicht. 
 
 
Beschlüsse des Bayerischen Ministerrats vom 29. Juni 2021 
Am 29. Juni 2021 hat der Bayerische Ministerrat erneut über die Corona-Maßnahmen beraten. Den Bericht 
aus dem Ministerrat stellen wir Ihnen hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zuga-
engliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210629-Ministerrat.pdf 
Nachfolgend geben wir den Bericht in Auszügen wieder. 
Die geltende 13. Bayerische Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (IfSMV) wird bis einschließlich 28. 
Juli 2021 verlängert. Ab dem 1. Juli 2021 gelten dabei folgende Änderungen: 
• Unter freiem Himmel werden bei Sport- und Kulturveranstaltungen bis zu 1.500 Zuschauer zugelassen. 

Davon dürfen höchstens 200 als Stehplätze mit Mindestabstand vergeben werden, die übrigen nur als 
feste Sitzplätze. Indoor gilt hier wie bisher eine Zulassung abhängig von der Raumkapazität, höchstens 
aber 1.000 Personen. Tagungen und Kongresse werden analog behandelt. 

• In Landkreisen und kreisfreien Städten mit einer 7-Tage-Inzidenz unter 25 entfällt an den weiterführen-
den Schulen die Maske am Platz für Schüler und Lehrkräfte, die mindestens zweimal, empfohlen drei 
Mal wöchentlich einen negativen Testnachweis erbringen. In der Grundschulstufe verbleibt es bei den 
bisherigen Regelungen. 

• Gastronomische Angebote dürfen künftig bis 1:00 Uhr (bisher 24:00 Uhr) zur Verfügung gestellt werden. 
• Überregionale Märkte sollen mit entsprechenden Schutz- und Hygienekonzepten zugelassen werden. 
• Aufgrund des Bundesrechts entfällt zum 1. Juli 2021 die Bundesnotbremse (§ 28b IfSG). Damit gibt es 

keine bundesrechtliche Regelung mehr für Gebiete mit einer 7-Tage-Inzidenz größer als 100. Sollten 
einzelne Landkreise oder kreisfreie Städte künftig wieder eine 7-Tage-Inzidenz größer als 100 aufwei-
sen, gelten auch dort künftig die bayerischen Regelungen, die für den Inzidenzbereich zwischen 50 und 
100 Anwendung finden (z. B. Kontaktbeschränkung auf den eigenen und zwei weitere Hausstände, Ver-
anstaltungen max. 25 Personen indoor und 50 Personen outdoor, Testnachweiserfordernisse in Gastro-
nomie, Beherbergungswesen, Sport und Kultur). Die zuständige Kreisverwaltungsbehörde hat in diesem 
Fall zusätzliche geeignete Infektionsschutzmaßnahmen durch Allgemeinverfügung zu erlassen. 

 
 
1.11 Aktuelle Informationen aus den Anrainerstaaten - aktualisiert 
1.11.1 Ein- und Ausreisebestimmungen diverser Staaten 
Update: Einreisebestimmungen für Österreich 
Die österreichische Einreiseverordnung sieht eine verpflichtende 10-tägige Quarantäne bei der Einreise aus 
Deutschland vor. Ab dem 15. Januar 2021 muss vor der Einreise eine Einreiseanmeldung vorgenommen 
werden. Das Auswärtige Amt informiert dazu auf seiner Homepage. 
Derzeit sind folgende Bestimmungen maßgeblich: 
Einreise  
Bis 31. März 2021 sieht die neue Einreiseverordnung eine verpflichtende 10-tägige Quarantäne für Rei-
sende aus Deutschland und zahlreichen weiteren Ländern und für alle Einreisende eine obligatorische Ein-
reiseanmeldung vor. Ab dem 15. Januar 2021 müssen alle Personen sich vor der Einreise nach Österreich   

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-419/
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https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210629-Ministerrat.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/210629-Ministerrat.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/oesterreichsicherheit/210962
https://www.ots.at/presseaussendung/OTS_20201215_OTS0147/gesundheitsministerium-novellierte-einreiseverordnung-tritt-am-19122020-in-kraft
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elektronisch registrieren und die Empfangsbestätigung bei der Einreise ausgedruckt oder auf einem mobi-
len Gerät vorweisen. Systematische oder stichprobenartige Grenzkontrollen finden statt. Mit Verzögerun-
gen an der Grenze bei Einreise nach Österreich muss gerechnet werden. Die Liste der Länder, die von der  
Verordnung ausgenommen sind, und weitere Informationen bietet das österreichische Bundesministerium 
für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz . 
Durch- und Weiterreise  
Die Durchreise durch Österreich ohne Zwischenstopp ist ohne Einschränkungen möglich. Mit Verzögerun-
gen an den Grenzen ist zu rechnen. 
Reiseverbindungen  
Der grenzüberschreitende Flugverkehr ist weiterhin eingeschränkt. Der grenzüberschreitende Bahnverkehr 
verläuft wieder im Regelbetrieb. Aktuelle Informationen befinden sich auf den Internetseiten der österreichi-
schen Bundesbahnen, der Deutschen Bahn und der Flughäfen. 
Beschränkungen im Land  
Die neue COVID-19-Schutzverordnung sieht weitreichende Beschränkungen vor. Sie gilt zunächst bis 24. 
Januar 2021. Es gilt eine Ausgangsbeschränkung von 0.00 Uhr bis 24.00 Uhr; die Beherbergung zu touristi-
schen Zwecken ist untersagt. Gastronomiegewerbe dürfen in zeitlich eingeschränktem Maß Lieferservice 
anbieten. Lebensmittelgeschäfte und Apotheken sind geöffnet, Schulen und Universitäten bleiben im Fern-
unterricht. 
Weitere detaillierte Informationen bietet das österreichische Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz . 
 
Update: Einreisebestimmungen für Österreich 
Österreich hat seine Einreisebestimmungen aktualisiert. Am 10. Februar 2021 tritt die Novelle der COVID-
19-Einreiseverordnung in Kraft. 
Neuerungen der verpflichtenden Testung bei Einreise 
Durch die aktuelle Novelle der Einreiseverordnung kommt es vor allem zu Neuerungen in den Bereichen 
der verpflichtenden Testung bei der Einreise. So ist künftig bei einer Einreise mit verpflichtender zehntägi-
ger Quarantäne – die derzeit aufgrund der Infektionslage etwa aus allen Nachbarländern erforderlich ist –  
zusätzlich ein negatives PCR- oder Antigen-Testergebnis (nicht älter als 72 Stunden) vorzuweisen. Dies 
kann wie bisher mit einem ärztlichen Attest bestätigt werden. Alternativ wird künftig auch ein in Österreich 
ausgestelltes negatives Testergebnis anerkannt – z. B. von einer Teststraße oder aus einer Apotheke,  
Selbsttests dürfen dafür nicht herangezogen werden. Kann bei Einreise kein Testergebnis vorgelegt wer-
den, ist unverzüglich, spätestens aber innerhalb von 24 Stunden, ein Test nachzumachen. Das negative 
Testergebnis ist bei einer etwaigen Kontrolle vorzuweisen, wobei eine Kontrolle überall an Ort und Stelle 
geschehen kann, z. B. auch im Rahmen einer Verkehrskontrolle. Die verpflichtende zehntägige Quarantäne 
muss trotzdem angetreten werden; es besteht allerdings weiterhin die Möglichkeit, diese nach dem fünften 
Tag frühzeitig durch eine erneute negative Testung zu beenden. 
Verschärfung für Pendler*innen 
Auch regelmäßige Pendlerinnen und Pendler müssen in Zukunft bei Einreise aus Ländern mit hohen Infek-
tionszahlen ein negatives PCR- oder Antigen-Testergebnis mitführen, das nicht älter als 7 Tage sein darf.  
Als Pendlerinnen und Pendler gelten Personen, die mindestens einmal pro Monat aus beruflichen oder pri-
vaten Gründen bzw. zu Ausbildungszwecken einreisen. Eine elektronische Registrierung mittels Pre-Travel-
Clearance wird auch für Pendlerinnen und Pendler erforderlich. Diese müssen sich bei jeder Änderung der 
Daten neu registrieren, jedenfalls aber nach 7 Tagen. Pendlerinnen und Pendler, die seltener als einmal 
pro Woche einreisen, registrieren sich jeweils vor der Einreise. Die Online-Registrierung für Pendlerinnen 
und Pendler ist ab Mittwoch, 10. Februar 2021, verpflichtend, eine Vorab-Registrierung kann schon ab 
Sonntag, 7. Februar 2021, durchgeführt werden. Falls eine Online-Registrierung nicht möglich ist, kann in 
Ausnahmefällen ein ausgedrucktes Formular ausgefüllt und bei einer Kontrolle abgegeben werden. 
Im Übrigen sind derzeit folgende Bestimmungen maßgeblich: 
Einreiseanmeldung 
Seit dem 15. Januar 2021 muss vor der Einreise zudem eine Einreiseanmeldung vorgenommen werden. 
Die österreichische Regierung informiert dazu auf ihrer Homepage. 
  

http://www.oesterreich.gv.at/
https://www.sozialministerium.at/Informationen-zum-Coronavirus/Coronavirus---Haeufig-gestellte-Fragen/FAQ--Reisen-und-Tourismus.html
https://www.sozialministerium.at/Informationen-zum-Coronavirus/Coronavirus---Haeufig-gestellte-Fragen/FAQ--Reisen-und-Tourismus.html
https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/oesterreichsicherheit/210962
https://www.auswaertiges-amt.de/de/ReiseUndSicherheit/oesterreichsicherheit/210962
https://www.formularservice.gv.at/site/fsrv/user/formular.aspx?pid=15dd7f9c98c24952828eb414c8884f1a&pn=Bfd027cf662624276a5ca9a9b970bcdf9
https://www.formularservice.gv.at/site/fsrv/user/formular.aspx?pid=15dd7f9c98c24952828eb414c8884f1a&pn=Bfd027cf662624276a5ca9a9b970bcdf9
https://www.formularservice.gv.at/site/fsrv/user/formular.aspx?pid=15dd7f9c98c24952828eb414c8884f1a&pn=Bfd027cf662624276a5ca9a9b970bcdf9
https://www.oesterreich.gv.at/themen/freizeit_und_strassenverkehr/reisen_und_ferien/Reisebeschr%C3%A4nkungen-durch-das-Coronavirus.html
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Keine Einschränkungen bei Einreise aus Ländern mit geringen Infektionszahlen  
Für Einreisende aus Ländern mit geringen Infektionszahlen gibt es weiterhin keine Einreisebeschränkun-
gen, sofern sie sich in den vergangenen 10 Tagen durchgehend in diesen Ländern oder in Österreich auf-
gehalten haben. 
Einreise ohne Einschränkungen 
Eine Einreise ohne Einschränkungen ist wie gehabt unter gewissen Voraussetzungen möglich – etwa bei 
unvorhersehbaren, unaufschiebbaren, besonders berücksichtigungswürdigen Gründen im familiären Kreis 
oder bei Inanspruchnahme unbedingt notwendiger medizinischer Leistungen oder aus beruflichen Gründen. 
Klarstellung zu Ausnahmegründen 
Zudem wird in der Novelle legistisch klargestellt, wie der Ausnahmegrund „Einreise aus beruflichen Grün-
den“ glaubhaft gemacht werden kann – etwa durch Bestätigungen des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin, 
Lieferscheine, Auftragsbestätigungen oder die Terminbestätigung eines Vorstellungsgespräches. Dabei ist  
jedenfalls auch eine zeitliche Komponente anzugeben und zu berücksichtigen. So ist etwa ein mehrwöchi-
ger Aufenthalt unzulässig, wenn der Termin nur für 3 Tage angesetzt ist. 
Weitere detaillierte Informationen bietet das österreichische Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz, das zur Einreise eine FAQ-Liste zur Verfügung stellt. 
 
1.11.2 Deutsche Einreisebeschränkungen - aktualisiert 
Update: Testpflicht für alle Einreisenden aus dem Ausland ab 23. Dezember 2020 
Der Bayerische Ministerrat hat am 22. Dezember 2020 beschlossen, eine allgemeine Testpflicht für Einrei-
sende aus ausländischen Risikogebieten einzuführen. Dazu wurde am selben Tag eine Allgemeinverfü-
gung erlassen, die sich auf die Bundes-Testpflichtverordnung stützt. 
Die Bestimmungen der Bayerischen Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) gelten daneben unverändert 
fort. 
Testpflicht für Einreisende aus Risikogebieten 
Personen, die sich innerhalb von zehn Tagen vor ihrer Einreise in einem ausländischen Risikogebiet aufge-
halten haben, müssen der für den Wohnsitz oder sonstigen Aufenthaltsort zuständigen Kreisverwaltungsbe-
hörde unverzüglich und unaufgefordert einen Testnachweis vorlegen. Werden bei der Einreise Kontrollen 
durchgeführt, muss der Testnachweis ebenfalls vorgelegt werden. 
Wer einen entsprechenden Testnachweis nicht vorlegen kann, muss den Test nachholen und das Tester-
gebnis unverzüglich, spätestens innerhalb von 72 Stunden ab der Einreise der zuständigen Kreisverwal-
tungsbehörde vorlegen. Verstöße gegen die Verpflichtung zur Nachholung des Tests können mit einem 
Bußgeld geahndet werden. 
Ausnahmen 
Die Pflicht zur unaufgeforderten Vorlage gilt nicht für folgende Personengruppen: 

• Personen, die lediglich durch ein Risikogebiet durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt 
hatten; 

• Personen, die nur zur Durchreise in den Freistaat Bayern einreisen und ihn auf unmittelbarem Weg 
unverzüglich wieder verlassen (§ 2 Abs. 1 EQV); 

• Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, 
der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 EQV); 

• Grenzpendler und Grenzgänger (§ 2 Abs. 2 Nr. 4 EQV) 
Die drei letztgenannten Personengruppen sind allerdings nach der Bundes-Testpflichtverordnung verpflich-
tet, einen Testnachweis nach konkreter Aufforderung vorzulegen oder nachzuholen. 
Sonderregelungen für Einreisen aus UK und Südafrika 
Für Personen, die seit dem 22. Dezember 2020 in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich 
in den letzten zehn Tagen vor der Einreise im Vereinigten Königreich von Großbritannien und Nordirland 
oder der Republik Südafrika aufgehalten haben, gilt die Coronavirus-Schutzverordnung des Bundes vom 
21. Dezember 2020. 
Diese Personen müssen der für den Wohnsitz oder sonstigen Aufenthaltsort zuständigen Kreisverwaltungs-
behörde unverzüglich und unaufgefordert einen Testnachweis vorlegen. Werden bei der Einreise Kontrollen 
durchgeführt, muss der Testnachweis ebenfalls vorgelegt werden. 
Wer einen entsprechenden Testnachweis nicht vorlegen kann, muss sich unverzüglich bei oder nach der 
Einreise testen lassen und das Ergebnis unverzüglich vorlegen. Verstöße gegen die Verpflichtung zur 
Nachholung des Tests können mit einem Bußgeld geahndet werden. 
Von der Testpflicht für Einreisende aus UK und Südafrika gibt es keine Ausnahmen.  

https://www.sozialministerium.at/Informationen-zum-Coronavirus/Coronavirus---Haeufig-gestellte-Fragen/FAQ--Reisen-und-Tourismus.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Verordnungen/Testpflicht_Risikogebiete_VO_BAnz_081120.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/(X(1)S(mkobu2se2r44yzra4mpf2bmc))/Content/Document/BayEQV/true
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Verordnungen/CoronaSchV_mit_Begruendung.pdf
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Für Personen, die ab dem 11. Dezember 2020 und vor dem 22. Dezember 2020 aus UK und Südafrika ein-
gereist sind, gilt nach wie vor die bayerische Allgemeinverfügung zur rückwirkenden Testpflicht. 
Anforderungen an den Testnachweis 
Die zugrunde liegende Testung darf höchstens 48 Stunden vor der Einreise vorgenommen worden sein. 
Antigen-Schnelltests werden in diesem Zusammenhang auch akzeptiert. Nähere Anforderungen an den 
zugrunde liegenden Test finden sich auf der Homepage des Robert Koch-Institutes. 
Bei Einreisenden aus UK und Südafrika muss der Testnachweis in deutscher oder englischer Sprache vor-
gelegt werden. Bei allen anderen wird zusätzlich auch ein Nachweis in französischer Sprache akzeptiert. 
 
Update: Verlängerung der Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) 
Die bayerische Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) wurde unverändert bis zum 2. Februar 2021 verlän-
gert. Die Regelungen der EQV finden Sie unten. 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Bayerische Einreise-Quarantäne-Verordnung 
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende 
Wer sich innerhalb von zehn Tagen vor der Einreise nach Bayern in einer vom Robert Koch-Institut (RKI) 
als Risikogebiet eingestuften Region außerhalb der Bundesrepublik Deutschland (Link zu den Risikogebie-
ten) aufgehalten hat, muss sich unverzüglich in häusliche Quarantäne begeben. Die häusliche Quarantäne 
ist für eine Dauer von zehn Tagen nach der Einreise einzuhalten. 
Besuch von Personen, die nicht zum eigenen Hausstand gehören, ist untersagt. 
Zudem ist eine digitale Einreiseanmeldung auszufüllen. Das amtlich vorgegebene Online-Formular finden 
Sie unter https://www.einreiseanmeldung.de. Informationen zur den Ausnahmen von der Einreiseanmel-
dung finden Sie hier. 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 
Aufenthalte bis 24 Stunden im Grenzverkehr mit Nachbarstaaten 
Diese Ausnahme wurde zum 09. Dezember 2020 abgeschafft. Gegebenenfalls soll sie bei positiver Ent-
wicklung der Infektionszahlen wieder eingeführt werden, ein Zeitplan ist hierfür jedoch noch nicht bekannt. 
Aufenthalte bis 72 Stunden 
Personen, die sich weniger als 72 Stunden in Deutschland aufhalten oder weniger als 72 Stunden in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben, sind ausgenommen: 

• Für den Besuch von Verwandten ersten oder zweiten Grades, dem nicht dem gleichen Hausstand 
angehörigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder die Wahrnehmung eines geteilten Sorgerechts 
oder eines Umgangsrechts. 

• Für eine Tätigkeit, die zur Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens sowie für die Pflege und Be-
treuung Pflegebedürftiger und von Menschen mit Behinderung dringend erforderlich und unabding-
bar ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird. 

• Hochrangige Mitglieder des diplomatischen und konsularischen Dienstes und von Volksvertretungen 
und Regierungen. 

Aufenthalte aus besonderen sozialen Gründen 
Personen, die sich aus den nachfolgenden Gründen in Deutschland aufhalten werden oder in einem Risiko-
gebiet aufgehalten haben, sind ebenfalls ausgenommen: 

• Für den Besuch von Verwandten ersten oder zweiten Grades, dem nicht dem gleichen Hausstand 
angehörigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder die Wahrnehmung eines geteilten Sorgerechts  
oder eines Umgangsrechts. (Hinweis: Bei Aufenthalten unter 72 Stunden greift die vorgenannte 
Ausnahme, bei der kein negatives Testergebnis erforderlich ist.) 

• Für eine dringende medizinische Behandlung. 
• Für den Beistand oder die Pflege schutz- oder hilfebedürftiger Personen. 

Hinweis: 
Diese Ausnahmen für besondere soziale Gründe gelten nur, wenn ein negatives Corona-Testergebnis vor-
liegt. Die Testung darf entweder höchstens 48 Stunden vor Einreise vorgenommen worden sein oder muss 
bei der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden. Hier reicht ein zugelassener An-
tigen-Schnelltest aus. Das Testergebnis muss in Deutsch, Englisch oder Französisch vorliegen. 
Beruflicher Aufenthalt von bis zu fünf Tagen 
Wer sich für bis zu fünf Tage zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst, in einem Risi-
kogebiet aufgehalten hat oder in die Bundesrepublik Deutschland einreist. Die zwingende Notwendigkeit ist 
durch den Arbeitgeber, Auftraggeber oder die Bildungseinrichtung zu bescheinigen. Für eine solche Arbeit-
geberbestätigung stellen wir Ihnen im Downloadbereich ein Muster zur Verfügung. 
  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Tests.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Digitale-Einreiseanmeldung-auch-bei-Ausnahmen-von-der-Quarant%C3%A4nepflicht.jsp
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Hinweis:  
Diese Ausnahme gilt nur, wenn ein negatives Corona-Testergebnis vorliegt. Die Testung darf entweder  
höchstens 48 Stunden vor Einreise vorgenommen worden sein oder muss bei der Einreise in die Bundesre-
publik Deutschland vorgenommen werden. Hier reicht ein zugelassener Antigen-Schnelltest aus. Das Test-
ergebnis muss in Deutsch, Englisch oder Französisch vorliegen. 
Transport 
Der Aufenthalt von Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf 
der Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, sind ohne zeitliche Begrenzung des 
Aufenthaltes von der Quarantänepflicht ausgenommen. 
Grenzpendler 
Personen, die im Freistaat Bayern ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer 
Berufsausübung an ihre Berufsausübungsstätte in einem Risikogebiet begeben und regelmäßig, mindes-
tens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren. Die zwingende Notwendigkeit ist durch den Ar-
beitgeber oder den Auftraggeber zu bescheinigen. 
Die Ausnahme gilt auch dann, wenn der mindestens wöchentliche Grenzübertritt durch Urlaub für mehr als 
eine Woche unterbrochen wurde und die Arbeitnehmer danach wieder den mindestens wöchentlichen 
Rhythmus aufnehmen. 
Grenzgänger 
Personen, die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck 
ihrer Berufsausübung in den Freistaat Bayern begeben und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an 
ihren Wohnsitz zurückkehren. Die zwingende Notwendigkeit ist durch den Arbeitgeber oder den Auftragge-
ber zu bescheinigen. 
Die Ausnahme gilt auch dann, wenn der mindestens wöchentliche Grenzübertritt durch Urlaub für mehr als 
eine Woche unterbrochen wurde und die Arbeitnehmer danach wieder den mindestens wöchentlichen 
Rhythmus aufnehmen. 
Der wöchentliche Test für Grenzgänger ist nicht mehr erforderlich. 
Mindestens dreiwöchige Arbeitsaufnahme 
Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen. 
Voraussetzung der Ausnahmevorschrift für den jeweiligen Arbeitnehmer ist, dass der Gesundheitsschutz im 
Betrieb und in der Unterkunft sichergestellt ist. Hierzu zählt, dass neu angekommene Arbeitskräfte in den  
ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise strikt getrennt von den sonstigen Beschäftigten arbeiten und unter-
gebracht sein müssen. Es sind also möglichst kleine Arbeitsgruppen zu bilden (5-15 Personen); innerhalb 
der ersten zehn Tage darf ein Kontakt ausschließlich innerhalb dieser Gruppe stattfinden (Kundenkontakt  
oder Kontakt zu anderen Arbeitstrupps ist damit nicht zulässig). Ein Verlassen der Unterkunft ist nur zur 
Ausübung der Tätigkeit gestattet. Ferner darf auch in der Freizeit kein Kontakt zu den sonstigen Beschäftig-
ten des Betriebes stattfinden. Es sind strenge Hygienemaßnahmen einzuhalten – diese betreffen etwa die 
Einhaltung eines Mindestabstandes von 1,5m oder die Verwendung von persönlicher Schutzausrüstung 
während der Tätigkeit sowie die ausreichende Ausstattung des jeweiligen Betriebs mit Hygieneartikeln wie 
Desinfektionsmitteln und Seife. Die Arbeitgeber haben die zuständige Kreisverwaltungsbehörde über die 
Aufnahme der Arbeit zu informieren und die getroffenen Hygiene- und sonstigen Maßnahmen zu dokumen-
tieren. 
Hinweis 
Alle Ausnahmen gelten nur, soweit keine typischen Symptome einer Infektion mit dem Corona-Virus vorlie-
gen. Treten innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise typische Symptome auf, muss ein Corona-Test 
durchgeführt werden. 
Verkürzung der Quarantänedauer 
Wenn ein negatives Testergebnis vorliegt, kann die häusliche Quarantäne frühestens ab dem fünften Tag 
nach Einreise beendet werden. Der Test darf frühestens am fünften Tag nach der Einreise nach Deutsch-
land vorgenommen worden sein. Hier ist ein molekularbiologischer Test erforderlich (PCR-Test). 
Hinweis 
Diese Auflistung deckt nicht den gesamten Inhalt der Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) ab. Den voll-
ständigen Text haben wir Ihnen oben verlinkt. 
Grundsätzliche Testpflicht für Jedermann 
Zusätzlich zu den landesrechtlichen Bestimmungen zur Einreise-Quarantäne greift eine Testpflicht für Ein-
reisende, die auch dann zur Anwendung kommen kann, wenn eine Ausnahme von der Einreise-Quaran-
täne besteht. 
  

https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%c3%a4nkungen-Reisen-Transport/Testpflicht-f%c3%bcr-alle-Einreisenden-aus-dem-Ausland-ab-23.-Dezember-2020.jsp?etcc_cmp=VIP+Newsletter&etcc_med=Newsletter&et_cid=17&et_lid=33&et_sub=KW202052_Corona_Pandemie_Testpflicht_fur_alle_Einreisenden_aus_dem_nbsp_...
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%c3%a4nkungen-Reisen-Transport/Testpflicht-f%c3%bcr-alle-Einreisenden-aus-dem-Ausland-ab-23.-Dezember-2020.jsp?etcc_cmp=VIP+Newsletter&etcc_med=Newsletter&et_cid=17&et_lid=33&et_sub=KW202052_Corona_Pandemie_Testpflicht_fur_alle_Einreisenden_aus_dem_nbsp_...
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Update RKI: Ausweisung internationaler Risikogebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risikogebiete durch das Auswärtige Amt, BMG und 
BMI  
Die neu ausgewiesenen Risikogebiete sind wirksam ab Samstag, 9. Januar 2021, 0:00 Uhr. 
• Dänemark: die Färöer Inseln gelten nun als Risikogebiet. 
• Frankreich: gesamt Kontinentalfrankreich gilt nun als Risikogebiet. 
• Irland: gesamt Irland gilt nun als Risikogebiet. 
• Norwegen: es gelten nun auch die Provinzen Rogaland und Trøndelag als Risikogebiete. 
• Portugal: es gilt nun gesamt Portugal inklusive der autonomen Region Madeira als Risikogebiet. 
Aufhebung von Risikogebieten: 
• Die Region Päijät-Häme in Finnland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Die Einstufung als Risikogebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der bayerischen Einreise-Quaran-
täne-Verordnung. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Risikogebiete 
hin, sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktu-
ell bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Risikogebiete zu informie-
ren. Alle gegenwärtig als Risikogebiete ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI.  
 
Update: Verlängerung der Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) 
Die bayerische Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) wurde unverändert bis zum 2. Februar 2021 ver-
längert. Die Regelungen der EQV finden Sie unten. 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Bayerische Einreise-Quarantäne-Verordnung 
Änderungen bei der Testpflicht für Einreisende ab dem 14. Januar 2021 
Das Bundeskabinett hat am 13. Januar 2021 die Coronavirus-Einreiseverordnung (CoronaEinreiseV) ver-
abschiedet, die bereits ab dem 14. Januar 2021 gilt. 
Verhältnis zur Einreise-Quarantäne-Verordnung  
Die Regelungen auf Bundesebene sehen eine verbindliche Testpflicht bei Einreise vor, von der nur in en-
gen Ausnahmefällen abgewichen werden kann. 
Die Landesregelungen zur Einreise-Quarantäne (z. B. die Bayerische Einreise-Quarantäneverordnung), 
sehen keine Pflicht zur Testung vor, sondern lediglich die Möglichkeit, sich durch eine Test von der Quaran-
täne zu befreien bzw. diese früher zu beenden. 
Die Testpflicht nach der Bundesverordnung trifft also auch Personen, die nach der EQV die volle Quarantä-
nedauer antreten. Außerdem können auch Personen, die von der Quarantäneverpflichtung nach der EQV 
ohne Test ausgenommen sind, unter die Testpflicht nach der Bundesverordnung fallen. 
Testpflicht bei der Rückkehr aus einfachen Risikogebieten 
Nach der Neuregelung wird zwischen einfachen Risikogebieten, Hochinzidenzgebieten und Virusvarianten-
gebieten unterschieden. 
• Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich in den letzten zehn Tagen vor 

der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, das weder ein Hochinzidenzgebiet noch ein Vi-
rusvarianten-Gebiet ist, müssen spätestens 48 Stunden nach ihrer Einreise über einen Nachweis (siehe 
unten) verfügen; 

• der Nachweis kann also noch nach Einreise nachgeholt werden; 
• er muss auf Anforderung der zuständigen Behörde vorgelegt werden; die Anforderung kann bis zu zehn 

Tage nach Einreise erfolgen; 
• liegt der Nachweis schon bei Einreise vor, muss er auch bei etwaigen Grenzkontrollen vorgelegt werden;  
• für Personen, die zum Zwecke einer Arbeitsaufnahme in die Bundesrepublik Deutschland einreisen, 

kann auch der Arbeitgeber oder ein sonstiger Dritter den Nachweis nach erbringen. 
Ausnahmen (bei einfachen Risikogebieten) 
Von der Nachweispflicht sind nach Aufenthalten in einfachen Risikogebieten unter anderem Personen aus-
genommen, die: 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten, 
• nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland 

auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen,  
• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen,  
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/C/Kabinettvorlage_Coronavirus-Einreiseverordnung.pdf
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• beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 
Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) 

• die einreisen aufgrund des Besuchs von Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen Hausstand 
angehörigen Ehegatten, Lebenspartners oder Lebensgefährten oder aufgrund eines geteilten Sorge-
rechts oder eines Umgangsrechts, (bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden) 

• deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens dringend erforderlich und unabdingbar 
ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird, (bei Aufenthalten 
von weniger als 72 Stunden und bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) 
die in der Bundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum 
Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Studien- 
oder Ausbildungsstätte in einem Risikogebiet begeben und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich,  

• an ihren Wohnsitz zurückkehren - sog. Grenzpendler bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygie-
nekonzepte) 

• die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer Be-
rufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in die Bundesrepublik Deutschland begeben und  

• regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren - sog. Grenzgänger, (bei 
Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) 

In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Kreisverwaltungsbehörde auf Antrag weitere Ausnahmen 
bei Vorliegen eines triftigen Grundes erteilen oder Ausnahmen einschränken. 
Testpflicht bei der Rückkehr aus Hochinzidenzgebieten 
• Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, 

für das ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus festgestellt wurde, weil dort 
eine besonders hohe Inzidenz besteht (Hochinzidenzgebiet), müssen bereits bei Einreise einen Nach-
weis mit sich führen; 

• der Nachweis kann also nicht nach Einreise nachgeholt werden; 
• er muss auf Anforderung der zuständigen Behörde vorgelegt werden und muss auch bei etwaigen 

Grenzkontrollen vorgelegt werden. 
Ausnahmen (bei Hochinzidenzgebieten) 
Von der Nachweispflicht sind nach Aufenthalten in einfachen Risikogebieten unter anderem Personen aus-
genommen, die: 
• durch ein Hochinzidenzgebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten,  
• die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutsch-

land auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen,  
• die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 

Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden und bei Einhal-
tung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) 

In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Kreisverwaltungsbehörde weitere Ausnahmen bei Vorlie-
gen eines triftigen Grundes erteilen. 
Testpflicht nach Aufenthalt in Virusvariantengebieten 
Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, für 
das ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Coronavirus festgestellt wurde, weil dort be-
stimmte Varianten des Coronavirus verbreitet aufgetreten sind (Virusvarianten-Gebiet), gelten im wesentli-
chen dieselben Bestimmungen, wie für Hochinzidenzgebiete. 
Nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten gibt es allerdings keinerlei Ausnahmen von der Testpflicht. 
Pflicht zur elektronischen Einreiseanmeldung 
Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen und sich in den letzten zehn Tagen vor 
der Einreise in einem Risikogebiet (inkl. Hochrisikogebieten und Virusvarianten-Gebieten) aufgehalten ha-
ben, müssen vor Einreise die Digitale Einreiseanmeldung abgeben. 
Sofern eine digitale Einreiseanmeldung aufgrund fehlender technischer Ausstattung oder aufgrund techni-
scher Störung nicht möglich war, ist stattdessen eine vollständig ausgefüllte Ersatzmitteilung vorgegebe-
nem Muster mitzuführen und nach Einreise unverzüglich an die zuständige Kreisverwaltungsbehörde zu 
übermitteln. 
Ausnahme von der Einreiseanmeldung 
Bei der Rückkehr aus Virusvarianten-Gebieten gelten keine Ausnahmen von der Anmeldepflicht.  
Ansonsten gelten Ausnahmen für Personen, die 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten,  

https://www.einreiseanmeldung.de/
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• nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland 
auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen,  

• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 
oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen,  

• beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 
Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) - 
diese Ausnahme gilt allerdings nicht nach Aufenthalten in Hochinzidenzgebieten. 

 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risikogebiete und Virusvariantengebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risikogebiete und Virusvariantengebiete durch das 
Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Virusvarianten-Gebiete sind wirksam ab Donnerstag, 14. Januar 2021, 0:00 
Uhr. 
Folgende Staaten/Regionen gelten aktuell als Virusvarianten-Gebiete: 
• Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland: – das gesamte Vereinigte Königreich von 

Großbritannien und Nordirland gilt nun als Virusvarianten-Gebiet.  
• Irland: gesamt Irland gilt nun als Virusvarianten-Gebiet.  
• Südafrika: gesamt Südafrika gilt nun als Virusvarianten-Gebiet. 
Die Einstufung als Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Testpflicht nach der Corona-Virus-Einreise-
verordnung (CoronaEinreiseV) 
Die neu ausgewiesenen Risikogebiete sind wirksam ab Sonntag, 17. Januar 2021, 00:00 Uhr. 
Folgende Staaten/Regionen wurden seit der letzten Änderung neu als Risikogebiet ausgewiesen: 
• Barbados: Barbados gilt nun als Risikogebiet. 
• Norwegen: Auch die Provinz Vestfold og Telemark gilt nun als Risikogebiet. 
• Seychellen: Die Seychellen gelten nun als Risikogebiet. 
• St. Vincent und die Grenadinen: St. Vincent und die Grenadinen gelten nun als Risikogebie 
Aufhebung von Risikogebieten: 
• Die Region Päijät-Häme in Finnland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Die Einstufung als Risikogebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der bayerischen Einreise-Quaran-
täne-Verordnung. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Risikogebiete 
hin, sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktu-
ell bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Risikogebiete zu informie-
ren. Alle gegenwärtig als Risikogebiete ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI.  
 
Update: Änderung der Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) ab 18. Januar 2021 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Bayerische Einreise-Quarantäne-Verordnung  
Die Verordnung zur Änderung der Einreise-Quarantäneverordnung sowie deren Begründung finden Sie 
hier: https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-36/ 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-37/ 
Neuregelungen ab 18. Januar 2021 
Am 15. Januar 2021 wurde eine Verordnung zur Änderung der EQV veröffentlicht, die ab dem 18.Januar 
2021 gilt. 
Die neue Muster-Verordnung greift die seit 13. Januar 2021 neu ausgewiesenen Virusvarianten-Gebiete 
auf. Das sind Gebiete, in denen besonders ansteckende Virusvarianten verbreitet sind. Maßgeblich ist die 
offizielle Einstufung und Ausweisung der Gebiete auf der Homepage des RKI. 
Für Einreisende, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem solchen Gebiet aufgehalten 
haben, gelten unter anderem die folgenden Ausnahmegründe von der Einreise-Quarantäne nicht: 
• Einreise nach Verwandtenbesuchen (unabhängig von der Dauer); 
• Grenzpendler und Grenzgänger; 
• dreiwöchige Arbeitsaufnahme; 
• zwingend notwendig und unaufschiebbare berufliche Reisen von maximal fünf Tagen. 
Ebenfalls neu geregelt wurde, dass die vorzeitige Beendigung der Quarantäne nun auch durch einen 
Schnelltest nach fünf Tagen möglich ist. 
Außerdem wurde durch eine zusätzliche Allgemeinverfügung eine wöchentliche Testpflicht für Grenzpend-
ler und Grenzgänger eingeführt. 
  

https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/C/Kabinettvorlage_Coronavirus-Einreiseverordnung.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/C/Kabinettvorlage_Coronavirus-Einreiseverordnung.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-36/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-37/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html;jsessionid=320C48A32114CC9C0B49A671302E887F.internet091?nn=2444038
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-38/


X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 59 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende 
Wer sich innerhalb von zehn Tagen vor der Einreise nach Bayern in einer vom Robert Koch-Institut (RKI) 
als Risikogebiet eingestuften Region außerhalb der Bundesrepublik Deutschland (Link zu den Risikogebie-
ten) aufgehalten hat, muss sich unverzüglich in häusliche Quarantäne begeben. Die häusliche Quarantäne 
ist für eine Dauer von zehn Tagen nach der Einreise einzuhalten. 
Besuch von Personen, die nicht zum eigenen Hausstand gehören, ist untersagt. 
Testpflicht und Einreiseanmeldung 
Unabhängig von den Landesvorschriften zur Einreise-Quarantäne gelten Bundesvorschriften zur Einreise-
anmeldung und Testpflicht. Diese können auch dann bestehen, wenn (auch ohne Testung) Ausnahmen 
von der Quarantänepflicht gegeben sind. 
Nähere Informationen finden Sie hier. 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 
Aufenthalte bis 24 Stunden im Grenzverkehr mit Nachbarstaaten 
Diese Ausnahme wurde zum 09. Dezember 2020 abgeschafft. Gegebenenfalls soll sie bei positiver Ent-
wicklung der Infektionszahlen wieder eingeführt werden, ein Zeitplan ist hierfür jedoch noch nicht bekannt. 
Aufenthalte bis 72 Stunden 
Personen, die sich weniger als 72 Stunden in Deutschland aufhalten oder weniger als 72 Stunden in einem 
Risikogebiet aufgehalten haben, sind ausgenommen: 
• Für den Besuch von Verwandten ersten oder zweiten Grades, dem nicht dem gleichen Hausstand ange-

hörigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder die Wahrnehmung eines geteilten Sorgerechts oder eines 
Umgangsrechts. Das gilt jedoch nicht nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten. 

• Für eine Tätigkeit, die zur Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens sowie für die Pflege und Betreu-
ung Pflegebedürftiger und von Menschen mit Behinderung dringend erforderlich und unabdingbar ist, 
und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird. 

• Hochrangige Mitglieder des diplomatischen und konsularischen Dienstes und von Volksvertretungen und 
Regierungen. 

Aufenthalte aus besonderen sozialen Gründen 
Personen, die sich aus den nachfolgenden Gründen in Deutschland aufhalten werden oder in einem Risiko-
gebiet aufgehalten haben, sind ebenfalls ausgenommen: 
• Für den Besuch von Verwandten ersten oder zweiten Grades, dem nicht dem gleichen Hausstand ange-

hörigen Ehegatten oder Lebensgefährten oder die Wahrnehmung eines geteilten Sorgerechts oder eines  
• Umgangsrechts. (Hinweis: Bei Aufenthalten unter 72 Stunden greift die vorgenannte Ausnahme, bei der 

kein negatives Testergebnis erforderlich ist.)  
• Für eine dringende medizinische Behandlung. 
• Für den Beistand oder die Pflege schutz- oder hilfebedürftiger Personen. 
Das gilt jedoch nicht nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten. 
Hinweis: Diese Ausnahmen für besondere soziale Gründe gelten nur, wenn ein negatives Corona-Tester-
gebnis vorliegt. Die Testung darf entweder höchstens 48 Stunden vor Einreise vorgenommen worden sein 
oder muss bei der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden. Hier reicht ein zuge-
lassener Antigen-Schnelltest aus. Das Testergebnis muss in Deutsch, Englisch oder Französisch vorliegen. 
Beruflicher Aufenthalt von bis zu fünf Tagen 
Wer sich für bis zu fünf Tage zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst, in einem Risi-
kogebiet aufgehalten hat oder in die Bundesrepublik Deutschland einreist. Die zwingende Notwendigkeit ist 
durch den Arbeitgeber, Auftraggeber oder die Bildungseinrichtung zu bescheinigen. Für eine solche Arbeit-
geberbestätigung stellen wir Ihnen im Downloadbereich ein Muster zur Verfügung. 
Das gilt jedoch nicht nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten. 
Hinweis: Diese Ausnahme gilt nur, wenn ein negatives Corona-Testergebnis vorliegt. Die Testung darf ent-
weder höchstens 48 Stunden vor Einreise vorgenommen worden sein oder muss bei der Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen werden. Hier reicht ein zugelassener Antigen-Schnelltest aus. 
Das Testergebnis muss in Deutsch, Englisch oder Französisch vorliegen. 
Transport 
Der Aufenthalt von Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf 
der Straße, der Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, sind ohne zeitliche Begrenzung des 
Aufenthaltes von der Quarantänepflicht ausgenommen. 
  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
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Grenzpendler 
Personen, die im Freistaat Bayern ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer 
Berufsausübung an ihre Berufsausübungsstätte in einem Risikogebiet begeben und regelmäßig, mindes-
tens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren. Die zwingende Notwendigkeit ist durch den Ar-
beitgeber oder den Auftraggeber zu bescheinigen. 
Das gilt jedoch nicht nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten. 
Die Ausnahme gilt auch dann, wenn der mindestens wöchentliche Grenzübertritt durch Urlaub für mehr als 
eine Woche unterbrochen wurde und die Arbeitnehmer danach wieder den mindestens wöchentlichen 
Rhythmus aufnehmen. 
Auch für Grenzpendler greift ab dem 18. Januar 2021 eine wöchentliche Testpflicht. Nähere Informationen 
finden Sie hier. 
Grenzgänger 
Personen, die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck 
ihrer Berufsausübung in den Freistaat Bayern begeben und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an 
ihren Wohnsitz zurückkehren. Die zwingende Notwendigkeit ist durch den Arbeitgeber oder den Auftragge-
ber zu bescheinigen. Ein Muster für eine solche Bestätigung finden Sie unten im Download-Bereich. 
Das gilt jedoch nicht nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten. 
Die Ausnahme gilt auch dann, wenn der mindestens wöchentliche Grenzübertritt durch Urlaub für mehr als 
eine Woche unterbrochen wurde und die Arbeitnehmer danach wieder den mindestens wöchentlichen 
Rhythmus aufnehmen. 
Der wöchentliche Test für Grenzgänger ist ab dem 18. Januar 2021 wieder erforderlich. Nähere Informatio-
nen finden Sie hier. 
Mindestens dreiwöchige Arbeitsaufnahme 
Personen, die zum Zweck einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in das Bundesgebiet einreisen. 
Voraussetzung der Ausnahmevorschrift für den jeweiligen Arbeitnehmer ist, dass der Gesundheitsschutz im 
Betrieb und in der Unterkunft sichergestellt ist. Hierzu zählt, dass neu angekommene Arbeitskräfte in den 
ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise strikt getrennt von den sonstigen Beschäftigten arbeiten und unter-
gebracht sein müssen. Es sind also möglichst kleine Arbeitsgruppen zu bilden (5-15 Personen); innerhalb 
der ersten zehn Tage darf ein Kontakt ausschließlich innerhalb dieser Gruppe stattfinden (Kundenkontakt  
oder Kontakt zu anderen Arbeitstrupps ist damit nicht zulässig). Ein Verlassen der Unterkunft ist nur zur 
Ausübung der Tätigkeit gestattet. Ferner darf auch in der Freizeit kein Kontakt zu den sonstigen Beschäftig-
ten des Betriebes stattfinden. Es sind strenge Hygienemaßnahmen einzuhalten – diese betreffen etwa die  
Einhaltung eines Mindestabstandes von 1,5m oder die Verwendung von persönlicher Schutzausrüstung 
während der Tätigkeit sowie die ausreichende Ausstattung des jeweiligen Betriebs mit Hygieneartikeln wie  
Desinfektionsmitteln und Seife. Die Arbeitgeber haben die zuständige Kreisverwaltungsbehörde über die 
Aufnahme der Arbeit zu informieren und die getroffenen Hygiene- und sonstigen Maßnahmen zu dokumen-
tieren. 
Das gilt jedoch nicht nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten. 
Hinweis: Alle Ausnahmen gelten nur, soweit keine typischen Symptome einer Infektion mit dem Corona-
Virus vorliegen. Treten innerhalb von zehn Tagen nach der Einreise typische Symptome auf, muss ein 
Corona-Test durchgeführt werden. 
Verkürzung der Quarantänedauer 
Wenn ein negatives Testergebnis vorliegt, kann die häusliche Quarantäne frühestens ab dem fünften Tag 
nach Einreise beendet werden. Der Test darf frühestens am fünften Tag nach der Einreise nach Deutsch-
land vorgenommen worden sein. Hierfür reicht ab dem 18. Januar 2021 auch ein Antigen-Schnelltest nach 
den Anforderungen des RKI aus. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risikogebiete und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risikogebiete und Virusvarianten-Gebiete durch das 
Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Virusvarianten-Gebiete sind wirksam ab Dienstag 19. Januar 2021, um 0:00 
Uhr: 
• Brasilien: gesamt Brasilien gilt nun als Virusvarianten-Gebiet 
Die Einstufung als Risikogebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der bayerischen Einreise-Quaran-
täne-Verordnung. 
  

https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Tests.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
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Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen „Hochinzidenzgebiete“, „Risikogebiete“ sowie Gebiete, die derzeit nicht 
mehr als Risikogebiete gelten sind wirksam ab Sonntag 24. Januar 2021, um 0:00 Uhr: 
Neue Hochinzidenzgebiete  
• Ägypten 
• Albanien 
• Andorra (Fürstentum Andorra) 
• Bolivien 
• Bosnien und Herzegowina 
• Estland 
• Iran 
• Israel 
• Kolumbien 
• Kosovo 
• Lettland 
• Libanon 
• Litauen 
• Mexiko 
• Montenegro 
• Nordmazedonien 
• Palästinensische Gebiete 
• Panama 
• Portugal 
• Serbien 
• Slowenien 
• Spanien 
• Tschechien 
• USA 
• Vereinigte Arabische Emirate 
Neue Risikogebiete 
• Frankreich – die französischen Überseegebiete Mayotte und Saint-Barthélemy gelten nun auch als Risi-

kogebiete. 
• Malaysia – das gesamte Land Malaysia gilt nun als Risikogebiet. 
Aufgehobene Risikogebiete 
• Griechenland – die Regionen Attika und Nördliche Ägäis in Griechenland gelten nun nicht mehr als Risi-

kogebiete 
• Norwegen – die Provinz Innlandet in Norwegen gilt nun nicht mehr als Risikogebiet 
Das neu ausgewiesene „Virusvarianten-Gebiet“ ist wirksam ab Mittwoch 27. Januar 2021, um 0:00 
Uhr: 
Neues Virusvarianten-Gebiet  
• Portugal 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete hin, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
Informationen zu den Verschärfungen, die durch die Ausweisung als Hochinzidenzgebiet eintreten 
Ausweisung der Tschechischen Republik und anderer Staaten als Hochinzidenzgebiet 
Tschechien und zahlreiche andere Regionen (darunter Spanien, die USA und Slowenien) gelten ab dem 
24. Januar 2021 als Hochinzidenzgebiete. Eine Auflistung aller Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-
Gebiete finden Sie auf der Homepage des RKI. 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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Keine Änderungen bei der Einreise-Quarantäne 
Die Ausweisung als Hochinzidenzgebiet hat keine Auswirkungen auf die Bayerische Einreise-Quarantäne-
verordnung (EQV). Die Bestimmungen und auch die Ausnahmevorschriften der EQV gelten nach wie 
vor unverändert. 
Verschärfte Regelungen bei der Test- und Anmeldepflicht 
Völlig losgelöst von der Bayerischen Einreise-Quarantäneverordnung gelten aber zusätzlich auch die Be-
stimmungen der Coronavirus-Einreiseverordnung (CoronaEinreiseV) des Bundes. Diese regelt die Test-
pflicht bei Einreise und die Pflicht zur Digitalen Einreiseanmeldung. 
Im Bereich der Test- und Anmeldepflicht führt die Ausweisung als Hochinzidenzgebiet zu Verschärfungen. 
Unter anderem würden dann die folgenden Regelungen greifen: 
Grenzgänger 
Grenzgänger sind Personen, die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend not-
wendig zum Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in die Bundesrepublik 
Deutschland begeben und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren. 
Bei Einreise aus einem Hochinzidenzgebiet müssen diese bei jedem Grenzübertritt ein negatives Tester-
gebnis mitführen, bei dem die Testung nicht länger als 48 Stunden zurückliegt. Nach den bayerischen Zu-
satzbestimmungen muss das Testergebnis innerhalb von weiteren 24 Stunden nach Einreise dem für den 
Arbeitsplatz zuständigen Landratsamt bzw. kreisfreien Stadt vorgelegt werden. 
Bezüglich der Einreiseanmeldung wird unterschieden: 
• Kommen sie aus einer angrenzenden Region und haben sich vor Einreise weniger als 24 Stunden im 

Ausland aufgehalten oder werden sie sich weniger als 24 Stunden im Inland aufhalten, besteht keine 
Pflicht zur Einreiseanmeldung. 

• Ansonsten muss die Digitale Einreiseanmeldung vor Einreise ausgefüllt werden. 
Entsprechende Regelungen gelten auch für Grenzpendler mit Wohnsitz im Inland und Arbeitsplatz im Aus-
land. 
Berufliche Reisen 
Beruflich Einreisende müssen bereits bei Einreise über ein negatives Testergebnis verfügen, bei dem die 
Testung nicht mehr als 48 Stunden zurückliegt und das Ergebnis muss nach den bayerischen  
Zusatzbestimmungen unaufgefordert dem Landratsamt bzw. kreisfreien Stadt am Wohnsitz oder Aufent-
haltsort vorgelegt werden. Hiervon gilt eine Ausnahme nur, wenn sie durch ein Risikogebiet lediglich durch-
gereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten. 
Ebenso ist grundsätzlich eine Digitale Einreiseanmeldung erforderlich. Hiervon kommen im Wesentlichen 
nur folgende Ausnahmen in Betracht: 
• Wenn die Reisenden aus einer angrenzenden Region kommen, sich im Rahmen des Grenzverkehrs be-

wegen und sich vor Einreise weniger als 24 Stunden im Ausland aufgehalten oder sich weniger als 24 
Stunden im Inland aufhalten werden, besteht keine Anmeldepflicht. 

• Wenn sie durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten, 
besteht ebenfalls keine Anmeldepflicht 

Transport von Waren und Gütern 
Für Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der 
Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, gelten im Wesentlichen die vorgenannten Bestim-
mungen für berufliche Reisen. 
Allerdings sind diese Personen auch dann von der Testpflicht ausgenommen, wenn sie weniger als 72 
Stunden im Hochinzidenzgebiet waren oder weniger als 72 Stunden in Deutschland bleiben und dabei an-
gemessene Schutz- und Hygienekonzepte eingehalten werden. Von der Anmeldepflicht sind sie in diesem 
Fall aber nicht ausgenommen. 
Anforderungen an den Test 
Als Nachweis gelten ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer In-
fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2. Der Nachweis ist auf Papier oder in einem elektronischen Doku-
ment, jeweils in deutscher, englischer oder französischer Sprache zu erbringen. Die dem ärztlichen Zeugnis 
oder dem Testergebnis zugrunde liegende Abstrichnahme darf höchstens 48 Stunden vor der Einreise vor-
genommen worden sein. Nähere Anforderungen an die dem ärztlichen Zeugnis oder dem Testergebnis zu-
grundeliegende Testung werden finden sich auf der Homepage des RKI. 
  

https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/covid-19-tests
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Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen „Virusvarianten-Gebiete“, „Hochinzidenzgebiete“ und Gebiete, die nicht 
mehr als Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag 31. Januar 2021, um 0:00 Uhr. 
Neue Virusvarianten-Gebiete 

• Eswatini 
• Lesotho 

Neue Hochinzidenzgebiete 
• Afghanistan 
• Botsuana 
• Ecuador 
• Malawi 
• Mosambik 
• Namibia 
• Sambia 
• Simbabwe 
• Sudan 
• Syrische Arabische Republik 

Aufgehobene Risikogebiete  
• Dänemark – die Färöer-Inseln gelten nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Griechenland – die Region Ost-Makedonien und Thrakien gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 

Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete hin, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
Beförderungsverbot für Virusvarianten-Gebiete 
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat am 29. Januar 2021 eine Coronavirus-Schutzverord-
nung (CoronaSchV) erlassen, die bereits ab dem 30. Januar 2021 gilt. 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Coronavirus-Schutzverordnung 
Beförderungsverbot 
Demnach sind Personenbeförderungen im grenzüberschreitenden Eisenbahn-, Bus-, Schiffs- oder Flugver-
kehr aus Virusvarianten-Gebieten nach Deutschland zu unterlassen. 
Virusvarianten-Gebiete sind Gebiete, in denen besonders ansteckende Virusvarianten verbreitet sind. Maß-
geblich ist die offizielle Einstufung und Ausweisung der Gebiete auf der Homepage des RKI. 
Ausnahmen 
Das Beförderungsverbot gilt nicht für: 
• die Beförderung von Personen mit Wohnsitz und Aufenthaltsrecht in der Bundesrepublik Deutschland, 
• die Beförderung von Personen, die in der Bundesrepublik Deutschland lediglich in einem Transitbereich 

eines Verkehrsflughafens umsteigen, 
• reine Post-, Fracht- oder Leertransporte, 
• die Rückführung von Luftfahrzeugen, Schiffen und Crews, 
• Transporte mit Personal im Interesse der öffentlichen Gesundheit, Ambulanzflüge und Flüge zum Trans-

port von Transplantationsorganen sowie notwendiges Begleitpersonal, 
• Beförderungen aus dringenden humanitären Gründen, 
• Beförderungen im Auftrag der Internationalen Atomenergie-Organisation sowie der Vereinten Nationen 

und ihrer Organisationen. 
Quarantäne, Testpflicht und Anmeldung 
Die Bestimmungen der bayerischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. 
Digitalen Einreiseanmeldung) gelten weiterhin und gegebenenfalls auch dann, wenn eine Ausnahme vom 
Beförderungsverbot besteht. 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?2
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html;jsessionid=320C48A32114CC9C0B49A671302E887F.internet091?nn=2444038
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
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Update: Übersicht für berufsbedingte Einreisen nach Bayern 
Bei Einreisen nach Bayern aus dem Ausland gelten mittlerweile Quarantänebestimmungen nach der Ein-
reise-Quarantäneverordnung des Freistaats Bayern und zusätzlich Test- und Anmeldepflichten nach der  
Corona-Einreiseverordnung der Bundesrepublik Deutschland. Dabei wird auch noch zwischen Risikogebie-
ten, Hochinzidenzgebieten und Virusvarianten-Gebieten unterschieden. 
Das stellt auch beruflich Reisende wie Pendler, Geschäftsreisende und Arbeitnehmer im grenzüberschrei-
tenden Transport vor große Herausforderungen. Um Ihnen einen entsprechenden Überblick über die ver-
schiedenen Regelungen und die jeweiligen Ausnahmen zu ermöglichen, können Sie hier eine Orientie-
rungshilfe für berufliche Reisen herunterladen:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-31.01.2021.pdf 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen „Virusvarianten-Gebiete“, „Risikogebiete“ und Gebiete, die nicht mehr als 
Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag 7. Februar 2021, um 0:00 Uhr. 
Neue Virusvarianten-Gebiete 
• Botsuana 
• Malawi 
• Mosambik 
• Sambia 
• Simbabwe 
Neue Risikogebiete 
• Griechenland – die Regionen Attika und Mittelgriechenland gelten nun auch als Risikogebiete 
• St. Lucia – das gesamte Land St. Lucia gilt nun als Risikogebiet 
Aufgehobene Risikogebiete  
• Norwegen – die Provinzen Rogaland, Trøndelag und Vestfold og Telemark gelten nun nicht mehr als Ri-

sikogebiete 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete hin, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell  
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI.  
 
Update: Übersicht für berufsbedingte Einreisen nach Bayern 
Die aktualisierte Fassung zur Übersicht für berufsbedingte Einreisen nach Bayern berücksichtigt folgende 
Klarstellung des Bayerischen Gesundheitsministeriums zur Testpflicht bei der Einreise aus Hochinzidenz- 
und Virusvarianten-Gebieten:  
"Soweit die betroffene Person bei Einreise über keinen Testnachweis verfügt, ist sie nach § 36 Abs. 10 Satz 
2 des Infektionsschutzgesetzes verpflichtet, sich bei oder unverzüglich nach der Einreise testen zu lassen 
und den Testnachweis unverzüglich der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen." Die aktuelle 
Fassung [Stand 08.02.2021] finden Sie hier:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-08.02.2021.pdf 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen „Virusvarianten-Gebiete“, „Hochinzidenzgebiete“, „Risikogebiete“ und Ge-
biete, die nicht mehr als Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 14. Februar 2021, um 0:00 
Uhr. 
Neue Virusvarianten-Gebiete 
• Slowakei  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-31.01.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-31.01.2021.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-08.02.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-08.02.2021.pdf
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• Tschechien 
• Österreich – das Bundesland Tirol (mit Ausnahme des politischen Bezirks Lienz (Osttirol), der Gemeinde 

Jungholz, sowie des Rißtals im Gemeindegebiet von Vomp und Eben am Achensee) 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Bahrain 
• Seychellen 
• St. Lucia 
• St. Vincent und die Grenadinen 
Neue Risikogebiete 
• Finnland – die Regionen Mittelfinnland und Österbotten gelten nun auch als Risikogebiete. 
• Griechenland – die Region Westgriechenland gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Namibia – das gesamte Land Namibia gilt nun als Risikogebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet mehr). 
Aufgehobene Risikogebiete  
• Dänemark – die Region Midtjylland gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Griechenland – die Regionen Westmakedonien und Thessalien gelten nun nicht mehr als Risikogebiete. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete hin, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI.  
Verschärfte Pendlerregelungen in einigen Landkreisen 
Einige bayerische Landkreise in Grenznähe zu Tschechien haben kurzfristig Allgemeinverfügungen erlas-
sen, mit denen besondere Vorgaben für Grenzpendler, Grenzgänger und deren Arbeitgeber eingeführt wer-
den. 
Im Einzelnen sind uns bisher die Verfügungen folgender Landkreise bekannt: 
Cham  
Neustadt an der Waldnaab  
Schwandorf  
Tirschenreuth  
Wunsiedel  
Die Detailregelungen der einzelnen Landkreise finden Sie unter den jeweiligen Links. 
Arbeitgeber in anderen Landkreisen, die Grenzgänger aus Tschechien beschäftigen, sollten regelmäßig auf 
der Homepage der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde überprüfen, ob gegebenenfalls kurzfristig auch 
vergleichbare Regelungen für ihre Region erlassen wurden. 
Im Wesentlichen haben die Regelungen denselben Inhalt und sehen zusammengefasst vor: 
• Grenzgänger aus Tschechien müssen auf direktem Weg an ihren Arbeitsplatz in Bayern und nach der 

Arbeit das Land wieder auf direktem Weg verlassen. Sie dürfen die Arbeitsstätte nur aus zwingenden 
Gründen und zur Vornahme einer Corona-Testung verlassen. 

• Grenzpendler mit Arbeitsplatz in Tschechien müssen sich nach jeder Rückreise auf direktem Weg in ihre 
Wohnung begeben. Sie dürfen diese nur aus triftigen Gründen beziehungsweise während der nächtli-
chen Ausgangssperre nur aus gewichtigen und unabweisbaren Gründen verlassen. 

• Betriebe mit mehr als fünf Grenzgängern aus einem Hochinzidenzgebiet sind verpflichtet, ein betriebli-
ches Schutz- und Hygienekonzept auszuarbeiten und auf Verlangen dem Landratsamt vorzulegen. Das 
Konzept soll insbesondere Vorgaben enthalten zum Mindestabstand zwischen den Beschäftigten, zur 
Maskenpflicht und zur Arbeitstätigkeit möglichst in gleichbleibenden Arbeitsgruppen. Es muss auch ein 
Testkonzept für alle Arbeitnehmer beinhalten. Die Testungen sind dabei grundsätzlich auf freiwilliger Ba-
sis mindestens einmal in jeder Kalenderwoche durchzuführen. 

Details der Regelungen können Sie den jeweiligen Verfügungen entnehmen. 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.landkreis-cham.de/media/34522/nr_08_vom_10-02-2021.pdf
https://www.neustadt.de/media/8279/amtsblatt-nr-03-vom-10022021.pdf
https://www.landkreis-schwandorf.de/media/custom/3300_963_1.PDF?1613047924
https://www.kreis-tir.de/fileadmin/user_upload/Kreisorgane/Amtsblatt/Amtsblatt_2021/Amtsblatt_6_a.pdf
https://www.landkreis-wunsiedel.de/file/09-2021-sonderamtsblatt-lkr-wun.pdf
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Update: Einreise aus Tschechien und Tirol - Systemrelevante Pendler 
Seit Sonntag, 14. Februar 2021, 00:00 Uhr sind die Grenzen zu Tschechien und Tirol weitreichend ge-
schlossen. Ausnahmen für berufliche Pendler sind beschränkt auf wenige Bereiche. 
Alle Einreisenden, die unter eine der unten genannten Ausnahmen fallen, brauchen zwingend be-
reits bei Einreise ein negatives Testergebnis, bei dem die Testung nicht mehr als 48 Stunden zu-
rückliegt. Das Testergebnis muss in deutsch, englisch oder französisch vorliegen. Antigen-Schnelltests 
werden akzeptiert. Ebenso ist ausnahmslos eine Digitale Einreiseanmeldung erforderlich. Ein Ausdruck der 
Anmeldung muss mitgeführt werden. 
Warenverkehre 
Warenverkehre bleiben offen. LKW-Fahrer sind eine Ausnahmegruppe, die vom Einreiseverbot aus einem 
Virusvariantengebiet nicht erfasst wird. 
Systemrelevante Pendler 
Für den Zeitraum bis Dienstag, 16. Februar 2021, 24:00 Uhr gibt es für die in der Mitteilung der EU-Kom-
mission unter Ziffer 2 aufgeführten systemrelevanten Berufe eine Übergangsfrist. Die Mitteilung der EU-
Kommission können Sie hier einsehen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Me-
dien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/CELEX_52020XC0330(03)_DE_TXT-(1).pdf 
Bis zu diesem Zeitpunkt reicht eine Bescheinigung des Arbeitgebers oder z. B. auch eine Kopie des Ar-
beitsvertrages für die Einreise aus.  
Ab dem 17. Februar, 0:00 Uhr benötigen die systemrelevanten Pendler eine offizielle Bestätigung der Kreis-
verwaltungsbehörde am Sitz des Arbeitgebers, um weiterhin einreisen zu können. 
 
Update: Dieser Übergangszeitraum wurde bis Donnerstag, 18. Februar 2021, 24:00 Uhr verlängert. 
Ab dem 19. Februar, 00:00 Uhr benötigen die systemrelevanten Pendler zwingend eine offizielle Bestäti-
gung der Kreisverwaltungsbehörde am Sitz des Arbeitgebers, um weiterhin einreisen zu können. 
Verfahren für systemrelevante Berufe 
Systemrelevante Betriebe, die Mitarbeiter aus Virusvariantengebieten beschäftigen, die sie trotz des ver-
schärften Grenzregimes zwingend für die Aufrechterhaltung des Betriebs benötigen, müssen sich um ent-
sprechende Bestätigungen der Kreisverwaltungsbehörden (Landratsamt / kreisfreie Stadt) bemühen. 
Sollten die bei Ihnen beschäftigten Arbeitnehmer nicht oder nicht vollständig in die unter Ziffer 2 der Mittei-
lung der EU-Kommission fallen, sollte der Versuch unternommen werden, die Systemrelevanz für die Auf-
rechterhaltung des Betriebs in den Vordergrund zu stellen und gegebenenfalls die negativen Auswirkungen 
auf eine Gesamtlieferkette zu beschreiben (Ziffer 2 der Mitteilung bezieht sich auch auf die generelle Sys-
temrelevanz) 
Noch haben nicht alle Kreisverwaltungsbehörden das Procedere bekannt gegeben. Soweit den Unterneh-
men das konkrete Vorgehen der örtlichen Behörde noch nicht bekannt ist, empfehlen wir dringend, die 
nachfolgenden Informationen unaufgefordert so schnell wie möglich (spätestens bis Montag, 15. Februar 
2021, Mittag) der Behörde mitzuteilen: 
• Benennung des Betriebes mit genauer Bezeichnung. 
• Begründung, warum der Betrieb systemrelevant im Sinne der Nr. 2 der "Leitlinien zur Ausübung der Frei-

zügigkeit der Arbeitskräfte währen des COVID-19 Ausbruchs" der EU Kommission vom 20.03.2020 ist. 
(Siehe Downloadbereich) 

• Benennung der dort ausgeübten tatsächlich relevanten Tätigkeiten im Sinn der genannten Leitlinien. 
• Begründung, warum diese Tätigkeiten systemrelevant in diesem Sinn sind. 
• Benennung der jeweiligen Mitarbeiter, die tatsächlich dringend für systemrelevante Tätigkeiten benötigt 

werden. 
• Folgende Daten der jeweiligen Mitarbeiter: Name, Vorname, Geburtsdatum, Wohnort und Kfz-Kennzei-

chen des Fahrzeugs, das für die Einreise verwendet wird und welche Tätigkeit der betroffene Mitarbeiter 
ausübt und gegebenenfalls Angabe des Einsatzortes 

• Verantwortlicher Ansprechpartner des Betriebes mit Kontaktdaten. 
Auch nach dem 15. Februar 2021 eingereicht Anträge werden bearbeitet, aber es ist nicht in allen Landkrei-
sen bzw. kreisfreien Städten damit zu rechnen, dass eine Bescheinigung noch am 16. Februar 2021 erfolgt. 
Auslegung der Kriterien für Systemrelevanz 
Die Einschätzung der vbw zur Auslegung der maßgeblichen Leitlinien zur Systemrelevanz finden Sie hier: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/Auslegung-systemrelevanter-Betriebe-und-T%C3%A4tigkeiten-Stand-15.02.2021.pdf 
Konkrete Rechtsprechung oder Vollzugshinweise hierzu gibt es noch nicht. Die Einschätzung der Kreisver-
waltungsbehörden ist ebenfalls noch nicht bekannt.  

https://www.einreiseanmeldung.de/#/
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/CELEX_52020XC0330(03)_DE_TXT-(1).pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/CELEX_52020XC0330(03)_DE_TXT-(1).pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Auslegung-systemrelevanter-Betriebe-und-T%C3%A4tigkeiten-Stand-15.02.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Auslegung-systemrelevanter-Betriebe-und-T%C3%A4tigkeiten-Stand-15.02.2021.pdf
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Anordnung des Bundesinnenministeriums 
Die vorstehenden Beschränkungen beruhen auf einer Anordnung des Bundesinnenministeriums an die 
Bundespolizei. Die Beschränkungen bestehen unabhängig von den Ausnahmeregelungen der bayerischen  
Einreise-Quarantäneverordnung (EQV). Die Bundespolizei wird alle Personen an der Grenze zurückwei-
sen, die die vorgenannten Voraussetzungen nicht erfüllen, auch, wenn sie von der EQV ausgenommen 
sind. Zu der Anordnung des Bundesinnenministeriums finden Sie Näheres in einer Pressemitteilung. 
Mögliche Rechtsbehelfe 
Wird dem Unternehmen die beantragte Anerkennung als systemrelevant beziehungsweise die Einordnung 
der Tätigkeit einzelner Mitarbeiter als systemrelevant versagt, dürfte dagegen die Möglichkeit einer Versa-
gungsgegenklage des Unternehmens nach § 42 Abs. 1 2. Alt. Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) beste-
hen. Im Wege des Eilrechtsschutzes käme dann auch ein Antrag auf einstweilige Anordnung in Betracht, § 
123 VwGO. 
Gegen die Reisebeschränkungen an sich können wohl nur die betroffenen Pendler selbst Rechtsmittel ein-
legen. 
Nach heutiger Erkenntnis können wir noch nicht zur Klage raten, da derzeit weder die Rechtsgrundlage of-
fengelegt noch die tatsächliche Handhabung im Einzelnen bekannt ist. Auch zu dieser Frage werden wir  
Sie stets aktuell informieren. Wir setzen derzeit nach wie vor auf eine einvernehmliche Lösung, wie sie in 
Bayern gute Tradition ist. 
Anpassung der Einreise-Quarantäneverordnung (EQV) 
§ 2 Abs. 6 EQV wurde entsprechend angepasst, so dass Pendler aus Virusvarianten-Gebieten ohne Qua-
rantänepflicht einreisen können, wenn deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung betrieblicher Abläufe drin-
gend erforderlich und unabdingbar ist und das entsprechend nachgewiesen werden kann. 
Diese Voraussetzungen müssen für die Einreise systemrelevanter Pendler ohnehin erfüllt sein. 
Die Verordnung zur Änderung der EQV und die entsprechende Begründung finden Sie hier: 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-114/ 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-115/ 
Weiteres Vorgehen 
Wie lange die Beschränkungen bleiben, ist derzeit nicht bekannt. 
Grenzpendler mit Arbeitsplatz in Tschechien/Tirol 
Seit dem 14. Februar 2021 gelten Einreisebeschränkungen an den Grenzen zu Tirol und Tschechien, die 
sich auf § 6 Freizügigkeitsgesetz stützen. Ausländer ohne Wohnsitz in Deutschland werden dabei nur noch 
in Ausnahmefällen über die Grenze gelassen.  
Anders verhält es sich mit Personen, die deutsche Staatsbürger sind oder ihren Wohnsitz in Deutschland 
haben. Diese können an der Grenze nicht zurückgewiesen werden. 
Voraussetzung für die Einreise ist allerdings, dass ein negativer Test mitgeführt wird, bei dem die Testung 
nicht länger als 48 Stunden zurückliegt. Das Testergebnis muss in deutsch, englisch oder französisch vor-
liegen. Antigen-Schnelltests werden akzeptiert. Ebenso muss eine Digitale Einreiseanmeldung ausgefüllt  
werden. Von diesen beiden Verpflichtungen gibt es keine Ausnahmen. Dies ergibt sich aus der Coronavi-
rus-Einreiseverordnung (PDF-Direktlink) .  
Einreise-Quarantäne 
Nach erfolgter Einreise stellt sich die Frage nach der Quarantäne gemäß der Bayerischen Einreise-Quaran-
täneverordnung (EQV) . Ausnahmen von der Einreise-Quarantäne gelten dann nach § 2 Abs. 6 EQV nur 
noch für 
• Personen, die beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der 

Schiene, per Schiff oder per Flugzeug transportieren, 
• Personen, deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens sowie für die Pflege und 

Betreuung Pflegebedürftiger und von Menschen mit Behinderung dringend erforderlich und unabdingbar 
ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird; 

• Berufliche Grenzgänger und Grenzpendler, die mindestens einmal wöchentlich an ihren Wohnsitz zu-
rückkehren, wenn deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung betrieblicher Abläufe dringend erforderlich 
und unabdingbar ist und dies durch den Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird; die Bescheini-
gung muss bei jeder Einreise mitgeführt werden. 

Alle anderen Ausnahmen von der Einreise-Quarantäne entfallen, auch für beruflich notwendige Reisen von 
maximal fünf Tagen. 
  

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2021/02/grenzkontrollen-pendler.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV-2
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-114/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-115/
https://www.einreiseanmeldung.de/#/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Verordnungen/Corona-Einreiseverordnung_BAnz.pdf
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/C/Coronavirus/Verordnungen/Corona-Einreiseverordnung_BAnz.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
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Update: Übersicht für berufsbedingte Einreisen nach Bayern 
Um Ihnen einen entsprechenden Überblick über die verschiedenen Regelungen und die jeweiligen Ausnah-
men bei der berufsbedingten Einreise nach Bayern zu ermöglichen, können Sie hier eine Orientierungshilfe 
für berufliche Reisen herunterladen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Ab-
teilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-
18.02.2021.pdf Die aktualisierte Fassung berücksichtigt auch die jüngsten Entwicklungen bei Einreisen aus 
Virusvarianten-Gebieten. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Risikogebiete und Gebiete, die nicht mehr als Risikogebiete gelten, sind 
wirksam ab Sonntag, 21. Februar 2021, um 00:00 Uhr. 
Neue Risikogebiete 
• Antigua und Barbuda – das gesamte Land Antigua und Barbuda gilt nun als Risikogebiet. 
• Afghanistan – das gesamte Land Afghanistan gilt nun als Risikogebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet 

mehr). 
• Litauen – das gesamte Land Litauen gilt nun als Risikogebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet mehr). 
• Spanien - das gesamte Land Spanien gilt nun als Risikogebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet mehr). 
Aufgehobene Risikogebiete  
• Frankreich – das französische Überseegebiet Französisch-Polynesien gilt nun nicht mehr als Risikoge-

biet. 
• Niederlande – der überseeische Teil des Königreichs der Niederlande Curaçaо gilt nun nicht mehr als 

Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir weisen Sie auf diesem Wege nicht mehr auf jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete hin, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell  
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI.  
Änderung der Allgemeinverfügung Testnachweis von Einreisenden aus Risikogebieten  
Die Allgemeinverfügung zur Änderung der Allgemeinverfügung Testnachweis von Einreisenden aus Risiko-
gebieten vom 15. Januar 2021 ist am 24.02.2021 in Kraft getreten: https://www.verkuendung-bay-
ern.de/baymbl/2021-135/ 
 
Update: Aufhebung der wöchentlichen Testpflicht für Pendler aus einfachen Risikogebieten 
Hinweis: Bitte berücksichtigen Sie die aktuellen Entwicklungen bei der Einreise aus Virusvarianten-
Gebieten (wie z. B. Tschechien und Tirol). 
Das Bundeskabinett hat am 13. Januar 2021 die Coronavirus-Einreiseverordnung (CoronaEinreiseV) ver-
abschiedet, sie gilt bereits seit dem 14. Januar 2021. 
Neue Regelungen in Bayern seit dem 24. Februar 2021 
Der Freistaat Bayern hat die Regelungen durch eine Allgemeinverfügung ergänzt. Diese wurde mit Wirkung 
ab dem 24. Februar 2021 geändert. 
Änderung der Allgemeinverfügung  
Konsolidierte Lesefassung  
Nach wie vor sind 2021 alle nach Bundesrecht testpflichtigen Personen verpflichtet, den erforderlichen 
Testnachweis unaufgefordert bei der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen, auch dann, wenn 
sie sich nur in einem einfachen Risikogebiet und nicht in einem Hochinzidenzgebiet oder Virusvarianten-
Gebiet aufgehalten haben. 
Einfache Risikogebiete: Ab dem 24. Februar 2021 für Grenzgänger und Grenzpendler keine wöchentliche 
Testpflicht mehr 
Grenzgänger und Grenzpendler aus einfachen Risikogebieten müssen nun nicht mehr wöchentlich einen 
Test durchführen und auf Verlangen vorlegen. Die Änderungen beruhen auf einer bisher noch nicht veröf-
fentlichten Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichthofs vom 20. Februar 2021. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-18.02.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-18.02.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-18.02.2021.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-135/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-135/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/C/Kabinettvorlage_Coronavirus-Einreiseverordnung.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-135/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/02/av-testnachweis_konsolidierte-lesfassung_2021_02_23.pdf


X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 69 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

Für Grenzgänger und Grenzpendler aus Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebieten gelten nach wie 
vor die bisherigen Bestimmungen zur Mitführung eines negativen Testergebnisses. 
Verhältnis zur Einreise-Quarantäne-Verordnung  
Die Regelungen auf Bundesebene sehen eine verbindliche Testpflicht bei der Einreise vor, von ihr kann nur 
in engen Ausnahmefällen abgewichen werden. 
Die Landesregelungen zur Einreise-Quarantäne (z. B. die bayerischen Einreise-Quarantäne-Verordnung), 
sehen keine Pflicht zur Testung vor, sondern lediglich die Möglichkeit, sich durch einen Test von der Qua-
rantäne zu befreien bzw. diese früher zu beenden. 
Die Testpflicht nach der Bundesverordnung trifft also auch Personen, die nach der EQV die Quarantäne in 
voller Dauer antreten. Außerdem können auch Personen, die nach der EQV ohne Test von der Quarantä-
neverpflichtung ausgenommen sind, unter die Testpflicht nach der Bundesverordnung fallen. 
Neue Gebietskategorien 
Nach der Neuregelung wird zwischen einfachen Risikogebieten, Hochinzidenzgebieten und Virusvarianten-
Gebieten unterschieden. 
• Generelle Risikogebiete sind Gebiete, für die das Bundesgesundheitsministerium im Einvernehmen mit 

dem Auswärtigen Amt und dem Bundesinnenministerium ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit einer 
bedrohlichen übertragbaren Krankheit festgestellt hat (in der Regel mit einer Inzidenz über 50). 

• Hochinzidenzgebiete sind Gebiete mit einer Inzidenz, die ein Mehrfaches über derjenigen von Deutsch-
land liegt, mindestens aber 200 beträgt. 

• Virusvarianten-Gebiete sind Gebiete, in denen besonders ansteckende Virusvarianten verbreitet sind. 
Maßgeblich ist die offizielle Einstufung und Ausweisung der Gebiete auf der Homepage des RKI . 
Testpflicht bei der Rückkehr aus einfachen Risikogebieten 
• Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich in den letzten zehn Tagen vor 

der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, das weder ein Hochinzidenzgebiet noch ein Vi-
rusvarianten-Gebiet ist, müssen spätestens 48 Stunden nach ihrer Einreise über einen Nachweis (siehe 
unten) verfügen. 

• Der Nachweis kann also noch nach der Einreise nachgeholt werden. 
• Er muss auf Anforderung der zuständigen Behörde vorgelegt werden; die Anforderung kann bis zu zehn 

Tage nach Einreise erfolgen. 
• Liegt der Nachweis schon bei der Einreise vor, muss er auch bei etwaigen Grenzkontrollen vorgelegt 

werden. 
• Für Personen, die zum Zweck einer Arbeitsaufnahme in die Bundesrepublik Deutschland einreisen, kann 

auch der Arbeitgeber oder ein sonstiger Dritter den Nachweis nach erbringen. 
• In Bayern muss der jeweilige Nachweis unaufgefordert der zuständigen Kreisverwaltungsbe-

hörde vorgelegt werden. 
Ausnahmen (bei einfachen Risikogebieten) 
Von der Nachweispflicht sind nach Aufenthalten in einfachen Risikogebieten unter anderem Personen aus-
genommen, die: 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten. 
• nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland 

auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen.  
• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen.  
• beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 

Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 
• einreisen aufgrund des Besuchs von Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen Hausstand an-

gehörigen Ehegatten, Lebenspartners oder Lebensgefährten oder aufgrund eines geteilten Sorgerechts 
oder eines Umgangsrechts, (bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden). 

• deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens dringend erforderlich und unabdingbar 
ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird, (bei Aufenthalten 
von weniger als 72 Stunden und bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 

• die in der Bundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum 
Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Studien- 
oder Ausbildungsstätte in einem Risikogebiet begeben und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, 
an ihren Wohnsitz zurückkehren - sog. Grenzpendler bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygie-
nekonzepte). 

  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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• die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer Be-
rufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in die Bundesrepublik Deutschland begeben und 
regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren – sogenannte Grenzgän-
ger, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 

In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Kreisverwaltungsbehörde bei Vorliegen eines triftigen 
Grundes auf Antrag weitere Ausnahmen erteilen oder Ausnahmen einschränken. 
Testpflicht bei der Rückkehr aus Hochinzidenzgebieten 
• Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, 

für das ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Corona-Virus festgestellt wurde, weil dort  
eine besonders hohe Inzidenz besteht (Hochinzidenzgebiet), müssen bereits bei Einreise einen Nach-
weis mit sich führen. 

• Der Nachweis muss auf Anforderung der zuständigen Behörde und auch bei etwaigen Grenzkontrollen 
vorgelegt werden. 

Ausnahmen (bei Hochinzidenzgebieten) 
Von der Nachweispflicht sind nach Aufenthalten in Hochinzidenzgebieten unter anderem Personen ausge-
nommen, die: 
• durch ein Hochinzidenzgebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten.  
• die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutsch-

land auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen. 
• die beruflich bedingt grenzüberschreitenden Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, 

per Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden und bei Ein-
haltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 

In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Kreisverwaltungsbehörde bei Vorliegen eines triftigen 
Grundes weitere Ausnahmen erteilen. 
Testpflicht nach Aufenthalt in Virusvarianten-Gebieten 
Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, für 
das ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Corona-Virus festgestellt wurde, weil dort be-
stimmte Varianten des Corona-Virus verbreitet aufgetreten sind (Virusvarianten-Gebiet), gelten im  
wesentlichen dieselben Bestimmungen, wie für Hochinzidenzgebiete. 
Nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten gibt es allerdings keinerlei Ausnahmen von der Testpflicht. 
Außerdem hat der bayerische Ministerpräsident Markus Söder am 11. Februar 2021 klargestellt, dass der 
Test bei der Einreise zwingend vorliegen muss und nicht nachgeholt werden kann. 
Anforderungen an den Test 
Als Nachweis gelten ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer In-
fektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2. Der Nachweis ist auf Papier oder in einem elektronischen Do-
kument, jeweils in deutscher, englischer oder französischer Sprache zu erbringen. Die dem ärztlichen 
Zeugnis oder dem Testergebnis zugrunde liegende Abstrichnahme darf höchstens 48 Stunden vor der Ein-
reise vorgenommen worden sein. Nähere Anforderungen an die dem ärztlichen Zeugnis oder dem Tester-
gebnis zugrundeliegende Testung finden sich auf der Homepage des RKI . 
Pflicht zur elektronischen Einreiseanmeldung 
Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen und sich in den letzten zehn Tagen vor 
der Einreise in einem Risikogebiet (inklusive Hochrisikogebieten und Virusvarianten-Gebieten) aufgehalten 
haben, müssen vor der Einreise die Digitale Einreiseanmeldung abgeben. 
Sofern eine digitale Einreiseanmeldung aufgrund fehlender technischer Ausstattung oder aufgrund techni-
scher Störung nicht möglich war, ist stattdessen eine vollständig ausgefüllte Ersatzmitteilung vorgegebe-
nem Muster mitzuführen und nach Einreise unverzüglich an die zuständige Kreisverwaltungsbehörde zu 
übermitteln. 
Ausnahme von der Einreiseanmeldung 
Bei der Rückkehr aus Virusvarianten-Gebieten gelten keine Ausnahmen von der Anmeldepflicht. 
Ansonsten gelten Ausnahmen für Personen, die 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten, 
• nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland 

auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen,  
• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen,  
  

http://https/www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Tests.html
https://www.einreiseanmeldung.de/
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• beruflich bedingt grenzüberschreitende Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 
Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) - 
diese Ausnahme gilt allerdings nicht nach Aufenthalten in Hochinzidenzgebieten. 

 
Update: Übersicht für berufsbedingte Einreisen nach Bayern 
Bei Einreisen nach Bayern aus dem Ausland gelten mittlerweile Quarantänebestimmungen nach der Ein-
reise-Quarantäneverordnung des Freistaats Bayern und zusätzlich Test- und Anmeldepflichten nach der 
Corona-Einreiseverordnung der Bundesrepublik Deutschland. Dabei wird auch noch zwischen Risikogebie-
ten, Hochinzidenzgebieten und Virusvarianten-Gebieten unterschieden. 
Das stellt auch beruflich Reisende wie Pendler, Geschäftsreisende und Arbeitnehmer im grenzüberschrei-
tenden Transport vor große Herausforderungen. 
Um Ihnen einen entsprechenden Überblick über die verschiedenen Regelungen und die jeweiligen Ausnah-
men zu ermöglichen, können Sie hier eine Orientierungshilfe für berufliche Reisen herunterladen: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-25.02.2021.pdf 
Die aktualisierte Fassung vom 25. Februar 2021 berücksichtigt auch die Aufhebung der wöchentlichen 
Testpflicht für Grenzpendler und -gänger aus einfachen Risikogebieten. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Risikogebiete und Hochinzidenzgebiete sind wirksam ab Sonntag 28. Feb-
ruar 2021, um 00:00 Uhr. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Malta 
Neue Risikogebiete 
• Finnland – die Region Satakunta gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Frankreich – das französische Übersee-Departement Réunion gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Griechenland – die Region Peloponnes gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Kuba – das gesamte Land Kuba gilt nun als Risikogebiet. 
• Panama – das gesamte Land Panama gilt nun als Risikogebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet mehr). 
• St. Vincent und die Grenadinen – das gesamte Land St. Vincent und die Grenadinen gilt nun als Risiko-

gebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet mehr). 
Das neue Virusvarianten-Gebiet ist wirksam ab Dienstag, 2. März 2021, um 00:00 Uhr. 
Neues Virusvarianten-Gebiet 

• Frankreich – das Département Moselle 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
Störung der Digitalen Einreiseanmeldung – Ersatzformular 
Die Homepage für die Digitale Einreiseanmeldung ist derzeit nur eingeschränkt erreichbar. 
Bei Störungen solcher Art besteht die Möglichkeit, eine Ersatzmitteilung auszudrucken und in Papierform 
ausgefüllt mitzuführen. Diese muss dann nach Einreise unverzüglich an die zuständige Kreisverwaltungs-
behörde übermittelt werden. 
Die Ersatzmitteilung finden Sie auf der Homepage des Robert Koch-Institutes in zahlreichen Sprachen: 
RKI - Vorlagen für Ersatzmitteilungen  
 
Update EQV: 14 Tage Quarantäne ohne Verkürzung nach Aufenthalt in Virusvarianten-Gebieten 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Bayerische Einreise-Quarantäne-Verordnung 
Änderungen ab dem 8. März 2021 
Am 5. März 2021 wurden Änderungen der EQV verkündet, die ab dem 8. März 2021 gelten: 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-25.02.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/%C3%9Cbersicht-berufsbedingte-Einreise-nach-Bayern-25.02.2021.pdf
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://einreiseanmeldung.de/
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerdeordner/8111031172
https://www.freistaat.bayern/dokumente/behoerdeordner/8111031172
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Transport/Ersatzmitteilung_Covid_Tab.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
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• Nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten beträgt die Quarantäne 14 Tage (statt nur zehn Tage) - 
eine Verkürzung der Quarantäne durch einen fünf Tage nach Einreise durchgeführten Test ist in diesen 
Fällen nicht mehr möglich. 

• Die Kreisverwaltungsbehörden können mit Zustimmung der Bezirksregierung auch zusätzliche generelle 
Ausnahmeregelungen erlassen, die über Einzelfallgenehmigungen hinausgehen. 

Änderung der EQV  
Begründung zur Änderung der EQV  
Laufzeit 
Die Einreise-Quarantäne-Verordnung wird laufend verlängert. Wann sie endgültig aufgehoben wird bezie-
hungsweise ausläuft, ist derzeit nicht absehbar. Sobald das bekannt ist, werden wir Sie entsprechend infor-
mieren. 
Maßgebliche Gebietseinordnungen 
Maßgeblich ist die offizielle Einstufung und Ausweisung der Gebiete als Risiko-, Hochinzidenz- und Virus-
varianten-Gebiete auf der Homepage des RKI. 
Einreisebeschränkungen für bestimmte Virusvarianten-Gebiete 
Bitte berücksichtigen Sie die aktuellen Entwicklungen bei der Einreise aus Virusvarianten-Gebieten (wie  
z. B. Tschechien und Tirol). 
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende 
Wer sich innerhalb von zehn Tagen vor der Einreise nach Bayern in einer vom Robert Koch-Institut (RKI) 
als Risiko- oder Hochinzidenzgebiet eingestuften Region außerhalb der Bundesrepublik Deutschland (Link 
zu den Risikogebieten) aufgehalten hat, muss sich unverzüglich in häusliche Quarantäne begeben. Die 
häusliche Quarantäne ist für eine Dauer von zehn Tagen nach der Einreise einzuhalten. 
Für Personen, die sich innerhalb von zehn Tagen vor der Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet aufge-
halte haben, beträgt die Quarantäne ab dem 8. März 2021 14 Tage. 
Testpflicht und Einreiseanmeldung 
Unabhängig von den Landesvorschriften zur Einreise-Quarantäne gelten Bundesvorschriften zur Einreise-
anmeldung und Testpflicht. Diese können auch dann bestehen, wenn (auch ohne Testung) Ausnahmen 
von der Quarantänepflicht gegeben sind. 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 
Eine Übersicht über die verschiedenen Ausnahmen von der Einreise-Quarantäne finden Sie hier: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/EQV-Bayern-Ausnahmen-04.03.2021.pdf 
Verkürzung der Quarantänedauer 
Wenn ein negatives Testergebnis vorliegt, kann die häusliche Quarantäne frühestens ab dem fünften Tag 
nach Einreise beendet werden. Der Test darf frühestens am fünften Tag nach der Einreise nach Deutsch-
land vorgenommen worden sein. Hierfür reicht ab dem 18. Januar 2021 auch ein Antigen-Schnelltest nach 
den Anforderungen des RKI aus. 
Für Personen, die sich in Virusvarianten-Gebieten aufgehalten haben, besteht die Möglichkeit der Verkür-
zung ab dem 8. März 2021 nicht mehr. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 7. März 2021, um 00:00 Uhr. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Jordanien – das gesamte Land Jordanien gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Schweden – das gesamte Land Schweden gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Ungarn – das gesamte Land Ungarn gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Griechenland – das gesamte Land Griechenland gilt nun als Risikogebiet. 
• Norwegen – die Provinz Agder gilt nun auch als Risikogebiet. 
• USA – das gesamte Land USA gilt nun als Risikogebiet (KEIN Hochinzidenzgebiet mehr). 
Gebiete, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Finnland – die Region Mittelfinnland gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Kroatien – die Gespanschaften Bjelovar-Bilogora, Istrien, Krapina-Zagorje und Požega-Slawonien gelten 

nun nicht mehr als Risikogebiete.  

https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-169/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-170/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html;jsessionid=320C48A32114CC9C0B49A671302E887F.internet091?nn=2444038
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/EQV-Bayern-Ausnahmen-04.03.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/EQV-Bayern-Ausnahmen-04.03.2021.pdf
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Tests.html
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Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI.  
 
Update EQV: Aktualisierte Arbeitgeberbescheinigungen 
Abhängig von der Einstufung der Region, in die sich der Arbeitnehmer begibt oder aus der er einreist, erge-
ben sich verschiedene Voraussetzungen an die Arbeitgeberbescheinigung. Die vbw stellt hierzu entspre-
chende Muster zur Verfügung:  
https://www.galabau-bayern.de/eqv-bayern-arbeitgeberbestaetigung-fuer-grenzgaenger-stand-
09.03.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869614249730 
https://www.galabau-bayern.de/eqv-bayern-arbeitgeberbestaetigung-fuer-auslandseinsaetze-stand-
09.03.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869342692444 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Virusvarianten- bzw. Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 14. März 2021, um 00:00 
Uhr. 
Gebiete, die nicht mehr als Virusvarianten-Gebiete gelten 
• Portugal gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Republik Moldau – die gesamte Republik Moldau gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Tansania – die Vereinigte Republik Tansania gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Finnland – die Region Åland gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Frankreich – das französische Übersee- Departement Guadeloupe gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Portugal – die Regionen Algarve, Großraum Lissabon und die autonome Region Madeira gelten nun als 

Risikogebiete (bisher Virusvarianten-Gebiet). 
Gebiete, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Bahamas – das gesamte Land Bahamas gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Dänemark – die Region Nordjylland gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Portugal – die Regionen Alentejo, Centro und Norte sowie die autonome Region Azoren gelten nun nicht 

mehr als Risikogebiete (bisher Virusvarianten-Gebiete). 
• Spanien – die autonomen Gemeinschaften Kastilien- La Mancha, Valencia, Extremadura, Balearen, La 

Rioja und Murcia gelten nun nicht mehr als Risikogebiete. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Virusvarianten- bzw. Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 21. März 2021, um 00:00 
Uhr. 
Gebiete, die nicht mehr als Virusvarianten-Gebiete gelten  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.galabau-bayern.de/eqv-bayern-arbeitgeberbestaetigung-fuer-grenzgaenger-stand-09.03.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869614249730
https://www.galabau-bayern.de/eqv-bayern-arbeitgeberbestaetigung-fuer-grenzgaenger-stand-09.03.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869614249730
https://www.galabau-bayern.de/eqv-bayern-arbeitgeberbestaetigung-fuer-auslandseinsaetze-stand-09.03.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869342692444
https://www.galabau-bayern.de/eqv-bayern-arbeitgeberbestaetigung-fuer-auslandseinsaetze-stand-09.03.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869342692444
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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• Irland gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet. 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Bulgarien – das gesamte Land Bulgarien gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Kuwait – das gesamte Land Kuwait gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Paraguay – das gesamte Land Paraguay gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Polen – das gesamte Land Polen gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Uruguay – das gesamte Land Uruguay gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Zypern – das gesamte Land Zypern gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Finnland – die Region Südkarelien gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Irland – das gesamte Land Irland gilt nun auch als Risikogebiet (bisher Virusvarianten-Gebiet). 

Kroatien – die Gespanschaft Krapina-Zagorje gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Niederlande – der überseeische Teil des Königreichs der Niederlande Curaçaо gilt nun als Risikogebiet. 
• Norwegen – die Provinz Vestfold og Telemark gilt nun auch als Risikogebiet. 
• St. Lucia – das gesamte Land St. Lucia gilt nun auch als Risikogebiet (bisher Hochinzidenzgebiet). 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland – das gesamte Vereinigte Königreich Großbritan-

nien und Nordirland (inkl. aller Überseegebiete, Isle of Man sowie aller Kanalinseln) gilt nun auch als Ri-
sikogebiet (bisher Virusvarianten-Gebiet). 

Gebiete, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Finnland – die Region Österbotten gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Malaysia – das gesamte Land Malaysia gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Portugal – die Region Algarve gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Spanien – die autonome Gemeinschaft Galicien gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• St. Vincent und die Grenadinen – das gesamte Land St. Vincent und die Grenadinen gilt nun nicht mehr 

als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell  
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Virusvarianten- bzw. Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 28. März 2021, um 00:00 
Uhr. 
Gebiete, die nicht mehr als Virusvarianten-Gebiete gelten 
• Österreich – das Bundesland Tirol gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet. 
• Slowakei gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet. 
• Tschechien gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet. 
Hinweis: Wir gehen davon aus, dass damit auch die Einreisebeschränkungen der Bundespolizei an 
den Grenzen zu Tschechien und Tirol aufgehoben werden. Es besteht dann aber weiterhin die Test-
pflicht, die Pflicht zur Einreiseanmeldung und es gelten die allgemeinen Bestimmungen der bayeri-
schen Einreise-Quarantäneverordnung (Links siehe unten). 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Frankreich – das gesamte Land Frankreich inkl. aller Übersee-Departments gilt nun als Hochinzidenzge-

biet, das Département Moselle, gilt zusätzlich weiterhin als Virusvarianten-Gebiet. 
• Slowakei – das gesamte Land Slowakei gilt nun als Hochinzidenzgebiet (bisher Virusvarianten-Gebiet). 
• Tschechien – das gesamte Land Tschechien gilt nun als Hochinzidenzgebiet (bisher Virusvarianten-Ge-

biet). 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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Neue Risikogebiete 
• Dänemark – das gesamte Land Dänemark gilt nun als Risikogebiet (ausgenommen sind weiterhin die 

Färöer Inseln und Grönland). 
• Finnland – die Regionen Kanta-Häme, Päijät-Häme und Pirkanmaa gelten nun auch als Risikogebiete. 
• Israel – das gesamte Land Israel gilt nun als Risikogebiet (bisher Hochinzidenzgebiet). 
• Kroatien – die Gespanschaft Požega-Slawonien gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Norwegen – die Provinz Rogaland gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Österreich – das Bundesland Tirol gilt nun auch als Risikogebiet (bisher Virusvarianten-Gebiet). 
Gebiete, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Finnland – die Region Satakunta gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Norwegen – die Provinz Agder gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell  
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update: Testpflicht auch bei Einreisen per Flugzeug aus Nicht-Risikogebieten 
Das Bundeskabinett hat am 13. Januar 2021 die Coronavirus-Einreiseverordnung (CoronaEinreiseV) ver-
abschiedet, sie gilt bereits seit dem 14. Januar 2021. 
Neue Regelungen auf Bundesebene ab dem 30. März 2021 
Die CoronaEinreiseV des Bundes wurde durch Regelungen ergänzt, die ab dem 30. März 2021 gelten: 
Änderung der Coronavirus-Einreiseverordnung  
Dadurch ändert sich Folgendes: 
• Wer auf dem Luftweg nach Deutschland einreist, muss bereits bei Abflug einen negativen Corona-Test 

vorlegen, auch wenn er sich nicht in einem Virusvarianten-, Hochinzidenz oder Risikogebiet aufgehalten 
hat. 

• Grenzpendler und -gänger müssen die Digitale Einreiseanmeldung nur noch einmal die Woche abge-
ben. 

Neue Regelungen in Bayern seit dem 24. Februar 2021 
Der Freistaat Bayern hat die Regelungen durch eine Allgemeinverfügung ergänzt. Diese wurde mit Wirkung 
ab dem 24. Februar 2021 geändert. 
Änderung der Allgemeinverfügung  
Konsolidierte Lesefassung 
Nach wie vor sind 2021 alle nach Bundesrecht testpflichtigen Personen verpflichtet, den erforderlichen 
Testnachweis unaufgefordert bei der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorzulegen, auch dann, wenn 
sie sich nur in einem einfachen Risikogebiet und nicht in einem Hochinzidenzgebiet oder Virusvarianten-
Gebiet aufgehalten haben. 
Einfache Risikogebiete: Ab dem 24. Februar 2021 für Grenzgänger und Grenzpendler keine wöchentliche 
Testpflicht mehr 
Grenzgänger und Grenzpendler aus einfachen Risikogebieten müssen nun nicht mehr wöchentlich einen 
Test durchführen und auf Verlangen vorlegen. Die Änderungen beruhen auf einer bisher noch nicht veröf-
fentlichten Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichthofs vom 20. Februar 2021. 
Für Grenzgänger und Grenzpendler aus Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebieten gelten nach wie vor 
die bisherigen Bestimmungen zur Mitführung eines negativen Testergebnisses. 
Verhältnis zur Einreise-Quarantäne-Verordnung  
Die Regelungen auf Bundesebene sehen eine verbindliche Testpflicht bei der Einreise vor, von ihr kann nur 
in engen Ausnahmefällen abgewichen werden. 
Die Landesregelungen zur Einreise-Quarantäne (z. B. die Bayerische Einreise-Quarantäneverordnung 
EQV), sehen keine Pflicht zur Testung vor, sondern lediglich die Möglichkeit, sich durch einen Test von der 
Quarantäne zu befreien bzw. diese früher zu beenden. 
Die Testpflicht nach der Bundesverordnung trifft also auch Personen, die nach der EQV die Quarantäne in 
voller Dauer antreten. Außerdem können auch Personen, die nach der EQV ohne Test von der Quarantä-
neverpflichtung ausgenommen sind, unter die Testpflicht nach der Bundesverordnung fallen.  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/fileadmin/Dateien/3_Downloads/Gesetze_und_Verordnungen/GuV/C/Kabinettvorlage_Coronavirus-Einreiseverordnung.pdf
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtliche-veroeffentlichung?4
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-135/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2021/02/av-testnachweis_konsolidierte-lesfassung_2021_02_23.pdf
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Einreise-Quarantaneverordnung-%E2%80%93-EQV-vom-5.-November-2020.jsp


X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 76 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

Neue Gebietskategorien 
Nach der Neuregelung wird zwischen einfachen Risikogebieten, Hochinzidenzgebieten und Virusvarianten-
Gebieten unterschieden. 
• Generelle Risikogebiete sind Gebiete, für die das Bundesgesundheitsministerium im Einvernehmen mit 

dem Auswärtigen Amt und dem Bundesinnenministerium ein erhöhtes Risiko für eine Infektion mit einer 
bedrohlichen übertragbaren Krankheit festgestellt hat (in der Regel mit einer Inzidenz über 50). 

• Hochinzidenzgebiete sind Gebiete mit einer Inzidenz, die ein Mehrfaches über derjenigen von Deutsch-
land liegt, mindestens aber 200 beträgt. 

• Virusvarianten-Gebiete sind Gebiete, in denen besonders ansteckende Virusvarianten verbreitet sind. 
Maßgeblich ist die offizielle Einstufung und Ausweisung der Gebiete auf der Homepage des RKI . 
Testpflicht bei der Rückkehr aus einfachen Risikogebieten 
• Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland eingereist sind und sich in den letzten zehn Tagen vor 

der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, das weder ein Hochinzidenzgebiet noch ein Vi-
rusvarianten-Gebiet ist, müssen spätestens 48 Stunden nach ihrer Einreise über einen Nachweis (siehe 
unten) verfügen. 

• Der Nachweis kann also noch nach der Einreise nachgeholt werden. 
• Er muss auf Anforderung der zuständigen Behörde vorgelegt werden; die Anforderung kann bis zu zehn 

Tage nach Einreise erfolgen. 
• Liegt der Nachweis schon bei der Einreise vor, muss er auch bei etwaigen Grenzkontrollen vorgelegt 

werden. 
• Für Personen, die zum Zweck einer Arbeitsaufnahme in die Bundesrepublik Deutschland einreisen, kann 

auch der Arbeitgeber oder ein sonstiger Dritter den Nachweis nach erbringen. 
• In Bayern muss der jeweilige Nachweis unaufgefordert der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde vorge-

legt werden. 
Ausnahmen (bei einfachen Risikogebieten) 
Von der Nachweispflicht sind nach Aufenthalten in einfachen Risikogebieten unter anderem Personen aus-
genommen, die: 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten. 
• nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland 

auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen.  
• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen.  
• beruflich bedingt grenzüberschreitend Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 

Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 
• einreisen aufgrund des Besuchs von Verwandten ersten Grades, des nicht dem gleichen Hausstand an-

gehörigen Ehegatten, Lebenspartners oder Lebensgefährten oder aufgrund eines geteilten Sorgerechts 
oder eines Umgangsrechts, (bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden). 

• deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung des Gesundheitswesens dringend erforderlich und unabdingbar 
ist, und dies durch den Dienstherrn, Arbeitgeber oder Auftraggeber bescheinigt wird, (bei Aufenthalten 
von weniger als 72 Stunden und bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 

• die in der Bundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum 
Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung an ihre Berufsausübungs-, Studien- 
oder Ausbildungsstätte in einem Risikogebiet begeben und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich,  
an ihren Wohnsitz zurückkehren - sog. Grenzpendler bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygie-
nekonzepte). 

• die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend notwendig zum Zweck ihrer Be-
rufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in die Bundesrepublik Deutschland begeben und 
regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehren – sogenannte Grenzgän-
ger, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 

In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Kreisverwaltungsbehörde bei Vorliegen eines triftigen 
Grundes auf Antrag weitere Ausnahmen erteilen oder Ausnahmen einschränken. 
Testpflicht bei der Rückkehr aus Hochinzidenzgebieten 
• Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, 

für das ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Corona-Virus festgestellt wurde, weil dort 
eine besonders hohe Inzidenz besteht (Hochinzidenzgebiet), müssen bereits bei Einreise einen Nach-
weis mit sich führen.  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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• Der Nachweis muss auf Anforderung der zuständigen Behörde und auch bei etwaigen Grenzkontrollen 
vorgelegt werden. 

Ausnahmen (bei Hochinzidenzgebieten) 
Von der Nachweispflicht sind nach Aufenthalten in Hochinzidenzgebieten unter anderem Personen ausge-
nommen, die: 
• durch ein Hochinzidenzgebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten.  
• die nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutsch-

land auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen.  
• die beruflich bedingt grenzüberschreitenden Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, 

per Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Aufenthalten von weniger als 72 Stunden und bei Ein-
haltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte). 

In begründeten Einzelfällen kann die zuständige Kreisverwaltungsbehörde bei Vorliegen eines triftigen 
Grundes weitere Ausnahmen erteilen. 
Testpflicht nach Aufenthalt in Virusvarianten-Gebieten 
Personen, die sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem Risikogebiet aufgehalten haben, für 
das ein besonders hohes Risiko für eine Infektion mit dem Corona-Virus festgestellt wurde, weil dort be-
stimmte Varianten des Corona-Virus verbreitet aufgetreten sind (Virusvarianten-Gebiet), gelten im wesent-
lich dieselben Bestimmungen, wie für Hochinzidenzgebiete. 
Nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten gibt es allerdings keinerlei Ausnahmen von der Testpflicht. 
Außerdem hat der bayerische Ministerpräsident Markus Söder am 11. Februar 2021 klargestellt, dass der 
Test bei der Einreise zwingend vorliegen muss und nicht nachgeholt werden kann. 
Anforderungen an den Test 
Als Nachweis gelten ein ärztliches Zeugnis oder ein Testergebnis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer In-
fektion mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2. Der Nachweis ist auf Papier oder in einem elektronischen Do-
kument, jeweils in deutscher, englischer oder französischer Sprache zu erbringen. Die dem ärztlichen 
Zeugnis oder dem Testergebnis zugrunde liegende Abstrichnahme darf höchstens 48 Stunden vor der Ein-
reise vorgenommen worden sein. Nähere Anforderungen an die dem ärztlichen Zeugnis oder dem Tester-
gebnis zugrundeliegende Testung finden sich auf der Homepage des RKI. 
Pflicht zur elektronischen Einreiseanmeldung 
Personen, die in die Bundesrepublik Deutschland einreisen wollen und sich in den letzten zehn Tagen vor 
der Einreise in einem Risikogebiet (inklusive Hochrisikogebieten und Virusvarianten-Gebieten) aufgehalten 
haben, müssen vor der Einreise die Digitale Einreiseanmeldung abgeben. 
Sofern eine digitale Einreiseanmeldung aufgrund fehlender technischer Ausstattung oder aufgrund techni-
scher Störung nicht möglich war, ist stattdessen eine vollständig ausgefüllte Ersatzmitteilung vorgegebe-
nem Muster mitzuführen und nach Einreise unverzüglich an die zuständige Kreisverwaltungsbehörde zu 
übermitteln. 
Ausnahme von der Einreiseanmeldung 
Bei der Rückkehr aus Virusvarianten-Gebieten gelten keine Ausnahmen von der Anmeldepflicht. 
Ansonsten gelten Ausnahmen für Personen, die 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten, 
• nur zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland 

auf schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen,  
• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 

oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen,  
• beruflich bedingt grenzüberschreitende Personen, Waren oder Güter auf der Straße, der Schiene, per 

Schiff oder per Flugzeug transportieren, (bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte) - 
diese Ausnahme gilt allerdings nicht nach Aufenthalten in Hochinzidenzgebieten. 

Grenzpendler und -gänger, die regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich die Grenze überschreiten, müs-
sen die Einreiseanmeldung nur einmal die Woche abgeben. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Risikogebiete gelten wirksam ab Dienstag, 6. April 2021, um 00:00 Uhr. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Armenien – Armenien gilt nun als Hochinzidenzgebiet.  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Tests.html
https://www.einreiseanmeldung.de/
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• Kroatien – Kroatien gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Türkei – Türkei gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Ukraine – Ukraine gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Finnland – die Region Kymenlaakso gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Lettland – das gesamte Land Lettland gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Malta – das gesamte Land Malta gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Slowakei – das gesamte Land Slowakei gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Spanien – die autonome Gemeinschaft Extremadura gilt nun auch als Risikogebiet. 
Gebiete, die nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Finnland – die Region Kanta-Häme gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Israel –Israel gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Risikogebiete gelten wirksam ab Sonntag, 18. April 2021, um 00:00 Uhr. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Argentinien gilt nun als Hochinzidenzgebiet 
Neue Risikogebiete 
• Portugal – die autonome Region Azoren und die Region Algarve gelten nun auch als Risikogebiete. 
• Spanien – die autonome Gemeinschaft Kastilien-La Mancha gilt nun auch als Risikogebiet. 
• Vereinigte Arabische Emirate gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
Gebiete, die nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Barbados gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 

Finnland – die Region Pirkanmaa gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 
• Irland – die Regionen Mid-West und South-East gelten nun nicht mehr als Risikogebiete. 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, einschließlich der Isle of Man, aller Kanalinseln 

sowie der britischen Überseegebiete (mit Ausnahme Bermuda, Britische Jungferninseln und Falkland 
Inseln) gilt nun nicht mehr als Risikogebiet. 

Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Risikogebiete gelten wirksam ab Sonntag, 25. April 2021, um 00:00 Uhr. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Cabo Verde 
• Indien 
• Katar  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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• Oman 
• Tunesien 
Neue Risikogebiete 
• Albanien (zuvor Hochinzidenzgebiet) 
• Die Bahamas 
• Die Republik Moldau (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
Gebiete, die nicht mehr als Risikogebiete gelten 
• Antigua und Barbuda 
• Die Dominikanische Republik 
• Finnland – die Regionen Etelä-Karjala und Kymenlaakso 
• Irland – die Region West 
• Norwegen – die Provinz Vestfold og Telemark 
• St. Lucia 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Das neu ausgewiesene Virusvariantengebiet ist wirksam ab Montag, 26. April 2021, um 00:00 Uhr. 
Neues Virusvariantengebiet 
• Indien gilt nun als Virusvarianten-Gebiet (bisher Hochinzidenzgebiet) 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
Update EQV: Ausnahme von der Einreise-Quarantäne für Geimpfte 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Bayerische Einreise-Quarantäne-Verordnung 
Änderungen ab dem 28. April 2021 
Am 27. April 2021 wurden Änderungen der EQV verkündet, die ab dem 28. April 2021 gelten. Nach dem 
neu eingefügten § 2 Abs. 2 Nr. 1 EQV sind von der Einreisequarantäne nunmehr auch Personen nicht mehr 
erfasst, die seit mindestens 15 Tagen vollständig gegen COVID-19 mit einem in der EU zugelassenen  
Impfstoff geimpft sind und über einen Impfnachweis in deutscher, englischer oder französischer Sprache 
verfügen. Der Impfnachweis ist auf Verlangen der zuständigen Kreisverwaltungsbehörde unverzüglich vor-
zulegen. Die Ausnahme gilt aber nicht für Personen, die sich in Virusvariantengebieten aufgehalten haben. 
Die Änderungen finden Sie hier in § 2: 
Änderung der EQV  
Hinweis: Unabhängig davon gelten die Test- und Anmeldepflichten des Bundes nach wie vor auch für Ge-
impfte. 
Laufzeit 
Die Einreise-Quarantäne-Verordnung wird laufend verlängert. Wann sie endgültig aufgehoben wird bezie-
hungsweise ausläuft, ist derzeit nicht absehbar. Sobald das bekannt ist, werden wir Sie entsprechend infor-
mieren. 
Maßgebliche Gebietseinordnungen 
Maßgeblich ist die offizielle Einstufung und Ausweisung der Gebiete als Risiko-, Hochinzidenz- und Virus-
varianten-Gebiete auf der Homepage des RKI. 
  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-290/
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html;jsessionid=320C48A32114CC9C0B49A671302E887F.internet091?nn=2444038
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Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende 
Wer sich innerhalb von zehn Tagen vor der Einreise nach Bayern in einer vom Robert Koch-Institut (RKI) 
als Risiko- oder Hochinzidenzgebiet eingestuften Region außerhalb der Bundesrepublik Deutschland (Link 
zu den Risikogebieten) aufgehalten hat, muss sich unverzüglich in häusliche Quarantäne begeben. Die 
häusliche Quarantäne ist für eine Dauer von zehn Tagen nach der Einreise einzuhalten. Auch wenn man 
auf direktem Wege wieder ins Ausland ausreisen will, ist ein vorzeitiges Verlassen der Quarantäne nicht 
gestattet. 
Für Personen, die sich innerhalb von zehn Tagen vor der Einreise in einem Virusvarianten-Gebiet aufge-
halte haben, beträgt die Quarantäne ab dem 8. März 2021 14 Tage. 
Testpflicht und Einreiseanmeldung 
Unabhängig von den Landesvorschriften zur Einreise-Quarantäne gelten Bundesvorschriften zur Einreise-
anmeldung und Testpflicht. Diese können auch dann bestehen, wenn (auch ohne Testung) Ausnahmen 
von der Quarantänepflicht gegeben sind. 
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne 
Eine Übersicht über die verschiedenen Ausnahmen von der Einreise-Quarantäne finden Sie hier: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Down-
loads/EQV-Bayern-Ausnahmen-30.03.2021.pdf 
Verkürzung der Quarantänedauer 
Wenn ein negatives Testergebnis vorliegt, kann die häusliche Quarantäne frühestens ab dem fünften Tag 
nach Einreise beendet werden. Der Test darf frühestens am fünften Tag nach der Einreise nach Deutsch-
land vorgenommen worden sein. Hierfür reicht ab dem 18. Januar 2021 auch ein Antigen-Schnelltest nach 
den Anforderungen des RKI aus. 
Für Personen, die sich in Virusvarianten-Gebieten aufgehalten haben, besteht die Möglichkeit der Verkür-
zung ab dem 08. März 2021 nicht mehr. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete, sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Virusvarianten-Gebiete oder Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag 2. Mai 2021, um 0:00 
Uhr. 
Kein Virusvarianten-Gebiet mehr 
• Frankreich – das Département Moselle gilt NICHT mehr als Virusvarianten-Gebiet (gilt nun als Hochinzi-

denzgebiet). 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Frankreich – das Département Moselle gilt nun auch als Hochinzidenzgebiet (wie ganz Frankreich) 
• Litauen gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Die Mongolei gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Bulgarien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Norwegen – die Provinz Agder gilt nun als Risikogebiet. 
• Tschechien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
Kein Risikogebiet mehr 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland – das Überseegebiet Britische Jungferninseln gilt 

nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/EQV-Bayern-Ausnahmen-30.03.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/EQV-Bayern-Ausnahmen-30.03.2021.pdf
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Tests.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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Update EQV: Ausnahme von der Einreise-Quarantäne für Geimpfte und nun auch Genesene 
Den Text der Verordnung finden Sie hier: Bayerische Einreise-Quarantäne-Verordnung  
Änderungen ab dem 6. Mai 2021 
Am 5. Mai 2021 wurden Änderungen der EQV verkündet, die ab dem 6. Mai 2021 gelten. Nach dem neu 
eingefügten § 2 Abs. 2 Nr. 1 EQV sind von der Einreisequarantäne nunmehr auch Personen nicht mehr er-
fasst, die vollständig mit einem in der Europäischen Union zugelassenen Impfstoff geimpft sind, über einen 
Impfnachweis in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache oder in einem 
elektronischen Dokument verfügen und bei denen seit der abschließenden Impfung mindestens 14 Tage 
vergangen sind (Buchstabe a), oder die über einen Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen 
Infektion mit dem Coronavirus in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Spra-
che oder in einem elektronischen Dokument verfügen, wenn die zugrundeliegende Testung mittels PCR-
Verfahren erfolgt ist und mindestens 28 Tage, höchstens aber sechs Monate zurückliegt (Buchstabe b). 
Die Änderungen finden Sie hier in § 2: Änderung der EQV  
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Hochinzidenzgebiete, Risikogebiete, sowie Gebiete, die derzeit nicht mehr 
als Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 9. Mai 2021, um 0:00 Uhr. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Costa Rica gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Georgien gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Die Malediven gelten nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Nepal gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Armenien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Malaysia gilt nun als Risikogebiet. 
• Montenegro gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Norwegen – die Provinz Vestfold og Telemark gilt nun als Risikogebiet. 
• Polen gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Ungarn gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland – das britische Überseegebiet Anguilla gilt nun als 

Risikogebiet. 
Kein Risikogebiet mehr 
• Albanien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Finnland – die Regionen Uusimaa (hierzu gehört auch die Stadt Helsinki) und Varsinais-Suomi gelten 

nicht mehr als Risikogebiete. 
• Malta gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Norwegen – die Provinz Rogaland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Portugal – die Region Algarve gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland – das britische Überseegebiet Falklandinseln gilt 

nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die Anwendbarkeit der baye-
rischen Einreise-Quarantäne-Verordnung und der Test- und Anmeldepflicht (s. Digitalen Einreiseanmel-
dung) bei Einreise. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, BMG und BMI  
Die neu ausgewiesenen Virusvarianten-Gebiete, Risikogebiete, sowie Gebiete, die derzeit nicht 
mehr als Risikogebiete gelten, sind wirksam ab Sonntag, 16. Mai 2021, um 0:00 Uhr. 
Neues Virusvarianten-Gebiet  

https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-307/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEQV/true
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/%C3%84nderungen-bei-der-Testpflicht-f%C3%BCr-Einreisende-ab-dem-14.-Januar-2021.jsp
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.einreiseanmeldung.de/
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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• Nepal gilt nun als Virusvariantengebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Bosnien und Herzegowina gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Estland gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Jordanien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Kosovo gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Libanon gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Nordmazedonien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Die Palästinensischen Gebiete gelten nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Serbien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Sri Lanka gilt nun als Risikogebiet. 
• Die Ukraine gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland inkl. der Isle of Man sowie aller Kanalinseln und 

aller britischen Überseegebiete gilt nun als Risikogebiet. 
• Hinweis: Diese Einstufung des Vereinigten Königreichs erfolgt trotz einer 7-Tagesinzidenz von unter 

50/100.000 Einwohner/innen aufgrund des zumindest eingeschränkten Vorkommens der Varianten 
B.1.617.2 im Vereinigten Königreich. Die Variante B.1.617.2 (zuerst in Indien nachgewiesen) wurde von 
der WHO mittlerweile als besorgniserregend eingestuft („Variant of Concern“) Bei der Einstufung von Ri-
sikogebieten werden regelmäßig, neben den Inzidenzwerten, auch qualitative Kriterien berücksichtigt. 

Kein Risikogebiet mehr 
• Spanien – die Kanarischen Inseln und die autonome Stadt Ceuta gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
Bundeseinheitliche Einreisebestimmungen ab 13. Mai 2021 
Das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) hat eine neue Coronavirus-Einreiseverordnung (CoronaEin-
reiseV) erlassen, die bereits ab dem 13. Mai 2021 gilt. Sie bündelt die Regelungen zur Einreise-Quaran-
täne, zur Nachweispflicht (Negativtest, Impfnachweis, Genesenennachweis) und zur Anmeldepflicht. 
Die Bayerische Staatsregierung hat die bayerische Einreise-Quarantäneverordnung dementspre-
chend außer Kraft gesetzt. Es gilt somit nur noch die neue Bundesverordnung. 
Maßgebliche Gebietseinstufungen 
Maßgeblich sind die Einstufungen als Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiet auf der Homepage 
des RKI. 
Anmeldepflicht 
Wer sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise nach Deutschland in einem Risikogebiet aufgehalten 
hat, muss sich im Vorfeld über das Portal www.einreiseanmeldung.de anmelden. 
Informationen zu den Ausnahmen finden Sie unten. 
Quarantänepflicht 
Wer sich in den letzten zehn Tagen vor der Einreise nach Deutschland in einem Risikogebiet aufgehalten 
hat, muss grundsätzlich für zehn Tage in häusliche Quarantäne. 
Vorzeitige Beendigung der Quarantäne durch negativen Test, Impfnachweis oder Genesenennachweis 
Nach dem Aufenthalt in einem einfachen Risikogebiet kann die Quarantäne jederzeit durch Vorlage eines 
negativen Tests, eines Impfnachweises oder eines Genesenennachweises beendet werden. Eine fünftä-
gige Wartefrist bis zur Durchführung des Tests gibt es bei einfachen Risikogebieten also nicht mehr. 
Nach Aufenthalt in einem Hochinzidenzgebiet kann der Test zur Quarantäne Befreiung erst nach fünf Ta-
gen durchgeführt werden. Der Impfnachweis oder Genesenenachweis kann jedoch auch hier schon früher 
vorgelegt werden. 
Sonderregelungen für Virusvarianten-Gebiete 
Nach Aufenthalten in Virusvarianten-Gebieten beträgt die Quarantäne dauert 14 Tage. Sie kann weder 
durch einen negativen Test, durch einen Impfnachweis oder einen Genesenennachweis vorzeitig beendet 
werden. 
Ausnahmen 
Ausnahmen von der Anmeldepflicht und der Quarantänepflicht (ohne negativen Test) 
Von der Anmeldepflicht und der Quarantänepflicht sind auch ohne Vorlage eines negativen Testergebnis-
ses unter anderem Personen befreit, die 
• durch ein Risikogebiet lediglich durchgereist sind und dort keinen Zwischenaufenthalt hatten,  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.einreiseanmeldung.de/#/
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• zur Durchreise in die Bundesrepublik Deutschland einreisen und die Bundesrepublik Deutschland auf 
schnellstem Wege wieder verlassen, um die Durchreise abzuschließen 

• bei Einhaltung angemessener Schutz- und Hygienekonzepte als Transportpersonal in die Bundesrepub-
lik Deutschland einreisen, (das gilt nicht bei Aufenthalten von mehr als 72 Stunden, wenn sich die Be-
troffenen innerhalb der letzten zehn Tage in einem Virusvarianten Gebiet aufgehalten haben) 

• sich im Rahmen des Grenzverkehrs weniger als 24 Stunden in einem Risikogebiet aufgehalten haben 
oder für bis zu 24 Stunden in die Bundesrepublik Deutschland einreisen 

• Grenzpendler oder Grenzgänger sind, (das gilt nach Aufenthalt in einem Virusvariantengebiet nur, wenn 
die Tätigkeit für die Aufrechterhaltung betriebliche Abläufe dringend erforderlich und unabdingbar ist)  

Grenzpendler ist eine Person, die in der Bundesrepublik Deutschland ihren Wohnsitz hat und die sich 
zwingend notwendig zum Zwecke ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung an ihre Be-
rufsausübungs-, Studien- oder Ausbildungsstätte in ein Risikogebiet begibt und regelmäßig, mindestens  
einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehrt, oder diejenige sorgeberechtigte Person oder Betreu-
ungsperson, die einen Grenzpendler zu ihrer Berufsausübungs-, Studien- oder Ausbildungsstätte bringt 
oder sie dort abholt. 
Grenzgänger ist eine Person, die in einem Risikogebiet ihren Wohnsitz hat und die sich zwingend notwen-
dig zum Zwecke ihrer Berufsausübung, ihres Studiums oder ihrer Ausbildung in die Bundesrepublik 
Deutschland begibt und regelmäßig, mindestens einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkehrt, oder 
diejenige sorgeberechtigte Person oder Betreuungsperson, die einen Grenzgänger zu ihrer Berufsaus-
übungs-, Studien- oder Ausbildungsstätte bringt oder sie dort abholt. 
Ausnahmen von der Quarantänepflicht (mit negativem Test) 
Nur von der Quarantänepflicht (aber nicht von der Anmeldepflicht) sind unter anderem Personen mit einem 
negativen Testnachweis befreit, 
• deren Tätigkeit unabdingbar ist für die Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswe-

sens, insbesondere Ärzte, Pflegekräfte, unterstützendes medizinisches Personal und Betreuungsperso-
nal, 

• sich für bis zu fünf Tage zwingend notwendig und unaufschiebbar beruflich veranlasst, wegen ihrer Aus-
bildung oder ihres Studiums in einem Risikogebiet aufgehalten haben oder in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen, 

• zum Zwecke einer mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in die Bundesrepublik Deutschland einrei-
sen, wenn am Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den ersten zehn Tagen nach ihrer Einreise  

• gruppenbezogen betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen zur Kontaktvermeidung außerhalb 
der Arbeitsgruppe ergriffen werden, die einer Absonderung vergleichbar sind, das Verlassen der Unter-
bringung nur zur Ausübung ihrer Tätigkeit gestattet ist, und der Arbeitgeber die Arbeitsaufnahme vor ih-
rem Beginn bei der zuständigen Behörde anzeigt und die ergriffenen Maßnahmen dokumentiert. 

Diese Ausnahmen gelten aber nicht nach Aufenthalt in einem Virusvarianten-Gebiet. 
Nachweispflicht 
Nachweis bei Einreise 
Über einen Testnachweis, einen Genesenennachweis oder einen Impfnachweis müssen Personen, die das 
sechste Lebensjahr vollendet haben, bei Einreise in die Bundesrepublik Deutschland in folgenden Fällen 
verfügen: 
• wenn sie sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum 

Zeitpunkt der Einreise als Hochinzidenzgebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben, 
• egal von wo sie einreisen, wenn sie unter Inanspruchnahme eines Beförderers in die Bundesrepublik 

Deutschland auf dem Luftweg einreisen. 
Personen, die sich zu einem beliebigen Zeitpunkt in den letzten zehn Tagen vor der Einreise in einem zum 
Zeitpunkt der Einreise als Virusvariantengebiet eingestuftem Gebiet aufgehalten haben müssen zwingend 
einen Testnachweis vorlegen. Ein Impfnachweis oder Genesenennachweis reicht nicht aus. 
Grenzgänger und Grenzpendler müssen den Nachweis mindestens zweimal pro Woche vornehmen, also 
auch, wenn sie nur einmal die Woche die Grenze überschreiten. 
Bei Hochinzidenzgebieten muss Transportpersonal den Nachweis nur vorlegen, wenn der Aufenthalt 72 
Stunden überschreitet. 
Nachweis nach Einreise 
Alle anderen Personen müssen den Nachweis spätestens 48 Stunden nach Einreise vorlegen können. 
Diese Pflicht gilt nicht für Personen, die ohne Nachweis von der Anmelde- und Quarantänepflicht befreit 
sind (siehe oben). 
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Definition der Nachweise 
Hinweis: Alle Ausnahmen und Nachweise gelten nur für Personen, die aktuell keine Corona-Symptome 
zeigen. 
Testnachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Nichtvorliegens einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkörperter oder 
digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Testung 
• in der Bundesrepublik Deutschland oder im Ausland von einem Leistungserbringer nach § 6 Absatz 1 

der Coronavirus-Testverordnung oder im Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Arbeits-
schutzes durch Personal, das die dafür erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzt 
vorgenommen oder überwacht wurde oder im Ausland von einer nach dem Recht des jeweiligen Staates 
befugten Stelle vorgenommen oder überwacht wurde, und 

• durch In-vitro-Diagnostika erfolgt ist, die für den direkten Erregernachweis des Coronavirus SARS-CoV-2 
bestimmt sind, und maximal 48 Stunden oder bei Einreisen aus einem Virusvariantengebiet maximal 24  
Stunden zurückliegt; sofern die Testung mittels Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere 
Methoden der Nukleinsäureamplifikationstechnik) erfolgt ist, darf diese maximal 72 Stunden zurücklie-
gen. 

Genesenennachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in 
verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Testung durch eine Labordiagnostik mittels 
Nukleinsäurenachweis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukleinsäureamplifikationstechnik) er-
folgt ist und mindestens 28 Tage sowie maximal sechs Monate zurückliegt, 
Impfnachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollständigen Schutzimpfung gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, französischer, italienischer oder spanischer Sprache in 
verkörperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom 
Paul-Ehrlich-Institut genannten Impfstoffen erfolgt ist und 
• entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut veröffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die für eine voll-

ständige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderlichen Einzelimpfung min-
destens 14 Tage vergangen sind, oder 

• bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete durch das 
Auswärtige Amt, das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und Bundesinnenministerium (BMI). 
Ab Sonntag 23. Mai 2021, 00:00 Uhr, gilt eine neue Ausweisung von Virusvarianten-Gebieten, Hochinzi-
denzgebieten, Risikogebieten sowie Gebieten, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten. 
Neue Virusvarianten-Gebiete 
• Das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nordirland inkl. der Isle of Man sowie aller Kanal-
inseln und aller britischen Überseegebiete gilt nun als Virusvarianten-Gebiet. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Suriname gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Trinidad und Tobago gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Andorra gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Frankreich inkl. aller Übersee-Departments gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Kroatien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Slowenien gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Die Mongolei gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Oman gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• St. Lucia gilt nun als Risikogebiet. 
Hinweis: Bei der Einstufung von Risikogebieten werden regelmäßig, neben den Inzidenzwerten, auch quali-
tative Kriterien berücksichtigt. 
Keine Risikogebiete mehr 
• Finnland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Irland – die Region Midland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Jamaika gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Rumänien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• San Marino gilt nicht mehr als Risikogebiet.  
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• Die Slowakei gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Spanien – die autonomen Gemeinschaften Extremadura und Asturien gelte nicht mehr als Risikoge-
biete. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die An-
wendbarkeit der Bundeseinheitliche Einreisebestimmungen die ab dem 13. Mai 2021 gelten und bestim-
mender Faktor hinsichtlich Anmelde-, Absonderungs- und Testpflicht. 
Es werden stetig neue Daten analysiert, deshalb können zu jedem Zeitpunkt weitere Risikogebiete oder Vi-
rusvarianten-Gebiete ausgewiesen werden. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell  
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete durch das 
Auswärtige Amt, das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und Bundesinnenministerium (BMI). 
Ab Sonntag 30. Mai 2021, 00:00 Uhr, gilt eine neue Ausweisung von Virusvarianten-Gebieten, Hochinzi-
denzgebieten, Risikogebieten sowie Gebieten, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten. 
Neue Virusvarianten-Gebiete 
• Keine neuen Virusvarianten-Gebiete seit der letzten Änderung 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Keine neuen Hochinzidenzgebiete seit der letzten Änderung 
Neue Risikogebiete 
• Die Dominikanische Republik gilt nun als Risikogebiet. 
• Die Niederlande inkl. der autonomen Länder und der überseeischen Teile des Königreichs der  

Niederlande gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Norwegen – die Provinz Innlandet gilt nun als Risikogebiet. 
• Zypern gilt nun als Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet) 
Hinweis: Bei der Einstufung von Risikogebieten werden regelmäßig, neben den Inzidenzwerten, auch quali-
tative Kriterien berücksichtigt. 
Keine Risikogebiete mehr 
• Liechtenstein gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Monaco gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Polen gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• São Tomé und Príncipe gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Spanien – die autonomen Gemeinschaften Kantabrien und Kastillien-La Mancha gelten nicht mehr a
 ls Risikogebiete. 
• Ungarn gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die An-
wendbarkeit der Coronavirus-Einreiseverordnung (https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fo-
kus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Bundeseinheitliche-Einreisebestimmun-
gen-ab-13.-Mai-2021.jsp) und bestimmender Faktor hinsichtlich Anmelde-, Absonderungs- und Testpflicht. 
Es werden stetig neue Daten analysiert, deshalb können zu jedem Zeitpunkt weitere Risikogebiete oder Vi-
rusvarianten-Gebiete ausgewiesen werden. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und Bundesinnenministe-
rium (BMI). 
Ab Sonntag 6. Juni 2021, 00:00 Uhr, gilt eine neue Ausweisung von Virusvarianten-Gebieten, Hoch-
inzidenzgebieten, Risikogebieten sowie Gebieten, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten.  

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Bundeseinheitliche-Einreisebestimmungen-ab-13.-Mai-2021.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Bundeseinheitliche-Einreisebestimmungen-ab-13.-Mai-2021.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Bundeseinheitliche-Einreisebestimmungen-ab-13.-Mai-2021.jsp
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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Neue Virusvariantengebiete - Gebiete mit besonders hohem Infektionsrisiko durch verbreitetes Auftreten 
bestimmter SARS-CoV-2 Virusvarianten: 
• Uruguay gilt nun als Virusvariantengebiet. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Keine neuen Hochinzidenzgebiete seit der letzten Änderung 
Neue Risikogebiete 
• Litauen gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet) 
• Norwegen – die Provinzen Troms og Finnmark und Trøndelag gelten nun als einfache Risikogebiete. 
• Schweden gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Die Türkei gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
Hinweis: Bei der Einstufung von Risikogebieten werden regelmäßig, neben den Inzidenzwerten, auch qua-
litative Kriterien berücksichtigt. 
Keine Risikogebiete mehr 
• Frankreich – Korsika sowie die französischen Übersee-Departments Mayotte, Saint-Pierre und 

Miquelon, Wallis und Futuna, Französisch-Polynesien und Neukaledonien gelten nicht mehr als Risiko-
gebiete. 

• Italien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Kroatien – die Gespanschaften Dubrovnik-Neretva, Istrien, Karlovac, Krapina-Zagorje, Požega-Slawo-

nien und Split-Dalmatien gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Niederlande – die überseeischen Teile des Königreichs der Niederlande Curaçao, Bonaire, Sint Eusta-

tius und Saba gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Österreich – mit Ausnahme der Bundesländer Tirol und Vorarlberg - gilt nicht mehr als Risikogebiet. Die 

Gemeinde Jungholz in Tirol sowie das Kleinwalsertal und die Gemeinde Mittelberg in Vorarlberg gelten 
weiterhin nicht als Risikogebiete. 

• Schweiz – die Kantone Aargau, Basel-Stadt, Basel-Land, Graubünden, Solothurn, Tessin, Zug und Zü-
rich gelten nicht mehr als Risikogebiete. 

• Tschechien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Vatikanstadt gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die An-
wendbarkeit der Coronavirus-Einreiseverordnung und bestimmender Faktor hinsichtlich Anmelde-, Abson-
derungs- und Testpflicht. Die Verordnung finden Sie hier: https://www.bundesanzeiger.de/pub/publica-
tion/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbI-
BYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline 
Es werden stetig neue Daten analysiert, deshalb können zu jedem Zeitpunkt weitere Risikogebiete oder Vi-
rusvarianten-Gebiete ausgewiesen werden. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI . 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und Bundesinnenministe-
rium (BMI). 
Ab Sonntag 13. Juni 2021, 00:00 Uhr, gilt eine neue Ausweisung von Virusvarianten-Gebieten, Hoch-
inzidenzgebieten, Risikogebieten sowie Gebieten, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten. 
Neue Virusvariantengebiete - Gebiete mit besonders hohem Infektionsrisiko durch verbreitetes Auftreten 
bestimmter SARS-CoV-2 Virusvarianten: 
• Keine neuen Virusvariantengebiete seit der letzten Änderung 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Malaysia gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Die Mongolei gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Namibia gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
• Sri Lanka gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue Risikogebiete 
• Georgien gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet).  

https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Ausgangsbeschr%C3%A4nkungen-Reisen-Transport/Bundeseinheitliche-Einreisebestimmungen-ab-13.-Mai-2021.jsp
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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• Katar gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Mexiko gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
• Portugal – die Region (Metropolregion) Lissabon gilt nun als einfaches Risikogebiet. 
• Spanien – die autonome Stadt Ceuta gilt nun als einfaches Risikogebiet. 
Hinweis: Bei der Einstufung von Risikogebieten werden regelmäßig, neben den Inzidenzwerten, auch qua-
litative Kriterien berücksichtigt. 
Keine Risikogebiete mehr 
• Armenien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Aserbaidschan gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Bosnien und Herzegowina gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Griechenland – die Regionen Berg Athos, die Nördliche Ägäis, Ostmakedonien und Thrakien sowie Pe-

loponnes gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Kanada gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Kosovo gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Kroatien – gesamt Kroatien - mit Ausnahme der Gespanschaften Medimurje und Varazdin - gilt nicht 

mehr als Risikogebiet. 
• Libanon gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Moldau, Republik gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Montenegro gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Nordmazedonien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Norwegen – die Provinzen Innlandet und Viken gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Österreich – gesamt Österreich - nun auch die Bundesländer Tirol und Vorarlberg - gilt nicht mehr als 

Risikogebiet. 
• Portugal – die autonome Region Madeira gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Schweiz – die Kantone Bern und Thurgau gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Serbien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Ukraine gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• USA - die Vereinigten Staaten von Amerika gelten nicht mehr als Risikogebiet. 
• Zypern gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die  
Anwendbarkeit der Coronavirus-Einreiseverordnung und bestimmender Faktor hinsichtlich Anmelde-, Ab-
sonderungs- und Testpflicht. Die Verordnung finden Sie hier:  
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbI-
BYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline 
Es werden stetig neue Daten analysiert, deshalb können zu jedem Zeitpunkt weitere Risikogebiete oder Vi-
rusvarianten-Gebiete ausgewiesen werden. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
ge-genwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und Bundesinnenministe-
rium (BMI). 
Ab Sonntag 20. Juni 2021, 00:00 Uhr, gilt eine neue Ausweisung von Virusvarianten-Gebieten, Hoch-
inzidenzgebieten, Risikogebieten sowie Gebieten, die derzeit nicht mehr als Risikogebiete gelten. 
Neue Virusvariantengebiete 
• Namibia gilt nun als Virusvariantengebiet. 
Neue Hochinzidenzgebiete 
• Oman gilt nun als Hochinzidenzgebiet. 
Neue einfache Risikogebiete 
• St. Kitts und Nevis gilt nun als einfaches Risikogebiet. 
• Uganda gilt nun als einfaches Risikogebiet. 
• Cabo Verde gilt nun als einfaches Risikogebiet (zuvor Hochinzidenzgebiet). 
  

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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Keine Risikogebiete mehr 
• Belgien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Dänemark – die Region Süddänemark gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Estland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Frankreich - gesamt Kontinentalfrankreich sowie die französischen Übersee-Departments Martinique 

und Saint-Barthélemy gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Griechenland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Jordanien gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Litauen gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Niederlande - die Provinzen Friesland, Groningen und Zeeland gelten nicht mehr als Risikogebiet. 
• Norwegen gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Die Palästinensischen Gebiete gelten nicht mehr als Risikogebiet. 
• Die Schweiz gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Slowenien - die Regionen Goriška, Jugovzhodna Slovenija, Koroška, Pomurska, Savinjska und 

Zasavska gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• Spanien - die autonomen Gemeinschaften Aragon, Kastilien und León, Katalonien und Madrid sowie die 

autonome Stadt Melilla gelten nicht mehr als Risikogebiete. 
• St. Lucia gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die  
Anwendbarkeit der Coronavirus-Einreiseverordnung und bestimmender Faktor hinsichtlich Anmelde-, Ab-
sonderungs- und Testpflicht. Die Verordnung finden Sie hier:  
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbI-
BYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline 
Es werden stetig neue Daten analysiert, deshalb können zu jedem Zeitpunkt weitere Risikogebiete oder Vi-
rusvarianten-Gebiete ausgewiesen werden. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
 
Update RKI: Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
Informationen zur Ausweisung internationaler Risiko-, Hochinzidenz- und Virusvarianten-Gebiete 
durch das Auswärtige Amt, das Bundesgesundheitsministerium (BMG) und Bundesinnenministe-
rium (BMI). 
Neue Virusvariantengebiete 
Die neu ausgewiesenen Virusvariantengebiete sind wirksam ab Dienstag 29. Juni 2021, um 0:00 
Uhr. 
• Portugal gilt nun als Virusvariantengebiet. 
• Die Russische Föderation gilt nun als Virusvariantengebiet. 
Die neu ausgewiesenen einfachen Risikogebiete und Gebiete, die derzeit nicht mehr als einfache 
Risikogebiete gelten sind wirksam ab Sonntag 27. Juni 2021, um 0:00 Uhr. 
Neue einfache Risikogebiete 
• Fidschi gilt nun als einfaches Risikogebiet. 
• Kroatien – die Gespanschaft Zadar gilt nun als einfaches Risikogebiet.  
• Ruanda gilt nun als einfaches Risikogebiet. 
Keine Risikogebiete mehr 
• Dänemark gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Kroatien – die Gespanschaft Varaždin gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Lettland gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Luxemburg gilt nicht mehr als Risikogebiet. 
• Die Niederlande gelten nicht mehr als Risikogebiet (ausgenommen sind weiterhin die überseeischen 

Teile des Königreichs Niederlande Aruba und Sint Maarten). 
• Schweden - gesamt Schweden mit Ausnahme der Provinzen Kronoberg, Norrbotten, Värmland gilt nicht 

mehr als Risikogebiet. 
• Slowenien gilt nicht mehr als Risikogebiet.  

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html


X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 89 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

Allgemeine Informationen 
Die Einstufung als Risikogebiet, Hochinzidenzgebiet bzw. Virusvarianten-Gebiet ist maßgeblich für die  
Anwendbarkeit der Coronavirus-Einreiseverordnung und bestimmender Faktor hinsichtlich Anmelde-, Ab-
sonderungs- und Testpflicht. Die Verordnung finden Sie hier:  
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbI-
BYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline 
Es werden stetig neue Daten analysiert, deshalb können zu jedem Zeitpunkt weitere Risikogebiete oder  
Virusvarianten-Gebiete ausgewiesen werden. 
Hinweis: Wir informieren Sie auf diesem Wege nicht mehr über jede einzelne Ausweisung neuer Gebiete, 
sondern beschränken uns auf besonders relevante Regionen. Wir bitten Sie deshalb, sich jeweils aktuell 
bei Reiseantritt und -rückkehr über die zu diesen Zeitpunkten ausgewiesenen Gebiete zu informieren. Alle 
gegenwärtig ausgewiesenen Regionen finden Sie auf den Seiten des RKI. 
 
 
1.11.3 Bayerisches Beherbergungsverbot 
 
1.12 Corona-Krise: Mögliche Auswirkungen auf Fristen und Entlastungen  
 
1.13 Floristik, Gärtnerei und Gartencenter 
 
1.14 Warnung vor Cyberkriminalität 
Polizei warnt vor Betrugs-Mails zur Überbrückungshilfe - vertrauliche Daten in Gefahr 
Das Bayerische Landeskriminalamt warnt vor betrügerischen E-Mails mit einem falschen Antragsformular 
für die Corona-Überbrückungshilfe. Die Betrüger geben sich mit gefälschten Webseiten und E-Mails als 
vertrauenswürdige Kommunikationspartner aus. 
Phishing-Versuch, um an vertrauliche Informationen zu kommen 
Kleine und mittelgroße Unternehmen werden aufgefordert, die ausgefüllten Anträge auf Hilfszahlungen der 
Bundesregierung und weitere Unterlagen an DEUTSCHLAND@EC-Europa.de zu senden. Dabei handelt 
es sich aber um keine Adresse der Europäischen Kommission, sondern um einen sogenannten Phishing- 
Versuch. So sollen Nutzer dazu verleitet werden, vertrauliche Informationen preiszugeben. Die übermittel-
ten Daten können dann für Betrugsstraftaten im Namen des ausgespähten Unternehmens missbraucht 
werden. 
Überbrückungshilfen in Deutschland nur durch Bund und Länder 
Das Bayrische Landeskriminalamt weist darauf hin, dass in Deutschland ausschließlich Bund und Länder 
für Überbrückungshilfen in der Corona-Pandemie zuständig sind. 
Phishing-E-Mails als Verbandsnewsletter im Umlauf 
Aktuell befinden sich Phishing-E-Mails im Umlauf, welche den Eindruck erwecken sollen, dass sie von  
Seiten der Verbände verschickt wurden. Diese E-Mails imitieren das Aussehen der Verbandsnewsletter 
„Vip Spezial Corona-Pandemie", beinhalten aber Links, mit deren Hilfe Unternehmensdaten gestohlen wer-
den sollen. 
Es liegen uns bislang keine dieser gefälschten E-Mails vor – wenn Ihr Unternehmen eine solche E-Mail er-
halten hat, leiten Sie uns diese bitte an folgende E-Mail-Adresse weiter: it-security@vbw-bayern.de. 
Bitte reagieren Sie nicht auf solche Phishing-E-Mails und öffnen Sie keine beigefügten Links oder Anhänge. 
 
1.15 FAQ Prävention Antworten auf häufige Fragen zu Coronavirus und Prävention - aktualisiert 
 
1.16 Hygienemasken und sonstige Schutzkleidung  
 
1.17 Verkehrsrecht und Corona 
Aussetzung des Sonn- und Feiertagsfahrverbots 
Das bayerische Innenministerium hat zur Aufrechterhaltung effizienter Lieferketten den Führern von zur ge-
schäftsmäßigen oder entgeltlichen Beförderung von Gütern verwendeten Lastkraftwagen mit einer zulässi-
gen Gesamtmasse über 7,5 t sowie von Anhängern hinter Lastkraftwagen eine Ausnahmegenehmigung 
vom Sonn- und Feiertagsfahrverbot in Bayern erteilt. Dies gilt auch für Leerfahrten. 
Die Regelung tritt am 11. April 2021 in Kraft und mit Ablauf des 16. Mai 2021 außer Kraft. 
  

https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.bundesanzeiger.de/pub/publication/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/content/QuQORTbIBYSvTfwr6DL/BAnz%20AT%2012.05.2021%20V1.pdf?inline
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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Die Ausnahmeregelung wird damit begründet, dass unter den besonderen Umständen der Corona-Pande-
mie effiziente Lieferketten aufrechtzuerhalten und zu verstärken sind, um die Verfügbarkeit der für die Be-
völkerung und die Wirtschaft wichtigen Waren und Güter zu garantieren. 
Die Allgemeinverfügung zur Aussetzung des Sonn- und Feiertagsfahrverbots finden Sie hier: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2021/Downloads/Aussetzung-Sonn-und-Feiertagsfahrverbot-Bayern.pdf. 
Allgemeinverfügung zur Aussetzung des Sonn- und Feiertagsfahrverbots 
Das bayerische Innenministerium hat folgende Allgemeinverfügung zur Aussetzung des Sonn- und Feier-
tagsfahrverbots nach § 30 Abs.3 der Straßenverkehrs-Ordnung im Freistaat Bayern zur Aufrechterhaltung 
effizienter Lieferketten vor dem Hintergrund der Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 bekannt gege-
ben: https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-347/ 
 
1.18 Corona-Warn-APP 
 
1.19 Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen  
Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 5. Januar 2021 
Am 5. Januar 2021 wurden von der Bundeskanzlerin und den Ministerpräsident*innen der Länder erneut 
weitreichende Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie beschlossen. Das Dokument mit den  
Beschlüssen finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-
GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-der-MPK-vom-05.-Januar-2021.pdf 
Unter anderem wurde Folgendes beschlossen: 
Verlängerung der Corona-Maßnahmen 
Die bereits bestehenden Maßnahmen werden bis zum 31. Januar 2021 verlängert. 
Kontaktbeschränkungen 
Private Zusammenkünfte sind nur im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstandes und mit maximal 
einer weiteren nicht im Haushalt lebenden Person gestattet. 
Die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder bitten alle Bürgerinnen und Bürger drin-
gend, auch in den nächsten drei Wochen alle Kontakte auf das absolut notwendige Minimum zu beschrän-
ken und soweit möglich zu Hause zu bleiben. 
Einschränkung des Bewegungsradius 
In Landkreisen mit einer 7-Tages-Inzidenz von über 200 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern werden die Länder weitere lokale Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz ergreifen, ins-
besondere zur Einschränkung des Bewegungsradius auf 15 km um den Wohnort, sofern kein triftiger Grund 
vorliegt. 
Tagestouristische Ausflüge stellen explizit keinen triftigen Grund dar. 
Betriebskantinen 
Betriebskantinen werden geschlossen wo immer die Arbeitsabläufe es zulassen. Zulässig bleibt die Abgabe 
von mitnahmefähigen Speisen und Getränken. Ein Verzehr vor Ort ist untersagt. 
Appell zu Home-Office 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber werden dringend gebeten großzügige Home-Office-Möglichkeiten zu 
schaffen, um bundesweit den Grundsatz „Wir bleiben zuhause“ umsetzen zu können. 
Einreise aus Risikogebieten 
Für Einreisen aus Risikogebieten nach Deutschland soll zukünftig grundsätzlich neben der bestehenden 
zehntägigen Quarantänepflicht zusätzlich eine Testpflicht bei Einreise eingeführt werden (Zwei-Test-Strate-
gie). 
Dies ist in Bayern mindestens bis zum 15. Januar 2021 bereits durch die Allgemeinverfügung zur Test-
pflicht vom 22. Dezember 2020 geregelt. 
Bund und Länder weisen noch einmal eindrücklich darauf hin, dass Reisen in Risikogebiete ohne triftigen 
Grund unbedingt zu vermeiden sind und dass neben der Test- und Quarantänepflicht eine Verpflichtung zur 
digitalen Einreiseanmeldung bei Einreisen aus Risikogebieten besteht. 
Kitas und Schulen weiterhin geschlossen 
Bis zum Ende des Lockdowns bleiben Schulen und Kitas in Deutschland grundsätzlich weiterhin geschlos-
sen bzw. es findet kein Regelunterricht, sondern nur Distanzunterricht statt (Die Sonderregelungen für die  
Abschlussklassen bleiben erhalten). Darauf einigten sich die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*in-
nen der Länder. Der von der Kultusministerkonferenz vom 04. Januar 2021 vorgeschlagene Stufenplan zur  
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/Aussetzung-Sonn-und-Feiertagsfahrverbot-Bayern.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/Aussetzung-Sonn-und-Feiertagsfahrverbot-Bayern.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-347/
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-der-MPK-vom-05.-Januar-2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-der-MPK-vom-05.-Januar-2021.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2020-774/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2020-774/
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Wiedereinführung des Präsenzunterrichts kann erst greifen, wenn die Infektionszahlen in den Ländern sin-
ken. 
Kinderkrankengeld 
Das Kinderkrankengeld soll im Jahr 2021 für 10 zusätzliche Tage pro Elternteil (20 zusätzliche Tage für Al-
leinerziehende) gewährt werden. Der Anspruch soll auch für die Fälle gelten, in denen eine Betreuung des  
Kindes zu Hause erforderlich wird, weil die Schule oder der Kindergarten bzw. die Klasse oder Gruppe pan-
demiebedingt geschlossen ist oder die Präsenzpflicht im Unterricht ausgesetzt bzw. der Zugang zum Kin-
derbetreuungsangebot eingeschränkt wurde. 
Weitere Beschlüsse 
Darüber hinaus wurden unter anderem noch Beschlüsse zu folgenden Themen gefasst: 
• Zur Unterstützung der Alten- und Pflegeeinrichtungen bei der Durchführung der verpflichtenden Testun-

gen des Personals sowie Besucherinnen und Besucher in Regionen mit erhöhter Inzidenz werden Bund 
und Länder aufbauend auf bestehenden Maßnahmen der Länder eine gemeinsame Initiative starten, um  
Freiwillige vorübergehend zur Durchführung von umfangreichen Schnelltests in die Einrichtungen zu 
bringen. 

• Bei nicht vermeidbaren Einreisen aus Gebieten, in denen mutierte Virusvarianten vorkommen, wird die 
Bundespolizei die Einhaltung der besonderen Einreisebestimmungen verstärkt kontrollieren. Die Länder 
stellen sicher, dass die Kontrolle der Quarantäne in solchen Fällen verstärkt mit besonderer Priorität 
wahrgenommen wird, ebenso die Nachverfolgung von Fällen beim Auftreten solcher Virusvarianten in 
Deutschland. 

• Die vollständige Auszahlung der beantragten Novemberhilfe erfolgt spätestens ab dem 10. Januar 2021. 
Weiteres Vorgehen 
Die Regelungen müssen noch durch den Bund und die Bundesländer umgesetzt werden, wobei sich auch 
Abweichungen ergeben können. Wir werden Sie über die Umsetzung in Bayern informieren, sobald es ak-
tuelle Beschlüsse gibt. 
Die Bundeskanzlerin und den Ministerpräsident*innen der Länder werden am 25. Januar 2021 erneut bera-
ten und über die Maßnahmen ab 1. Februar 2021 beschließen. 
Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 19. Januar 2021 
Die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder haben am 19. Januar 2021 erneut über 
die aktuellen Corona-Maßnahmen beraten. Die gefassten Beschlüsse finden Sie hier: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-
BK-MPK-19.01.2021.pdf 
Die Beschlüsse geben nur einen groben Rahmen vor. Über die Umsetzung im Detail entscheiden die jewei-
ligen Länder beziehungsweise Bundesministerien.  
Unter anderem sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 
Verlängerung des Lockdowns bis 14. Februar 2021 (Nr. 1) 
Die bisherigen Beschlüsse von Bund und Ländern gelten fort. Die zusätzlichen beziehungsweise geänder-
ten Maßnahmen aus diesem Beschluss werden Bund und Länder zügig umsetzen. Alle Maßnahmen, die 
auf diesen gemeinsamen Beschlüssen beruhen, sollen zunächst befristet bis zum 14. Februar 2021 gelten. 
Bund und Länder werden rechtzeitig vor dem Auslaufen der Maßnahmen zusammenkommen, um über das 
Vorgehen nach dem 14. Februar zu beraten. Eine Arbeitsgruppe auf Ebene des Chefs des Bundeskanzler-
amtes und der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien wird beauftragt, bis dahin ein Kon-
zept für eine sichere und gerechte Öffnungsstrategie zu erarbeiten. 
Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen (Nr. 5) 
Der Betrieb von Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen hat höchste Bedeutung für die Bildung der 
Kinder und für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf der Eltern. Geschlossene Schulen und Kinderbe-
treuungseinrichtungen, ausgesetzte Präsenzpflicht beziehungsweise Distanzunterricht in Schulen über ei-
nen längeren Zeitraum bleiben nicht ohne negative Folgen für die Bildungsbiografien und die soziale Teil-
habe der Kinder und Jugendlichen. Dennoch gibt es ernst zu nehmende Hinweise, dass die Mutation 
B.1.1.7 des SARS-CoV2-Virus sich auch stärker unter Kinder und Jugendlichen verbreitet, als das bei dem 
bisher bekannten Virus der Fall ist. Deshalb ist eine Verlängerung sowie eine restriktive Umsetzung des 
Beschlusses vom 13. Dezember 2020 bis zum 14. Februar notwendig. Danach bleiben die Schulen grund-
sätzlich geschlossen beziehungsweise die Präsenzpflicht ausgesetzt. In Kindertagesstätten wird analog  
verfahren. Bund und Länder danken ausdrücklich Lehrerinnen und Lehrern, Erzieherinnen und Erziehern  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-BK-MPK-19.01.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-BK-MPK-19.01.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschl%C3%BCsse-BK-MPK-19.01.2021.pdf
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und dem pädagogischen Personal in Schulen und in der Kindertagesbetreuung für die Bewältigung der gro-
ßen Herausforderungen in der Pandemie. Ihr Arbeits- und Gesundheitsschutz hat hohe Priorität. 
Home-Office-Pflicht, Arbeitsschutz und erleichterte Abschreibungen (Nr. 8) 
Angesichts der pandemischen Lage ist auch die weitere Reduzierung von epidemiologisch relevanten Kon-
takten im beruflichen Kontext erforderlich. Dazu wird das Bundesministerium für Arbeit und Soziales eine 
Verordnung befristet bis zum 15. März 2021 erlassen, wonach Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber überall 
dort, wo es möglich ist, den Beschäftigten das Arbeiten im Home-Office ermöglichen müssen, sofern die 
Tätigkeiten es zulassen. Dadurch werden Kontakte am Arbeitsort, aber auch auf dem Weg zur Arbeit redu-
ziert. Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder bitten die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, das Angebot zu nutzen. Dort, wo Präsenz am Arbeitsplatz weiter  
erforderlich ist, muss für Arbeitsbereiche auf engem Raum im Rahmen der Umsetzung der COVID19-Ar-
beitsschutzstandards weiterhin die Belegung von Räumen reduziert werden oder es sind ohne ausrei-
chende Abstände medizinische Masken einzusetzen, die vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt werden. 
Zur weiteren Reduzierung der Fahrgastzahlen im ÖPNV zu klassischen Berufsverkehrszeiten werden die 
Unternehmen aufgefordert, flexible Arbeitszeiten wo immer möglich so einzusetzen, dass das Fahrgastauf-
kommen zu Arbeitsbeginn und -ende möglichst stark entzerrt wird. 
Zur weiteren Stimulierung der Wirtschaft und zur Förderung der Digitalisierung werden bestimmte digitale 
Wirtschaftsgüter rückwirkend zum 1. Januar 2021 sofort abgeschrieben. Damit können insoweit die Kosten 
für Computerhardware und Software zur Dateneingabe und -verarbeitung zukünftig im Jahr der Anschaf-
fung oder Herstellung steuerlich vollständig berücksichtigt werden. Gleichzeitig profitieren davon auch alle, 
die im Home-Office arbeiten. Die Umsetzung soll untergesetzlich geregelt und damit schnell verfügbar ge-
macht werden. 
Überbrückungshilfe und Insolvenzantragspflicht (Nr. 14) 
Die Verlängerung der Maßnahmen stellt Unternehmen und Beschäftigte vor weitere Herausforderungen. 
Daher wird die Überbrückungshilfe III des Bundes nochmals verbessert. Für den besonders betroffenen  
Einzelhandel werden die handelsrechtlichen Abschreibungen auf nicht verkäufliche Saisonware bei den 
Fixkosten berücksichtigt. Der Bund wird außerdem die Zugangsvoraussetzungen insgesamt vereinfachen 
und die monatlichen Förderhöchstbeträge für Unternehmen und Soloselbständige deutlich anheben. Da 
viele Unternehmen angesichts der Dauer der Pandemie an die geltenden beihilferechtlichen Obergrenzen 
stoßen, setzt sich die Bundesregierung bei der Europäischen Kommission mit Nachdruck für die Anhebung 
der beihilferechtlichen Höchstsätze ein. 
Der Bund wird die Abschlagszahlungen deutlich anheben und direkt vornehmen. Die Länder werden die 
regulären Auszahlungen bewerkstelligen. Nachdem der Bund die Voraussetzungen geschaffen hat, werden  
Bund und Länder die Auszahlungen so schnell wie möglich realisieren. Die Abschlagszahlungen für die 
Überbrückungshilfe III werden im Monat Februar erfolgen. Die Fachverfahren werden so rechtzeitig pro-
grammiert, dass die abschließenden Auszahlungen durch die Länder im Monat März erfolgen werden. 
Die Insolvenzantragspflicht für Geschäftsleiter von Unternehmen, die einen Anspruch auf die Gewährung 
finanzieller Hilfeleistungen im Rahmen staatlicher Hilfsprogramme zur Abmilderung der Folgen der Covid-
19-Pandemie haben und rechtzeitig einen entsprechenden, aussichtsreichen Antrag gestellt haben, wird bis 
Ende April ausgesetzt. 
Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 10. Februar 2021 
Am 10. Februar 2021 berieten die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder erneut über 
die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie. Die dabei gefassten Beschlüsse können Sie hier 
einsehen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-
GS/Recht/2021/Downloads/MPK10022021_end-3.pdf 
Unter anderem sind die nachfolgenden Maßnahmen vorgesehen: 
Verlängerung des Lockdowns bis 7. März 2021 
Die bestehenden Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder bleiben weiterhin gültig, sofern dieser Beschluss keine abweichenden Festlegungen trifft. Die Län-
der werden ihre Landesverordnungen entsprechend anpassen und bis zum 7. März 2021verlängern. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/MPK10022021_end-3.pdf
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Öffnung von Friseuren ab dem 1. März 2021 
Friseurbetriebe können unter Auflagen zur Hygiene, zur Steuerung des Zutritts mit Reservierungen sowie 
unter Nutzung medizinischer Masken den Betrieb ab dem 1. März 2021 wieder aufnehmen. Vor dem  
Hintergrund der Bedeutung von Friseuren für die Körperhygiene und der jetzt bereits seit längerem beste-
henden Schließung erscheint es erforderlich, die Inanspruchnahme zu ermöglichen, da erhebliche Teile der 
Bevölkerung, insbesondere ältere Menschen, auf diese angewiesen sind. 
Home-Office 
Angesichts der pandemischen Lage ist die weitere Reduzierung von epidemiologisch relevanten Kontakten 
am Arbeitsplatz erforderlich. Dazu gilt, dass Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber den Beschäftigten das Ar-
beiten im Home-Office ermöglichen müssen, sofern die Tätigkeiten es zulassen. Dadurch werden Kontakte  
am Arbeitsort, aber auch auf dem Weg zur Arbeit reduziert. Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefin-
nen und Regierungschefs der Länder fordern Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber auf, die SARS-CoV-2-Ar-
beitsschutzverordnung konsequent anzuwenden und durch großzügige Homeoffice-Lösungen mit stark re-
duziertem Präsenzpersonal umzusetzen oder ihre Büros ganz geschlossen zu halten und bitten die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, das Angebot zu nutzen. Wo Home-Office nicht möglich ist, sollen immer 
dann, wenn sich mehrere Personen in einem Raum aufhalten, medizinische Masken getragen werden. 
Hinweis 
Ob mit diesen Ankündigungen auch konkrete Anpassungen / Verschärfungen des Rechtsrahmens bezüg-
lich Home-Office angedacht sind, ist noch unklar. Wir werden Sie gegebenenfalls entsprechend informie-
ren, sobald Näheres bekannt ist. 
Betreuungs- und Bildungsbereich 
Um gute Bildung zu gewährleisten, haben Öffnungen im Betreuungs- und Bildungsbereich Priorität und die-
ser Bereich soll schrittweise wieder geöffnet werden. Hierzu hat man sich darauf geeinigt, dass die Länder  
im Rahmen der Kulturhoheit selbst über die schrittweise Rückkehr zum Präsenzunterricht und die Öffnung 
des Angebots der Kindertagesbetreuung entscheiden. Die Beachtung von Inzidenzwerten, Medizinische 
Masken, Lüften und Hygienemaßnahmen werden dabei weiterhin wichtig sein. 
Öffnungsperspektive ab Inzidenzwert 35 
Aus heutiger Perspektive, insbesondere vor dem Hintergrund der Unsicherheit bezüglich der Verbreitung 
von Virusmutanten, kann der nächste Öffnungsschritt bei einer stabilen 7-Tage-Inzidenz von höchstens 35 
Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern durch die Länder erfolgen. Dieser nächste 
Öffnungsschritt soll die Öffnung des Einzelhandels mit einer Begrenzung von einer Kundin oder einem  
Kunden pro 20 qm umfassen, die Öffnung von Museen und Galerien sowie die Öffnung der noch geschlos-
senen körpernahen Dienstleistungsbetriebe umfassen. Mit den benachbarten Gebieten mit höheren Inzi-
denzen sind gemeinsame Vorkehrungen zu treffen, um länderübergreifende Inanspruchnahme der geöffne-
ten Angebote möglichst zu vermeiden.  
Um den Bürgerinnen und Bürgern sowie den Unternehmen Planungsperspektiven zu geben, arbeiten Bund 
und Länder weiter an der Entwicklung nächster Schritte der sicheren und gerechten Öffnungsstrategie hin-
sichtlich der Kontaktbeschränkungen, von Kultur, Sport in Gruppen, Freizeit, Gastronomie und Hotelge-
werbe, damit unser Leben wieder mehr Normalität gewinnt. Diese wird von der Arbeitsgruppe auf Ebene 
des Chefs des Bundeskanzleramtes und der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien vorbe-
reitet. 
In Ländern bzw. Landkreisen, die aufgrund ihrer hohen 7-Tages-Inzidenz weiterhin die Inzidenz von 50 
nicht unterschreiten können, werden die Länder bzw. Landkreise umfangreiche weitere lokale oder regio-
nale Maßnahmen nach dem Infektionsschutzgesetz beibehalten oder ausweiten, damit eine entsprechend 
schnelle Senkung der Infektionszahlen erreicht wird. 
Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen 
Zur Unterstützung der Unternehmen, die aufgrund des Lockdowns schließen mussten, haben Bund und 
Länder umfangreiche Unterstützungsmaßnahmen vereinbart. Seit Ende November wurden bereits mehr als  
fünf Milliarden Euro an die betroffenen Unternehmen ausgezahlt (November- und Dezemberhilfe). Seit 
heute ist die Antragstellung für die Überbrückungshilfe III möglich, damit beginnt in den nächsten Tagen die 
Auszahlung mit großzügigen Abschlagszahlungen (bis 100.000 Euro je Monat, maximal 400.000 Euro im  
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automatisierten Verfahren für vier Monate). Es ist der Bundesregierung zudem in Gesprächen mit der EU 
gelungen, mehr als eine Verdopplung des EU-Beihilferahmens für Corona-bedingte Schäden zu erreichen.  
Kulturschaffende sind besonders von der Pandemie betroffen, deshalb hat der Bund das Rettungs- und Zu-
kunfts-Programm „Neustart Kultur“ mit einer weiteren Milliarde Euro ausgestattet, die auch zügig zur Aus-
zahlung gebracht werden soll. 
Konkrete Umsetzung der Maßnahmen 
Die konkrete Umsetzung der beschlossenen Maßnahmen ist im Wesentlichen Sache der einzelnen Länder. 
Über die Beschlüsse in Bayern werden wir sie informieren, sobald diese vorliegen. 
Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 3. März 2021 
Am 3. März 2021 berieten die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder erneut über die 
Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie. Eine Übersicht über die gefassten Beschlüsse finden  
Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-
GS/Recht/2021/Downloads/BKMPK030321_end.pdf 
Unter anderem sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 
Teststrategie (unter Einbindung der Arbeitgeber) 
Die nationale Teststrategie wird um folgende Maßnahmen ergänzt, die bis Anfang April schrittweise umge-
setzt werden sollen: 
• Für einen sicheren Schulbetrieb und eine sichere Kinderbetreuung stellen die Länder im Rahmen von 

Testkonzepten sicher, dass das Personal in Schulen und Kinderbetreuung sowie alle Schülerinnen und 
Schüler pro Präsenzwoche das Angebot von mindestens einem kostenlosen Schnelltest erhalten. Soweit 
möglich, soll eine Bescheinigung über das Testergebnis erfolgen. 

• Für einen umfassenden Infektionsschutz ist es erforderlich, dass die Unternehmen in Deutschland als 
gesamtgesellschaftlichen Beitrag ihren in Präsenz Beschäftigten pro Woche das Angebot von mindes-
tens einem kostenlosen Schnelltest machen. Soweit möglich soll eine Bescheinigung über das Tester-
gebnis erfolgen. Dazu wird die Bundesregierung mit der Wirtschaft noch in dieser Woche abschließend 
beraten.  
Hinweis: Sobald hierzu nähere Details bekannt werden, werden wir Sie entsprechend informieren. 

• Allen asymptomatischen Bürgerinnen und Bürgern wird mindestens einmal pro Woche ein kostenloser 
Schnelltest einschließlich einer Bescheinigung über das Testergebnis in einem von dem jeweiligen Land 
oder der jeweiligen Kommune betriebenen Testzentrum, bei von dem jeweiligen Land oder der jeweili-
gen Kommune beauftragten Dritten oder bei niedergelassenen Ärzten ermöglicht. Die Kosten übernimmt 
ab dem 8. März 2021 der Bund. 

Verlängerung des Lockdowns bis 28. März 2021 
Die bestehenden Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder bleiben weiterhin gültig, sofern dieser Beschluss keine abweichenden Festlegungen trifft. Die Län-
der werden ihre Landesverordnungen entsprechend anpassen und bis zum 28. März 2021 verlängern. 
Lockerung der Kontaktbeschränkungen 
Die Möglichkeit zu privaten Zusammenkünften mit Freunden, Verwandten und Bekannten wird ab dem  
8. März 2021 wieder erweitert: Es sind nunmehr private Zusammenkünfte des eigenen Haushalts mit einem 
weiteren Haushalt möglich, jedoch auf maximal fünf Personen beschränkt. Kinder bis 14 Jahre werden da-
bei nicht mitgezählt. Paare gelten als ein Haushalt. In Regionen mit einer 7-Tages-Inzidenz von unter 35 
Neuinfektionen pro Woche können die Möglichkeiten zu privaten Zusammenkünften erweitert werden auf  
den eigenen und zwei weitere Haushalte mit zusammen maximal zehn Personen. Kinder bis 14 Jahre sind 
hiervon ausgenommen. Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner an drei 
aufeinander folgenden Tagen in einem Bundesland oder einer Region auf über 100, treten ab dem zweiten 
darauffolgenden Werktag die Regeln, die bis zum 7. März 2021 gegolten haben, wieder in Kraft (Not-
bremse). Danach wird die Möglichkeit zu privaten Zusammenkünften wieder auf den eigenen Haushalt und 
eine weitere Person beschränkt. Kinder bis 14 Jahre werden dabei nicht mitgezählt. 
In allen Fällen trägt es erheblich zur Reduzierung des Infektionsrisikos bei, wenn die Zahl der Haushalte, 
mit denen solche Zusammenkünfte erfolgen, möglichst konstant und möglichst klein gehalten wird („social 
bubble“) oder vor der Zusammenkunft ein Selbsttest von allen Teilnehmenden durchgeführt wird. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/BKMPK030321_end.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/BKMPK030321_end.pdf
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Stufenplan 
Eine grafische Übersicht über die geplanten Lockerungsschritte finden Sie hier: https://www.vbw-bay-
ern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/O%CC%88ffnungs-
schritte-3.3.2021-v9.pdf 
Die in den Bundesländern bereits bis zum heutigen Tag umgesetzten Lockerungen gelten als erster Öff-
nungsschritt. 
Zweiter Öffnungsschritt – Ab dem 8. März 2021 
Die nachfolgenden Lockerungen können von den Ländern - soweit nicht schon geschehen - unmittelbar 
umgesetzt werden: 
• Buchhandlungen, Blumengeschäfte und Gartenmärkte werden zukünftig einheitlich in allen Bundeslän-

dern dem Einzelhandel des täglichen Bedarfs zugerechnet. Sie können somit auch mit entsprechenden  
Hygienekonzepten und einer Begrenzung von einer Kundin oder einem Kunden pro 10 qm für die ersten 
800 qm Verkaufsfläche und einem weiteren für jede weiteren 20 qm wieder öffnen. 

• Darüber hinaus können ebenfalls die bisher noch geschlossenen körpernahen Dienstleistungsbetriebe 
sowie Fahr- und Flugschulen mit entsprechenden Hygienekonzepten wieder öffnen, wobei für die Inan-
spruchnahme der Dienstleistungen, bei denen – wie bei Kosmetik oder Rasur – nicht dauerhaft eine 
Maske getragen werden kann, ein tagesaktueller COVID-19 Schnell- oder Selbsttest der Kundin oder 
des Kunden und ein Testkonzept für das Personal Voraussetzung ist. 

• Zugleich werden alle geöffneten Einzelhandelsbereiche die Einhaltung der Kapazitätsgrenzen und Hygi-
enebestimmungen durch strikte Maßnahmen zur Zugangskontrolle und konsequente Umsetzung der Hy-
gienekonzepte sicherstellen. 

Dritter Öffnungsschritt 
Unterpunkt a) 
Wird in dem Land oder einer Region eine stabile 7-Tage-Inzidenz von unter 50 Neuinfektionen pro 100.000 
Einwohnerinnen und Einwohner erreicht, so kann das jeweilige Land folgende weitere Öffnungen entspre-
chend landesweit oder regional vorsehen: 
• die Öffnung des Einzelhandels mit einer Begrenzung von einer Kundin oder einem Kunden pro 10 qm für 

die ersten 800 qm Verkaufsfläche und einem weiteren für jede weiteren 20 qm;  
• die Öffnung von Museen, Galerien, zoologischen und botanischen Gärten sowie Gedenkstätten;  
• kontaktfreier Sport in kleinen Gruppen (max. 10 Personen) im Außenbereich, auch auf Außensportanla-

gen.  
Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner in dem Land oder der Region an 
drei aufeinanderfolgenden Tagen auf über 50 Neuinfektionen an, wird ab dem zweiten darauffolgenden 
Werktag in den geöffneten Bereichen nach Unterpunkt b) verfahren. 
Unterpunkt b) 
Wird in dem Land oder der Region eine stabile oder sinkende 7-Tage-Inzidenz von unter 100 Neuinfektio-
nen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern erreicht, so kann das jeweilige Land folgende weitere 
Öffnungen entsprechend landesweit oder regional vorsehen: 
• die Öffnung des Einzelhandels für sogenannte Terminshopping-Angebote („Click and meet“), wobei eine 

Kundin oder ein Kunde pro angefangene 40 qm Verkaufsfläche nach vorheriger Terminbuchung für ei-
nen fest begrenzten Zeitraum mit Dokumentation für die Kontaktnachverfolgung im Geschäft zugelassen 
werden kann. 

• die Öffnung von Museen, Galerien, zoologische und botanische Gärten sowie Gedenkstätten für Besu-
cher mit vorheriger Terminbuchung mit Dokumentation für die Kontaktnachverfolgung; 

• Individualsport mit maximal fünf Personen aus zwei Haushalten und Sport in Gruppen von bis zu zwan-
zig Kindern bis 14 Jahren im Außenbereich auch auf Außensportanlagen.  

Mit den benachbarten Gebieten mit höheren Inzidenzen sind gemeinsame Absprachen zu treffen, um eine 
länderübergreifende Inanspruchnahme der geöffneten Angebote möglichst zu vermeiden. 
Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner an drei aufeinanderfolgenden Ta-
gen in dem Land oder der Region auf über 100, treten ab dem zweiten darauffolgenden Werktag die Re-
geln, die bis zum 7. März 2021 gegolten haben, wieder in Kraft (Notbremse). 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/O%CC%88ffnungsschritte-3.3.2021-v9.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/O%CC%88ffnungsschritte-3.3.2021-v9.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/O%CC%88ffnungsschritte-3.3.2021-v9.pdf
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Vierter Öffnungsschritt 
Der vierte Öffnungsschritt kann – wiederum in Abhängigkeit vom Infektionsgeschehen – erfolgen, wenn 
sich die 7-Tage-Inzidenz nach dem dritten Öffnungsschritt in dem Land oder der Region 14 Tage lang nicht 
verschlechtert hat. 
Unterpunkt a) 
Wenn die 7-Tage-Inzidenz 14 Tage lang nach dem Inkrafttreten des dritten Öffnungsschritts landesweit 
oder regional stabil bei unter 50 Neuinfektionen bleibt, kann das Land entsprechend landesweit oder regio-
nal folgende weitere Öffnungen vorsehen: 
• die Öffnung der Außengastronomie; 
• die Öffnung von Theatern, Konzert- und Opernhäusern sowie Kinos; 
• kontaktfreier Sport im Innenbereich, Kontaktsport im Außenbereich.  
Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner in dem Land oder der Region an 
drei aufeinanderfolgenden Tagen auf über 50 Neuinfektionen an, wird ab dem zweiten darauf folgenden 
Werktag in den geöffneten Bereichen nach Unterpunkt b) verfahren. 
Unterpunkt b) 
Besteht in dem Land oder der Region eine stabile oder sinkende 7-Tage-Inzidenz von unter 100 Neuinfekti-
onen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, so kann das jeweilige Land 14 Tage nach dem dritten 
Öffnungsschritt folgende weitere Öffnungen landesweit oder regional vorsehen: 
• Die Öffnung der Außengastronomie für Besucher mit vorheriger Terminbuchung mit Dokumentation für 

die Kontaktnachverfolgung; Sitzen an einem Tisch Personen aus mehreren Hausständen ist ein tages-
aktueller COVID-19 Schnell- oder Selbsttest der Tischgäste erforderlich. 

• die Öffnung von Theatern, Konzert- und Opernhäusern sowie Kinos für Besucherinnen und Besuchern 
mit einem tagesaktuellen COVID-19 Schnell- oder Selbsttest;  

• kontaktfreier Sport im Innenbereich sowie Kontaktsport im Außenbereich unter der Voraussetzung, dass 
alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer über einen tagesaktuellen COVID-19 Schnell- oder Selbsttest ver-
fügen.  

Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner an drei aufeinander folgenden Ta-
gen in dem Land oder der Region auf über 100, treten ab dem zweiten darauffolgenden Werktag die Re-
geln, die bis zum 7. März 2021 gegolten haben, wieder in Kraft (Notbremse). 
Fünfter Öffnungsschritt 
Der fünfte Öffnungsschritt kann – wiederum in Abhängigkeit vom Infektionsgeschehen – erfolgen, wenn 
sich die 7-Tage-Inzidenz nach dem vierten Öffnungsschritt in dem Land oder der Region 14 Tage lang nicht 
verschlechtert hat. 
Unterpunkt a) 
Wenn die 7-Tage-Inzidenz 14 Tage lang nach dem Inkrafttreten des vierten Öffnungsschritts landesweit 
oder regional stabil bei unter 50 Neuinfektionen bleibt, kann das Land entsprechend landesweit oder regio-
nal folgende weitere Öffnungen vorsehen: 
• Freizeitveranstaltungen mit bis zu 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmern im Außenbereich; 
• Kontaktsport in Innenräumen  
Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner in dem Land oder der Region an 
drei aufeinanderfolgenden Tagen auf über 50 Neuinfektionen an, wird ab dem zweiten darauffolgenden 
Werktag in den geöffneten Bereichen nach Unterpunkt b) verfahren. 
Unterpunkt b) 
Besteht in dem Land oder der Region eine stabile oder sinkende 7-Tage-Inzidenz von unter 100 Neuinfekti-
onen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern, so kann das jeweilige Land 14 Tage nach dem vierten 
Öffnungsschritt folgende weitere Öffnungen landesweit oder regional vorsehen: 
• die Öffnung des Einzelhandels mit einer Begrenzung von einer Kundin oder einem Kunden pro 10 qm für 

die ersten 800 qm Verkaufsfläche und einer bzw. einem weiteren für jede weiteren 20 qm; 
• kontaktfreier Sport im Innenbereich, Kontaktsport im Außenbereich (ohne Testerfordernis). Steigt die 7-

Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohner an drei aufeinanderfolgenden Tagen in dem 
Land oder der Region auf über 100, treten ab dem zweiten darauffolgenden Werktag die Regeln, die bis 
zum 7. März 2021 gegolten haben, wieder in Kraft (Notbremse).  
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Weitere Öffnungsschritte 
Über weitere Öffnungsschritte und die Perspektive für die hier noch nicht benannten Bereiche aus den 
Branchen Gastronomie, Kultur, Veranstaltungen, Reisen und Hotels werden die Bundeskanzlerin und die  
Regierungschefinnen und -chefs der Länder am 22. März 2021 im Lichte der Infektionslage unter Berück-
sichtigung der angelaufenen Teststrategie, des Impfens, der Verbreitung von Virusmutanten und anderer 
Einflussfaktoren beraten. 
Verlängerung der Corona-Arbeitsschutzverordnung bis 30. April 2021 
Angesichts der pandemischen Lage ist es weiterhin nötig, die epidemiologisch relevanten Kontakte am Ar-
beitsplatz und auf dem Weg zur Arbeit zu reduzieren. Deshalb wird die entsprechende Verordnung bis zum 
30. April 2021 verlängert: Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber müssen den Beschäftigten das Arbeiten im  
Home-Office ermöglichen, sofern die Tätigkeiten es zulassen. Die Bundeskanzlerin und die Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder fordern Arbeitgeber*innen auf, die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzver-
ordnung konsequent anzuwenden und durch großzügige Home-Office-Lösungen mit stark reduziertem Prä-
senzpersonal umzusetzen oder ihre Büros ganz geschlossen zu halten. Sie bitten die Arbeitnehmer*innen, 
das Angebot zu nutzen. Wo Home-Office nicht möglich ist, sollen immer dann, wenn sich mehrere Perso-
nen in einem Raum aufhalten, medizinische Masken getragen werden. 
Unterstützungsmaßnahmen für Unternehmen 
Bund und Länder stehen mit umfangreichen Unterstützungsmaßnahmen weiterhin an der Seite der Unter-
nehmen. Allein seit November wurden über die verschiedenen Hilfsprogramme des Bundes über acht Milli-
arden Euro ausgezahlt. Mit der inzwischen angelaufenen Neustarthilfe werden Soloselbstständige  
unterstützt, die wegen geringer betrieblicher Fixkosten nur eingeschränkt Überbrückungshilfen beantragen 
konnten. Mit der sogenannten Erweiterten November-/Dezemberhilfe und der Erhöhung der Abschlagszah-
lungen in der Überbrückungshilfe III auf bis zu 800.000 Euro kann ab sofort auch großen Unternehmen mit 
einem höheren Finanzbedarf geholfen werden. Die geltende Umsatzhöchstgrenze bei der Überbrückungs-
hilfe III von 750 Millionen Euro entfällt für von Schließungsanordnungen auf Grundlage eines Bund-Länder-
Beschlusses betroffene Unternehmen des Einzelhandels, der Veranstaltungs- und Kulturbranche, der Ho-
tellerie, der Gastronomie und der Pyrotechnikbranche sowie für Unternehmen des Großhandels und der 
Reisebranche, die für die Zwecke dieser Regelung als betroffene Branchen gelten. Die maximale 
Fördersumme pro Monat für verbundene Unternehmen wurde bereits auf drei Millionen Euro erhöht. Mit 
dem hälftig finanzierten Härtefallfonds machen Bund und Länder ein zusätzliches Angebot, um in Fällen zu 
helfen, in denen die Hilfsprogramme bislang nicht greifen konnten. Die Details werden bis zur Konferenz 
des Chefs des Bundeskanzleramtes mit den Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien in der 
nächsten Woche geklärt. 
Kinderbetreuungskosten 
Der Länder- und Kommunalanteil an dem im Jahr 2021 einmalig gezahlten Kinderbonus in Höhe von 150 
Euro für jedes kindergeldberechtigte Kind wird den Ländern vom Bund nachträglich erstattet. 
Je nachdem, wie zügig im Rahmen der Pandemie Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen wieder in 
einen verlässlichen Betrieb zurückkehren können, wird über weitere Kinderkrankengeldtage im Jahr 2021 
entschieden. 
Konkrete Umsetzung der Maßnahmen 
Die konkrete Umsetzung der beschlossenen Maßnahme ist im Wesentlichen Sache der einzelnen Länder 
beziehungsweise der zuständigen Bundesministerien. Über die konkreten Beschlüsse in Bayern und auf 
Bundesebene werden wir Sie informieren, sobald diese vorliegen. 
Gipfelbeschluss zur Corona-Impfstrategie 
Bundeskanzlerin Angela Merkel und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder haben sich 
am 19. März 2021 in einer Telefonkonferenz zur Impfstrategie beraten. Das Beschlusspapier der Sitzung 
kündigt an, dass die Zahl der verfügbaren Impfdosen in Deutschland in den kommenden Wochen steigen  
soll: Der Hersteller Biontech/Pfizer liefert vier Millionen zusätzliche Dosen, von denen 580.000 nach 
Deutschland gehen werden. 
Der Impfstoff soll vor allem in grenznahen Corona-Hotspots und zur Abwehr von Virusmutanten eingesetzt 
werden. Neben Bayern werden so vor allem das Saarland, Rheinland-Pfalz, Sachsen und Thüringen davon 
profitieren.  
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Neben den Impfzentren, die ihre Kapazität steigern sollen, werden zukünftig auch niedergelassene Ärztin-
nen und Ärzte sowie Betriebsärztinnen und Betriebsärzte impfen. 
Das komplette Beschlusspapier stellen wir Ihnen hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redak-
tion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/210319-Gipfelbe-
schluss-zur-Impfstrategie.pdf 
Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 22./23. März 2021
Am 22./23. März 2021 berieten die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder erneut 
über die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie. Eine Übersicht über die gefassten Be-
schlüsse finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/bkmpk22032021-end.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637520863775466180 
Unter anderem sind die nachfolgenden Maßnahmen vorgesehen: 
Verlängerung des Lockdowns bis 18. April 2021 
Die bestehenden Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder bleiben weiterhin gültig, sofern dieser Beschluss keine abweichenden Festlegungen trifft. Die Län-
der werden ihre Landesverordnungen mit Wirkung ab 29. März 2021 entsprechend anpassen und bis zum 
18. April 2021 verlängern. 
Bestätigung der "Notbremse"  
Angesichts der exponentiell steigenden Infektionsdynamik muss die im letzten Beschluss vereinbarte Not-
bremse für alle inzidenzabhängigen Öffnungsschritte („Steigt die 7-Tage-Inzidenz pro 100.000 Einwohne-
rinnen und Einwohner an drei aufeinander folgenden Tagen in dem Land oder der Region auf über 100, tre-
ten ab dem zweiten darauffolgenden Werktag die Regeln, die bis zum 7. März gegolten haben, wieder in 
Kraft (Notbremse).“) konsequent umgesetzt werden. Für die vereinbarten Öffnungsschritte wurde als Vo-
raussetzung vereinbart, dass in dem Land oder der Region eine stabile oder sinkende 7-Tage-Inzidenz von 
unter 100 Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern erreicht wird. Zusätzliche Öffnun-
gen bei exponentiellem Wachstum der Neuinfektionszahlen scheiden also auch unterhalb dieser Inzidenz-
schwelle aus. 
Generelle Verschärfungen ab einer Inzidenz von 100 
Angesichts des deutlich exponentiellen Wachstums muss darüber hinaus durch zusätzliche Maßnahmen 
dafür Sorge getragen werden, dass die Neuinfektionszahlen wieder verlässlich sinken. Deshalb werden in 
Landkreisen mit einer 7-Tage-Inzidenz von über 100 weitergehende Schritte umgesetzt. Dies kann insbe-
sondere sein: 
• Tragepflicht medizinischer Masken von Mitfahrern auch im privaten PKW, soweit diese nicht dem Haus-

stand des Fahrers angehören;  
• weitergehende Verpflichtungen, in Bereichen, in denen die Einhaltung von Abstandsregeln und konse-

quente Maskentragung erschwert sind, tagesaktuelle Schnelltests zur Voraussetzung zu machen.  
• Ausgangsbeschränkungen; verschärfte Kontaktbeschränkungen. 
Erweiterte Ruhezeit zu Ostern (01. bis 05. April 2021) 
Angesichts der ernsten Infektionsdynamik wollen Bund und Länder die Ostertage nutzen, um durch eine 
mehrtägige, sehr weitgehende Reduzierung aller Kontakte das exponentielle Wachstum der 3. Welle zu  
durchbrechen. Deshalb sollen der 1. April (Gründonnerstag) und der 3. April (Samstag) 2021 zusätzlich ein-
malig als Ruhetage definiert werden und mit weitgehenden Kontaktbeschränkungen sowie einem Ansamm-
lungsverbot vom 1. bis 5. April verbunden werden („Erweiterte Ruhezeit zu Ostern“). Es gilt damit an fünf 
zusammenhängenden Tagen das Prinzip #WirBleibenZuHause. Private Zusammenkünfte sind in dieser  
Zeit im Kreis der Angehörigen des eigenen Hausstandes und mit einem weiteren Haushalt möglich, jedoch 
auf maximal fünf Personen beschränkt. Kinder bis 14 Jahre werden dabei nicht mitgezählt. Paare gelten als 
ein Haushalt. Ansammlungen im öffentlichen Raum werden grundsätzlich untersagt. Soweit Außengastro-
nomie geöffnet ist, wird diese während der fünf Tage geschlossen. Ausschließlich der Lebensmitteleinzel-
handel im engen Sinne wird am Samstag geöffnet. Der Bund wird dazu einen Vorschlag zur rechtlichen  
Umsetzung einschließlich der Begründung vorlegen. Bund und Länder werden auf die Religionsgemein-
schaften zugehen, mit der Bitte, religiöse Versammlungen in dieser Zeit nur virtuell durchzuführen. Soweit 
in den kommenden Tagen die Kriterien für einen Öffnungsschritt nach dem MPK-Beschluss vom 
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3. März 2021 erfüllt werden, erfolgt dessen Umsetzung ab dem 6. April 2021. Impf- und Testzentren bleiben 
geöffnet. Bürgerinnen und Bürger werden ermutigt, die kostenlosen Testangebote zu nutzen. 
Anmerkung: 
Der Bund wird zu der erweiterten Ruhezeit zu Ostern einen Vorschlag zur rechtlichen Umsetzung ein-
schließlich der Begründung vorlegen.  
Es ist zurzeit nicht klar, ob damit für Gründonnerstag und Karsamstag zusätzliche, einmalige Feiertage vom 
Bund oder den Ländern normiert werden sollen. Sollte dieser Ruhetag als Feiertag zu verstehen sein, wäre 
der Gründonnerstag arbeitsfrei mit Entgeltfortzahlungspflicht für die Arbeitgeber. Ob das Infektionsschutz-
gesetz als Rechtsgrundlage ausreicht, um das Wirtschaftsleben an den beiden Tagen weitgehend einzu-
schränken, ist rechtlich nicht geklärt. Da am Karsamstag der reine Lebensmittelhandel geöffnet haben soll, 
kann auch kein regulärer Feiertag gemeint sein.  
Nach unseren Erkenntnissen waren die zuständigen Abteilungen im Bundeskanzleramt sowie des BMAS 
nicht in die Vorbereitung dieser Ruheregelung eingebunden. Daher können keine Einzelheiten hierzu ge-
nannt werden. Auch ist nicht klar, wer den Vorschlag zur rechtlichen Umsetzung einschließlich der Begrün-
dung vorlegen soll, wie dies allerdings der Beschlusstext vorsieht. Das Bundeskanzleramt sagt hierzu, dass 
man über das weitere Verfahren und einen möglichen Vorschlag zur Umsetzung der erweiterten Ruhezeit 
informieren würde. Sobald uns neue Erkenntnisse vorliegen, werden wir Sie umgehend informieren.  
Bevor gesicherte Informationen über diese erweiterte Ruhezeit vorliegen (Feiertag?, Entgeltfortzahlungs-
pflicht, etc.) sollte von einer Information an die Betriebe abgesehen werden, um die sicherlich vorhandene 
Unruhe nicht noch größer zu machen. 
Testbasierte Modellprojekte 
Im Rahmen von zeitlich befristeten Modellprojekten können die Länder in einigen ausgewählten Regionen, 
mit strengen Schutzmaßnahmen und einem Testkonzept einzelne Bereiche des öffentlichen Lebens öffnen, 
um die Umsetzbarkeit von Öffnungsschritten unter Nutzung eines konsequenten Testregimes zu untersu-
chen. Zentrale Bedingungen dabei sind lückenlose negative Testergebnisse als Zugangskriterium, IT-ge-
stützte Prozesse zur Kontaktverfolgung und ggf. auch zum Testnachweis, räumliche Abgrenzbarkeit auf der  
kommunalen Ebene, eine enge Rückkopplung an den Öffentlichen Gesundheitsdienst und klare Abbruch-
kriterien im Misserfolgsfalle. 
Bewertung der Testangebote von Unternehmen  
Für einen umfassenden Infektionsschutz ist es gerade in der aktuellen Phase der Pandemie wichtig, dass 
die Unternehmen in Deutschland als gesamtgesellschaftlichen Beitrag zur Bekämpfung der Pandemie 
durch die Ermöglichung des Arbeitens von zu Hause die epidemiologisch relevanten Kontakte am Arbeits-
platz und auf dem Weg zu Arbeit reduzieren und, wo dies nicht möglich ist, ihren in Präsenz Beschäftigten 
regelmäßige Testangebote machen. Dem dient die Selbstverpflichtung der Wirtschaftsverbände zu den 
Testangeboten für die Mitarbeiter sowie die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung. Angesichts der stei-
genden Infektionszahlen ist eine zügige Umsetzung der Testangebote in allen Unternehmen in Deutschland 
notwendig. Die Tests sollen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, so sie nicht im Homeoffice arbeiten, 
mindestens einmal und bei entsprechender Verfügbarkeit zwei Mal pro Woche angeboten und auch be-
scheinigt werden. Anfang April werden die Wirtschaftsverbände einen ersten Umsetzungsbericht vorlegen,  
wie viele Unternehmen sich beteiligen. Auf dieser Grundlage und auf der Grundlage eines eigenen Monito-
rings wird die Bundesregierung bewerten, ob regulatorischer Handlungsbedarf in der Arbeitsschutzverord-
nung besteht. 
Ergänzende Hilfen für Unternehmen 
Für die Unternehmen, die im Rahmen der Corona-Pandemie besonders schwer und über eine sehr lange 
Zeit von Schließungen betroffen sind, wird die Bundesregierung ein ergänzendes Hilfsinstrument im Rah-
men der europarechtlichen Vorgaben entwickeln. 
Verschärfte Testpflicht bei Einreise 
Bund und Länder appellieren weiterhin eindringlich an alle Bürgerinnen und Bürger, auf nicht zwingend not-
wendige Reisen im Inland und auch ins Ausland zu verzichten – auch hinsichtlich der bevorstehenden Os-
tertage. Sie weisen nachdrücklich darauf hin, dass bei Einreisen aus ausländischen Risikogebieten die 
Pflicht zur Eintragung in die digitale Einreiseanmeldung verpflichtend ist, und dass eine Quarantänepflicht 
für einen Zeitraum von 10 Tagen nach Rückkehr besteht. Eine vorzeitige Beendigung der Quarantäne ist   
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nur durch einen negativen Test möglich, der frühestens am 5 Tag nach der Einreise abgenommen wurde. 
Dies gilt aufgrund der jetzt vielfach beschriebenen längeren Ansteckungsdauer durch Virusvarianten seit 
dem 8. März ausdrücklich nicht bei Rückreisen aus Virusvariantengebieten. Hier ist strikt eine Quarantäne 
von 14 Tagen einzuhalten. Darüber hinaus ist bei der Rückreise aus Virusvariantengebieten mit einge-
schränkten Beförderungsmöglichkeiten zu rechnen. Das Auftreten von verschiedenen Covid-19-Varianten 
und deren weltweite Verbreitung haben gezeigt, dass der grenzüberschreitende Reiseverkehr auch weiter-
hin auf das absolut erforderliche Mindestmaß begrenzt werden muss. Da insbesondere bei beliebten Ur-
laubszielen damit zu rechnen ist, dass Urlauber aus zahlreichen Ländern zusammentreffen und sich Covid-
19 Varianten leicht verbreiten können, erwarten Bund und Länder von allen Fluglinien konsequente Tests  
von Crews und Passagieren vor dem Rückflug und keine weitere Ausweitung der Flüge während der Oster-
ferien. Die Bundesregierung wird eine Änderung des Infektionsschutzgesetzes vorlegen, wonach ange-
sichts der weltweiten Pandemie eine generelle Testpflicht vor Abflug zur Einreisevoraussetzung bei Flügen 
nach Deutschland vorgesehen wird. 
Nächste Beratungen am 12. April 2021 
Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder werden im Lichte der 
weiteren Infektionsentwicklung am 12. April 2021 erneut beraten. 
Konkrete Umsetzung der Maßnahmen 
Die konkrete Umsetzung der beschlossenen Maßnahme ist im Wesentlichen Sache der einzelnen Länder 
beziehungsweise der zuständigen Bundesministerien. Über die konkreten Beschlüsse in Bayern und auf 
Bundesebene werden wir Sie informieren, sobald diese vorliegen. 
Keine erweiterte Osterruhe an Gründonnerstag und Karsamstag 
Im Beschluss der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 22./23. März 2021 war vorgese-
hen, eine sogenannte erweiterte Osterruhe einzuführen, die auch für den 1. und 3. April 2021 gelten sollte. 
Nach einer erneuten Beratung mit den Ministerpräsident*innen hat die Bundeskanzlerin in einem Presse-
statement am 24. März 2021 angekündigt, die entsprechenden Verordnungen nicht auf den Weg zu brin-
gen. Sie bezeichnete den Beschluss als „Fehler".  
Demnach wird es kein (mit der Sonn- und Feiertagsruhe vergleichbares) flächendeckendes Beschäfti-
gungsverbot in allen Betrieben und Unternehmen geben. 
Nach den Ausführungen des Bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Markus Söder in seiner Regierungserklä-
rung am 24. März 2021 wird es an diesen Tagen in Bayern keine verschärften Regelungen geben wird, die 
über die ohnehin bereits bestehenden Lockdown-Regelungen hinausgehen. 
 
Update: Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 22./23. März 2021 
Am 22./23. März 2021 berieten die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder erneut 
über die Maßnahmen zur Eindämmung der Corona-Pandemie. 
Die Beschlüsse wurden am 24. März 2021 dahingehend korrigiert, dass die höchst umstrittene Passage zur 
sogenannten Osterruhe gestrichen wurde. Dementsprechend wurde nun ein angepasstes Beschlussdoku-
ment veröffentlicht, dass Sie hier einsehen können: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengli-
che-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Beschluss-22.3.-Stand-24.3.pdf 
Beschlüsse der Bundeskanzlerin und der Ministerpräsident*innen vom 27. Mai 2021 
Am 27. Mai 2021 haben die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsident*innen der Länder in einer Vi-
deoschaltkonferenz erneut über die Impfkampagne zur SARS-CoV-2 Pandemie beraten. Unter anderem 
wurden folgende Beschlüsse gefasst: 
• Sofern in den nächsten Tagen eine Zulassung der European Medicines Agency der EU (EMA) für 

den Biontech/Pfizer-SARS-CoV2-Impfstoff erfolgt, gilt das Impfangebot bis zum Ende des Sommers 
auch für Kinder und Jugendliche ab 12 Jahre. 

• Kinder und Jugendliche ab 12 Jahren können sich nach Ende der Priorisierung (voraussichtlich am 
7. Juni 2021) um einen Impftermin insbesondere bei niedergelassenen Ärzten bemühen. Die Verfüg-
barkeit von Impfstoffen bleibt unverändert begrenzt. 

• Ein sicherer Schulbetrieb wird auch zukünftig unabhängig vom Impfangebot an Kinder und 
 Jugendliche ab 12 Jahre gewährleistet. 
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1.20 Beschlüsse des Bundes  
Kabinettsbeschluss zur bundeseinheitlichen "Notbremse" ab einer Inzidenz von 100 
Das Bundeskabinett hat eine Formulierungshilfe zur Ergänzung des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) für die 
Koalitionsfraktionen im Bundestag beschlossen.  
Den Text können Sie hier herunterladen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Me-
dien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/Kabinettvorlage_1915093.pdf 
Eine Bewertung der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände Bewertung finden Sie hier:  
https://www.galabau-bayern.de/ifsg-novelle-april-21-stellungnahme.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637539915722989547 
Wesentliche Regelungen 
Grundsätzlich fällt das Infektionsschutzrecht in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Der Vollzug der 
Infektionsschutzmaßnahmen ist aber in vielen Bereichen ausschließlich den Landesbehörden und örtlichen  
Gesundheitsämtern zugewiesen. Der Bund hat also nach jetziger Rechtslage grundsätzlich keine Möglich-
keit, in den einzelnen Ländern Infektionsschutzmaßnahmen durchzusetzen. 
Im Infektionsschutzgesetz (IfSG) des Bundes sollen nun Regelungen aufgenommen werden, die einerseits 
automatisch ab gewissen Inzidenzwerten als gesetzliche Regelung gelten und andererseits dem Bund eine 
eigene Verordnungskompetenz einräumen. Dies erfolgt durch Einfügen eines neuen §§ 28b ins Infektions-
schutzgesetz. 
Strengere Regelungen der Länder behalten allerdings grundsätzlich ihre Wirksamkeit. 
Ab einer Inzidenz von 100 sollen kraft Bundesgesetzes unter anderem folgende Maßnahmen gelten: 

• Ausgangssperren von 21:00 bis 5:00 Uhr  
• Schließung von Freizeiteinrichtungen  
• Schließung von Ladengeschäften und Märkten mit Kundenverkehr für Handelsangebote  
• Schließung von Theatern, Opern, Konzerthäusern, Bühnen, Musikclubs, Kinos etc.  
• Schließung von Gastronomiebetrieben  

Details können Sie dem Text der Formulierungshilfe entnehmen. 
In Gebieten mit einer Inzidenz über 100 kann die Bundesregierung darüber hinaus weitere Infektions-
schutzmaßnahmen durch Verordnung (mit Zustimmung des Bundesrates und Bundestages) anordnen.  
Diese Verordnungen können insbesondere weitergehende Vorschriften und Maßnahmen des Infektions-
schutzes, Präzisierungen, Erleichterungen oder Ausnahmen vorsehen sowie besondere Regelungen für 
Personen, bei denen von einer Immunisierung auszugehen ist oder die ein negatives Testergebnis vorle-
gen können. 
Der Entwurf sieht ferner eine Ausweitung der Kinderkrankentage in § 45 Abs. 2a SGB V vor. Pro Kind be-
steht der Anspruch bei Schul- und Kitaschließungen für das Kalenderjahr 2021 längstens für 30 (statt wie 
bisher für 20) Arbeitstage, für Alleinerziehende für 60 (statt 40) Arbeitstage. 
Umsetzung im beschleunigten Gesetzgebungsverfahren 
Die geplanten Änderungen sollen nun in einem beschleunigten Gesetzgebungsverfahren umgesetzt wer-
den. Über die weiteren Entwicklungen werden wir Sie auf dem Laufenden halten. 
 
Update: Bundestag verabschiedet bundeseinheitliche „Notbremse“ 
Der Deutsche Bundestag hat am 21. April 2021 Änderungen des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) beschlos-
sen. Unter folgendem Link stellen wir Ihnen die Ausschussempfehlung zur Verfügung: https://www.vbw-
bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Downloads/2021-04-19-Aus-
schussempfehlung-Bundeseinheitliche-Notbremse.pdf 
Wesentliche Regelungen 
Grundsätzlich fällt das Infektionsschutzrecht in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Der Vollzug der 
Infektionsschutzmaßnahmen ist aber in vielen Bereichen ausschließlich den Landesbehörden und örtlichen 
Gesundheitsämtern zugewiesen. Der Bund hat also nach jetziger Rechtslage grundsätzlich keine Möglich-
keit, in den einzelnen Ländern Infektionsschutzmaßnahmen durchzusetzen. 
Im Infektionsschutzgesetz (IfSG) des Bundes sollen nun Regelungen aufgenommen werden, die einerseits 
automatisch ab gewissen Inzidenzwerten als gesetzliche Regelung gelten und andererseits dem Bund eine 
eigene Verordnungskompetenz einräumen. Dies erfolgt durch Einfügen der neuen §§ 28b und 28c ins  
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Infektionsschutzgesetz. Strengere Regelungen der Länder behalten allerdings grundsätzlich ihre Wirksam-
keit. 
Ab einer Inzidenz von 100 sollen kraft Bundesgesetzes unter anderem folgende Maßnahmen gelten:  
• Ausgangssperren von 22:00 Uhr bis 05:00 Uhr 
• Schließung von Freizeiteinrichtungen  
• Schließung von Ladengeschäften und Märkten mit Kundenverkehr für Handelsangebote – mit Aus-

nahme des Großhandels 
• Schließung von Theatern, Opern, Konzerthäusern, Bühnen, Musikclubs, Kinos etc.  
• Schließung von Gastronomiebetrieben  
Details können Sie den Texten im Download-Bereich entnehmen. Zusätzlich stellen wir Ihnen eine Kurz-
übersicht über die Neuregelungen im Vergleich zu den bisher in Bayern geltenden Regelungen zur Verfü-
gung. 
In Gebieten mit einer Inzidenz über 100 kann die Bundesregierung zudem weitere Infektionsschutzmaß-
nahmen mittels Verordnung (mit Zustimmung des Bundesrates und Bundestages) veranlassen. Diese Ver-
ordnungen können vor allem weitergehende Vorschriften und Maßnahmen des Infektionsschutzes, Präzi-
sierungen, Erleichterungen oder Ausnahmen vorsehen. 
Daneben kann der Bund auch inzidenzunabhängig besondere Regelungen für Personen treffen, bei denen 
von einer Immunisierung (etwa vollständig Geimpfte) auszugehen ist oder die ein negatives Testergebnis 
vorlegen können. 
Wichtige Änderungen durch die Ausschussempfehlungen 
Homeoffice 
Mit der Gesetzesänderung werden nun auch folgende Regelungen zum Homeoffice in § 28b Abs. 7 Infekti-
onsschutzgesetz aufgenommen: 
• Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten im Fall von Büroarbeit oder vergleichbaren Tätigkeiten inzidenz-

unabhängig anzubieten, diese Tätigkeiten in deren Wohnung auszuführen, wenn keine zwingenden be-
triebsbedingten Gründe entgegenstehen. Dies entspricht der bisherigen Regelung in der Corona-Arbeits-
schutzverordnung. 

• Die Beschäftigten haben dieses Angebot anzunehmen, soweit ihrerseits keine Gründe entgegenstehen. 
Es reichen einfache „Gründe“ aus, diese müssen nicht zwingend sein. In der Begründung heißt es:  
„Gründe, die dem entgegenstehen, können beispielsweise räumliche Enge, Störungen durch Dritte oder 
unzureichende technische Ausstattung sein. Eine Mitteilung des Beschäftigten auf Verlangen des Arbeit-
gebers, dass das Arbeiten von zu Hause aus nicht möglich ist, reicht zur Darlegung aus. Der Arbeitneh-
mer muss die Gründe selbst also nicht nennen und der Arbeitgeber ist keinesfalls verpflichtet diese zu  
prüfen. Eine besondere Form ist für die Erklärung des Arbeitnehmers nicht vorgeschrieben, zu Doku-
mentationszwecken (auch gegenüber den Behörden) empfiehlt sich aber eine Erfassung in Schriftform 
oder zumindest Textform (z. B. E-Mail). 

• Die zuständigen Behörden für den Vollzug bestimmen die Länder durch Verordnung. Eine entspre-
chende Festlegung ist in Bayern noch nicht erfolgt, es ist aber denkbar, dass diese Aufgabe den für den 
Arbeitsschutz zuständigen Gewerbeaufsichtsämtern zugewiesen wird. Für Verstöße gegen die Vorga-
ben sind im Infektionsschutzgesetz keine Bußgelder vorgesehen. 

Großhandel 
Der Großhandel wird von den Geschäftsschließungen ab einer Inzidenz von 100 grundsätzlich ausgenom-
men. 
Weiteres Vorgehen 
Bereits am 22. April 2021 wird das Vorhaben im Bundesrat behandelt. Über den Zeitpunkt des In-Kraft-Tre-
tens werden wir Sie informieren. 
 
Update: bundeseinheitliche „Notbremse“ im Gesetzblatt veröffentlicht 
Der Deutsche Bundestag hat am 21. April 2021 Änderungen des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) beschlos-
sen, die am 22. April 2021 auch den Bundesrat passiert haben. Sie wurden noch am 22. April 2021 im Bun-
desgesetzblatt veröffentlicht und sind zum 23. April 2021 in Kraft getreten. 
Viertes Gesetz zum Schutz der Bevölkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite  
  

https://www.bgbl.de/fileadmin/user_upload/bgbl121s0802_buergerversion.pdf


X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 103 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

Homeoffice 
Durch das Gesetz wird die bisher in der Arbeitsschutz-Verordnung (§ 2 Absatz 4) geregelte Pflicht des Ar-
beitgebers, Beschäftigten mit Büro- oder vergleichbaren Tätigkeiten das Arbeiten von zu Hause aus anzu-
bieten, nach § 28b Absatz 7 IfSG überführt und ergänzt. Der mit Büro- oder ähnlichen Tätigkeiten beschäf-
tigte Arbeitnehmer muss nunmehr das Angebot seines Arbeitgebers annehmen, soweit er keine Gründe  
geltend machen kann, das Angebot abzulehnen. Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, diese Ablehnungs-
gründe zu erfragen oder ihre Stichhaltigkeit zu ergründen. Die Änderung löst daher keine unmittelbaren 
neuen Handlungspflichten des Arbeitgebers aus. 
Lehnt der Arbeitnehmer ein Angebot ab, bietet es sich an, diese Ablehnung festzuhalten. Dafür genügt z. B. 
eine E-Mail des Arbeitnehmers, nicht von daheim aus arbeiten zu können. Im Übrigen übernimmt der neue 
§ 28b Abs. 7 IfSG den Wortlaut des nunmehr gestrichenen § 2 Abs. 4 der Corona-Arbeitsschutzverord-
nung. Es ändert sich daher nichts daran, dass die Tätigkeit von zu Hause auch im Sinne des IfSG keine 
Telearbeit nach der Arbeitsstättenverordnung ist. 
Vorgehen in Bayern 
Zur Anpassung an die bundeseinheitlichen Regelungen hat Bayern Änderungen der Infektionsschutzmaß-
nahmenverordnung vorgenommen. 
Entwurf einer Bundesverordnung für Geimpfte und Genesene 
Das Bundeskabinett hat die Verordnung zur Regelung von Erleichterungen und Ausnahmen von Schutz-
maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 (SchAusnahmV) verabschiedet. Bevor sie in 
Kraft tritt, muss die Verordnung allerdings noch von Bundestag und Bundesrat abgesegnet werden. Wir 
werden Sie über die weiteren Entwicklungen informieren. Den Text der Verordnung finden Sie hier: 
https://www.galabau-bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637558915601587080 
Wesentliche Regelungen 
Definition von Geimpften und Genesenen 
• Als geimpft gilt man, wenn die letzte erforderliche Corona-Impfung mindestens 14 Tage zurückliegt. 
• Als geimpft gilt auch, wer nach einer Corona-Erkrankung genesen ist und zumindest eine Impfung erhal-

ten hat. 
• Es muss sich um einen vom Paul-Ehrlich-Institut anerkannten Impfstoff handeln. 
• Als genesen gilt, wer einen positiven PCR-Test vorlegen kann, der nicht jünger als 28 Tage und nicht 

älter als sechs Monate ist. Die Durchführung eines Antikörpertests reicht nicht aus, um als genesen zu 
gelten. 

Erleichterungen für Geimpfte und Genesene 
• Erleichterungen gelten grundsätzlich nur, wenn die Betroffenen aktuell keine Corona-Symptome zeigen. 
• Soweit die Infektionsschutzmaßnahmen des Bundes oder der Länder die Vorlage eines negativen Test-

ergebnisses verlangen, sind Geimpfte und Genesene hiervon befreit. Das gilt aber nicht für den Schutz 
vulnerabler Gruppen, also z. B. für Besuche in Pflegeheimen und Krankenhäusern. 

• Kontaktbeschränkungen gelten nicht, soweit sich nur Geimpfte und Genesene treffen. Sind an 
Zusammenkünften auch andere Personen beteiligt, zählen Geimpfte und Genesene nicht als Teilnehmer 
bei der Berechnung der Höchstgrenze. 

• Die nächtliche Ausgangssperre gilt nicht für Geimpfte und Genesene. 
• Geimpfte und Genesene treffen keine Quarantänepflichten bei Kontakt zu Erkrankten und nach der 

Rückkehr aus ausländischen Risikogebieten. Das gilt allerdings nicht für den Kontakt mit an Virusvarian-
ten erkrankten Personen oder nach der Rückkehr aus Virusvarianten-Gebieten. 

Anerkennung von Tests der Arbeitgeber 
Soweit die Infektionsschutzmaßnahmen des Bundes oder der Länder die Vorlage eines negativen Tester-
gebnisses verlangen (unabhängig davon, ob die Betroffenen geimpft oder genesen sind), werden auch im 
Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Personal, das die dafür erforderli-
che Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzt, durchgeführte Tests anerkannt. 
Hinweis: Konkrete Informationen zur Ausgestaltung des Testnachweises liegen noch nicht vor. Wir werden 
sie entsprechend informieren, sobald uns hier Näheres bekannt ist. 
  

https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/12.-Infektionsschutzma%C3%9Fnahmenverordnung-%C3%84nderungen-zum-23.-April-2021.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Allgemeines/12.-Infektionsschutzma%C3%9Fnahmenverordnung-%C3%84nderungen-zum-23.-April-2021.jsp
https://www.galabau-bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637558915601587080
https://www.galabau-bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung.pdfx?onpublix_view=true&tm=637558915601587080
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Vorerst keine Änderungen im Arbeitsschutz 
Im Bereich des Arbeitsschutzes sind nach unserem Kenntnisstand derzeit keine Sonderregelungen für Ge-
impfte und Genesene vorgesehen. So wird z. B. die Testangebotspflicht nach § 5 Corona-Arbeitsschutzver-
ordnung vorerst unverändert bestehen bleiben. 
Verhältnis zu Landesregelungen 
Sobald die Regelungen der Bundesverordnung in Kraft getreten sind, werden sie die bis dahin bereits er-
lassenen Regelungen der Länder zu Erleichterungen für Geimpfte und Genesene ablösen. 
Die Ausnahmen greifen dann aber auch für Infektionsschutzmaßnahmen, die nur auf Landesebene gelten, 
also auch bei regionalen Inzidenzwerten unter 100. 
Bundesverordnung für Geimpfte und Genesene tritt zum 9. Mai 2021 in Kraft 
Die Verordnung zur Regelung von Erleichterungen und Ausnahmen von Schutzmaßnahmen zur Verhinde-
rung der Verbreitung von COVID-19 (SchAusnahmV) wurde am 8. Mai 2021 im Bundesanzeiger verkündet. 
Sie tritt am 9. Mai 2021 in Kraft. 
COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung 
Den Text der Verordnung mitsamt der Begründung finden Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-
bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung-1.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637562401811700470 
Wesentliche Regelungen 
Definition von Geimpften und Genesenen 
• Als geimpft gilt man, wenn die letzte erforderliche Corona-Impfung mindestens 14 Tage zurückliegt. 
• Als geimpft gilt auch, wer nach einer Corona-Erkrankung genesen ist und zumindest eine Impfung erhal-

ten hat. 
• Es muss sich um einen vom Paul-Ehrlich-Institut anerkannten Impfstoff handeln. 
• Als genesen gilt, wer einen positiven PCR-Test vorlegen kann, der nicht jünger als 28 Tage und nicht 

älter als sechs Monate ist. Die Durchführung eines Antikörpertests reicht nicht aus, um als genesen zu 
gelten. 

Erleichterungen für Geimpfte und Genesene 
• Erleichterungen gelten grundsätzlich nur, wenn die Betroffenen aktuell keine Corona-Symptome zeigen. 
• Soweit die Infektionsschutzmaßnahmen des Bundes oder der Länder die Vorlage eines negativen Test-

ergebnisses verlangen, sind Geimpfte und Genesene hiervon befreit. Das gilt aber nicht für den Schutz 
vulnerabler Gruppen, also z. B. für Besuche in Pflegeheimen und Krankenhäusern. 

• Kontaktbeschränkungen gelten nicht, soweit sich nur Geimpfte und Genesene treffen. Sind an 
Zusammenkünften auch andere Personen beteiligt, zählen Geimpfte und Genesene nicht als Teilnehmer 
bei der Berechnung der Höchstgrenze. 

• Die nächtliche Ausgangssperre gilt nicht für Geimpfte und Genesene. 
• Geimpfte und Genesene treffen keine Quarantänepflichten bei Kontakt zu Erkrankten und nach der 

Rückkehr aus ausländischen Risikogebieten. Das gilt allerdings nicht für den Kontakt mit an (in Deutsch-
land noch nicht verbreiteten) Virusvarianten erkrankten Personen oder nach der Rückkehr aus Virusvari-
anten-Gebieten. 

Anerkennung von Tests der Arbeitgeber 
Soweit die Infektionsschutzmaßnahmen des Bundes oder der Länder die Vorlage eines negativen Tester-
gebnisses verlangen (unabhängig davon, ob die Betroffenen geimpft oder genesen sind), werden auch im 
Rahmen einer betrieblichen Testung im Sinne des Arbeitsschutzes durch Personal, das die dafür erforderli-
che Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung besitzt, durchgeführte Tests anerkannt. 
Hinweis: Konkrete Informationen zur Ausgestaltung des Testnachweises liegen noch nicht vor. Wir werden 
sie entsprechend informieren, sobald uns hier Näheres bekannt ist. 
Vorerst keine Änderungen im Arbeitsschutz 
Im Bereich des Arbeitsschutzes sind nach unserem Kenntnisstand derzeit keine Sonderregelungen für Ge-
impfte und Genesene vorgesehen. So wird z. B. die Testangebotspflicht nach § 5 Corona-Arbeitsschutzver-
ordnung vorerst unverändert bestehen bleiben. 
  

https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtlicher-teil?4
https://www.bundesanzeiger.de/pub/de/amtlicher-teil?4
https://www.galabau-bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung-1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637562401811700470
https://www.galabau-bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung-1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637562401811700470
https://www.galabau-bayern.de/covid-19-schutzma-nahmen-ausnahmenverordnung-1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637562401811700470
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Verhältnis zu Landesregelungen 
Die Regelungen der Bundesverordnung lösen die bis dahin bereits erlassenen Regelungen der Länder zu 
Erleichterungen für Geimpfte und Genesene ab. Die Ausnahmen greifen dann aber auch für Infektions-
schutzmaßnahmen, die nur auf Landesebene gelten, also auch bei regionalen Inzidenzwerten unter 100. 
Wichtig:  
Von dieser Verordnung unberührt bleiben nach § 1 Abs. 2 SchAusnahmV weitere Gebote und Verbote, die 
nach dem fünften Abschnitt des IfSG bestehen oder auf Grund der Vorschriften im fünften Abschnitt des 
IfSG erlassen worden sind oder werden, wie insbesondere 
 ein Gebot, eine Mund-Nasen-Bedeckung, einen Mund-Nasen-Schutz oder eine Atemschutzmaske zu 

tragen, 
 ein Abstandsgebot im öffentlichen Raum und 
 Vorgaben in Hygiene- und Schutzkonzepten. 
Zudem gelten die Erleichterungen und Ausnahmen nicht für Personen, die typische Symptome einer Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 aufweisen oder bei denen eine aktuelle Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 nachgewiesen ist (§ 1 Abs. 3 SchAusnahmV). 
 
Update: Zweites Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes im Bundesgesetzblatt verkün-
det 
Das Zweite Gesetz zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes ist im Bundesgesetzblatt Nr. 26 vom 31. 
Mai 2021 veröffentlicht worden (https://www.galabau-bayern.de/bgbl121s1174-79611.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637582334856468105) und trat mit dem gestrigen Tag in Kraft.  
Klargestellt ist nun, dass der Entschädigungsanspruch wegen Schul- oder Kitaschließung nach § 56 Abs. 
1a IfSG auch dann besteht, wenn die Schließung aufgrund anderer Umstände als eine behördliche Schlie-
ßung erfolgt.  
Diese Information verlinken wir nicht auf unserer Homepage, stellen Sie Ihnen jedoch gern zur Verfügung, 
da eventuell vereinzelt Mitgliedsbetriebe zu diesem Themenkomplex Fragen haben können. Selbstver-
ständlich können Sie sie gerne auch an Ihre Betriebe weitergeben. 
Aktualisierte Corona-Impfverordnung am 2. Juni 2021 im Bundesanzeiger veröffentlicht 
Die aktualisierte Coronavirus-Impfverordnung wurde am 2. Juni 2021 im Bundesanzeiger veröffentlicht. Sie 
tritt zum 7. Juni 2021 in Kraft. 
Inhaltlich enthält die Verordnung folgende Neuerungen: 
• Wegfall der Priorisierungsreihenfolge bei den Schutzimpfungen. 
• Anspruchsberechtigt für eine Schutzimpfung sind alle in Deutschland Beschäftigte. 
• Betriebsärzte sollen Leistung eigenständig erbringen können. Die Notwendigkeit der Anbindung an ein 

Impfzentrum entfällt. 
• Einbeziehung auch der nach dem Gesetz über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere Fach-

kräfte für Arbeitssicherheit vom Arbeitgeber bestellten Betriebsärzte. 
• Betriebsärzte können die Impfstoffe und das Impfbesteck sowie das Zubehör unentgeltlich über Apothe-

ken beziehen. 
• Vergütung auch der Betriebsärzte für die Erstellung eines Impfzertifikats.  
• Hinweis zur Haftung bei Impfungen in Unternehmen: Coronaimpfungen in Betrieben gelten nicht als be-

trieblich veranlasst, sondern als Teil der staatlichen Impfkampagne zum Schutz vor dem Coronavirus 
SARS-CoV-2, so dass ein Erfüllungsverhältnis alleine zwischen dem Betriebsarzt und dem Anspruchs-
berechtigten besteht. 

Den im Bundesanzeiger veröffentlichten Text der Corona-Impfverordnung finden Sie unter folgendem Link: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissen-
schaft/2021/Downloads/Corona-ImpfV-idF-02.06.2021-V2.pdf 
 
 
2. Bautätigkeit Außenanlagen 
 
2.1 Kein Arbeitsverbot für GaLaBau 
  

https://www.galabau-bayern.de/bgbl121s1174-79611.pdfx?onpublix_view=true&tm=637582334856468105
https://www.galabau-bayern.de/bgbl121s1174-79611.pdfx?onpublix_view=true&tm=637582334856468105
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Corona-ImpfV-idF-02.06.2021-V2.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Arbeitswissenschaft/2021/Downloads/Corona-ImpfV-idF-02.06.2021-V2.pdf
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2.2 Handlungsanweisung zur Erbringung der Werkleistungen  
Umgang mit unterbrochenen Lieferketten (KG-Rohre) 
Aktuell ist aus dem Kreis der Mitglieder verstärkt zu hören, dass in bestimmten Bereichen Materialbeschaf-
fungen nicht mehr möglich sind oder erhebliche Mehrkosten erwartet werden. Betroffen sind derzeit KG-
Rohre, die nicht lieferbar sind. 
Betroffene Unternehmer sollten ihre Kunden (Auftraggeber) rechtzeitig über die Problematik informieren. 
Erfahrungsgemäß werden Verträge im GaLaBau meist unter Einbeziehung der VOB/B geschlossen. In sol-
chen Fällen muss der Unternehmer, wenn er sich in der Ausführung seiner Leistung behindert glaubt, sei-
nem Auftraggeber eine schriftliche Behinderungsanzeige zukommen lassen. Dem Unternehmer steht eine  
Verlängerung der Ausführungsfristen zu, wenn eine Behinderung beispielsweise durch höhere Gewalt oder 
andere für den Unternehmer unabwendbare Umstände verursacht ist. Ob die aktuellen Lieferschwierigkei-
ten bei KG-Rohren auf die Pandemie zurückzuführen sind und als höhere Gewalt eingeordnet werden kön-
nen, lässt sich derzeit nicht sicher sagen. Vorsorglich sollten betroffene Unternehmer jedoch entspre-
chende Behinderungsanzeigen versenden, um zumindest die Möglichkeit einer Verlängerung der Ausfüh-
rungsfristen zu wahren. 
Ob der Unternehmer auch einen höheren Einkaufspreis der KG-Rohre an seinen Kunden weitergeben kön-
nen wird, lässt sich allgemein nicht sagen. In Einzelfällen wird der Unternehmer möglicherweise eine An-
passung der Vergütung unter dem Gesichtspunkt der Störung der Geschäftsgrundlage (§ 313 BGB) verlan-
gen können. Dies dürfte jedoch nur ausnahmsweise möglich sein, wenn die Preissteigerung der KG-Rohre 
gravierend auf die Gesamtvergütung durchschlägt. Indes gehört die Materialbeschaffung beim Bauvertrag 
grundsätzlich zum Risikobereich des Unternehmers, was einer Preisanpassungsmöglichkeit eher entge-
gensteht. 
Wie eine Behinderungsanzeige im VOB/B-Vertrag in etwa lauten kann, können Sie folgendem Merkblatt 
entnehmen:  https://www.galabau-bayern.de/anlage-01-27-2021-umgang-mit-unterbrochenen-lieferket-
ten1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552893837021903 
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf zivilrechtliche Verträge im Garten-, Landschafts- und 
Sportplatzbau (mit Hinweisen zum Umgang mit steigenden Materialkosten und Lieferengpässen) 
Unter folgendem Link finden Sie aktualisierte Informationen des BGL zu den Auswirkungen der Corona-
Pandemie auf zivilrechtliche Verträge im Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau: https://www.galabau-
bayern.de/2021-04-27-info-aus-dem-hdl-auswirkung-der-pandemie-vertraege-im-galabau-2021-04.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637552893377486649 
Etwas überarbeitet sind insbesondere die allgemeinen Hinweise zum Umgang mit Lieferengpässen und 
neu dazugekommen sind die grundsätzlichen Hinweise zum Umgang mit steigenden Materialkosten.  
 
2.3 Kundeninformationsblatt K 12 – Verhaltenscodex Corona-Krise Empfehlungen für die Baustelle  
 
2.4 Hinweis des Bundes und des Freistaates Bayern zum Betrieb laufender Baustellen  
 
2.5 Neuer Bundeserlass zur Vergabe öffentlicher Aufträge des Bundes  
 
2.6 Bayern: Auftragsvergaben während der COVID19-Pandemie 
 
 
3. Aus- und Weiterbildung 
 
3.1 Berufsschulen, Meisterschulen und Weiterbildungseinrichtungen (DEULA)  
3.1.1 Berufsschulen  
Berufsschule Höchstädt  
Im Schreiben des Staatlichen Beruflichen Schulzentrums Höchstädt vom 17.12.2021 wird erläutert, wie es 
ab dem 11. Januar 2021 mit dem Online-Unterricht weitergehen soll. Das Schreiben finden Sie unter fol-
gendem Link: https://www.galabau-bayern.de/hoechstadt.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637441600881879285 
  

https://www.galabau-bayern.de/anlage-01-27-2021-umgang-mit-unterbrochenen-lieferketten1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552893837021903
https://www.galabau-bayern.de/anlage-01-27-2021-umgang-mit-unterbrochenen-lieferketten1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552893837021903
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-27-info-aus-dem-hdl-auswirkung-der-pandemie-vertraege-im-galabau-2021-04.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552893377486649
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-27-info-aus-dem-hdl-auswirkung-der-pandemie-vertraege-im-galabau-2021-04.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552893377486649
https://www.galabau-bayern.de/2021-04-27-info-aus-dem-hdl-auswirkung-der-pandemie-vertraege-im-galabau-2021-04.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552893377486649
https://www.galabau-bayern.de/hoechstadt.pdfx?onpublix_view=true&tm=637441600881879285
https://www.galabau-bayern.de/hoechstadt.pdfx?onpublix_view=true&tm=637441600881879285
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Im Schreiben des Staatlichen Beruflichen Schulzentrums Höchstädt vom 17.12.2020 wurde erläutert, wie 
es ab dem 11. Januar 2021 mit dem Online-Unterricht weitergehen soll. In einem weiteren Schreiben vom 
08.01.2021 wurde das konkretisiert. Sie finden das Informationsschreiben zum Online-Unterricht ab dem  
11.01.2021 unter folgendem Link: https://www.galabau-bayern.de/21a-online-unterricht-1101.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637460382563109513 
Ab dem 1. Februar bis voraussichtlich 14. Februar 2021 wird Berufsschulunterricht auch weiterhin im Dis-
tanzunterricht stattfinden. Weiterführende Informationen finden Sie unter folgendem Link: 
https://www.galabau-bayern.de/21a-distanzunterr-ab02-21-bs-hoechstaedt-stand-
28.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478531240992114 
Auch vom 15. Februar bis 19. Februar 2021 wird der Berufsschulunterricht im Distanzunterricht stattfinden. 
Welche Klassen betroffen sind und weiterführende Informationen finden Sie unter folgendem Link: 
https://www.galabau-bayern.de/21b-distanzunterr-faschingsferien.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637490596451524864 
Ab 22. Februar 2021 wird an der Berufsschule Höchstädt je nach Jahrgangsstufe Präsenzunterricht und 
Distanzunterricht durchgeführt. Es gilt der reguläre Blockplan. Welche Klassen betroffen sind und weiterfüh-
rende Informationen finden Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-bayern.de/21b-unterrichtsre-
gelg-ab22februar-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637492609134886009 
An der Berufsschule Höchstädt wird weiterhin je nach Jahrgangsstufe Präsenzunterricht und Distanzunter-
richt durchgeführt. Es gilt der reguläre Blockplan. Welche Abschlussklassen vom Präsenzunterricht betrof-
fen sind und weiterführende Informationen finden Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-bay-
ern.de/21b-unterrichtsregelg-nach-blockplan-betriebe-gala-bsc.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637501940319554786 
Ab dem 15. März 2021 darf die Berufsschule Höchstädt weitere Klassen in den Präsenzunterricht einladen. 
Grundlage bleibt der reguläre Blockplan. Welche Klassen betroffen sind und weiterführende Informationen 
finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/21c-unterrichtsregelg-ab1503-betriebe-gala-
bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869007230135 
Berufsschule Höchstädt: Unterrichtsregelung ab 12. April und notwendige Corona-Testungen 
In Abhängigkeit der Inzidenzlage und entsprechenden Vorgaben lädt die Berufsschule Höchstädt Klassen 
in den Präsenz- bzw. Distanzunterricht ein. Grundlage für die Beschulung ist der reguläre Block-plan. Ge-
nauere Informationen finden Sie unter folgendem Link. Zusätzlich haben wir Ihnen das Schreiben von der 
Berufsschule inkl. Einverständnis-Erklärung (Link) zur Selbsttestung beigefügt. 
Berufsschule Höchstädt Unterrichtregelung ab 26. April 2021 und notwendige Corona-Testungen 
Unter folgendem Link finden Sie das Schreiben der Berufsschule Höchstädt zu den Unterrichtsregelung ab 
12. April und notwendige Corona-Testungen: https://www.galabau-bayern.de/21d-unterrichtsregelg-
ab2604-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546863242480154 
Berufsschule Höchstädt Unterrichtregelung ab 03. Mai 2021 und notwendige Corona-Testungen 
Unter folgendem Link finden Sie das Schreiben der Berufsschule Höchstädt zu den Unterrichtsrege-
lung ab 03. Mai 2021 und notwendige Corona-Testungen: https://www.galabau-bayern.de/21d-un-
terrichtsregelg-ab0305-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552892425175458 
Berufsschule Höchstädt Unterrichtregelung ab 10. Mai 2021 und notwendige Corona-Testungen 
Unter folgendem Link finden Sie das Schreiben der Berufsschule Höchstädt zu den Unterrichtsregelung ab 
10. Mai 2021 und notwendige Corona-Testungen: https://www.galabau-bayern.de/21e-unterrichtsregelg-
ab10-05-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637558913867384907 
Berufsschule Höchstädt Unterrichtsregelung ab 7. Juni 2021 und notwendige Corona-Testungen 
Unter folgendem Link finden Sie das Schreiben der Berufsschule Höchstädt zur Unterrichtsregelung ab  
7. Juni 2021 und notwendige Corona-Testungen: https://bs-hoechstaedt.de/images/21f_Unterrichtsre-
gelg_ab07_06__Betriebe__GALA_BSC.pdf 
Berufsschule München 
Update 07.01.2021 
Ab Montag, 11. Januar 2021 bis Freitag, 29. Januar 2021 befinden sich alle Berufsschulen Bayerns gemäß 
Anweisung des Bayerischen Kultusministeriums weiterhin im Distanzunterricht.  
Der Distanzunterricht erfolgt je nach Klasse zu den in den Block-/Tages- und Stundenplänen normal vorge-
sehenen Unterrichtszeiten mit Videounterricht über MS Teams bzw. über die Bereitstellung von Unterrichts-
material auf der Lernplattform Fronter oder per Mail. 
Gemäß KMS VI-BO9200-1-7a.37661 vom 21.04.2020 „sind die Auszubildenden vom Betrieb für diesen Un-
terricht gemäß § 15 Berufsbildungsgesetz (BBiG) freizustellen“.   

https://www.galabau-bayern.de/21a-online-unterricht-1101.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460382563109513
https://www.galabau-bayern.de/21a-online-unterricht-1101.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460382563109513
https://www.galabau-bayern.de/21a-distanzunterr-ab02-21-bs-hoechstaedt-stand-28.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478531240992114
https://www.galabau-bayern.de/21a-distanzunterr-ab02-21-bs-hoechstaedt-stand-28.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637478531240992114
https://www.galabau-bayern.de/21b-distanzunterr-faschingsferien.pdfx?onpublix_view=true&tm=637490596451524864
https://www.galabau-bayern.de/21b-distanzunterr-faschingsferien.pdfx?onpublix_view=true&tm=637490596451524864
https://www.galabau-bayern.de/21b-unterrichtsregelg-ab22februar-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637492609134886009
https://www.galabau-bayern.de/21b-unterrichtsregelg-ab22februar-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637492609134886009
https://www.galabau-bayern.de/21b-unterrichtsregelg-nach-blockplan-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940319554786
https://www.galabau-bayern.de/21b-unterrichtsregelg-nach-blockplan-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940319554786
https://www.galabau-bayern.de/21b-unterrichtsregelg-nach-blockplan-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940319554786
https://www.galabau-bayern.de/21c-unterrichtsregelg-ab1503-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869007230135
https://www.galabau-bayern.de/21c-unterrichtsregelg-ab1503-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637509869007230135
https://www.galabau-bayern.de/21d-unterrichtsregelg-ab1204-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637538361277114639
https://www.galabau-bayern.de/21d-einverstaendnis-selbsttest-schueler.pdfx?onpublix_view=true&tm=637538252765719931
https://www.galabau-bayern.de/21d-unterrichtsregelg-ab2604-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546863242480154
https://www.galabau-bayern.de/21d-unterrichtsregelg-ab2604-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546863242480154
https://www.galabau-bayern.de/21d-unterrichtsregelg-ab0305-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552892425175458
https://www.galabau-bayern.de/21d-unterrichtsregelg-ab0305-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552892425175458
https://www.galabau-bayern.de/21e-unterrichtsregelg-ab10-05-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637558913867384907
https://www.galabau-bayern.de/21e-unterrichtsregelg-ab10-05-betriebe-gala-bsc.pdfx?onpublix_view=true&tm=637558913867384907
https://bs-hoechstaedt.de/images/21f_Unterrichtsregelg_ab07_06__Betriebe__GALA_BSC.pdf
https://bs-hoechstaedt.de/images/21f_Unterrichtsregelg_ab07_06__Betriebe__GALA_BSC.pdf
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Wir gehen daher davon aus, dass Sie Ihren Auszubildenden die Teilnahme am Distanzunterricht ermögli-
chen. Idealerweise können Sie Ihren Auszubildenden einen geeigneten Arbeitsplatz im Betrieb zur Verfü-
gung stellen, an dem sie/er ungestört arbeiten kann. 
Die Berufsschule München weist ausdrücklich darauf hin, dass auch im Distanzunterricht die Möglichkeit 
besteht, mündliche Leistungserhebungen durchzuführen. Weiterhin weisen sie darauf hin, dass regelmäßig 
eine „Anwesenheitskontrolle“ der Schüler*innen durchgeführt wird. 
Die Ausbildungsbetriebe der betroffenen Klassen werden von der Berufsschule München über Mail infor-
miert. Weitere Informationen finden sie auf der Homepage www.bs-gfv.musin.de. Für Rückfragen steht die 
Berufsschule München unter 089/233-82900 oder per Mail bs-gfv@muenchen.de gerne zur Verfügung. 
 
Update 4.02.2021 
Die Berufsschule München unterrichtet seit dem 11. Januar 2021 bis zum 12. Februar 2021 alle Galabau-
klassen im Distanzunterricht/Videounterricht über MSTeams und die Unterrichtsplattform Fronter im Vollun-
terricht nach den gültigen Block- und Stundenplänen. Alle Klassen sind auf dem aktuellen Stand der didak-
tischen Jahresplanungen, für den Bereich GaLabau ist daher kein zusätzlicher Blockunterricht in den 
ehemaligen "Faschingsferien" vom 15. Februar bis 19. Februar 2021 geplant. Die Auszubildenden ste-
hen damit in der "Faschingsferienwoche" vollständig den Betrieben zur Verfügung. Über den weiteren Un-
terrichtsablauf ab 22. Februar 2021 kann die Berufsschule München leider noch nicht informieren, da hierzu 
seitens des Kultusministeriums noch keine Informationen vorliegen. 
 
Update 
Die Klassen GLB10 und GLB11 bleiben ab 22. Februar 2021 weiterhin im vollen Distanzunterricht nach den 
regulären Block- und Stundenplänen. Es besteht weiterhin Teilnahmepflicht am Distanzunterricht, die An-
wesenheit wird regelmäßig überprüft. Leistungsnachweise können weiterhin in mündlicher Form erhoben  
werden. Für die Klassen GLB12 ist in der Zeit vom 22. Februar 2021 - 30. April 2021 kein Blockunterricht 
eingeplant, die Auszubildenden dieser Klassen sind in diesem Zeitraum durchgehend im Betrieb. 
 
Update 09.03.2021 
Gemäß Beschluss der Bayerischen Staatsregierung wechseln Berufsschulen ab 15. März 2021 in den sog. 
„Wechselunterricht“ mit dem Ziel, die Schüler*innen wieder, wenigstens teilweise, in den Präsenzunterricht 
in die Schule zu holen. Dabei sind die Hygienebestimmungen strikt einzuhalten, dies bedeutet u. a. die Tei-
lung der Klassen in kleinere Gruppen. Damit kann die Berufsschule München nicht mehr wie bisher im Dis-
tanzunterricht nach regulärem Stundenplan unterrichten. Diese Regelung gilt zunächst bis Beginn der Os-
terferien (die unverändert bleiben) am 26.03.2021 unter der Bedingung, dass der Inzidenzwert in der Stadt 
München nicht über den Wert 100 steigt. Über die Regelungen nach den Osterferien wird die Berufsschule 
München nach Vorliegen der Vorgaben per Mail unterrichten. 
In der Zeit vom 15.03. – 26.03.2021 läuft der Unterricht nach den gültigen Blockplänen daher im Wechsel-
unterricht (Kombination aus Präsenzunterricht und Distanzunterricht). Die betroffenen Ausbildungsbetriebe 
werden per Mail über die jeweilige Kombination aus Präsenz- und Distanzunterricht informiert. Die dann  
gültigen Stundenpläne stellt die Berufsschule München den Schüler*innen auf der Plattform Fronter zur 
Verfügung. 
 
Update 20.05.2021 
„Bei einem Inzidenzwert unter 50 in der LH München geht die Berufsschule für Gartenbau, Floristik und 
Vermessungstechnik nach den Pfingstferien wieder in den Regelpräsenzbetrieb, d. h. alle Klassen werden 
nach normalen Block- und Stundenplänen beschult (mit Masken- und Selbsttestpflicht). Die Ausbildungsbe-
triebe und Schüler*innen der betroffenen Klassen werden entsprechend informiert.“ 
 
3.1.2 Meisterschulen 
3.1.3 Überbetriebliche Ausbildung und Weiterbildung  
3.1.3.1 Landmaschinenschule Triesdorf 
 
3.1.3.2 DEULA Bayern  
Update vom 07.01.2021 
Die überbetriebliche Ausbildung findet voraussichtlich bis zum 31.01.2021 nicht statt. Die Kurse vom 11.01. 
bis zum 15.01.2021 wurden bereits abgesagt. 
  

http://www.bs-gfv.musin.de/
mailto:bs-gfv@muenchen.de
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Update vom 05.02.2021 
Ab Montag, 8. Februar 2021 darf die überbetriebliche Ausbildung Gärtner in Kleingruppen nur für Absolven-
ten der Abschlussprüfung stattfinden. Die Betriebe und Teilnehmer*innen werden von der DEULA Bayern 
direkt informiert: https://www.deula.de/startseite. 
 
3.1.3.3 Fahrschule und Akademie Landschaftsbau Weihenstephan (alw)  
 
Update vom 07.01.2021 
Am 6. Januar 2021 hat der Bayerische Ministerrat die Maßnahmen bis zum 31.01.2021 verlängert, d. h. 
dass Präsenzveranstaltungen in der beruflichen Aus-, Fort- und Weiterbildung vorerst weiterhin untersagt 
sind. Derzeit finden folglich keine Veranstaltungen an der alw statt. Die alw arbeitet an Online-Schulungen  
und hält Sie hier auf dem Laufenden. Weitere Informationen finden Sie hier: https://www.akademie-land-
schaftsbau.de/ 
 
3.2 Prüfungen 
3.2.1 Information zur Zwischenprüfung der Fachrichtung Garten- und Landschaftsbau im Frühjahr 
2020 im Dienstgebiet das Gartenbauzentrums Bayern Süd-Ost (AELF Landshut)  
3.2.2 Informationen zu den Meisterprüfungen 
 
3.2.3 Informationen zu Abschlussprüfungen 
Kann ich an meiner beruflichen Abschlussprüfung teilnehmen, wenn ich einer behördlich angeord-
neten Quarantäne unterliege? 
Die Quarantäne darf zur Teilnahme an den Abschlussprüfungen (inkl. An- und Abreise) unter strikter Ein-
haltung des Hygienekonzepts sowie ausgedehnten Abstandsregelungen (Sicherheitsabstand von > 2 m) 
unterbrochen werden. 
Achtung: für diese Teilnehmer besteht Testpflicht! 
Voraussetzung für die Teilnahme an der Prüfung ist die Vorlage eines aktuellen, zu Beginn der Prüfung 
höchstens 24 Stunden alten negativen Ergebnisses eines Schnelltests, durchgeführt durch Fachpersonal 
oder beauftragte Dritte, oder eines zu Beginn der Prüfung höchstens 48 Stunden alten PCR-Tests. 
Bitte informieren Sie vorab die zuständigen Stellen (Schule, Bildungsberater) über die Quarantäne damit 
ggf. besondere Hygienekonzepte erarbeitet werden. 
 
3.2.3 Winterabschlussprüfungen 2021  
 
3.3 Nachwuchswerbung in Zeiten von Corona 
 
3.4 Fortzahlung MeisterBafög - überholt durch Punkt 3.1.2 
 
3.5 Ausbildung ab September  
 
3.6 Ausbildung und Corona 
 
3.7 Überbrückungshilfe für Studierende  
 
3.8 Ausbildungsprämien nach dem Programm „Ausbildungsplätze sichern“  
Verlängerung und Modifizierung des Bundesprogramms "Ausbildungsplätze sichern" 
Das Bundesprogramm "Ausbildungsplätze sichern" wird weiterentwickelt. Für die Förderung von Maßnah-
men im Rahmen des Bundesprogramms stehen in diesem und im nächsten Jahr zusammen bis zu 700 Mil-
lionen Euro zur Verfügung. Vorgesehen sind die folgenden Anpassungen: 
Erste Förderlinie: 
Für die Maßnahmen wurden diese Änderungen beschlossen: 
• Ausweitung der Fördermaßnahmen auf das Ausbildungsjahr 2021/2022. 
• Absenkung des Kriteriums der Corona-Betroffenheit durch Angleichung an die Kriterien der Überbrü-

ckungshilfe III (mindestens ein Monat Kurzarbeit seit Januar 2020 und vor Ausbildungsbeginn, alternativ 
Umsatzsatzrückgang seit April 2020 um durchschnittlich mindestens 50 Prozent in zwei oder 30 Prozent  

  

https://www.deula.de/startseite
https://www.akademie-landschaftsbau.de/
https://www.akademie-landschaftsbau.de/
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in fünf zusammenhängenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monaten gegenüber dem entspre-
chenden Monat im Jahr 2019). 

• Verdopplung der Prämien auf 4.000 Euro (Ausbildungsprämie), 6.000 Euro (AusbildungspämiePlus) und 
6.000 Euro (Übernahmeprämie/Insolvenz) ab Juni 2021 

• Zuschuss auch zur Ausbildervergütung in Höhe von 50 Prozent, wenn dieser ebenso wie der/die Auszu-
bildende/n von der Kurzarbeit ausgenommen wird. 

• Ausweitung der Betriebsgrößenbeschränkung auf maximal 499 statt bisher 249 Beschäftigte. 
• Neu: "Lockdown-Sonderzuschuss" 1.000 Euro für ausbildende Kleinstunternehmen mit bis zu vier Be-

schäftigen, die trotz pandemiebedingter Schließung die Ausbildung für mindestens 30 Tage fortgesetzt 
haben. 

Zweite Förderlinie (Auftrags- und Verbundausbildung) 
Für die Maßnahmen wurden diese Änderungen beschlossen: 
• Eine Prämie zur Förderung der Auftrags- und Verbundausbildung wird entweder an den Stammausbil-

dungsbetrieb oder an den Interims-Ausbildungsbetrieb/die Überbetriebliche Berufsbildungsstätte 
(ÜBS)/den Ausbildungsdienstleister gezahlt. 

• Die Antragsberechtigten verständigen sich untereinander, wer von ihnen die Prämie beantragt. 
• Die Prämienhöhe beträgt für jede(n) Auszubildende(n), die/der an der geförderten Auftrags- oder Ver-

bundausbildung teilnimmt, 450 Euro pro Woche, maximal 8.000 Euro. 
Neuer Fördertatbestand:  
• Gefördert wird die Teilnahme an Prüfungsvorbereitungslehrgängen für Auszubildende, die im Laufe des 

Jahres 2021 ganz oder teilweise ihre Abschlussprüfung ablegen wollen. 
• Antragsberechtigt ist nur der Stammausbildungsbetrieb. 
• Die Prämienhöhe beträgt 50 Prozent des dem Stammausbildungsbetrieb für die Prüfungsvorbereitung in 

Rechnung gestellten Entgelts, maximal 500 Euro pro teilnehmende(m) Auszubildende(n). 
• Die Prämie wird für jede(n) Auszubildende(n) im Jahr 2021 nur einmal gezahlt. Die Prämienzahlung ist 

abhängig von der regelmäßigen Teilnahme der/des Auszubildenden an der Prüfungsvorbereitung. 
• Die Teilnahme an der Prüfungsvorbereitung muss der/dem Auszubildenden ohne Eigenbeteiligung am 

Entgelt zur Verfügung gestellt werden. 
Veröffentlichung der Förderrichtlinien 
Am 23. März sind die Änderungen der ersten Förderrichtlinie des Bundesprogramms "Ausbildungsplätze 
sichern" im Bundesanzeiger veröffentlich worden und damit in Kraft getreten: 
https://www.galabau-bayern.de/anlage1-bundesanzeiger.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637527019772750959 
https://www.galabau-bayern.de/anlage2-foerderrichtlinie.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637527020176491991 
https://www.galabau-bayern.de/anlage3-synopse.pdfx?onpublix_view=true&tm=637527020536799176 
Die Änderungsbekanntmachung enthält auch Angaben dazu, ab wann bzw. für welche Zeiträume die geän-
derten Fördertatbestände beantragt werden können. Diese sind wie folgt: 
 Ausbildungsprämie und AusbildungsprämiePlus für Ausbildungsverhältnisse, die ab dem 1. Juni 2021 

beginnen. 
 Zuschüsse zur Vermeidung von Kurzarbeit für Auszubildende und AusbilderInnen für die Monate ab Ap-

ril 2021. 
 Übernahmeprämie ab Inkrafttreten der Richtlinie, d. h. ab sofort. 
 "Lockdown-II-Zuschuss für Kleinstunternehmen", die aufgrund behördlicher Anordnung seit November 

2020 oder später ihre Geschäftstätigkeit nicht/in geringem Umfang ausüben durften. 
Ebenfalls zusätzlich wurde die Berechnung der Anzahl an Ausbildungsverhältnissen für die Ausbildungs-
prämien angepasst. Im Unterschied zu der bisherigen Berechnung wird nun nicht mehr der Durchschnitt, 
sondern die Summe der jeweiligen Ausbildungsverhältnisse für den Vergleich mit der Ausbildungsleistung 
der letzten drei Jahre herangezogen.  
Förderprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ auch für den GaLaBau? 
Uns erreichen vermehrt Fragen, ob das neu aufgelegte bzw. aktualisierte Förderprogramm „Ausbildungs-
plätze sichern“ auch für Betriebe des Garten- und Landschaftsbau gilt. 
  

https://www.galabau-bayern.de/anlage1-bundesanzeiger.pdfx?onpublix_view=true&tm=637527019772750959
https://www.galabau-bayern.de/anlage1-bundesanzeiger.pdfx?onpublix_view=true&tm=637527019772750959
https://www.galabau-bayern.de/anlage2-foerderrichtlinie.pdfx?onpublix_view=true&tm=637527020176491991
https://www.galabau-bayern.de/anlage2-foerderrichtlinie.pdfx?onpublix_view=true&tm=637527020176491991
https://www.galabau-bayern.de/anlage3-synopse.pdfx?onpublix_view=true&tm=637527020536799176
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Das Programm besteht ausfolgenden Teilen: 
Die Ausbildungsprämie fördert kleine und mittlere Unternehmen (KMU), die in erheblichem Umfang von der 
Corona-Krise betroffen sind und dennoch gleich viele Ausbildungsverträge für das Ausbildungsjahr 2020 
bzw. 2021 abschließen, wie im Durchschnitt der Jahre 2017 bis 2019. 
Betriebe können einen Zuschuss zur Ausbildungsvergütung erhalten, wenn das Unternehmen aufgrund der 
Corona-Krise Kurzarbeit anzeigt, aber einen Arbeitsausfall bei den Auszubildenden vermeidet. 
Bildet ein Unternehmen Auszubildende aus einem Betrieb weiter aus, der infolge der Corona-Krise insol-
vent ist, die Übernahmeprämie für sogenannte Insolvenzlehrlinge beantragen.  
Alle drei Förderungen betreffen unserer Einschätzung nach in der Regel nicht den Garten- und Land-
schaftsbau. Weitere Infos finden Sie unter: www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundespro-
gramm-ausbildungsplaetze-sichern 
Bundesprogramm Ausbildungsprämien verlängert und verbessert  
Das Bundesprogramm Ausbildungsprämien richtet sich an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit bis 
zu 249 Beschäftigten (neu ab 01.06.2021 bis 499 Beschäftigte). Trifft das auf Ihren Betrieb zu, können Sie 
die Prämie erhalten, wenn folgende Punkte erfüllt werden: Ihr Betrieb ist von der Corona-Krise betroffen, 
schließt aber dennoch genauso viele Ausbildungsverträge für das Ausbildungsjahr 2020/2021 ab, wie im 
Durchschnitt der Jahre 2017/2018 bis 2019/2020. Die Ausbildungsprämie ist ein einmaliger Zuschuss von 
2.000 Euro je Ausbildungsvertrag. Darüber hinaus gibt es die Ausbildungsprämie plus, wenn Sie die Anzahl 
der Ausbildungsplätze in Ihrem Betrieb erhöhen, indem Sie zusätzliche Ausbildungsverträge schließen. In 
diesem Fall beträgt der Zuschuss einmalig 3.000 Euro je zusätzlichem Ausbildungsvertrag. Auch neu abge-
schlossene Ausbildungsverträge für Berufsausbildungen, die im Betrieb fortgesetzt werden (sogenannte 
Ausbildungswechsler), können mit den oben genannten Prämien bezuschusst werden – sofern die Förder-
voraussetzungen erfüllt sind. 
Beide Zuschüsse, Ausbildungsprämie und Ausbildungsprämie plus, werden nach der erfolgreich abge-
schlossenen Probezeit ausgezahlt.  
WICHTIG:  
Es werden nur Ausbildungsverhältnisse gefördert, die zwischen 24. Juni 2020 und 31. Mai 2021 begonnen 
haben beziehungsweise beginnen. Informationen zu den Förderungen von Ausbildungsverhältnissen ab 
dem 1. Juni 2021 finden Sie weiter unten auf dieser Seite.  
Voraussetzungen für die Förderung 
Um die Ausbildungsprämie oder die Ausbildungsprämie plus erhalten zu können, muss Ihr Betrieb von der 
Corona-Krise betroffen sein. Dafür muss mindestens eines der folgenden Kriterien gelten (also nicht kumu-
liert): 
Zahlung von Kurzarbeitergeld  
Dem Betrieb wurde seit Januar 2020 wenigstens für einen Zeitraum, der vor dem Ausbildungsbeginn liegt, 
von der Agentur für Arbeit Kurzarbeitergeld gezahlt.  
ZUR BEACHTUNG:  
Hierbei kommt es nach einer uns gegenüber erteilten Auskunft nicht darauf an, ob das klassische KuG ge-
währt wurde. Es kann sich auch um Saison-KuG gehandelt haben. Das heißt, dass alle Ausbildungsbe-
triebe davon partizipieren könnten, denen in der zurückliegenden Schlechtwetterzeit Saison-KuG gewährt  
wurde! Insoweit verweisen wir auf unsere Sonderrundmail vom 31.03.2021 „EILT – Ausbildungsprämie ggf. 
noch heute beantragen“. 
Umsatzrückgang  
Der Umsatz Ihres Betriebes ist seit April 2020 gegenüber dem jeweiligen Zeitraum im Jahr 2019 entweder 
in 2 aufeinanderfolgenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monaten um durchschnittlich 50 Prozent 
zurückgegangen oder in 5 zusammenhängenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monaten um 
durchschnittlich 30 Prozent zurückgegangen. Dieses Kriterium liegt aller Voraussicht bei Ihnen eher nicht 
vor, es reicht aber auch die Erfüllung des zuvor genannten Kriteriums der Gewährung des (Saison-)Kurzar-
beitergeldes.  
Frist für den Antrag  
Stellen Sie den Antrag spätestens 3 Monate nachdem die Probezeit des begründeten Ausbildungsverhält-
nisses erfolgreich abgeschlossen wurde!  
  

http://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern
http://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern
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Neue Regelungen ab dem 01.06.2021  
Für Ausbildungsverhältnisse, die ab dem 01.06.2021 beginnen, erhöht sich die Förderung auf 4.000 Euro 
(Ausbildungsprämie) beziehungsweise 6.000 Euro (Ausbildungsprämie plus). Zudem können ab diesem 
Zeitpunkt Unternehmen mit bis zu 499 Beschäftigten die entsprechenden Förderungen beantragen. Weitere  
Informationen - sowie die Möglichkeit zur Beantragung - können Sie unter folgendem Link einsehen: Ausbil-
dungsprämie (plus) - Bundesagentur für Arbeit (arbeitsagentur.de) 
Erste Förderrichtlinie des Bundesprogrammes "Ausbildungsplätze sichern" 
Das Bundesprogramm "Ausbildungsplätze sichern" wurde verlängert und die Förderungen ausgeweitet. 
Informationen dazu erhalten Sie auf den Seiten der Bundesagentur für Arbeit (BA). Dort finden Sie auch die 
aktualisierten Anträge und weitere aktualisierte Formulare. 
Am 23. März sind die Änderungen der ersten Förderrichtlinie im Bundesanzeiger veröffentlich worden und 
damit in Kraft getreten. Die Änderungsbekanntmachung finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/an-
lage1-bundesanzeiger1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592678205859904 
Ebenso finden Sie unter folgenden Links eine konsolidierte Fassung der Ersten Förderrichtlinie und eine 
Synopse mit den Änderungen der Zweiten Änderungsbekanntmachung: 
https://www.galabau-bayern.de/anlage2-foerderrichtlinie1.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637592681401915508 
https://www.galabau-bayern.de/anlage3-synopse1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592678938037724 
Für die Maßnahmen wurden diese Änderungen beschlossen: 
• Ausweitung der Fördermaßnahmen auf das Ausbildungsjahr 2021/2022. 
• Absenkung des Kriteriums der Corona-Betroffenheit (seit Januar 2020 für wenigstens einen Zeitraum, 

der vor dem Ausbildungsbeginn liegt, Kurzarbeitergeld bezogen, alternativ Umsatzeinbruch seit April 
2020 in mindestens einem, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monat um 30 Prozent gegenüber dem 
jeweiligen Monat im Jahr 2019. Bei einem Ausbildungsbetrieb, der nach April 2019 gegründet worden 
ist, Vergleich mit November und Dezember 2019.) 

• Verdopplung der Prämien auf 4.000 Euro (Ausbildungsprämie), 6.000 Euro (AusbildungsprämiePlus) 
und 6.000 Euro (Übernahmeprämie/Insolvenz): Ausbildungen mit Beginn ab dem 01. Juni 2021 (unab-
hängig vom Vertragsabschluss) bis 15. Februar 2022; Ausweitung der Betriebsgrößenbeschränkung auf 
maximal 499 statt bisher 249 Beschäftigte (Beginn der Ausbildungsverhältnisse ab 01. Juni 2021) 

• Zuschuss auch zur Ausbildervergütung, wenn dieser ebenso wie der/die Auszubildende/n von der Kurz-
arbeit ausgenommen wird. 

• Neu: „Lockdown-Sonderzuschuss" 1.000 Euro für ausbildende Kleinstunternehmen mit bis zu vier Be-
schäftigen, die trotz pandemiebedingter Schließung die Ausbildung für mindestens 30 Tage fortgesetzt 
haben. 

• Ebenfalls zusätzlich wurde die Berechnung der Anzahl an Ausbildungsverhältnissen für die Ausbildungs-
prämien angepasst. Im Unterschied zu der bisherigen Berechnung wird nun nicht mehr der Durchschnitt, 
sondern die Summe der jeweiligen Ausbildungsverhältnisse für den Vergleich mit der Ausbildungsleis-
tung der letzten drei Jahre herangezogen. 

Zweite Förderlinie (Auftrags- und Verbundausbildung) 
Für die Maßnahmen wurden diese Änderungen beschlossen: 
• Eine Prämie zur Förderung der Auftrags- und Verbundausbildung wird entweder an den Stammausbil-

dungsbetrieb oder an den Interims-Ausbildungsbetrieb/die Überbetriebliche Berufsbildungsstätte 
(ÜBS)/den Ausbildungsdienstleister gezahlt. 

• Die Antragsberechtigten verständigen sich untereinander, wer von ihnen die Prämie beantragt. 
• Die Prämienhöhe beträgt für jede(n) Auszubildende(n), die/der an der geförderten Auftrags- oder Ver-

bundausbildung teilnimmt, 450 Euro pro Woche, maximal 8.000 Euro. 
Neuer Fördertatbestand: 
• Gefördert wird die Teilnahme an Prüfungsvorbereitungslehrgängen für Auszubildende, die im Laufe des 

Jahres 2021 ganz oder teilweise ihre Abschlussprüfung ablegen wollen. 
• Antragsberechtigt ist nur der Stammausbildungsbetrieb. 
• Die Prämienhöhe beträgt 50 Prozent des dem Stammausbildungsbetrieb für die Prüfungsvorbereitung in 

Rechnung gestellten Entgelts, maximal 500 Euro pro teilnehmende(m) Auszubildende(n). 
  

https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/ausbildungspraemie
https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/ausbildungspraemie
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern
https://www.galabau-bayern.de/anlage1-bundesanzeiger1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592678205859904
https://www.galabau-bayern.de/anlage1-bundesanzeiger1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592678205859904
https://www.galabau-bayern.de/anlage2-foerderrichtlinie1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592681401915508
https://www.galabau-bayern.de/anlage2-foerderrichtlinie1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592681401915508
https://www.galabau-bayern.de/anlage3-synopse1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637592678938037724
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• Die Prämie wird für jede(n) Auszubildende(n) im Jahr 2021 nur einmal gezahlt. Die Prämienzahlung ist 
abhängig von der regelmäßigen Teilnahme der/des Auszubildenden an der Prüfungsvorbereitung. 

• Die Teilnahme an der Prüfungsvorbereitung muss der/dem Auszubildenden ohne Eigenbeteiligung am 
Entgelt zur Verfügung gestellt werden. 

Weitere Informationen 
Erste Förderrichtlinie des Bundesprogrammes „Ausbildungsplätze sichern“ 
Mit dem Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern" fördert die Bundesregierung kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU). Wir informieren über die erste Förderrichtlinie des Bundesprogrammes „Ausbildungs-
plätze sichern“. Bei Fragen rund um die Antragsstellung können Sie sich auch an die Taskforce FKS+ wen-
den. 
Neues Beratungsangebot der Taskforce Fachkräftesicherung  
Um Sie aktiv und persönlich bei Ihren unternehmensspezifischen Fragen rund um die Maßnahmen der 
Ausbildungsförderung zu unterstützen, stehen Ihnen folgende überregionale Ansprechpartner*innen der 
Taskforce Fachkräftesicherung zur Verfügung: 
Kathrin Kromas kathrin.kromas@fks-plus.de  Tel: 0170-652 73 78  
Christiane Alter  christiane.alter@fks-plus.de  Tel: 0152-568 840 68  
Ziel des Bundesprogrammes  
Erklärtes Ziel ist es, ausbildende Betriebe in der aktuell wirtschaftlich schwierigen Situation dabei zu unter-
stützen, Ausbildungskapazitäten aufrecht zu erhalten oder zu steigern, Kurzarbeit für Auszubildende zu ver-
meiden, Auftrags- und Verbundausbildung zu fördern sowie Anreize zur Übernahme von Auszubildenden 
im Falle einer Insolvenz zu schaffen. Eine gleichzeitige Inanspruchnahme anderer Förderprogramme von 
Bund und Ländern mit gleicher Zielsetzung ist ausgeschlossen. 
Durchführung  
Die Umsetzung erfolgt durch die Bundesagentur für Arbeit. 
Maßnahmen der ersten Förderrichtlinie  
Ausbildungsprämie bei Erhalt des Ausbildungsniveaus und Ausbildungsprämie bei Erhöhung des Ausbil-
dungsniveaus 
Die Ausbildungsprämie richtet sich an kleine und mittlere Unternehmen (KMU) mit bis zu 249 Beschäftig-
ten. Als KMU können Sie die Prämie erhalten, wenn Folgendes zutrifft: Ihr Betrieb ist in erheblichem Um-
fang von der Corona-Krise betroffen, schließt aber dennoch genauso viele Ausbildungsverträge für das 
Ausbildungsjahr 2020/2021 ab, wie im Durchschnitt der Jahre 2017/2018 bis 2019/2020. 
Gefördert wird durch die Ausbildungsprämie plus bei Vorliegen der Voraussetzungen – anstelle der Förde-
rung über 2.000 Euro – durch einen einmaligen Zuschuss in Höhe von 3.000 Euro für jeden über das 
frühere Ausbildungsniveau zusätzlich für das Ausbildungsjahr 2020 abgeschlossenen Ausbildungsvertrag 
bei KMU. 
Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
• Dem Betrieb wurde seit Januar 2020 wenigstens für einen Zeitraum, der vor dem Ausbildungsbeginn 

liegt, von der Agentur für Arbeit Kurzarbeitergeld gezahlt. 
• Der Umsatz Ihres Betriebes ist seit April 2020 gegenüber dem jeweiligen Zeitraum im Jahr 2019 entwe-

der in zwei aufeinanderfolgenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden Monaten um durchschnittlich 
50 Prozent zurückgegangen oder in fünf zusammenhängenden, vor dem Ausbildungsbeginn liegenden 
Monaten um durchschnittlich 30 Prozent zurückgegangen. 

• Wurde Ihr Betrieb nach April 2019 gegründet, kann bei beiden Varianten alternativ der Durchschnitt des 
jeweiligen Zeitraums für 2020 mit dem Durchschnitt der Umsätze der Monate November und Dezember 
2019 verglichen werden. 

• Ausbildungen werden nicht bezuschusst, wenn die Auszubildenden Ehegatten oder Verwandte ersten 
Grades der Betriebsinhaber*in sind. Jedoch werden diese Ausbildungsverhältnisse bei der Berechnung 
der Anzahl der Ausbildungsplätze berücksichtigt. 

• Stellen Sie den Antrag spätestens drei Monate nachdem die Probezeit des begründeten Ausbildungsver-
hältnisses erfolgreich abgeschlossen wurde. 

• Für Ausbildungsverhältnisse, die ab dem 1. Juni 2021 beginnen, erhöht sich die Förderung auf 4.000 
Euro (Ausbildungsprämie) beziehungsweise 6.000 Euro (Ausbildungsprämie plus).  

https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/ausbildungspraemie
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• Zudem können ab diesem Zeitpunkt Unternehmen mit bis zu 499 Beschäftigten die entsprechenden För-
derungen beantragen 

Übernahmeprämie 
Antragsberechtigt sind KMU, die Auszubildende aus pandemiebedingt insolventen KMU bis zum 31. De-
zember 2020 für die Dauer der restlichen Ausbildung übernehmen. Die Förderung erfolgt bei Vorliegen der 
Voraussetzungen durch eine einmalige Übernahmeprämie in Höhe von 3.000 Euro pro aufgenommenen 
Auszubildenden an das aufnehmende KMU. 
Die Übernahmeprämie für Insolvenz-Azubis wurde bis Ende Juni 2021 verlängert und die Beschränkung 
auf KMU wird aufgehoben, sowohl beim abgebenden als auch beim aufnehmenden Betrieb. 
Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
• Die Ausbildung kann als Folge der Corona-Pandemie im ursprünglichen Ausbildungsbetrieb nicht fortge-

setzt werden. 
• Ihr Betrieb übernimmt den oder die Auszubildenden für die restliche Dauer der Ausbildung.  
• Die Übernahme der oder des Auszubildenden findet zwischen dem 01. August 2020 und dem 31. De-

zember 2021 statt. 
Stammt die oder der Auszubildende aus einem insolventen Betrieb, gilt zusätzlich folgende Voraussetzung: 
Das Insolvenzverfahren wurde bis zum 30. Dezember 2021 eröffnet. Vor dem 31. Dezember 2019 bestan-
den gemäß EU-Definition keine wirtschaftlichen Schwierigkeiten. 
Für die Übernahmeprämie spielt es keine Rolle, ob die oder der Auszubildende gekündigt wurde oder ein 
einvernehmlicher Aufhebungsvertrag geschlossen wurde. Neben den genannten Bedingungen gelten die 
allgemeinen Voraussetzungen des Bundesprogramms. 
Förderung bei Vermeidung von Kurzarbeit während der Ausbildung 
Antragsberechtigt sind KMU, die ihre laufenden Ausbildungsaktivitäten trotz der Belastungen durch die 
Corona-Krise fortsetzen und Auszubildende sowie deren Ausbilder*innen nicht in Kurzarbeit bringen. 
Erforderlich für die Vermeidung von Kurzarbeit während der Ausbildung ist eine Fortsetzung der Ausbil-
dungsaktivitäten und ein Arbeitsausfall von mindestens 50 Prozent im gesamten Betrieb. Die Förderung 
erfolgt in Höhe von 75 Prozent der Brutto-Ausbildungsvergütung für jeden Monat, in dem im Betrieb ein Ar-
beitsausfall von mindestens 50 Prozent zu verzeichnen ist. 
Die Förderung wird für jeden Monat gezahlt, in dem Ihr Betrieb einen Arbeitsausfall von mindestens 50 Pro-
zent angezeigt hat. 
Gehört Ihr Betrieb einem Franchise-Unternehmen an, wird er in der Regel nicht dem Gesamtunterneh-
mensverbund zugerechnet, sondern einzeln bewertet. Seit März 2021 können auch Unternehmen bis zu 
499 Beschäftigte einen Zuschuss zur Ausbildungsvergütung beantragen. Da der Zuschuss rückwirkend be-
antragt wird bedeutet das: erstmals können diese Unternehmen im April 2021 einen Antrag für den März 
2021 stellen. 
Lockdown-II-Sonderzuschuss für Kleinstunternehmen 
Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
• Ihr Betrieb hat höchstens vier Beschäftigte. Franchise-Nehmer*innen sind in der Regel nicht dem Ge-

samtunternehmensverbund zuzurechnen, sondern werden einzeln bewertet. Die genaue Berechnung 
der Anzahl der Beschäftigten können Sie den Ausfüllhinweisen zum Antrag entnehmen. 

• Die Geschäftstätigkeit musste aufgrund Corona-bedingter, behördlicher Anordnung eingestellt oder stark 
eingeschränkt werden. Als Einschränkungen gelten zum Beispiel der Außerhausverkauf von Restau-
rants, der Hotelbetrieb ausschließlich mit Geschäftsreisenden und „Call/click and collect“-Modelle im Ein-
zelhandel. 

• Die Ausbildung wurde dennoch seit November 2020 an mindestens 30 Arbeitstagen im eigenen Betrieb 
oder im Rahmen einer Auftrags- oder Verbundausbildung fortgesetzt. 

Ausbildungen werden nicht bezuschusst, wenn die Auszubildenden Ehegatten oder Verwandte ersten Gra-
des der Betriebsinhaber*in sind. Wenn ein „Zuschuss zur Vermeidung von Kurzarbeit“ bezogen wird, ist 
eine zusätzliche Förderung mit dem Lockdown-II-Sonderzuschuss ausgeschlossen. Dir Förderung umfasst 
einmalig 1.000 Euro pro Auszubildender oder Auszubildenden. Der Antrag muss spätestens bis zum 31. 
Juli 2021 gestellt werden. 
Die entsprechenden Antragsunterlagen stehen auf der Website der Bundesagentur für Arbeit zur Verfü-
gung.  

https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/uebernahmepraemie
https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/zuschuss-ausbildungsverguetung
https://www.arbeitsagentur.de/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern/sonderzuschuss
https://www.arbeitsagentur.de/unternehmen/finanziell/bundesprogramm-ausbildungsplaetze-sichern
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• Sie finden dort neben den Antragsformularen auch jeweils die Formulare für die notwendigen Bescheini-
gungen der zuständigen Stelle zur Bestätigung der Eintragung der zu fördernden Auszubildenden in das 
Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse bei den Kammern bzw. im Fall der Ausbildungsprä-
mie/plus zusätzlich zur Bescheinigung der Anzahl der in den vergangenen drei Jahren eingetragenen 
Ausbildungsverhältnisse eines Betriebes, die dem Förderantrag bei der BA hinzuzufügen sind. 

• Dort finden Sie auch in Kürze die aktualisierten Anträge und weitere aktualisierte Formulare. Bitte war-
ten Sie mit der Übermittlung von Unterlagen solange bis auf den Seiten der BA die überarbeiteten Doku-
mente zur Verfügung stehen. 

• Die Auszahlung erfolgt jeweils nach Ende der vertraglich vereinbarten Probezeit der Auszubildenden.  
 
 
4. Finanzielle Unterstützungsangebote und steuerliche Erleichterung 
 
4.1 Welche Auswirkung hat eine Freistellung auf die Lohnfortzahlung? - s. Ziffer 5.13 
4.2 Kurzarbeitergeld  
4.2.1 Saison-KUG bis 31.03.2020 (winterbauumlagepflichtige GaLaBau-Betriebe) 
4.2.2 Corona-KUG rückwirkend zum 01.03.2020 (Pflegebetriebe) 
 
4.2.3 Corona-KUG  
Kurzarbeitergeld – Neue Weisung der Bundesagentur für Arbeit für 2021 
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat am 23. Dezember 2020 die Weisung 202012024 zum Umgang mit 
Erholungsurlaub, zur Zwölftelung von Sonderzahlungen und Grenzgängern im Jahr 2021 veröffentlicht. Die 
Weisung steht Ihnen hier zur Verfügung: https://www.galabau-bayern.de/20-12-23-ba-weisung-202012024-
regelungen-zum-verfahren-kurzarbeitergeld-f-r-das-jahr-2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637460379029068876 
Vorrangige Einbringung von Urlaub 
Die Weisung regelt zum Jahresurlaub 2021 das Folgende: 
• Die BA hat sich gegen die Verlängerung der bis 31. Dezember 2020 geltenden Sonderregelung für den 

Jahresurlaub entschieden, nach der Erholungsurlaub aus dem laufenden Urlaubsjahr nicht zur Vermei-
dung von Kurzarbeitergeld einzubringen war. Zur Begründung dieser Entscheidung führt die BA an, dass  

• für die Sonderregelung kein Bedarf mehr bestünde, da § 56 Abs. 1a IfSG bis Ende März 2021 einen Ver-
dienstausfallersatz für Eltern bei Schließung von Kitas und Schulen vorsieht.  

• Folglich ist zur Vermeidung von Kurzarbeit ab dem 1. Januar 2021 nicht verplanter Urlaub aus dem 
laufenden Urlaubsjahr grundsätzlich einzubringen. Die BA verweist in Ihren Ausführungen auf die Un-
vermeidbarkeitsprüfung, dargelegt in den Fachlichen Weisungen zum KuG vom 20. Dezember 2018, Zif-
fer 2.7.2. 

Zum Umgang mit Resturlaub sind laut Weisung zwei Fallgestaltungen zu unterscheiden: 
• Eine Übertragung des Urlaubs in das Folgeurlaubsjahr aufgrund einer arbeits- oder tarifvertraglichen Re-

gelung ist möglich: Sofern noch übertragene Resturlaubsansprüche vorhanden sind, sind diese zur Ver-
meidung von Arbeitsausfällen einzusetzen. Das heißt, Arbeitgeber haben mit Beschäftigten, die noch  
„alte“ und bisher unverplante Urlaubsansprüche haben, deren Verfall nun droht, den Antritt dieses Ur-
laubs in Zeiten mit Arbeitsausfall im Betrieb zu vereinbaren. Die Urlaubswünsche der Beschäftigten sind 
dabei vorrangig.  

• Eine Übertragung des Urlaubs in das Folgeurlaubsjahr aufgrund Fehlens einer arbeits- oder tarifvertrag-
lichen Regelung ist nicht möglich: Diese Urlaubsansprüche sind zwingend zur Vermeidung der Kurzar-
beit spätestens bis zum Ende des Urlaubsjahres einzubringen. 

Zwölftelung von Sonderzahlungen  
Aufgrund von Tarifverträgen per Betriebsvereinbarung gezwölftelte Sonderzahlungen sollen bei der Ermitt-
lung des Bruttoarbeitsentgelts (Soll- und ggf. Ist-Entgelt) nach § 106 SGB III befristet bis zum 31. Dezem-
ber 2021 weiterhin berücksichtigt werden. 
KuG für Grenzgänger 
Grenzgänger, die durch eine Quarantänemaßnahme am Erreichen ihres Arbeitsplatzes gehindert werden, 
können bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen Anspruch auf KuG haben (Gleichbehandlung mit in-
nerdeutschen Sachverhalten, vgl. Art. 5 Verordnung (EG) 883/2004 und § 56 Abs. 9 IfSG). Anders als bei  
  

https://www.galabau-bayern.de/20-12-23-ba-weisung-202012024-regelungen-zum-verfahren-kurzarbeitergeld-f-r-das-jahr-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460379029068876
https://www.galabau-bayern.de/20-12-23-ba-weisung-202012024-regelungen-zum-verfahren-kurzarbeitergeld-f-r-das-jahr-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460379029068876
https://www.galabau-bayern.de/20-12-23-ba-weisung-202012024-regelungen-zum-verfahren-kurzarbeitergeld-f-r-das-jahr-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460379029068876
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innerdeutschen Sachverhalten sei es bei Fällen mit Auslandsbezug unerheblich, ob erst die Kurzarbeit oder 
erst die Quarantänemaßnahme vorlag. 
Um zu vermeiden, dass gleichzeitig KuG und eine Entschädigung für die staatliche Quarantänemaßnahme 
bezogen werden, legt die BA fest, dass künftig gegenüber der Agentur für Arbeit versichert werden muss,  
dass die betroffenen Grenzgänger seitens ihres Heimatstaates keine Entschädigung für den mit der Grenz-
schließung verbundenen Verdienstausfall bekommen. Dafür reiche eine formlose Erklärung des Arbeitge-
bers, die zusammen mit den Unterlagen für die KuG-Abrechnung eingereicht wird. 
Weiterer wesentlicher Inhalt der Weisung: 
• Verfahrensvereinfachungen: Die mit Weisung 202003015 vom 30. März 2020 getroffenen Verfahrens-

vereinfachungen werden ab dem 1. Januar 2021 teilweise aufgehoben. Der Kurzantrag kann bis zum  
31. Dezember 2021 weiterverwendet werden. Sofern zusätzlich die Förderung nach § 106a SGB III 
(Qualifizierung während Kurzarbeit) beantragt wird, kann der Kurzantrag nicht genutzt werden. 

• Arbeitsausfälle an Sonn- und Feiertagen: Ein Anspruch auf Kurzarbeitergeld kann für Arbeitsausfälle an 
Sonn- und Feiertagen nur bestehen, wenn die betreffenden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an  

• diesen Tagen gearbeitet hätten. Hinsichtlich der möglichen Branchen wird auf § 10 Arbeitszeitgesetz 
verwiesen. Die vorgesehene Diensteinteilung ist nachzuvollziehen, beispielsweise anhand von Dienst- 
oder Einsatzplänen.  

• Nachträgliche Antragstellung Kurzarbeitergeld: In der Regel wird gleichzeitig mit der Entgeltabrechnung 
eine Abrechnung des Kurzarbeitergeldes erstellt und an die Arbeitsagentur übermittelt. Diese Anträge 
können vor Ablauf des Monats ohne weitere Erklärungen des Arbeitgebers entgegengenommen werden. 
Sofern sich in diesen Fällen bis Monatsende noch Änderungen ergeben, ist der Leistungsantrag mit ei-
nem Korrekturantrag mit der nächsten Entgeltabrechnung vom Arbeitgeber zu korrigieren und bei der 
AA/dem OS einzureichen. Zur Mitteilung von leistungsrelevanten Änderungen ist der Arbeitgeber nach  
§ 60 SGB I verpflichtet. Sofern hierzu Verstöße festgestellt werden, ist das Vorliegen einer Ordnungs-
widrigkeit zu prüfen. Nach § 328 Abs. 1 Nr. 3 SGB III können erbrachte Leistungen aufgrund der vorläufi-
gen Entscheidung mit eingehenden Korrekturanträgen verrechnet werden. 

• Bescheinigung höherer Leistungssatz: Der Verzicht auf die Ausstellung von Bescheinigungen für den 
erhöhten Leistungssatz wird bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. Die entsprechenden Nachweise hat  

• der Arbeitnehmer bzw. die Arbeitnehmerin beim Arbeitgeber vorzulegen. Die Nachweise sind durch den 
Betrieb für eine spätere Prüfung aufzubewahren. 

• Erleichterungen bei Transfergesellschaften: Das Nachreichen der Profilingbögen ist möglich. Ein Nach-
holen der Arbeitsuchendmeldung nach Übertritt in die Transfergesellschaft ist nicht möglich (vgl. hierzu § 
111 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 a SGB III). 

Steuerfreie Aufstockung des KuG bis Ende 2021 möglich  
Seit Februar 2020 können Arbeitgeber das Kurzarbeitergeld steuerfrei aufstocken. Die zunächst bis Ende 
2020 begrenzte Möglichkeit wurde mit dem Jahressteuergesetz bis Ende 2021 verlängert. 
Das Jahressteuergesetz 2020 wurde am 28. Dezember 2020 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht und ist 
seitdem in Kraft. 
Praxishinweise zur steuerfreien Aufstockung 
Der Umgang mit der steuerfreien Aufstockung hat sich durch die Verlängerung nicht geändert. Unsere Pra-
xishinweise dazu gelten also unverändert weiter. 
Die Formulierung im Gesetz: 
Um die steuerfreie Aufstockung gesetzlich zu ermöglichen, wurde in §3 des Einkommensteuergesetzes, 
der die steuerfreien Sachverhalte aufführt, eine neue Nr. 28a eingefügt. Sie hat mit dem JStG 2020 jetzt 
folgenden Wortlaut: 
[Steuerfrei sind] Zuschüsse des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld und Saison-Kurzarbeitergeld, soweit sie 
zusammen mit dem Kurzarbeitergeld 80 Prozent des Unterschiedsbetrags zwischen dem Soll-Entgelt und  
dem Ist-Entgelt nach § 106 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigen und sie für Lohnzah-
lungszeiträume, die nach dem 29. Februar 2020 beginnen und vor dem 1. Januar 2022 enden, geleistet 
werden. 
Anwendungsfragen 
Der Arbeitgeber hat die Zuschüsse in die elektronische Lohnsteuerbescheinigung für das Kalenderjahr 
2020 unter der Nummer 15 einzutragen (§ 41b Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 EStG). 
Bei Inkrafttreten des Gesetzes werden Löhne für einige von der Regelung abgedeckte Monate schon abge-
rechnet sein. Falls Unternehmen in diesem Zeitraum schon aufgestockt haben, ist der Lohnsteuerabzug,  
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bei dem von einer Steuerpflicht entsprechender Zuschüsse auszugehen war, vom Arbeitgeber grundsätz-
lich zu korrigieren (§ 41c Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 EStG). 
Kann der Arbeitgeber den Lohnsteuerabzug nicht mehr korrigieren, etwa weil das Dienstverhältnis zwi-
schenzeitlich beendet worden ist, erfolgt die Korrektur im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer. 
Die steuerfreien Arbeitgeberzuschüsse sind im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung in den Progres-
sionsvorbehalt einzubeziehen (§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe g EStG). 
Wir gehen davon aus, dass weitere Fragen zur Anwendung aufkommen, und verweisen in diesem Zusam-
menhang auf die FAQ Corona "Steuern" des Bundesministeriums der Finanzen, in denen Antworten auf  
häufige steuerliche Fragen rund um die Corona-Krise sukzessive ergänzt werden.. Die FAQ können Sie 
hier einsehen: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-
04-01-FAQ_Corona_Steuern_Anlage.pdf?__blob=publicationFile&v=21   
Klarstellung der Bundesagentur für Arbeit zu Erholungsurlaub und Kurzarbeit 
Die Bundesagentur für Arbeit hat eine Klarstellung zur Frage der Einbringung von Erholungsurlaub aus 
dem laufenden Urlaubsjahr zur Vermeidung der Kurzarbeit übermittelt. 
Demnach muss nach vorgenommener Urlaubsplanung noch unverplanter Erholungsurlaub aus dem laufen-
den Urlaubsjahr zwar grundsätzlich zur Vermeidung der Kurzarbeit eingebracht werden, bei der Urlaubspla-
nung dürfen Unternehmen sich aber auf die betriebliche Praxis berufen. Anders als bisher angenommen 
werden Arbeitgeber in Betrieben, in denen üblicherweise gar keine Urlaubsplanung vorgenommen wird, 
erst gegen Ende des Urlaubsjahres 2021 aufgefordert, die Einbringung zu veranlassen, bevor der Urlaub 
verfällt. 
Folgende mit dem BMAS abgestimmte Informationen sollen an die Regionaldirektionen versandt werden:  
• Es besteht keine Verpflichtung der Betriebe, der Agentur für Arbeit im Rahmen der vorläufigen Bewilli-

gung zu Beginn eines neuen Urlaubsjahres eine Urlaubsplanung bzw. Urlaubsliste bis zu einem be-
stimmten Zeitpunkt vorzulegen. Die Urlaubsplanung im Betrieb erfolgt nach betriebsüblicher Praxis zur 
Urlaubsplanung. Ein Betrieb, der von seinen Beschäftigten beispielsweise immer erst zum März eine Ur-
laubsplanung einfordert, muss der Agentur für Arbeit diese auf Verlangen auch erst im März vorlegen. 
Eine formlose Urlaubsplanung oder Urlaubsliste sowie eine Vereinbarung über Betriebsferien ist dabei 
ausreichend. Ein Urlaubsantrag seitens der Arbeitnehmer ist nicht erforderlich. 

• Übertragener Urlaub aus 2020 muss zur Vermeidung von Kurzarbeit eingebracht werden, bevor dieser 
verfällt. In diesen Fällen ist der Arbeitgeber aufzufordern, den Zeitpunkt für den Antritt noch vorhandenen  

• Urlaubs zur Verminderung des Arbeitsausfalls festzulegen. Unterlässt der Arbeitgeber dies, liegt insoweit 
kein unvermeidbarer Arbeitsausfall vor. Siehe hierzu die Ausführungen unter Rz. 96.43 der Fachlichen 
Weisungen zum Kug unter https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba013530.pdf  

• Wenn der laufende Urlaub aus 2021 z. B. durch Eintragung in die Urlaubsliste, durch einen Urlaubsplan 
oder Betriebsferien bereits auf einen Zeitraum festgelegt ist, müssen diese Urlaubstage nicht vor diesem  

• Zeitpunkt zur Vermeidung von Kurzarbeit eingebracht werden, sondern zu dem vorgesehenen Zeitpunkt. 
Wird hiervon nur wegen der Kurzarbeit abgewichen, liegt kein unvermeidbarer Arbeitsausfall vor. 

• Gibt es keine Urlaubsplanung, ist der Arbeitgeber gegen Ende des Urlaubjahres 2021 zur Vermeidung 
des Arbeitsausfalls aufzufordern, den Zeitpunkt für den Antritt noch vorhandenen Urlaubs, der nicht in 

•  das Urlaubsjahr 2022 übertragen werden kann, festzulegen. Unterlässt der Arbeitgeber dies, liegt inso-
weit kein unvermeidbarer Arbeitsausfall vor. 

FAQ – Häufige Fragen zu Corona-Virus und Kurzarbeit 
Die FAQ-Liste gibt Antworten auf die häufigsten Fragen, die zum Thema Kurzarbeit in der Corona-Krise ge-
stellt werden. Die Liste wird permanent fortgeschrieben. Wir empfehlen Ihnen deshalb, regelmäßig die aktu-
ellste Fassung herunterzuladen: https://www.galabau-bayern.de/faq-kurzarbeit-vbw-stand-
26.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637473413121746382 
Die jüngste Fassung beinhaltet speziell auch die neuen Regelungen zum erhöhten Kurzarbeitergeld und 
zur verlängerten Bezugsdauer. 
Fachliche Weisungen der BA zu Weiterbildung bei Kurzarbeit 
Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat die Weisung 202102006 vom 8. Februar 2021 zu Weiterbildung bei 
Kurzarbeit - § 106a SGB III veröffentlicht. Die Weisung ist abrufbar unter https://www.arbeitsagentur.de/da-
tei/weisung-202102006_ba146866.pdf. 
Die Weisung enthält drei Anlagen:  
https://www.galabau-bayern.de/weisung-202102006-anlage-1.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637495984869033426 
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https://www.galabau-bayern.de/weisung-202102006-anlage-2.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637495985116688091 
https://www.galabau-bayern.de/weisung-202102006-anlage-3.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637495985314343076 
In der Anlage 1 sind die „Fachlichen Weisungen § 106a SGB III“ enthalten. Diese Weisungen enthalten un-
tergesetzliche Regelungen zum Verfahren und zur Umsetzung der Förderung von während der Kurzarbeit 
begonnenen Qualifizierungen nach § 106a SGB III.  
Zu weiteren Anwendungsfragen zum Thema Weiterbildung während Kurzarbeitergeldbezug erstellt die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) derzeit FAQ, die wir Ihnen zukommen las-
sen werden. 
Kurzarbeitergeld: Referentenentwurf zu verlängerten Sonderregeln 
Das BMAS hat angesichts der anhaltenden Corona-bedingten Einschränkungen des Wirtschaftslebens ei-
nen Referentenentwurf vorgelegt, um die Geltungsdauer bestehender Sonderregeln für den Bezug von 
Kurzarbeitergeld zu erweitern. Die „Zweite Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung“ soll 
die Fristen für das 10-Prozent-Quorum und für den Zugang der Zeitarbeit zum Kurzarbeitergeld um drei 
Monate verlängern. 
Sollten Betriebe ab April 2021, nach einer Unterbrechung der Kurzarbeit von drei Monaten oder mehr, wie-
der oder erstmals pandemiebedingt von Arbeitsausfall oder pandemiebedingten Schließungen betroffen 
sein, stünde ihnen der erleichterte Zugang zur Inanspruchnahme des Kurzarbeitergeldes nicht mehr zur 
Verfügung. 
Mit der Verordnung soll daher der Zugang zu den bis Ende 2021 geltenden Zugangserleichterungen zum 
Kurzarbeitergeld um drei Monate, vom 31. März 2021 bis zum 30. Juni 2021, erweitert werden, um den be-
troffenen Betrieben und deren Beschäftigten Planungssicherheit zu geben und durch einen einfacheren Zu-
gang zum Kurzarbeitergeld Arbeitslosigkeit weiterhin möglichst zu vermeiden. 
Inhalt im Detail 
Die Verordnung soll laut Entwurf regeln, 
• dass die Voraussetzungen für den Zugang zum Kurzarbeitergeld auch dann bis zum 31. Dezember 2021 

herabgesetzt bleiben, wenn der Betrieb bis zum 30. Juni 2021 Kurzarbeit [bisher: 31. März 2021] einge-
führt hat:  

• Die Zahl der Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall betroffen sein müssen, bleibt für diese Betriebe von 
mindestens einem Drittel auf mindestens 10 Prozent abgesenkt ("Quorum") und  

• auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden vor der Gewährung von Kurzarbeitergeld wird weiter voll-
ständig verzichtet.  

• dass der Zugang für Zeitarbeiter*innen zum Kurzarbeitergeld bis zum 31. Dezember 2021 auch dann 
eröffnet bleibt, wenn der Verleihbetrieb bis zum 30. Juni 2021 Kurzarbeit eingeführt hat.  

Den Entwurf können Sie unter folgendem Link einsehen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zuga-
engliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/Zweite-KugAeV-RefE.pdf 
Kurzarbeitergeld: Bundesregierung verlängert Sonderregeln 
Die Bundesregierung hat angesichts der anhaltenden Corona-bedingten Einschränkungen des Wirtschafts-
lebens in der Kabinettssitzung vom 24. März 2021 bestehende Sonderregeln für den Bezug von Kurzarbei-
tergeld erweitert. Die „Zweite Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung“ verlängert die  
Fristen für das 10-Prozent-Quorum, die Einbringung negativer Arbeitszeitsalden und den Zugang der Zeit-
arbeit zum Kurzarbeitergeld um drei Monate. 
Sollten Betriebe ab April 2021, nach einer Unterbrechung der Kurzarbeit von drei Monaten oder mehr, wie-
der oder erstmals pandemiebedingt von Arbeitsausfall oder pandemiebedingten Schließungen betroffen 
sein, wäre ihnen der erleichterte Zugang zur Inanspruchnahme des Kurzarbeitergeldes ohne diese Anpas-
sung nicht mehr zur Verfügung gestanden. 
Mit der Verordnung werden daher die Fristen für den erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld um drei 
Monate, vom 31. März 2021 auf den 30. Juni 2021, verlängert, um den betroffenen Betrieben und deren  
Beschäftigten Planungssicherheit zu geben und durch einen einfacheren Zugang zum Kurzarbeitergeld Ar-
beitslosigkeit weiterhin möglichst zu vermeiden.  
Inhalt im Detail 
Mit dieser Verordnung werden die folgenden Regelungen getroffen: 
• Die bis zum 31. Dezember 2021 befristeten Erleichterungen für den Zugang zum Kurzarbeitergeld hin-

sichtlich des Mindesterfordernisses für die vom Arbeitsausfall betroffenen Beschäftigten und des Ver-
zichts auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden gelten auch für Betriebe, die bis zum 30. Juni 2021 
[bisher: 31. März 2021] Kurzarbeit eingeführt haben.  
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• Die befristete Öffnung des Kurzarbeitergeldes für Zeitarbeiter*innen bis zum 31. Dezember 2021 gilt 
auch für Verleihbetriebe, die bis zum 30. Juni 2021 [bisher: 31. März 2021] Kurzarbeit eingeführt haben. 

Die Zweite Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung ist am 30.03.2021 im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht worden und tritt damit am 31. März 2021 in Kraft:  
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl121s0381.pdf 
FAQ zu Weiterbildung während Kurzarbeit nach § 106a SGB III 
Mit dem am 1. Januar 2021 in Kraft getretenen Beschäftigungssicherungsgesetz gelten neue Regelungen 
zur Förderung der Weiterbildung während Kurzarbeitergeldbezug. 
Unter folgendem Link finden Sie ein FAQ-Papier der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA) zur Weiterbildung während Kurzarbeitergeldbezuges inklusive einem Schaubild dazu:  
https://www.galabau-bayern.de/bda-faq-weiterbildung-kug.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637522755792448664 
Die FAQ sind mit der Bundesagentur für Arbeit abgestimmt. Das Papier wird zudem auf der Webseite der 
BDA unter https://arbeitgeber.de/covid-19/ veröffentlicht. 
Aktualisierte FAQ zum Kurzarbeitergeld 
Unter folgendem Link erhalten Sie die von der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA) aktualisierten FAQ zum Thema Kurzarbeit/Kurzarbeitergeld: 
https://www.galabau-bayern.de/faq-kurzarbeitergeld-30-maerz-2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637528016478143662 
Die Neuerungen sind gelb markiert. Die Aktualisierung beinhaltet die Verlängerung der Fristen für den er-
leichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld bis zum 30. Juni 2021. Zudem wurden FAQ zum Thema "Kug-
Abschlussprüfungen" aufgenommen. 
Die FAQ sowie die FAQ zur Weiterbildung während Kurzarbeit sind weiterhin auf der Webseite der BDA 
unter www.arbeitgeber.de/covid-19/ zu finden.  
Kurzarbeitergeld: Verlängerung der Sonderregelungen bis zum 31. Dezember 2021 angekündigt  
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat gegenüber der Presse eine Verlängerung der Sonderregelungen 
zum Kurzarbeitergeld bis Ende des Jahres angekündigt. Nach unserer Kenntnis ist eine Kabinettsbefas-
sung zu einem Entwurf einer entsprechenden Dritten Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverord-
nung noch nicht für die kommende Woche (KW 20) geplant. Sobald wir nähere Informationen erhalten, wer-
den wir Sie umgehend informieren. 
Kurzarbeitergeld: Referentenentwurf zur Verlängerung der Sonderregelungen 
Am 21. Mai 2021 ist der Referentenentwurf einer Dritten Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldver-
ordnung bekannt geworden. Der Verordnungsentwurf enthält folgende Regelungen: 
• Der erleichterte Zugang zum Kurzarbeitergeld (KuG) soll für Betriebe, die bis zum 30. September 2021 

Kurzarbeit eingeführt haben, ermöglicht werden. Dies umfasst die Absenkung des Mindestquorums auf 
10 Prozent, den Verzicht auf negative Arbeitszeitsalden sowie die Öffnung des KuG für die Zeitarbeit (§§ 
1, 3 KugV). 

• Außerdem soll die volle Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge ebenfalls bis zum 30. September 
2021 verlängert werden (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KugV). Die hälftige Erstattung soll vom 1. Oktober 2021 bis  

• 31. Dezember 2021 ermöglicht werden. Beides soll für Betriebe gelten, die bis zum 30. September 2021 
Kurzarbeit eingeführt haben. 

• Zudem soll eine Regelung zur Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen im Insolvenzfall in § 2 KugV 
ergänzt werden: Danach soll grundsätzlich kein Anspruch auf Erstattung der Sozialversicherungsbei-
träge ab dem Kalendermonat bestehen, in dem der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens ge-
stellt wird. Dies soll bis einschließlich des Kalendermonats gelten, in dem das Insolvenzgericht über den 
Insolvenzantrag entschieden hat oder der Insolvenzantrag zurückgenommen wurde. 

Verlängerung der geltenden Regelungen um drei Monate 
Die Erstattung der auf das Kurzarbeitergeld entfallenden Sozialversicherungsbeiträge ist in der Kurzarbei-
tergeldverordnung bislang wie folgt geregelt: Bis zum 30. Juni 2021 erfolgt eine vollständige Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge in pauschalierter Form. Im zweiten Halbjahr 2021 wird der Sozialaufwand 
noch hälftig erstattet, wenn der Betrieb bis zum 30. Juni 2021 Kurzarbeit eingeführt hat. Betriebe, die ab 1. 
Juli 2021 erstmals oder nach einer dreimonatigen Unterbrechung erneut Kurzarbeit einführen, erhalten 
keine Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge mehr. Mit der neuen Verordnung würde der Status quo 
also im Wesentlichen um drei Monate verlängert. 
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Weiteres Verfahren 
Nach aktuellem Kenntnisstand wird sich das Bundeskabinett am 2. Juni 2021 mit der Verordnung befassen. 
Sie soll einen Tag nach der Verkündung in Kraft treten. Über das weitere Verfahren werden wir Sie infor-
mieren. 
Kurzarbeitergeld: Bundeskabinett beschließt Verlängerung der Sonderregelungen  
Die Bundesregierung hat sich in der Kabinettssitzung am 9. Juni 2021 auf die erneute Verlängerung der 
Sonderregeln für das Kurzarbeitergeld (KuG) verständigt. Die "Dritte Verordnung zur Änderung der Kurzar-
beitergeldverordnung" (Anlage) enthält folgende Regelungen: 
• Der erleichterte Zugang zum KuG gilt bis zum 30. September 2021 fort, also auch für Betriebe, die bis 

zu diesem Tag Kurzarbeit neu oder nach einer Unterbrechung von mindestens drei Monaten erneut ein-
führen. Dies umfasst die Absenkung des Mindestquorums auf 10 Prozent, den Verzicht auf negative Ar-
beitszeitsalden sowie die Öffnung des KuG für die Zeitarbeit (§§ 1, 3 KugV). 

• Außerdem wird die volle Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge ebenfalls bis zum 30. Septem-
ber 2021 verlängert (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KugV). Vom 1. Oktober 2021 bis 31. Dezember 2021 werden 
noch 50 Prozent des Sozialaufwands erstattet. Beides gilt für Betriebe, die bis zum 30. September 2021 
Kurzarbeit eingeführt haben. Die komplette Erstattung ist im vierten Quartal weiterhin möglich, wenn 
während der Kurzarbeit qualifiziert wird (§ 106a SGB III). 

• Zudem wurde eine Regelung zur Erstattung von Sozialversicherungsbeiträgen im Insolvenzfall ergänzt, 
wonach grundsätzlich ab Antragstellung auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens kein Anspruch mehr 
auf Erstattung solcher Sozialversicherungsbeiträge besteht, die später in einem Insolvenzverfahren an-
gefochten werden können. 

Hinweis der RegionaldirektionBayern der Bundesagentur für Arbeit 
Seit letztem Jahr wurde von den Unternehmen aufgrund der Corona-Pandemie Kurzarbeit in einem bisher 
nicht gekannten Ausmaß in Anspruch genommen. Um zu ermöglichen, dass es zu einer schnellen Auszah-
lung des Kurzarbeitergeldes an die Betriebe kommt, haben wir als Bundesagentur für Arbeit unsere Pro-
zesse vereinfacht und beschleunigt. Zudem haben wir kurzfristig unsere Mitarbeiterkapazitäten stark aufge-
stockt, indem wir zahlreiche Beschäftigte aus anderen Bereichen der Bundesagentur für Arbeit geschult 
und in der Bearbeitung von Kurzarbeitergeld eingesetzt haben. 
Kurzarbeitenden Betrieben soll schnell das verauslagte Kurzarbeitergeld erstattet werden. Um dies zu er-
möglichen, werden Anträge auf Zahlung von Kurzarbeitergeld nur vorläufig, ohne tiefer gehende Prüfung 
bewilligt. Gesetzlich ist vorgesehen, dass nach Beendigung der Kurzarbeit eine Schlussrechnung auf 
Grund einer sorgfältigen Abschlussprüfung ergeht.  
Bei der Abschlussprüfung werden die monatlich durch die Betriebe eingereichten Abrechnungen nochmal 
umfänglich geprüft. Nach Durchführung der Prüfung wird ein finaler Bescheid erstellt. Zweck der Abschluss-
prüfung ist es im Sinne der Versichertengemeinschaft sicherzustellen, dass Kurzarbeitergeld in der korrek-
ten Höhe beantragt und ausgezahlt wurde. Außerdem soll den Betrieben Rechtssicherheit gegeben wer-
den. Sollten etwaige Unstimmigkeiten vorliegen und diese noch nicht behoben worden sein, kann eine Kor-
rektur noch im Rahmen der Abschlussprüfung stattfinden.  
Die Bundesagentur für Arbeit hat mittlerweile damit begonnen die Abschlussprüfungen vorzubereiten. In 
den kommenden Monaten werden alle Betriebe, die Kurzarbeitergeld bezogen haben, angeschrieben und 
um Vorlage der relevanten Unterlagen wie Lohn- und Gehaltsunterlagen, Arbeitszeitnachweise, Anwesen-
heitslisten, etc., gebeten. Die Übersendung der angeforderten Unterlagen ist für die Abschlussprüfung  
zwingend erforderlich. Nur bei Vorliegen der Unterlagen kann das Kurzarbeitergeld final festgesetzt werden 
und muss nicht zurückgefordert werden.  
Für weitergehende Fragen der Betriebe stehen die örtlichen Agenturen für Arbeit wie gewohnt zur Verfü-
gung. 
Kurzarbeitergeld: Dritte Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung und FAQ der 
BDA 
Die Dritte Verordnung zur Änderung der Kurzarbeitergeldverordnung (3. KugÄV) wurde im Bundesgesetz-
blatt veröffentlicht. Die Verordnung tritt am 23. Juni 2021 in Kraft.  
Aus diesem Anlass hat die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) ihre FAQ zum 
Kurzarbeitergeld sowie zur Weiterbildung während Kurzarbeitergeldbezug aktualisiert: https://www.galabau-
bayern.de/faq-kurzarbeitergeld-stand-23.-juni-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600416392421639 
Die Aktualisierung beinhaltet insbesondere die durch die 3. KugÄV verlängerten Corona-Sonderregelungen 
zum Kurzarbeitergeld und die neue Regelung zur Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge bei Insolvenz-
fällen. Außerdem hat die BDA weitere Hinweise zur Abrechnung von Quarantänefällen, zur Abrechnung 
von Krankengeld in Höhe von Kug und zum Urlaubsanspruch bei Kurzarbeit aufgenommen. Zur Befristung   

https://www.galabau-bayern.de/faq-kurzarbeitergeld-stand-23.-juni-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600416392421639
https://www.galabau-bayern.de/faq-kurzarbeitergeld-stand-23.-juni-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600416392421639
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der Kug-Sonderregelungen ist ebenfalls die Übersicht in Anlage 1 der oben verlinkten FAQ zum Kurzarbei-
tergeld aktualisiert. 
Zur Information finden Sie zudem die Änderungsversion der BDA, in der die Änderungen zur besseren 
Übersicht gelb markiert sind, unter folgendem Link: https://www.galabau-bayern.de/faq-weiterbildung-waeh-
rend-kurzarbeitergeldbezug-nach-ba-mit-markierungen.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637600418496933991 
 
4.3 Steuerliche Liquiditätshilfe für Unternehmen  
Wichtige liquiditätsschonende Steuerregeln verlängert 
Mit BMF-Schreiben vom 22. Dezember 2020 haben Bund und Länder Maßnahmen verlängert, die bisher 
bis Ende 2020 begrenzt waren. Sie betreffen die erleichterten Stundungsmöglichkeiten, die vereinfachte 
Kürzung von Vorauszahlungen sowie den Aufschub von Vollstreckungen. 
Dabei geht es um Steuern, die von den Landesbehörden für den Bund verwaltet werden. Die Maßnahmen 
sind auf besonders von der Corona-Krise betroffene Steuerpflichtige begrenzt. 
• Gestundet werden können bis Ende März 2021 fällige Steuern, zunächst bis Ende Juni 2021. Eine An-

schlussstundung bis zum Jahresende 2021 ist unter Auflagen möglich. Auf Stundungszinsen kann ver-
zichtet werden. 

• Auf Vollstreckungsmaßnahmen kann für bis Ende März 2021 fällige Steuern verzichtet werden, eben-
falls bis Ende Juni 2021. Der Verzicht kann in Verbindung mit einer Ratenvereinbarung bis Jahresende 
2021 ausgedehnt werden. Säumniszuschläge sollen wegfallen. 

• Vorauszahlungen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer können bis Ende 2021 in einem einfa-
chen Verfahren gekürzt werden. 

Das BMF-Schreiben vom 22.12.2020 finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengli-
che-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-22.12.-2020-Verlaenge-
rung-steuerlicher-Ma%C3%9Fnahmen.pdf 
 
4.4 Milliarden-Schutzschild für Betriebe und Unternehmen  
 
4.5 Hilfen der LfA für Unternehmen 
 
4.6 Soforthilfe für Unternehmen und Freiberufler – Bayern und Bund 
4.6.1 Antragsberechtigte  
4.6.2 Liquiditätsengpass 
4.6.3 Fördervolumen 
4.6.4 Antragstellung 
 
4.7 Entschädigungsansprüche bei Betriebsschließungen 
 
4.8 Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen  
Update: Vereinfachte Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen auch für Januar und Februar 
2021 möglich 
Der GKV-Spitzenverband hat beschlossen, die erleichterte Stundung der Sozialversicherungsbeiträge für 
die Monate Januar und Februar 2021 zu verlängern. Für vom Shutdown betroffene Arbeitgeber ist damit 
längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats März 2021 eine erleichterte Stundung der SV-
Beiträge möglich. 
Mit der Maßnahme sollen Liquiditätsengpässe abgefedert werden, die entstehen können, wenn die Bean-
tragung und Bewilligung der avisierten Wirtschaftshilfen Zeit beansprucht und gleichzeitig Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig werden. 
Auf Antrag des vom Lockdown betroffenen Arbeitgebers können die Beiträge für die Monate Januar und 
Februar 2021 vereinfacht gestundet werden. Hierzu müssen folgenden Voraussetzungen erfüllt sein: 
• Es müssen vorrangig die bereit gestellten Wirtschaftshilfen einschließlich des Kurzarbeitergeldes genutzt 

werden. Entsprechende Anträge sind vor dem Stundungsantrag zu stellen.  
• Die Antragstellung hat mittels eines einheitlich gestalteten Antragsformulars zu erfolgen. Das Formular 

finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-stundung-sv-beitraege.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637468279748412366 

  

https://www.galabau-bayern.de/faq-weiterbildung-waehrend-kurzarbeitergeldbezug-nach-ba-mit-markierungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600418496933991
https://www.galabau-bayern.de/faq-weiterbildung-waehrend-kurzarbeitergeldbezug-nach-ba-mit-markierungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600418496933991
https://www.galabau-bayern.de/faq-weiterbildung-waehrend-kurzarbeitergeldbezug-nach-ba-mit-markierungen.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600418496933991
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-22.12.-2020-Verlaengerung-steuerlicher-Ma%C3%9Fnahmen.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-22.12.-2020-Verlaengerung-steuerlicher-Ma%C3%9Fnahmen.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-22.12.-2020-Verlaengerung-steuerlicher-Ma%C3%9Fnahmen.pdf
https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-stundung-sv-beitraege.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468279748412366
https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-stundung-sv-beitraege.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468279748412366
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• Die Stundungen können längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats März 2021 ge-
währt werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass die angekündigten Wirtschaftshilfen den betroffe-
nen Unternehmen bis Ende März 2021 vollständig zugeflossen sind.  

• Einer Sicherheitsleistung bedarf es für die Stundungen nicht.  
• Stundungszinsen sind nicht zu berechnen.  
• Bestehende Ratenzahlungsvereinbarungen, die angesichts der aktuellen Situation nicht oder nicht voll-

ständig erfüllt werden können, können nachjustiert werden.  
• Im Falle beantragter Kurzarbeit endet die Stundung der auf das Kurzarbeitergeld entfallenden Beiträge 

zur Sozialversicherung für die Ist-Monate Januar und Februar 2021, sobald der Arbeitgeber die Erstat-
tung für diese Beiträge von der Bundesagentur für Arbeit erhalten hat. Die Beiträge sind nach Erstattung 
durch die Bundesagentur für Arbeit unverzüglich an die Einzugsstellen weiterzuleiten.  

• Weitere Voraussetzung für den beschriebenen erleichterten Stundungszugang ist darüber hinaus nach 
wie vor, dass die sofortige Einziehung der Beiträge ohne die Stundung mit erheblichen Härten für den  

• Arbeitgeber verbunden wäre; dies ist in geeigneter Weise darzulegen. An den Nachweis sind den aktuel-
len Verhältnissen angemessene Anforderungen zu stellen. Eine glaubhafte Erklärung des Arbeitgebers, 
dass er sich angesichts des angeordneten Lockdowns zunächst in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten 
befindet, vor allem erhebliche Umsatzeinbußen erlitten hat und die angekündigten Wirtschaftshilfen zwar 
beantragt, diese jedoch noch nicht zugeflossen sind, ist in aller Regel ausreichend. 

Wird dem Antrag des Arbeitgebers auf Stundung von Beitragsansprüchen entsprochen, gelten damit die 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die vom Arbeitgeber im sog. Firmenzahlerverfahren abgeführt werden, gleichermaßen als ge-
stundet. 
Es wird von Seiten des GKV-Spitzenverbands darum gebeten, auch die Höhe der am Fälligkeitstag für die 
Beiträge der Monate Januar und Februar 2021 gestundeten Gesamtsozialversicherungsbeiträge ein-
schließlich der Umlagen (ohne die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für freiwillig krankenversi-
cherte Arbeitnehmer, die im Firmenzahlerverfahren zusammen mit den Gesamtsozialversicherungsbeiträ-
gen abgeführt werden) für die Beitragsmonate Januar und Februar 2021 – soweit sie auf der Grundlage 
des vereinfachten Stundungsverfahrens eingeräumt wurden – zu dokumentieren und an die jeweilige Kas-
senorganisation auf Bundesebene zu übermitteln. Dabei soll weiterhin ausschließlich das jeweils gestun-
dete Beitragsvolumen erfasst werden; die Anzahl der Stundungsfälle ist im Hinblick auf die ansonsten re-
dundante Berücksichtigung in den Fällen, in denen Betriebe mit mehreren Einzugsstellen entsprechende 
Stundungsvereinbarungen schließen, irrelevant. 
Weitere Einzelheiten können Sie dem entsprechenden Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes entneh-
men: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpoli-
tik/2021/Downloads/GKV-SV-Rundschreiben-(2021-053).pdf 
 
Update: Vereinfachte Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen auch für März 2021 
Der GKV-Spitzenverband hat beschlossen, die erleichterte Stundung der Sozialversicherungsbeiträge 
nochmals zu verlängern. Für vom Shutdown betroffene Arbeitgeber ist damit längstens bis zum Fälligkeits-
tag für die Beiträge des Monats April 2021 (28.04.21) eine erleichterte Stundung der SV-Beiträge möglich. 
Mit der Maßnahme sollen Liquiditätsengpässe abgefedert werden, die entstehen können, wenn die Bean-
tragung und Bewilligung der avisierten Wirtschaftshilfen Zeit beansprucht und gleichzeitig Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig werden. 
Auf Antrag des vom Lockdown betroffenen Arbeitgebers können die Beiträge für die Monate Januar bis 
März 2021 vereinfacht gestundet werden. Gleiches gilt für die Beiträge aus Dezember 2020, wenn der Ar-
beitgeber erklärt, dass der Zufluss der in Aussicht gestellten Wirtschaftshilfen nach wie vor aussteht. Fol-
gende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
• Es müssen vorrangig die bereit gestellten Wirtschaftshilfen einschließlich des Kurzarbeitergeldes genutzt 

werden. Entsprechende Anträge sind vor dem Stundungsantrag zu stellen.  
• Die Antragstellung hat mittels eines einheitlich gestalteten Antragsformulars zu erfolgen (https://www.ga-

labau-bayern.de/musterantrag-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514884629405448).  
• Die Stundungen können längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats April 2021 gewährt 

werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass die angekündigten Wirtschaftshilfen den betroffenen Un-
ternehmen bis Ende April 2021 vollständig zugeflossen sind.  

• Einer Sicherheitsleistung bedarf es für die Stundungen nicht.  
• Stundungszinsen sind nicht zu berechnen. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/GKV-SV-Rundschreiben-(2021-053).pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/GKV-SV-Rundschreiben-(2021-053).pdf
https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514884629405448
https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637514884629405448
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• Bestehende Ratenzahlungsvereinbarungen, die angesichts der aktuellen Situation nicht oder nicht voll-
ständig erfüllt werden können, können nachjustiert werden.  

• Im Falle beantragter Kurzarbeit endet die Stundung der auf das Kurzarbeitergeld entfallenden Beiträge 
zur Sozialversicherung für die Ist-Monate Januar bis März 2021, sobald der Arbeitgeber die Erstattung  

• für diese Beiträge von der Bundesagentur für Arbeit erhalten hat. Die Beiträge sind nach Erstattung 
durch die Bundesagentur für Arbeit unverzüglich an die Einzugsstellen weiterzuleiten.  

• Weitere Voraussetzung für den beschriebenen erleichterten Stundungszugang ist darüber hinaus nach 
wie vor, dass die sofortige Einziehung der Beiträge ohne die Stundung mit erheblichen Härten für den 
Arbeitgeber verbunden wäre; dies ist in geeigneter Weise darzulegen. An den Nachweis sind den aktuel-
len Verhältnissen angemessene Anforderungen zu stellen. Eine glaubhafte Erklärung des Arbeitgebers, 
dass er sich angesichts des angeordneten Lockdowns zunächst in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten 
befindet, vor allem erhebliche Umsatzeinbußen erlitten hat und die angekündigten Wirtschaftshilfen zwar 
beantragt, diese jedoch noch nicht zugeflossen sind, ist in aller Regel ausreichend. 

Wird dem Antrag des Arbeitgebers auf Stundung von Beitragsansprüchen entsprochen, gelten damit die 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die vom Arbeitgeber im sog. Firmenzahlerverfahren abgeführt werden, gleichermaßen als ge-
stundet. 
Es wird von Seiten des GKV-Spitzenverbands darum gebeten, auch die Höhe der am Fälligkeitstag für die 
Beiträge des Monats März 2021, wie schon für die Beiträge der Monate Januar und Februar 2021, gestun-
deten Gesamtsozialversicherungsbeiträge einschließlich der Umlagen (ohne die Kranken- und Pflegeversi-
cherungsbeiträge für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmer, die im Firmenzahlerverfahren zusammen 
mit den Gesamtsozialversicherungsbeiträgen abgeführt werden) für den Beitragsmonat März 2021 - soweit 
sie auf der Grundlage des vereinfachten Stundungsverfahrens eingeräumt wurden - zu dokumentieren und  
an die jeweilige Kassenorganisation auf Bundesebene zu übermitteln. Dabei soll weiterhin ausschließlich 
das jeweils gestundete Beitragsvolumen erfasst werden; die Anzahl der Stundungsfälle ist im Hinblick auf 
die ansonsten redundante Berücksichtigung in den Fällen, in denen Betriebe mit mehreren Einzugsstellen 
entsprechende Stundungsvereinbarungen schließen, irrelevant 
Weitere Einzelheiten können Sie dem entsprechenden Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes entneh-
men: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpoli-
tik/2021/Downloads/Rundschreiben-des-GKV-Spitzenverband.pdf 
 
Update: Vereinfachte Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen auch für April 2021 
Der GKV-Spitzenverband hat beschlossen, die erleichterte Stundung der Sozialversicherungsbeiträge 
nochmals zu verlängern. Für vom Shutdown betroffene Arbeitgeber ist damit längstens bis zum Fälligkeits-
tag für die Beiträge des Monats Mai 2021 (27. Mai 2021) eine erleichterte Stundung der SV-Beiträge mög-
lich. 
Mit der Maßnahme sollen Liquiditätsengpässe abgefedert werden, die entstehen können, wenn die Bean-
tragung und Bewilligung der avisierten Wirtschaftshilfen Zeit beansprucht und gleichzeitig Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig werden. 
Auf Antrag des vom Lockdown betroffenen Arbeitgebers können die Beiträge für die Monate Januar bis Ap-
ril 2021 vereinfacht gestundet werden. Gleiches gilt für die Beiträge aus Dezember 2020, wenn der Arbeit-
geber erklärt, dass der Zufluss der in Aussicht gestellten Wirtschaftshilfen nach wie vor aussteht. Folgende 
Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
• Es müssen vorrangig die bereit gestellten Wirtschaftshilfen einschließlich des Kurzarbeitergeldes genutzt 

werden. Entsprechende Anträge sind vor dem Stundungsantrag zu stellen.  
• Die Antragstellung hat mittels eines einheitlich gestalteten Antragsformulars zu erfolgen. Den Antrag fin-

den Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-gkv-sv.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637546862822953162 

• Die Stundungen können längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats Mai 2021 gewährt 
werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass die angekündigten Wirtschaftshilfen den betroffenen Un-
ternehmen bis Ende Mai 2021 vollständig zugeflossen sind.  

• Einer Sicherheitsleistung bedarf es für die Stundungen nicht.  
• Stundungszinsen sind nicht zu berechnen.  
• Bestehende Ratenzahlungsvereinbarungen, die angesichts der aktuellen Situation nicht oder nicht voll-

ständig erfüllt werden können, können nachjustiert werden.  
• Im Falle beantragter Kurzarbeit endet die Stundung der auf das Kurzarbeitergeld entfallenden Beiträge 

zur Sozialversicherung für die Ist-Monate Januar bis März 2021, sobald der Arbeitgeber die Erstattung  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/Rundschreiben-des-GKV-Spitzenverband.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/Rundschreiben-des-GKV-Spitzenverband.pdf
https://www.galabau-bayern.de/musterantrag-gkv-sv.pdfx?onpublix_view=true&tm=637546862822953162
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X-O X-O  
 
 
 
 

Seite 124 von 165 
 

Mail-Informationen Verband Garten-, Landschafts- und Sportplatzbau Bayern e. V. 44/2021 

für diese Beiträge von der Bundesagentur für Arbeit erhalten hat. Die Beiträge sind nach Erstattung 
durch die Bundesagentur für Arbeit unverzüglich an die Einzugsstellen weiterzuleiten.  

• Weitere Voraussetzung für den beschriebenen erleichterten Stundungszugang ist darüber hinaus nach 
wie vor, dass die sofortige Einziehung der Beiträge ohne die Stundung mit erheblichen Härten für den  
Arbeitgeber verbunden wäre; dies ist in geeigneter Weise darzulegen. An den Nachweis sind den aktuel-
len Verhältnissen angemessene Anforderungen zu stellen. Eine glaubhafte Erklärung des Arbeitgebers, 
dass er sich angesichts des angeordneten Lockdowns zunächst in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten  
befindet, vor allem erhebliche Umsatzeinbußen erlitten hat und die angekündigten Wirtschaftshilfen zwar 
beantragt, diese jedoch noch nicht zugeflossen sind, ist in aller Regel ausreichend. 

Wird dem Antrag des Arbeitgebers auf Stundung von Beitragsansprüchen entsprochen, gelten damit die 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die vom Arbeitgeber im sog. Firmenzahlerverfahren abgeführt werden, gleichermaßen als ge-
stundet. 
Es wird von Seiten des GKV-Spitzenverbands darum gebeten, auch die Höhe der am Fälligkeitstag für die 
Beiträge des Monats April 2021, wie schon für die Beiträge der Monate Januar bis März 2021, gestundeten 
Gesamtsozialversicherungsbeiträge einschließlich der Umlagen (ohne die Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmer, die im Firmenzahlerverfahren zusammen mit 
den Gesamtsozialversicherungsbeiträgen abgeführt werden) für den Beitragsmonat April 2021 - soweit sie 
auf der Grundlage des vereinfachten Stundungsverfahrens eingeräumt wurden - zu dokumentieren und an 
die jeweilige Kassenorganisation auf Bundesebene zu übermitteln. Dabei soll weiterhin ausschließlich das 
jeweils gestundete Beitragsvolumen erfasst werden; die Anzahl der Stundungsfälle ist im Hinblick auf die 
ansonsten redundante Berücksichtigung in den Fällen, in denen Betriebe mit mehreren Einzugsstellen ent-
sprechende Stundungsvereinbarungen schließen, irrelevant 
Weitere Einzelheiten können Sie dem entsprechenden Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes entneh-
men: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpoli-
tik/2021/Downloads/Rundschreiben-GKV-Spitzenverband.pdf 
 
Update: Vereinfachte Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen auch für Mai 2021 
Der GKV-Spitzenverband hat beschlossen, die erleichterte Stundung der Sozialversicherungsbeiträge 
nochmals zu verlängern. Für vom Shutdown betroffene Arbeitgeber ist damit längstens bis zum Fälligkeits-
tag für die Beiträge des Monats Juni 2021 (28. Juni 2021) eine erleichterte Stundung der SV-Beiträge mög-
lich. 
Mit der Maßnahme sollen Liquiditätsengpässe abgefedert werden, die entstehen können, wenn die Bean-
tragung und Bewilligung der avisierten Wirtschaftshilfen Zeit beansprucht und gleichzeitig Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig werden. Auf Antrag des vom Lockdown betroffenen Arbeitgebers können die Beiträge 
für die Monate Januar bis Mai 2021 vereinfacht gestundet werden. Gleiches gilt für die Beiträge aus De-
zember 2020, wenn der Arbeitgeber erklärt, dass der Zufluss der in Aussicht gestellten Wirtschaftshilfen 
nach wie vor aussteht. Folgende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
Es müssen vorrangig die bereit gestellten Wirtschaftshilfen einschließlich des Kurzarbeitergeldes genutzt 
werden. Entsprechende Anträge sind vor dem Stundungsantrag zu stellen. 
• Die Antragstellung hat mittels eines einheitlich gestalteten Antragsformulars zu erfolgen (siehe Down-

load). 
• Die Stundungen können längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats Juni 2021 ge-

währt werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass die angekündigten Wirtschaftshilfen den betroffe-
nen Unternehmen bis Ende Juni 2021 vollständig zugeflossen sind. 

• Einer Sicherheitsleistung bedarf es für die Stundungen nicht. 
• Stundungszinsen sind nicht zu berechnen. 
• Bestehende Ratenzahlungsvereinbarungen, die angesichts der aktuellen Situation nicht oder nicht voll-

ständig erfüllt werden können, können nachjustiert werden. 
• Im Falle beantragter Kurzarbeit endet die Stundung der auf das Kurzarbeitergeld entfallenden Beiträge 

zur Sozialversicherung für die Ist-Monate Januar bis Mai 2021, sobald der Arbeitgeber die Erstattung  
• für diese Beiträge von der Bundesagentur für Arbeit erhalten hat. Die Beiträge sind nach Erstattung 

durch die Bundesagentur für Arbeit unverzüglich an die Einzugsstellen weiterzuleiten. 
• Weitere Voraussetzung für den beschriebenen erleichterten Stundungszugang ist darüber hinaus nach 

wie vor, dass die sofortige Einziehung der Beiträge ohne die Stundung mit erheblichen Härten für den 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/Rundschreiben-GKV-Spitzenverband.pdf
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Arbeitgeber verbunden wäre; dies ist in geeigneter Weise darzulegen. An den Nachweis sind den aktu-
ellen Verhältnissen angemessene Anforderungen zu stellen. Eine glaubhafte Erklärung des Arbeitge-
bers, dass er sich angesichts des angeordneten Lockdowns zunächst in ernsthaften Zahlungsschwie-
rigkeiten befindet, vor allem erhebliche Umsatzeinbußen erlitten hat und die angekündigten Wirt-
schaftshilfen zwar beantragt, diese jedoch noch nicht zugeflossen sind, ist in aller Regel ausreichend. 

Wird dem Antrag des Arbeitgebers auf Stundung von Beitragsansprüchen entsprochen, gelten damit die 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die vom Arbeitgeber im sog. Firmenzahlerverfahren abgeführt werden, gleichermaßen als ge-
stundet. 
Es wird von Seiten des GKV-Spitzenverbands darum gebeten, auch die Höhe der am Fälligkeitstag für die 
Beiträge des Monats Mai 2021, wie schon für die Beiträge der Monate Januar bis April 2021, gestundeten 
Gesamtsozialversicherungsbeiträge einschließlich der Umlagen (ohne die Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträge für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmer, die im Firmenzahlerverfahren zusammen mit 
den Gesamtsozialversicherungsbeiträgen abgeführt werden) für den Beitragsmonat Mai 2021 - soweit sie 
auf der Grundlage des vereinfachten Stundungsverfahrens eingeräumt wurden - zu dokumentieren und an 
die jeweilige Kassenorganisation auf Bundesebene zu übermitteln. Dabei soll weiterhin ausschließlich das 
jeweils gestundete Beitragsvolumen erfasst werden; die Anzahl der Stundungsfälle ist im Hinblick auf die 
ansonsten redundante Berücksichtigung in den Fällen, in denen Betriebe mit mehreren Einzugsstellen ent-
sprechende Stundungsvereinbarungen schließen, irrelevant 
Weitere Einzelheiten können Sie dem entsprechenden Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes 
(https://www.galabau-bayern.de/rundschreiben-gkv-spitzenverband-2.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637577043369584346) entnehmen. Weiterhin haben wir ein Musterantrag 
(https://www.galabau-bayern.de/vi-129-21-anlage-2-musterantrag-gkv-sv.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637577045031911141) beigefügt. 
 
Update: Vereinfachte Stundung von Sozialversicherungsbeiträgen auch für Juni 2021 
Der GKV-Spitzenverband hat beschlossen, die erleichterte Stundung der Sozialversicherungsbeiträge ein 
weiteres Mal zu verlängern. Für vom Shutdown betroffene Arbeitgeber ist damit längstens bis zum Fällig-
keitstag für die Beiträge des Monats Juli 2021 (28. Juli 2021) eine erleichterte Stundung der SV-Beiträge 
möglich. 
Mit der Maßnahme sollen Liquiditätsengpässe abgefedert werden, die entstehen können, wenn die Bean-
tragung und Bewilligung der avisierten Wirtschaftshilfen Zeit beansprucht und gleichzeitig Sozialversiche-
rungsbeiträge fällig werden. 
Auf Antrag des vom Lockdown betroffenen Arbeitgebers können die Beiträge für die Monate Januar bis 
Juni 2021 vereinfacht gestundet werden. Gleiches gilt für die Beiträge aus Dezember 2020, wenn der Ar-
beitgeber erklärt, dass der Zufluss der in Aussicht gestellten Wirtschaftshilfen nachwievor aussteht. Fol-
gende Voraussetzungen müssen erfüllt sein: 
• Es müssen vorrangig die bereit gestellten Wirtschaftshilfen einschließlich des Kurzarbeitergeldes genutzt 

werden. Entsprechende Anträge sind vor dem Stundungsantrag zu stellen.  
• Die Antragstellung hat mittels eines einheitlich gestalteten Antragsformulars zu erfolgen (siehe 

https://www.galabau-bayern.de/antrag-auf-stundung-der-gesamtsozialversicherungsbeitraege.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637600418700055253).  

• Die Stundungen können längstens bis zum Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats Juli 2021 gewährt 
werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass die angekündigten Wirtschaftshilfen den betroffenen Un-
ternehmen bis Ende Juli 2021 vollständig zugeflossen sind.  

• Einer Sicherheitsleistung bedarf es für die Stundungen nicht.  
• Stundungszinsen sind nicht zu berechnen.  
• Bestehende Ratenzahlungsvereinbarungen, die angesichts der aktuellen Situation nicht oder nicht voll-

ständig erfüllt werden können, können nachjustiert werden.  
• Im Falle beantragter Kurzarbeit endet die Stundung der auf das Kurzarbeitergeld entfallenden Beiträge 

zur Sozialversicherung für die Ist-Monate Januar bis Juni 2021, sobald der Arbeitgeber die Erstattung für 
diese Beiträge von der Bundesagentur für Arbeit erhalten hat. Die Beiträge sind nach Erstattung durch 
die Bundesagentur für Arbeit unverzüglich an die Einzugsstellen weiterzuleiten.  

• Weitere Voraussetzung für den beschriebenen erleichterten Stundungszugang ist darüber hinaus nach 
wie vor, dass die sofortige Einziehung der Beiträge ohne die Stundung mit erheblichen Härten für den 
Arbeitgeber verbunden wäre; dies ist in geeigneter Weise darzulegen. An den Nachweis sind den aktuel-
len Verhältnissen angemessene Anforderungen zu stellen. Eine glaubhafte Erklärung des Arbeitgebers,   

https://www.galabau-bayern.de/rundschreiben-gkv-spitzenverband-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577043369584346
https://www.galabau-bayern.de/rundschreiben-gkv-spitzenverband-2.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577043369584346
https://www.galabau-bayern.de/vi-129-21-anlage-2-musterantrag-gkv-sv.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577045031911141
https://www.galabau-bayern.de/vi-129-21-anlage-2-musterantrag-gkv-sv.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577045031911141
https://www.galabau-bayern.de/antrag-auf-stundung-der-gesamtsozialversicherungsbeitraege.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600418700055253
https://www.galabau-bayern.de/antrag-auf-stundung-der-gesamtsozialversicherungsbeitraege.pdfx?onpublix_view=true&tm=637600418700055253
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dass er sich angesichts des angeordneten Lockdowns zunächst in ernsthaften Zahlungsschwierigkeiten 
befindet, vor allem erhebliche Umsatzeinbußen erlitten hat und die angekündigten Wirtschaftshilfen zwar 
beantragt, diese jedoch noch nicht zugeflossen sind, ist in aller Regel ausreichend. 

Wird dem Antrag des Arbeitgebers auf Stundung von Beitragsansprüchen entsprochen, gelten damit die 
Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung für freiwillig krankenversicherte Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer, die vom Arbeitgeber im sog. Firmenzahlerverfahren abgeführt werden, gleichermaßen als ge-
stundet. 
Der GKV-Spitzenverband bittet darum, auch die Höhe der am Fälligkeitstag für die Beiträge des Monats 
Juni 2021 gestundeten Gesamtsozialversicherungsbeiträge einschließlich Umlagen für den Beitragsmonat 
Juni 2021 (ohne die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für freiwillig krankenversicherte Arbeitneh-
mer, die im Firmenzahlerverfahren zusammen mit den Gesamtsozialversicherungsbeiträgen abgeführt wer-
den) - soweit sie auf der Grundlage des vereinfachten Stundungsverfahrens eingeräumt wurden - zu doku-
mentieren und an die jeweilige Kassenorganisation auf Bundesebene zu übermitteln. 
Weitere Einzelheiten können Sie dem entsprechenden Rundschreiben des GKV-Spitzenverbandes entneh-
men: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpoli-
tik/2021/Downloads/GKV-Rundschreiben-zum-vereinfachten-Stundungsverfahren.PDF 
Ausblick 
Wie der GKV-Spitzenverband informiert, ist eine weitere Verlängerung des vereinfachten Stundungsverfah-
rens in der bisherigen Form über den Beitragsmonat Juni 2021 hinaus aufgrund der positiven Gesamtent-
wicklung grundsätzlich nicht vorgesehen. 
Gleichwohl werden die Einzugsstellen erfahrungsgemäß mit einer Reihe von Unternehmen konfrontiert 
sein, denen eine zeitnahe Zahlung der bislang gestundeten Beiträge zum Fälligkeitstag des Beitragsmonats 
Juli 2021 nicht möglich sein wird. Für diese Betriebe wird beabsichtigt, einen - zeitlich begrenzten - gleiten-
den Übergang in das Regelstundungsverfahren anzubieten. 
Grundlage hierfür wird das bereits in 2020 praktizierte Verfahren sein, das von einem niedrigschwelligen 
Nachweis des Vorliegens einer erheblichen Härte, der Erhebung von Stundungszinsen in Abhängigkeit vom 
Zahlungsverhalten des Arbeitgebers sowie einem regelhaften Vorhalten von Sicherheitsleistungen geprägt 
gewesen ist. 
 
4.9 Maßnahmenpaket Bundesregierung zur Abfederung der Auswirkungen des Corona-Virus - aktu-
alisiert 
Sozialschutz-Paket III 
Das Bundestag hat den Gesetzentwurf für ein Sozialschutz-Paket III beschlossen. Den Entwurf können Sie 
hier einsehen: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpoli-
tik/2021/Downloads/Bundestagsdrucksache-Gesetzentwurf-Sozialschutzpaket-III-vom-24.-Feb.-2021.pdf 
Im Wesentlichen werden bestehende Regelungen des Sozialschutz-Pakets verlängert. Das gilt für folgende 
Punkte: 
• Vereinfachter Zugang zur Grundsicherung: verlängert bis 31. Dezember 2021 
• Erleichterte Vermögensprüfung im Kinderzuschlag: verlängert bis 31. Dezember 2021 
• Sonderregelungen zu den Bedarfen für gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Schulen, Kindertages-

stätten und Werkstätten für Menschen mit Behinderungen: verlängert und verknüpft mit Geltungsdauer 
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2021.  

• Sicherstellungsauftrag nach dem Sozialdienstleister-Einsatzgesetz: verlängert und verknüpft mit Gel-
tungsdauer der epidemischen Lage von nationaler Tragweite, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 
2021. 

Weitere Regelungen im Rahmen des Sozialschutz-Pakets III  
Das Sozialschutz-Paket III beinhaltet zudem eine Einmalzahlung in Höhe von 150 Euro an Leistungsbe-
rechtigte der sozialen Mindestsicherungssysteme. So möchte man einen zusätzlichen finanziellen Hand-
lungsspielraum schaffen, um etwaige im Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie stehende zusätzliche 
oder erhöhte Ausgaben zu finanzieren. 
Des Weiteren sind Anpassungen an der Künstlersozialversicherung geplant. So soll ein Unterschreiten des 
für eine Versicherung mindestens erforderlichen Jahreseinkommens von 3.900 Euro auch im Jahr 2021 
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keine negativen Auswirkungen auf den Versicherungsschutz in der Künstlersozialversicherung haben.  
Über die Künstlersozialabgabe-Verordnung 2021 wurde bereits geregelt, dass der Künstlersozialabgabe-
satz bei 4,2 Prozent stabilisiert wird und zur Deckung der Finanzierungslücke der Bundeszuschuss entspre-
chend erhöht wird. 
Das Gesetz bedarf der Zustimmung des Bundesrates und soll zum 1. April 2021 in Kraft treten. 
 
4.10 Insolvenzantragspflicht soll ausgesetzt werden  
Aussetzung der Insolvenzantragspflicht nur teilweise bis 31. Januar 2021 verlängert 
Ursprünglich wurde durch das Gesetz zur vorübergehenden Aussetzung der Insolvenzantragspflicht (Co-
vInsAG) die Pflicht zur Stellung eines Eigeninsolvenzantrages (§ 15a InsO bzw. § 42 Abs. 2 BGB) grund-
sätzlich bis zum 30. September 2020 ausgesetzt. 
Die zunächst bis zum 30. September 2020 laufende Frist der Aussetzung wurde durch eine Gesetzesände-
rung bis zum 31. Dezember 2020 verlängert. Allerdings gilt die Aussetzung ab dem 1. Oktober 2020 nur 
noch für den Insolvenzgrund der Überschuldung. In Fällen der Zahlungsunfähigkeit muss seit dem 1. Okto-
ber 2020 wieder regulär ein Insolvenzantrag gestellt werden. 
Sonderregelungen bis 31. Januar 2021 
Durch eine kurzfristige Ergänzung des Gesetzes zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts 
(SanInsFoG) , das vom Bundestag am 17. Dezember 2020 verabschiedet wurde, wurde folgende Sonder-
regelung eingeführt: 
Vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Januar 2021 ist die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags für Unter-
nehmen ausgesetzt, die im Zeitraum vom 1. November 2020 bis zum 31. Dezember 2020 einen Antrag auf  
die Gewährung finanzieller Hilfeleistungen im Rahmen staatlicher Hilfsprogramme zur Abmilderung der Fol-
gen der COVID-19-Pandemie gestellt haben. Das gilt allerdings nicht, wenn offensichtlich keine Aussicht 
auf die Hilfeleistung besteht oder die Hilfeleistung für die Beseitigung der Insolvenzreife unzureichend ist. 
Diese Vorschrift gilt wiederum sowohl für den Insolvenzgrund der Überschuldung als auch der Zahlungsun-
fähigkeit. 
Weitere Neuregelungen 
Darüber hinaus sind unter anderem noch folgende Punkte im CoVInsAG ergänzt worden: 
• Der Prognosezeitraum für die Überschuldungsprüfung ist zwischen dem 1. Januar 2021 und dem 31. 

Dezember 2021 auf vier Monate verkürzt, wenn die Überschuldung des Schuldners auf die COVID-19-
Pandemie zurückzuführen ist. 

• Für 2021 gilt ein erleichterter Zugang zum Schutzschirmverfahren für Unternehmen, die von der COVID-
19-Pandemie betroffen sind. 

Bei Auslaufen der Aussetzung zu beachten 
Unternehmen, für die die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht zum 31. Dezember 2020 oder nach den 
Sonderregelungen zum 31. Januar 2021 ausläuft, müssen folgendes beachten: 
Nach § 15 a InsO ist der Insolvenzantrag „ohne schuldhaftes Zögern, spätestens aber drei Wochen nach 
Eintritt der Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung“ zu stellen. 
Das COVInsAG setzt aber nur die am Ende dieser Frist stehende Antragspflicht aus und hemmt nicht den 
Beginn dieser Frist. Wenn also Überschuldung bereits drei Wochen vor dem 1. Januar 2021 vorlag, ist der 
Antrag unmittelbar am 1. Januar 2021 zu stellen. Beziehungsweise muss bei den Unternehmen, die unter 
die Sonderregelungen für den Januar 2021 fallen, der Antrag schon am 1. Februar 2021 gestellt werden, 
wenn der Insolvenzgrund bereits drei Wochen vorher vorlag. 
Grundsätzlich ist bei der Drei-Wochen-Frist allerdings zu beachten, dass diese nicht immer ausgeschöpft 
werden darf, sondern nur, wenn nach objektiven Maßstäben berechtigte Aussichten auf eine erfolgreiche 
Sanierung und Fortführung des Unternehmens innerhalb dieser Frist bestehen. Anderenfalls ist der Antrag  
unverzüglich zu stellen, beziehungsweise sofort dann, wenn die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht 
endet. 
Verlängerung der Insolvenzaussetzung bis zum 30. April 2021 beschlossen 
Am 1. Januar 2021 ist das Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenzrechts (SanInsFOG) 
in Kraft getreten, wonach die Insolvenzantragspflicht bis zum 31. Januar 2021 für Unternehmen ausgesetzt 
ist, sofern die Insolvenzreife auf der verzögerten Auszahlung staatlicher Hilfen beruht (vgl. Art. 10). 
  

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2020/0701-0800/762-20.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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Das BMJV teilte bereits am 21. Januar 2021 in einer Pressemitteilung mit, dass die Aussetzung der Insol-
venzantragspflicht bis zum 30. April 2021 verlängert werden soll. 
Dem „Gesetz zur Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung - Verlängerung der Steuererklä-
rungsfrist“ wurden entsprechende Änderungsanträge der Koalition als Ergänzung angefügt, das entspre-
chende Gesetzespaket konnte am 28. Januar 2021 im Bundestag beschlossen werden. 
Die Wirkung der Insolvenzaussetzung soll danach ab 1. Februar 2021 gelten (Art. 3 Abs. 2) und schließt 
sich damit nahtlos an die derzeitige Insolvenzaussetzung bis zunächst zum 31. Januar 2021 an. Die Be-
schlussempfehlung und der Bericht des Finanzausschusses vom 27. Januar 2021 sind hier einzusehen 
(vgl. zur Insolvenzaussetzung S. 4 ff.): https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Me-
dien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Beschlu%C3%9Fempfehlung-des-Finanzausschusses.pdf 
Der Bundesrat muss sich nun noch am 12. Februar 2021 mit dem zustimmungspflichtigen Gesetz befassen 
– wir werden über das weitere Verfahren berichten. 
Weitere Aussetzung der Insolvenzantragspflicht politisch unsicher 
Am 30. April 2021 endet für Unternehmen in Deutschland die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht. Bei 
Überschuldung und Zahlungsunfähigkeit müssen sie ab Mai wieder innerhalb der gesetzlichen Fristen ei-
nen Antrag auf Insolvenz stellen. 
Mit dem Covid-19-Insolvenzaussetzungsgesetz (COVInsAG) war im März 2020 die Insolvenzantragspflicht 
für Unternehmen ausgesetzt worden, die nur deshalb in die Schieflage geraten waren, weil die beantragten 
Corona-Überbrückungshilfen nicht rechtzeitig bei ihnen ankamen. Die Bundesregierung wollte auf diese 
Weise Unternehmenspleiten in der Pandemie begrenzen, die nur durch diese Verzögerung entstanden. 
Die Ausnahmeregelungen sollten ursprünglich bis Ende September 2020 gelten, wurden dann aber mehr-
mals bis einschließlich April 2021 verlängert. Jetzt enden die Sonderregelungen. 
In der großen Koalition wird aktuell diskutiert, ob die Sonderregelungen erneut verlängert werden sollten. 
Die SPD will Unternehmen länger vor der Insolvenz bewahren; die Union sieht derzeit keinen akuten Hand-
lungsbedarf. Aus dem BMJV ist zu hören, dass es nach wie vor unklar ist, ob die politischen Überlegungen 
in die eine oder andere Richtung entschieden werden. Über die weitere Entwicklung werden wir Sie infor-
mieren. 
 
4.11 Umsatzsteuersondervorauszahlungen werden zurückgezahlt - s. Ziffer 4.3 
 
4.12 Grundsicherung (Arbeitslosengeld II) für Selbstständige  
 
4.13 Beitragsstundung der SVLFG bei finanziellen Engpässen 
 
4.14 Maßnahmen im Schuld-, Miet- und Darlehensrecht 
 
4.15 Leistungsverweigerungsrechte für Verbraucher und Kleinstunternehmer  
 
4.16 steuerfreie Bonuszahlungen bis zu 1.500,00 Euro 
Auf Initiative der BDA strich das BMF den Satz „Der steuerfreie Betrag von 1.500 Euro für Beihilfen oder 
Unterstützungsleistungen kann insgesamt nur einmal innerhalb dieses Zeitraums beansprucht werden“ 
(ehemals in Punkt VII. 1., Seite 15) aus dem FAQ. Durch diese missverständliche Formulierung fürchteten  
Unternehmen, dass die Corona-Prämie nur einmal und nicht in Teilraten gewährt werden kann. Das BMF 
stellte gegenüber der BDA klar, dass es für die Steuerfreiheit nicht schädlich ist, wenn der Gesamtbetrag 
von 1.500 Euro in Teilraten ausgezahlt wird. 
Mit dem nun gestrichenen Satz beabsichtigte das BMF darzustellen, dass es nur „einen“ Steuerfreibetrag 
gibt. Ein „zusätzlicher“ Steuerfreibetrag in Höhe von 1.500 Euro für das Jahr 2021 sei vom Gesetzgeber 
nicht beabsichtigt (siehe Punkt VII. 2., Seite 15 des FAQ). 
Das aktualisierte Papier finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/anlage-faq-steuern-bundesfinanz-
ministerium.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940799552738 
Steuerfreie Sonderzahlung für Beschäftigte – Auszahlungsfrist wird verlängert bis 31. März 2022 
Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern aufgrund der Corona-Krise Beihilfen und Unterstützungen bis zu 
einem Betrag von 1.500 Euro steuer- und abgabenfrei gewähren. Mit dem am 6. Mai 2021 im Bundestag   

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Beschlu%C3%9Fempfehlung-des-Finanzausschusses.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Recht/2021/Beschlu%C3%9Fempfehlung-des-Finanzausschusses.pdf
https://www.galabau-bayern.de/anlage-faq-steuern-bundesfinanzministerium.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940799552738
https://www.galabau-bayern.de/anlage-faq-steuern-bundesfinanzministerium.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940799552738
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verabschiedeten Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz wird die Frist, in der ausgezahlt werden 
muss, bis 31. März 2022 verlängert. Der Bundesrat muss allerdings noch zustimmen. 
Das BMF-Schreiben zur steuerfreien 1.500 EURO-Sonderzahlung vom 9. April finden Sie unter folgendem 
Link: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-steuerfreie-Sonderzahlung-1500-Euro.pdf 
Der steuerfreie Betrag von maximal 1.500 Euro bleibt dabei unverändert. Es wird lediglich der Zeitraum für 
die Auszahlung des Betrages, oder eines noch nicht ausgeschöpften Teilbetrages, gestreckt. 
Anwenderfragen zu dieser Regelung 
Es kann sein, dass ein Unternehmen aufgrund eines Branchentarifvertrages Mitarbeiter*innen eine Prämie 
auszahlt, die grundsätzlich unter diese Steuerfreiheit fällt, das im konkreten Fall der steuerfreie Betrag aber 
schon ausgeschöpft ist. In dem Fall ist der Betrag wie anderer Lohn zu versteuern und zu verbeitragen.  
Das gilt auch für einen gegebenenfalls zusammen mit einer aufgrund derselben Sonderregelung steuer-
freien Vorleistung 1.500 Euro übersteigenden Teilbetrag. 
Andere Steuerbefreiungen, Bewertungsvergünstigungen oder Pauschalbesteuerungsmöglichkeiten bleiben 
unberührt und können neben der hier aufgeführten Steuerfreiheit in Anspruch genommen werden. 
Aus den FAQ "Corona" (Steuern) des BMF ergeben sich zur Handhabung etliche weitere nützliche Hin-
weise. Besonders hervorzuheben sind folgende Aspekte – sie werden in diesen FAQ neben weiteren Fra-
gestellungen genauer erläutert: 
• Die Sonderzahlung muss zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgen. 
• Die Sonderzahlung muss der Abmilderung der zusätzlichen Belastung durch die Corona-Krise dienen. 
• Die Zahlung darf nicht auf einer Vereinbarung oder Zusage beruhen, die vor dem 01. März 2020 getrof-

fen wurde. 
• Die zusätzliche Leistung kann auch per Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung vereinbart werden. 
• Die Leistung kann als Zuschuss oder in Form eines Sachbezugs erfolgen. 
• Die Sonderzahlung kann an Stelle einer Aufstockung des KuG gezahlt werden; dann muss aber erkenn-

bar sein, dass die zur Befreiung vorgegebenen Voraussetzungen eingehalten wurden. 
• Vereinbarte Leistungsprämien für 2019 können grundsätzlich nicht in eine steuerfreie Beihilfe umgewan-

delt werden, da sie in der Regel auf bestehenden Vereinbarungen beruhen. 
• Die steuerfreie Sonderzahlung ist auch Minijobbern gegenüber möglich. 
• Die steuerfreie Sonderzahlung muss im Lohnkonto aufgezeichnet, aber weder auf der Lohnsteuerbe-

scheinigung noch in der Einkommensteuererklärung 2020 angegeben werden. 
Abgabenfreiheit 
Die Beitragsfreiheit dieser Sonderzahlung ist nicht im Corona-Steuerhilfegesetz geregelt. Sie wird durch § 1 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) erreicht. 
Steuerfreie Sonderzahlung für Beschäftigte – Auszahlungsfrist bis 31. März 2022 
Arbeitgeber können ihren Arbeitnehmern aufgrund der Corona-Krise Beihilfen und Unterstützungen bis zu 
einem Betrag von 1.500 Euro steuer- und abgabenfrei gewähren. Diese Möglichkeit würde am 30. Juni 
2021 auslaufen. 
Neu: Am 28. Mai 2021 hat der Bundesrat der vom Bundestag bereits beschlossenen Verlängerung der Frist 
für die Steuerfreiheit dieser Leistung bis zum 31. März 2022 zugestimmt. Die dafür notwendige Änderung 
des § 3 Nummer 11a des Einkommensteuergesetzes erfolgt im Rahmen des Abzugsteuerentlastungsmo-
dernisierungsgesetzes. Der steuerfreie Betrag von maximal 1.500 Euro bleibt allerdings unverändert. Es 
wird lediglich der Zeitraum für die Auszahlung des Betrages oder eines noch nicht ausgeschöpften Teilbe-
trages gestreckt. 
Update: Das Gesetz zur Modernisierung der Entlastung von Abzugsteuern und der Bescheinigung der Ka-
pitalertragsteuer“ (sogenanntes „Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsgesetz“) wurde am 8. Juni 2021 
im Bundesgesetzblatt veröffentlicht. 
Anwenderfragen zu dieser Regelung 
Es kann sein, dass ein Unternehmen aufgrund eines Branchentarifvertrages Mitarbeiter*innen eine Prämie 
auszahlt, die grundsätzlich unter diese Steuerfreiheit fällt, und dass im konkreten Fall der steuerfreie Betrag 
dann schon ausgeschöpft ist. In diesem Fall ist der Betrag wie anderer Lohn zu versteuern und zu verbei-
tragen. Das gilt auch für einen Teilbetrag, der gegebenenfalls zusammen mit einer aufgrund derselben 
Sonderregelung steuerfreien Vorleistung 1.500 Euro übersteigt.  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-steuerfreie-Sonderzahlung-1500-Euro.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-steuerfreie-Sonderzahlung-1500-Euro.pdf
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steuern.html?cms_pk_kwd=06.04.2020_FAQ+Corona+Steuern+&cms_pk_campaign=Newsletter-06.04.2020
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Andere Steuerbefreiungen, Bewertungsvergünstigungen oder Pauschalbesteuerungsmöglichkeiten bleiben 
unberührt und können neben der hier aufgeführten Steuerfreiheit in Anspruch genommen werden. 
Aus den FAQ "Corona" (Steuern) des Bundesfinanzministeriums (BMF) (https://www.bundesfinanzministe-
rium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steu-
ern.html?cms_pk_kwd=06.04.2020_FAQ+Corona+Steuern+&cms_pk_campaign=Newsletter-06.04.2020) 
ergeben sich etliche weitere nützliche Hinweise. Besonders hervorzuheben sind die Aspekte, die wir hier 
kurz vorstellen. Sie werden in den FAQ des BMF neben weiteren Fragestellungen genauer erläutert: 
• Die Sonderzahlung muss zusätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgen. Näheres dazu 

regelt §8 Abs. 4 EStG 
• Die Sonderzahlung muss – aus geeigneten Unterlagen ersichtlich – der Abmilderung der zusätzlichen 

Belastung durch die Corona-Krise dienen. 
• Die Zahlung darf nicht auf einer Vereinbarung oder Zusage beruhen, die vor dem 01. März 2020 ge-

troffen wurde. 
• Die zusätzliche Leistung kann auch per Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung vereinbart werden. 
• Die Leistung kann als Zuschuss oder in Form eines Sachbezugs erfolgen. 
• Die Sonderzahlung kann an Stelle einer Aufstockung des KuG gezahlt werden; dann muss aber er-

kennbar sein, dass die zur Befreiung vorgegebenen Voraussetzungen eingehalten wurden. 
• Vereinbarte Leistungsprämien für 2019 können grundsätzlich nicht in eine steuerfreie Beihilfe umge-

wandelt werden, da sie in der Regel auf bestehenden Vereinbarungen beruhen. 
• Die steuerfreie Sonderzahlung ist auch Minijobbern gegenüber möglich. 
• Die steuerfreie Sonderzahlung muss im Lohnkonto aufgezeichnet, aber weder auf der Lohnsteuerbe-

scheinigung noch in der Einkommensteuererklärung angegeben werden. 
Abgabenfreiheit 
Die sozialversicherungsrechtliche Beitragsfreiheit dieser Sonderzahlung ist nicht im Corona-Steuerhilfege-
setz geregelt. Sie ergibt sich aus § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Sozialversicherungsentgeltverordnung 
(SvEV). 
 
4.17 Sonderzahlung für Unternehmensberatung in Höhe von 4.000,00 Euro 
 
4.18 Konjunkturpaket der Bundesregierung 
 
4.19 Überbrückungshilfe Corona  
Corona-Hilfsprogramme des Bundes: neue praxisrelevante FAQ 
In letzter Zeit kam es häufig zu Fragestellungen zu Überbrückungs-, November- und Dezemberhilfe, die 
aus beihilferechtlicher Sicht beantwortet werden müssen. Zu den häufigsten dieser Fragen stellen das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie sowie das Bundesministerium der Finanzen seit dem 8. Januar 
2021 Antworten zur Verfügung. 
Sie finden dieses FAQ-Angebot auf www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de als FAQ zu Beihilferege-
lungen. 
Neben übergreifenden beihilferechtlichen Aspekten und deren Relevanz für die angesprochenen Hilfspro-
gramme werden dort zum Stand 8. Januar 2021 zehn für Anträge auf Unterstützungsleistung relevante kon-
krete Fragen aufgearbeitet: 
Mit den neuen FAQ konkret beantwortete Fragen 
• Was sind ungedeckte Fixkosten und was ist davon erfasst? 
• Auf welche Arten können die ungedeckten Fixkosten ermittelt werden? 
• Können Abschreibungen bzw. Tilgungszahlungen bei der Bestimmung der ungedeckten Fixkosten be-

rücksichtigt werden? 
• Kann ein fiktiver Unternehmerlohn bei der Bestimmung der ungedeckten Fixkosten berücksichtigt wer-

den? 
• Müssen Einnahmen aus anderen Corona-Hilfen bei der Bestimmung der ungedeckten Fixkosten berück-

sichtigt werden? 
• Welche Wahlmöglichkeiten bestehen bezüglich des beihilfefähigen Zeitraums in den verschiedenen Pro-

grammen?  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steuern.html?cms_pk_kwd=06.04.2020_FAQ+Corona+Steuern+&cms_pk_campaign=Newsletter-06.04.2020
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steuern.html?cms_pk_kwd=06.04.2020_FAQ+Corona+Steuern+&cms_pk_campaign=Newsletter-06.04.2020
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steuern.html?cms_pk_kwd=06.04.2020_FAQ+Corona+Steuern+&cms_pk_campaign=Newsletter-06.04.2020
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Beihilferecht/faq-liste-beihilferecht.html
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• Muss die Gewinn- und Verlustrechnung für den beihilfefähigen Zeitraum nun monatsgenau nachgeholt 
werden? 

• Welche Höchstbeträge des Beihilferechts sind für welche Förderprogramme zu beachten? 
• Was passiert mit Anträgen auf Überbrückungshilfe II, die bereits gestellt wurden? 
• Was gilt für Unternehmen in Schwierigkeiten? 
 
Update: Corona Überbrückungshilfe III verbessert 
Die Richtlinie zur Überbrückungshilfe III ist nach wie vor nicht veröffentlicht, bei den geplanten Eckpunkten 
wurde allerdings deutlich nachgebessert. Vor allem wurden die Zugangsvoraussetzungen signifikant verein-
facht sowie die Förderhöhe und die Abschlagszahlungen deutlich angehoben. Außerdem werden weitere 
Kostenpositionen in die Fixkostenförderung aufgenommen. Wir informieren über den neuen Stand. 
Fristen 
Der Förderzeitraum der Überbrückungshilfe III umfasst November 2020 bis Juni 2021. 
Der Antragsweg soll ab Mitte Februar 2021 offen sein. 
Antragsberechtigung 
Wichtige Antragsvoraussetzungen sind nach aktuellem Stand: 
• Unternehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 750 Millionen Euro können Überbrückungshilfe III für Mo-

nate beantragen, in denen sie einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Re-
ferenzmonat 2019 erlitten haben. 

• Wer November- bzw. Dezemberhilfe erhalten hat, ist für diese Monate nicht antragsberechtigt. Überbrü-
ckungshilfe II für diese Monate wird angerechnet. 

• 2019 muss im regulären Geschäft ein Gewinn entstanden sein, 2020 ein Verlust und direkte Betrof-
fenheit von Schließungsanordnungen vorliegen. 

Fördermaß 
Geleistet werden können bis zu 1,5 Millionen Euro pro Monat, derzeit gedeckelt auf insgesamt maximal 4 
Millionen Euro an staatlichen Hilfen pro Unternehmen. Die Bundesregierung verhandelt mit Brüssel über 
einen höheren Rahmen. 
Abschlagszahlungen sollen mit 50 Prozent der Förderhöhe, maximal 100.000 Euro, möglich sein. 
Erstattungsfähig sind abhängig von der Unternehmensgröße bis zu 70 beziehungsweise 90 Prozent der 
betrieblichen Fixkosten. Bis zu einer Million Euro ist kein Verlustnachweis nötig – allerdings fällt dieser Be-
trag geringer aus, soweit der dazugehörige beihilferechte Rahmen bereits beansprucht wurde. Oberhalb 
dieses Betrags von einer Million Euro ist die Leistung nur Unternehmen in Verlustlage zugänglich. 
Die Höhe der Zuschüsse orientiert sich am Rückgang des Umsatzes im Vergleich zum entsprechenden 
Monat des Jahres 2019 und ist gestaffelt: 
• Bei einem Umsatzrückgang von 30 bis 50 Prozent werden 40 Prozent der förderfähigen Fixkosten er-

stattet. 
• Bei einem Umsatzrückgang von 50 Prozent bis 70 Prozent steigt die Erstattung auf 60 Prozent, 
• bei einem Umsatzrückgang von mehr als 70 Prozent geht es um 90 Prozent der förderfähigen Fixkosten. 
Erstattungsfähige Fixkosten 
Der Katalog der erstattungsfähigen Fixkosten erinnert stark an den sukzessive erweiterten Musterkatalog 
der Überbrückungshilfe II. Besonders hingewiesen wird jetzt auf folgende Erweiterungen: 
• Wertverluste unverkäuflicher oder saisonaler Ware  
• Investitionen für die bauliche Modernisierung und Umsetzung von Hygienekonzepten sowie Investitionen 

in Digitalisierung und Modernisierung, einerseits beschränkt auf 20.000 Euro pro Monat, andererseits 
unter Einbeziehung aller entsprechenden Investitionen im Zeitraum März 2020 bis Juni 2021. 

• Neue spezifische Regelungen gibt es für die Pyrotechnikindustrie und die Reisebranche. 
Quellen 
Die Informationslage stützt sich auf separate Informationsblätter des Bundesministeriums der Finanzen und 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie vom 19. und 20. Januar 2021, sie stehen hier zur Ver-
fügung:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Au%C3%9Fenwirt-
schaft/2020/Downloads/Term-Sheet-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-BMF-BMWi.pdf 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Au%C3%9Fenwirtschaft/2020/Downloads/Term-Sheet-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-BMF-BMWi.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Au%C3%9Fenwirtschaft/2020/Downloads/Term-Sheet-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-BMF-BMWi.pdf
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https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2021/Downloads/BMWi-Info-zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-vom-20.01.2021.pdf 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2021/Downloads/210119-BMF-Info-%C3%9Cberbruckungshilfe-III.pdf 
Neustarthilfe für Selbständige 
Mit der Überbrückungshilfe III wird auch eine Neustarthilfe für Soloselbständige geschaffen, die auf Direkt-
zahlungen bis zu 5.000 Euro abzielt.  
Antragsweg 
Der Antragsweg zur Überbrückungshilfe III führt wie in der Überbrückungshilfe II über Prüfende Dritte. 
Soloselbständige können die Neustarthilfe direkt beantragen. 
Update. Die Änderungen der Richtlinie zur Überbrückungshilfe II finden Sie hier: 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-83/ 
 
Update: Neustarthilfe – Unterstützung für Soloselbstständige 
Neu (Stand 21. Februar 2021) 
Aus der jetzt verfügbaren bayerischen Richtlinie zur Überbrückungshilfe III ergeben sich auch für die Neu-
starthilfe wichtige Details. Die Richtlinie steht Ihnen hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redak-
tion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/Bayerische-Richtlinie-
zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.pdf 
Der Weg zum Antrag 
Mit der Neustarthilfe wird eine besondere Unterstützung für Soloselbstständige im Rahmen der Überbrü-
ckungshilfe III aufgelegt. Anträge können nun gestellt werden. Über folgenden Link gelangen Sie zur An-
tragsplattform . Zur Identifizierung wird das von der Steuererklärung bekannte ELSTER-Zertifikat benötigt. 
Ausgestaltung Neustarthilfe  
Die Neustarthilfe richtet sich an Soloselbstständige, die im Rahmen der Überbrückungshilfe III keine Fix-
kosten geltend machen oder geltend machen können, aber dennoch Umsatzeinbußen hinnehmen müssen. 
Unterstützungen im Rahmen der Überbrückungshilfe II oder der November- und Dezemberhilfe sind dage-
gen unschädlich. 
Die Unterstützung steht Soloselbstständigen zu, die ihr Einkommen im Jahr 2019 zu mindestens 51 Pro-
zent aus ihrer selbstständigen Tätigkeit erzielt haben. 
Neu ist, dass die Förderung auch sogenannten unständig Beschäftigten zusteht. Damit soll insbesondere 
Schauspieler*innen, die häufig sowohl Einkommen aus selbstständiger Tätigkeit als auch aus unständiger 
Beschäftigung beziehen, geholfen werden. Einkünfte aus unständiger Beschäftigung werden insoweit den 
Umsätzen aus Soloselbstständigkeit gleichgestellt. 
Auch wurde der Kreis der Anspruchsberechtigten nochmals erweitert. Auch „freie“, also nicht fest ange-
stellte Schauspieler*innen (nicht im Haupterwerb selbständig, sondern für ein Gastspiel oder einen Film 
kurzzeitbeschäftigt) und vergleichbare Beschäftigte können die Neustarthilfe nutzen. 
Die Neustarthilfe wird als volle Betriebskostenpauschale gewährt, wenn der Umsatz der oder des Soloselb-
ständigen während der sechsmonatigen Laufzeit Januar 2021 bis Juni 2021 im Vergleich zu einem sechs-
monatigen Referenzumsatz 2019 um 60 Prozent oder mehr zurückgegangen ist. Maximal beträgt die Be-
triebskostenpauschale 7.500 Euro. 
Die Betriebskostenpauschale ist aufgrund ihrer Zweckbindung nicht auf Leistungen der Grundsicherung 
und ähnlicher Leistungen anzurechnen. 
Sie wird als Vorschuss ausgezahlt, auch wenn die konkreten Umsatzeinbußen während der Laufzeit Januar 
2021 bis Juni 2021 bei Antragstellung noch nicht feststehen. 
Falls die Umsatzeinbußen geringer als erwartet ausfallen, ist die Vorschusszahlung anteilig so zurückzu-
zahlen, dass in Summe der erzielte Umsatz und die Förderung 90 Prozent des Referenzumsatzes nicht  
überschreiten. Wenn die so errechnete Rückzahlung unterhalb einer Schwelle von 250 Euro liegt, ist keine 
Rückzahlung erforderlich. 
Berechnung der Höhe der Neustarthilfe 
Die genaue Höhe der Neustarthilfe richtet sich nach dem Referenzumsatz des Jahres 2019. Um den Refe-
renzumsatz 2019 zu bestimmen, wird der durchschnittliche monatliche Umsatz des Jahres 2019 zugrunde  
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/BMWi-Info-zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-vom-20.01.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/BMWi-Info-zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-vom-20.01.2021.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/210119-BMF-Info-%C3%9Cberbruckungshilfe-III.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/210119-BMF-Info-%C3%9Cberbruckungshilfe-III.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-83/
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.pdf
https://direktantrag.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/auth/realms/soloselbstaendig/protocol/openid-connect/auth?response_type=code&client_id=antrag-component&redirect_uri=https%3A%2F%2Fdirektantrag.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de%2Fantrag%2Fsso%2Flogin&state=03b235e3-9b5e-44db-9ff5-2510140e2fe6&login=true&scope=openid
https://direktantrag.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/auth/realms/soloselbstaendig/protocol/openid-connect/auth?response_type=code&client_id=antrag-component&redirect_uri=https%3A%2F%2Fdirektantrag.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de%2Fantrag%2Fsso%2Flogin&state=03b235e3-9b5e-44db-9ff5-2510140e2fe6&login=true&scope=openid
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gelegt (Referenzmonatsumsatz). Der Referenzumsatz ist das Sechsfache dieses Referenzmonatsumsat-
zes und beträgt somit im Regelfall 50 Prozent des Gesamtumsatzes in 2019. Die Betriebskostenpauschale 
beträgt einmalig 50 Prozent des Referenzumsatzes, maximal aber 7.500 Euro. 
Rechenbeispiele: 
Jahresumsatz 2019  Referenzumsatz  Neustarthilfe (max. 50 Prozent)  
ab 30.000 Euro  15.000  7.500 Euro (Maximum)  
20.000 Euro  10.000 Euro  5.000 Euro  
10.000 Euro  5.000 Euro  2.500 Euro  
5.000 Euro  2.500 Euro  1.250 Euro  
Mögliche Rückzahlung 
Sollte während der Laufzeit – anders als zunächst erwartet – der Umsatz bei über 40 Prozent des sechs-
monatigen Referenzumsatzes liegen, sind die Vorschusszahlungen anteilig zurückzuzahlen, so dass in  
Summe der erzielte Umsatz und die Förderung 90 Prozent des Referenzumsatzes nicht überschreiten. 
So können beispielsweise bei einem tatsächlichen Umsatz von 60 Prozent des Referenzumsatzes im Be-
trachtungszeitraum 30 Prozent des Referenzumsatzes als Förderung behalten werden, die Differenz zur 
ausgezahlten Förderung (20 Prozent) ist zurückzuzahlen. Liegt der erzielte Umsatz bei 90 Prozent oder 
mehr, so ist die Neustarthilfe vollständig zurückzuzahlen. Wenn die so errechnete Rückzahlung unterhalb 
einer Schwelle von 250 Euro liegt, ist keine Rückzahlung erforderlich. 
FAQ zur Neustarthilfe 
Über den folgenden Link gelangen Sie zu ausführlichen FAQ der beiden Ministerien BMWi und BMF, die 
über alle Details der Neustarthilfe und den Antragsprozess informieren. 
Bayerische Richtlinie zur Neustarthilfe 
Die Neustarthilfe ist für Bayern in derselben Richtlinie geregelt wie die Überbrückungshilfe III. 
 
Update: Corona Überbrückungshilfe III - Neueste Informationen (Stand 21. Februar 2021) 
• Die bayerische Richtlinie zur Überbrückungshilfe III wurde am 18. Februar 2021 im Bayerischen Ministe-

rialblatt veröffentlicht 
• Die Überbrückungshilfe III kann seit dem 10. Februar 2021 und bis zum 31. August 2021 beantragt wer-

den. 
• Die in derselben Richtlinie als Teil der Überbrückungshilfe III geregelte Neustarthilfe kann seit 16. Januar 

2021 und ebenfalls bis zum 31. August beantragt werden. Nähere Informationen dazu finden Sie oben. 
Überblick zur Überbrückungshilfe III 
In Folge fassen wir wichtige Informationen zur Überbrückungshilfe III zusammen. Zu näheren Details ver-
weisen wir auf unten zum Download eingestellte Richtlinie. 
Fristen 
Der Förderzeitraum der Überbrückungshilfe III umfasst die Monate November 2020 bis Juni 2021. Der An-
tragsweg ist seit dem 10. Februar 2021 offen. Anträge sind immer über prüfende Dritte zu stellen. 
Antragsvoraussetzungen 
Unternehmen und Unternehmensverbünde mit einem Jahresumsatz bis zu 750 Millionen Euro können die 
Überbrückungshilfe III für die Monate beantragen, in denen sie einen Corona-bedingten Umsatzeinbruch 
von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Referenzmonat 2019 erlitten haben. 
Voraussetzung ist, dass das Unternehmen bis Ende April 2020 gegründet wurde und sich Ende 2019 nicht 
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befand oder diese überwunden hat. 
Klein- und Kleinstbetriebe, Soloselbständige und Freiberufler können alternativ den jeweiligen monatlichen 
Durchschnitt des Jahresumsatzes 2019 heranziehen. 
Für wirtschaftlich tätige gemeinnützige Unternehmen und Organisationen wird an Stelle der Umsätze auf 
die Einnahmen abgestellt. 
Öffentliche Unternehmen, deren Anteile sich vollständig oder mehrheitlich in öffentlicher Hand befinden, 
sind von der Leistung ausgeschlossen. 
Verhältnis zu anderen Unterstützungsleistungen 
Wer November- oder Dezemberhilfe erhalten hat, ist für den entsprechenden Monat nicht antragsberech-
tigt. Andere der Überbrückungshilfe III vergleichbare Leistungen werden angerechnet.  

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Neustarthilfe/neustarthilfe.html
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Corona-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.jsp
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Themen/Foerderprogramme/Dokumente/UEberbrueckungshilfe_Corona/2021-02-18_Richtlinie_UEH_III.pdf
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Themen/Foerderprogramme/Dokumente/UEberbrueckungshilfe_Corona/2021-02-18_Richtlinie_UEH_III.pdf
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Fördermaß 
Geleistet werden können bis zu 1,5 Millionen Euro pro Monat. Für verbundene Unternehmen ist eine Aus-
weitung des Unterstützungsrahmen auf drei Millionen Euro pro Monat in Vorbereitung (Weitere Informatio-
nen). Insgesamt können nach der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 maximal zwölf Millionen Euro an 
Fixkosten übernommen werden. 
Abschlagszahlungen sind mit 50 Prozent der Förderhöhe, maximal 100.000 Euro pro Monat, möglich. 
Erstattungsfähig sind abhängig von der Unternehmensgröße bis zu 70 Prozent, bei kleinen Unternehmen 
bis zu 90 Prozent der betrieblichen Fixkosten. 
Unter bestimmten Bedingungen müssen Hilfsleistungen zurückgezahlt werden. Zu diesen Umständen ge-
hört auch eine dauerhafte Einstellung des Geschäfts vor dem 30. Juni 2021. 
Dem Verlustnachweis für die ersten zwei Millionen Euro ausweichen 
Die Antragsteller können wählen, nach welcher beihilferechtlichen Regelung sie Überbrückungshilfe III be-
antragen. Bei staatlichen Zuschüssen von insgesamt bis zu zwei Millionen Euro kann die Kleinbeihilfen-Re-
gelung und die De-minimis-Regelung genutzt werden ohne den Nachweis von Verlusten. 
Wenn als Basis die Bundesregelung Fixkostenhilfe gewählt wird (Zuschusshöhe bis 10 Millionen Euro), ist 
zu beachten, dass aufgrund des europäischen Beihilferechts entsprechende Verluste nachgewiesen wer-
den müssen. 
Gestaffelte Zuschusshöhe 
Die Höhe der Zuschüsse orientiert sich am Rückgang des Umsatzes im Vergleich zum entsprechenden 
Monat des Jahres 2019 und ist gestaffelt: 
Umsatzrückgang  Erstattung förderfähiger Fixkosten  
30 bis 50 Prozent  40 Prozent  
50 bis 70 Prozent  60 Prozent  
mehr als 70 Prozent  90 Prozent  
Erstattungsfähige Fixkosten 
Erstattungsfähig sind die betrieblichen Fixkosten 
Eine Sonderregelung erlaubt es beim Einzelhandel, die Erstattung der Kosten für verderbliche Ware und für 
Saisonware der Wintersaison 2020/2021 – bei entsprechender Dokumentations- und Nachweispflicht. 
Über die Fixkosten hinausgehende Sonderregelungen gibt es für die Veranstaltungs- und Kulturbranche, 
die Pyrotechnikindustrie und die Reisebranche. 
Der Katalog der förderfähigen Kosten umfasst über die Fixkosten hinaus in überschaubarem Rahmen auch 
Investitionen in Hygienemaßnahmen und in die Digitalisierung (etwa Aufbau oder Erweiterung eines Online-
Shops, Eintrittskosten bei großen Plattformen). Hier werden auch seit März 2020 entstandene Aufwendun-
gen erfasst. 
Neustarthilfe für Selbständige 
Mit der Überbrückungshilfe III wird auch eine Neustarthilfe für Soloselbständige geschaffen, die auf Direkt-
zahlungen bis zu 7.500 Euro abzielt (s. weitere Informationen oben). 
Antragsweg, Antrag und Schlussabrechnung 
Der Antragsweg zur Überbrückungshilfe III führt wie in der Überbrückungshilfe II über Prüfende Dritte – also 
entsprechend tätige Steuerberater*innen und Steuerbevollmächtigte, vereidigte Buchprüfende, Rechtsan-
wält*innen oder Wirtschaftsprüfer*innen. 
Anträge können bis zum 31. August 2021 gestellt werden. Soloselbständige können die Neustarthilfe direkt 
beantragen. 
Die für den Antrag notwendigen Unterlagen und Angaben ergeben sich aus Abschnitt 7 der bayerischen 
Richtlinie zur Überbrückungshilfe III. 
Die Bearbeitung des Antrags verantwortet als Bewilligungsstelle für Bayern die Industrie- und Handelskam-
mer für München und Oberbayern. Die Auszahlung soll zum Bewilligungszeitpunkt erfolgen. 
Nach Ablauf des letzten Fördermonats beziehungsweise nach der Bewilligung, spätestens jedoch bis 30. 
Juni 2022, legt der Antragsteller über den von ihm beauftragten prüfenden Dritten eine Schlussabrechnung  
über die von ihm empfangenen Leistungen vor. Diese Abrechnungen kann zu Nach- wie zu Rückzahlungen 
führen. 
  

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/ueberbrueckungshilfe-iii.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/ueberbrueckungshilfe-iii.html
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Update: Corona Überbrückungshilfe III 
Neueste Informationen (Stand 3. März 2021) 
Mit der Pressemeldung vom 03. März 2021 hat das Bundeswirtschaftsministerium bekanntgegeben, dass 
ab sofort auch Unternehmen mit einem Umsatz von mehr als 750 Millionen Euro Überbrückungshilfe III be-
antragen können. 
Dies gilt allerdings nur für Unternehmen des Einzelhandels, der Veranstaltungs- und Kulturbranche, 
der Hotellerie, der Gastronomie und der Pyrotechnikbranche, die von Schließungsanordnungen auf 
Grundlage eines Bund-Länder-Beschlusses betroffen sind, sowie für Unternehmen des Großhan-
dels und der Reisebranche. 
Überblick zur Überbrückungshilfe III 
In Folge fassen wir wichtige Informationen zur Überbrückungshilfe III zusammen.  
Fristen 
Der Förderzeitraum der Überbrückungshilfe III umfasst die Monate November 2020 bis Juni 2021. Der An-
tragsweg ist seit dem 10. Februar 2021 offen. Anträge sind immer über prüfende Dritte zu stellen. 
Antragsvoraussetzungen 
Unternehmen und Unternehmensverbünde mit einem Jahresumsatz bis zu 750 Millionen Euro können die 
Überbrückungshilfe III für die Monate beantragen, in denen sie einen Corona-bedingten Umsatzeinbruch 
von mindestens 30 Prozent im Vergleich zum Referenzmonat 2019 erlitten haben. 
Für unmittelbar vom Lockdown betroffene Unternehmen fällt die Umsatzhöchstgrenze weg. Das gilt für Un-
ternehmen des Einzelhandels, der Veranstaltungs- und Kulturbranche, der Hotellerie, der Gastronomie und 
der Pyrotechnikbranche, die von Schließungsanordnungen auf Grundlage eines Bund-Länder-Beschlusses 
betroffen sind sowie für Unternehmen des Großhandels und der Reisebranche. 
Voraussetzung ist, dass das Unternehmen bis Ende April 2020 gegründet wurde und sich Ende 2019 nicht 
in wirtschaftlichen Schwierigkeiten befand oder diese überwunden hat. 
Klein- und Kleinstbetriebe, Soloselbständige und Freiberufler können alternativ den jeweiligen monatlichen 
Durchschnitt des Jahresumsatzes 2019 heranziehen. 
Für wirtschaftlich tätige gemeinnützige Unternehmen und Organisationen wird an Stelle der Umsätze auf 
die Einnahmen abgestellt. 
Öffentliche Unternehmen, deren Anteile sich vollständig oder mehrheitlich in öffentlicher Hand befinden, 
sind von der Leistung ausgeschlossen. 
Verhältnis zu anderen Unterstützungsleistungen 
Wer November- oder Dezemberhilfe erhalten hat, ist für den entsprechenden Monat nicht antragsberech-
tigt. Andere der Überbrückungshilfe III vergleichbare Leistungen werden angerechnet. 
Fördermaß 
Geleistet werden können bis zu 1,5 Millionen Euro pro Monat. Für verbundene Unternehmen ist eine Aus-
weitung des Unterstützungsrahmen auf drei Millionen Euro pro Monat in Vorbereitung ( Weitere Informatio-
nen). Insgesamt können nach der Bundesregelung Fixkostenhilfe 2020 maximal zwölf Millionen Euro an 
Fixkosten übernommen werden. 
Abschlagszahlungen sind mit 50 Prozent der Förderhöhe, maximal 100.000 Euro pro Monat, möglich. 
Erstattungsfähig sind abhängig von der Unternehmensgröße bis zu 70 Prozent, bei kleinen Unternehmen 
bis zu 90 Prozent der betrieblichen Fixkosten. 
Unter bestimmten Bedingungen müssen Hilfsleistungen zurückgezahlt werden. Zu diesen Umständen ge-
hört auch eine dauerhafte Einstellung des Geschäfts vor dem 30. Juni 2021. 
Dem Verlustnachweis für die ersten zwei Millionen Euro ausweichen 
Die Antragsteller können wählen, nach welcher beihilferechtlichen Regelung sie Überbrückungshilfe III be-
antragen. Bei staatlichen Zuschüssen von insgesamt bis zu zwei Millionen Euro kann die Kleinbeihilfen-Re-
gelung und die De-minimis-Regelung genutzt werden ohne den Nachweis von Verlusten. 
Wenn als Basis die Bundesregelung Fixkostenhilfe gewählt wird (Zuschusshöhe bis 10 Millionen Euro), ist 
zu beachten, dass aufgrund des europäischen Beihilferechts entsprechende Verluste nachgewiesen wer-
den müssen. 
Gestaffelte Zuschusshöhe 
Die Höhe der Zuschüsse orientiert sich am Rückgang des Umsatzes im Vergleich zum entsprechenden 
Monat des Jahres 2019 und ist gestaffelt:  

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2021/03/20210303-ueberbrueckungshilfe-3-jetzt-auch-fuer-grosse-unternehmen-750-mio-umsatzgrenze-entfaellt-fuer-vom-lockdown-betroffene-branchen.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/ueberbrueckungshilfe-iii.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/ueberbrueckungshilfe-iii.html
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Umsatzrückgang  Erstattung förderfähiger Fixkosten  
30 bis 50 Prozent  40 Prozent  
50 bis 70 Prozent  60 Prozent  
mehr als 70 Prozent  90 Prozent  
Erstattungsfähige Fixkosten 
Erstattungsfähig sind die betrieblichen Fixkosten 
Eine Sonderregelung erlaubt es beim Einzelhandel, die Erstattung der Kosten für verderbliche Ware und für  
Saisonware der Wintersaison 2020/2021 – bei entsprechender Dokumentations- und Nachweispflicht. 
Über die Fixkosten hinausgehende Sonderregelungen gibt es für die Veranstaltungs- und Kulturbranche, 
die Pyrotechnikindustrie und die Reisebranche. 
Der Katalog der förderfähigen Kosten umfasst über die Fixkosten hinaus in überschaubarem Rahmen auch 
Investitionen in Hygienemaßnahmen und in die Digitalisierung (etwa Aufbau oder Erweiterung eines  
Online-Shops, Eintrittskosten bei großen Plattformen). Hier werden auch seit März 2020 entstandene Auf-
wendungen erfasst. 
Neustarthilfe für Selbständige 
Mit der Überbrückungshilfe III wird auch eine Neustarthilfe für Soloselbständige geschaffen, die auf Direkt-
zahlungen bis zu 7.500 Euro abzielt.  
Antragsweg, Antrag und Schlussabrechnung 
Der Antragsweg zur Überbrückungshilfe III führt wie in der Überbrückungshilfe II über Prüfende Dritte – also 
entsprechend tätige Steuerberater*innen und Steuerbevollmächtigte, vereidigte Buchprüfende, Rechtsan-
wält*innen oder Wirtschaftsprüfer*innen. 
Anträge können bis zum 31. August 2021 gestellt werden. Soloselbständige können die Neustarthilfe direkt 
beantragen. 
Die für den Antrag notwendigen Unterlagen und Angaben ergeben sich aus Abschnitt 7 der bayerischen 
Richtlinie zur Überbrückungshilfe III 
Die Bearbeitung des Antrags verantwortet als Bewilligungsstelle für Bayern die Industrie- und Handelskam-
mer für München und Oberbayern. Die Auszahlung soll zum Bewilligungszeitpunkt erfolgen. 
Nach Ablauf des letzten Fördermonats beziehungsweise nach der Bewilligung, spätestens jedoch bis 30. 
Juni 2022, legt der Antragsteller über den von ihm beauftragten prüfenden Dritten eine Schlussabrechnung 
über die von ihm empfangenen Leistungen vor. Diese Abrechnungen kann zu Nach- wie zu Rückzahlungen 
führen. 
Neue Informationen zu November-/Dezemberhilfe und Überbrückungshilfe III 
Sowohl zur Überbrückungshilfe III als auch zur November- und Dezemberhilfe gibt es punktuell neue Infor-
mationen: 
Überbrückungshilfe III: Wahl des Referenzzeitraums bei kleinen Unternehmen 
Kleine Unternehmen haben in der Überbrückungshilfe III die Wahl, als Referenzzeitraum für den Umsatz-
einbruch den konkreten Bezugsmonat oder den Durchschnitt 2019 zu wählen. Ein Umsatzeinbruch ist Vo-
raussetzung für die Hilfsleistung. 
Hierzu wurde jetzt durch den Bund geklärt, dass an einer einmal getroffenen Entscheidung festgehalten 
werden soll. Das bedeutet, dass es nicht möglich ist, Monat für Monat eine andere, für das Unternehmen 
günstigere Referenzzeit zu wählen oder in der Schlussrechnung die Wahl zu korrigieren. 
Überbrückungshilfe III: Bewilligungsgeschehen ist angelaufen 
Die Anträge zur Überbrückungshilfe III können seit dem 10. Februar 2021 gestellt werden. Bisher gab es 
dazu lediglich Abschlagszahlungen. Seit dem 17. März 2021 können die Anträge auch bearbeitet und be-
willigt werden. Damit stehen jetzt auch reguläre Auszahlungen an. 
November- und Dezemberhilfe: angeschlossene Gaststätten 
Mit Pressemeldung vom 17. März 2021 hat die Bayerische Staatsregierung bekanntgegeben, dass für Un-
ternehmen mit angeschlossenen Gaststätten der Zugang zur November- und Dezemberhilfe erleichtert  
wird. Der Gaststättenanteil ist demnach unabhängig von den Umsätzen des restlichen Unternehmens an-
tragsberechtigt. Hierauf hat sich die Bundesregierung mit dem Freistaat Bayern verständigt. Davon betrof-
fen sind beispielsweise Brauereigaststätten, Vinotheken von Weingütern und Straußwirtschaften. 
  

https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Themen/Foerderprogramme/Dokumente/UEberbrueckungshilfe_Corona/2021-02-18_Richtlinie_UEH_III.pdf
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Neues zu Wirtschafts- und Überbrückungshilfen 
November- und Dezemberhilfe: FAQ zu angeschlossenen Gastronomien 
Wir hatten bereits berichtet, dass Gaststätten nach § 1 des Gaststättengesetzes mittlerweile auch unabhän-
gig von Umsätzen mit anderen wirtschaftlichen Tätigkeitsfeldern innerhalb des selben Unternehmens bzw. 
Unternehmensverbundes November- und Dezemberhilfe beantragen können. Die FAQ des Bundes führen 
dazu unter den Nummern 1.7 und 2.4 mittlerweile Näheres aus. Dabei geht es um die Anrechnung von 
Überbrückungshilfe II und III sowie von Kurzarbeitergeld, um Beispiele zu verschiedenen Fallkonstellatio-
nen sowie um Details zur Umsatzerstattung. 
Anträge auf Überbrückungshilfe III: keine Stückelung 
Relativ häufig wird nachgefragt, ob Anträge auf Überbrückungshilfe III aufgeteilt auf mehrere Monatspakete 
gestückelt gestellt werden können. Das ist nicht möglich. Schon der Erstantrag muss für den gesamten För-
derzeitraum (volle acht Monate oder kürzerer Zeitraum als acht Monate) gestellt werden. Unbenommen 
bleibt es, Änderungen über einen entsprechenden Änderungsantrag zu beantragen, sobald dies zu einem  
späteren Zeitpunkt technisch implementiert wurde. Näheres dazu enthalten die FAQ des Bundes zur Über-
brückungshilfe III unter Nummer 3.4. 
Überbrückungshilfe III: Leistungsumfang verbessert 
Zur Überbrückungshilfe III gibt es einige Verbesserungen: 
Neuer Eigenkapitalzuschuss 
Alle Unternehmen, die in mindestens drei Monaten seit November 2020 einen Umsatzeinbruch von jeweils 
mehr als 50 Prozent erlitten haben, erhalten einen Eigenkapitalzuschuss. 
Der Eigenkapitalzuschuss wird zusätzlich zur regulären Förderung der Überbrückungshilfe III gewährt. 
Er beträgt bei dreimonatiger entsprechender Betroffenheit 25 Prozent und steigt bei vier Monaten auf 35, 
bei fünf Monaten auf 40 Prozent des Betrages, den ein Unternehmen für die förderfähigen Fixkosten erstat-
tet bekommt. 
Höhere Fixkostenerstattung 
Die Fixkostenerstattung der Überbrückungshilfe III für Unternehmen, die einen Umsatzeinbruch von mehr 
als 70 Prozent erleiden, wird auf bis zu 100 Prozent erhöht. Bislang wurden bis zu 90 Prozent der förderfä-
higen Fixkosten erstattet. 
Beihilferechtliche Grenze dieser beiden Neuerungen 
Unternehmen, die auf Grundlage der Bundesregelung Fixkostenhilfe ihren Antrag stellen, können allerdings 
insgesamt eine Förderung nur bis zu 70 Prozent (Kleine und Kleinstunternehmen 90 Prozent) der unge-
deckten Fixkosten im Sinne des europäischen Beihilferechts im beihilfefähigen Zeitraum (März 2020 bis 
Juni 2021) erhalten. 
Weitere Verbesserungen der Überbrückungshilfe III 
• Die Sonderabschreibungsmöglichkeiten für Saisonware und verderbliche Ware für Einzelhändler werden 

auf Hersteller und Großhändler erweitert. 
• Unternehmen der Veranstaltungs- und Reisewirtschaft erhalten zusätzlich zur allgemeinen Personalkos-

tenpauschale für jeden Fördermonat eine Anschubhilfe in Höhe von 20 Prozent der Lohnsumme, die im 
entsprechenden Referenzmonat 2019 angefallen wäre. Diese Anschubhilfe ist auf maximal zwei Millio-
nen Euro gedeckelt. 

• Die Veranstaltungs- und Kulturbranche kann zusätzlich Ausfall- und Vorbereitungskosten, die bis zu 
zwölf Monate vor Beginn des geplanten Veranstaltungsdatums angefallen sind, geltend machen. 

• Antragstellern wird in begründeten Härtefällen die Möglichkeit eingeräumt, alternative Vergleichszeit-
räume zur Ermittlung des Umsatzrückgangs im Jahr 2019 zu wählen. 

• Unternehmen in Trägerschaft von Religionsgemeinschaften sowie junge Unternehmen bis zum Grün-
dungsdatum 31. Oktober 2020 sind ab jetzt antragsberechtigt. Bisher konnten nur Unternehmen einen 
Antrag stellen, die bis zum 30. April 2020 gegründet waren. 

• Auch Soloselbstständige, die Gesellschafter von Personengesellschaften sind, können den Antrag auf 
Neustarthilfe jetzt entweder über einen prüfenden Dritten oder als Direktantrag stellen. 

• Unternehmen und Soloselbstständige erhalten ein nachträgliches Wahlrecht zwischen Neustarthilfe und 
Überbrückungshilfe III zum Zeitpunkt der Schlussabrechnung. 

  

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/ausserordentliche-wirtschaftshilfe.html?nn=1870016
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/Ueberbrueckungshilfe-III/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/Ueberbrueckungshilfe-III/ueberbrueckungshilfe-lll.html
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Weitere Einzelheiten in den FAQ zur Überbrückungshilfe III 
Nähere Ausführungen zu diesen Neuerungen werden in den FAQ des Bundeswirtschafts- und des Bundes-
finanzministeriums zur Überbrückungshilfe III veröffentlicht. Dort wird auch das Verfahren zur Auszahlung 
des Eigenkapitalzuschusses erläutert. Die Beantragung erfolgt auf den bereits bekannten Wegen. 
Informationen zum Eigenkapitalzuschuss in der Überbrückungshilfe III 
In letzter Zeit häuften sich Nachfragen zum neu eingeführten Eigenkapitalzuschuss in der Überbrückungs-
hilfe III. In den FAQ des Bundes zur Überbrückungshilfe III unter Frage 2.1 finden sich dazu mittlerweile nä-
here Informationen. 
Antrag auf Eigenkapitalzuschuss 
Neuanträge auf Überbrückungshilfe III einschließlich des Eigenkapitalzuschusses können ab Dienstag, 
dem 20. April 2021, gestellt werden. Noch im April werden bei bereits bestehenden Anträgen Änderungsan-
träge auf Eigenkapitalzuschuss gestellt werden können. 
Besondere Hinweise aus den FAQ 
Die folgenden Hinweise werden in den FAQ des Bundes näher erläutert, auch anhand von Beispielen: 
• Die Monate, für die Eigenkapitalzuschuss beantragt wird, müssen nicht unmittelbar aufeinander folgen. 

Es werden nur Monate berücksichtigt, für die Überbrückungshilfe III beantragt wurde. 
• Bei Unternehmen, die November- und/oder Dezemberhilfe erhalten, wird im jeweiligen Monat November 

und/oder Dezember ein Umsatzrückgang von 50 Prozent angenommen. 
• Der Eigenkapitalzuschuss zur Substanzstärkung beträgt abhängig von der Zahl der betroffenen Monate 

bis zu 40 Prozent der Fixkostenerstattung, allerding nur soweit sich diese auf die Nummern 1 bis 11 des 
Fixkostenkatalogs (siehe Nummer 2.4 der FAQ) bezieht. Auf der Grundlage weiterer Nummern bezie-
hungsweise von Sonderregelungen geltend gemachte Fixkosten fallen nicht unter den Eigenkapitalzu-
schuss. 

Für die einzelnen Monate ergeben sich somit folgende Zuschläge, die jeweils auf die Fixkostenerstattung 
des entsprechenden Monats angewandt werden: 
Monate mit Umsatzeinbruch ≥ 50 Prozent  Höhe des Zuschlags  
1. und 2. Monat  Kein Zuschlag  
3. Monat  25 Prozent  
4. Monat  35 Prozent  
5. und jeder weitere Monat  40 Prozent  
Überbrückungshilfe III: Antrag zu jüngsten Leistungsverbesserungen inkl. Eigenkapitalzuschuss 
Mittlerweile sind die technischen Arbeiten zur Aufnahme der Änderungen in das Antragswesen abgeschlos-
sen, so dass die Leistungen bei Erstanträgen ab sofort und in Kürze auch über Änderungsanträge bean-
tragt werden können. Im Einzelnen gilt: 
Beantragung im Rahmen eines Erstantrages 
Im Rahmen eines Erstantrages, der online überprüfende Dritte zu stellen ist, ist die Beantragung des Eigen-
kapitalzuschusses ab sofort (21. April 2021) möglich. 
Beantragung im Rahmen eines Änderungsantrages 
Falls bereits ein Antrag auf Überbrückungshilfe III gestellt wurde, kann der Eigenkapitalzuschuss im Rah-
men eines Änderungsantrages beantragt werden. Zeitlich soll dies in Kürze möglich sein. Der Änderungs-
antrag kann allerdings nur gestellt werden, wenn der Erstantrag beschieden ist. 
Zu beachten ist überdies, dass es hier um materielle Änderungsanträge geht (Änderung betrifft Kosten). 
Formelle Änderungsanträge, die meist Angaben zur IBAN oder zur Steuernummer betreffen, kommen se-
parat in das Verfahren. 
Zu den Leistungsverbesserungen 
Nähere Informationen zum neuen Eigenkapitalzuschuss finden Sie   Mehr . 
Die weiteren mittlerweile im Rahmen von Neu- oder Änderungsanträgen beantragbaren Verbesserungen 
beziehen sich auf folgende Punkte: 
• Anhebung der Fixkostenerstattung auf 100 Prozent bei einem Umsatzeinbruch von mehr als 70 Prozent 
• Anschubhilfe für Unternehmen der Veranstaltungs- und Reisewirtschaft in Höhe von 20 Prozent der 

Lohnsumme (maximal zwei Millionen Euro) 
  

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Ueberbrueckungshilfe-lll/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Ueberbrueckungshilfe-lll/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/Ueberbrueckungshilfe-III/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-Eigenkapitalzuschuss-5.jsp
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• Verlängerung des Zeitraums für erstattungsfähige Kosten in der Veranstaltungs- und Kulturbranche auf 
bis zu 12 Monate vor Beginn des geplanten Veranstaltungsdatums 

• Erweiterung der Sonderregelung für Einzelhändler zur Warenwertabschreibung saisonaler und verderbli-
cher Ware auf Hersteller, Großhändler und professionelle Verwender 

• Erweiterung der Antragsberechtigung auf Religionsgemeinschaften (z.B. Unternehmen in kirchlicher Trä-
gerschaft) 

Nähere Ausführungen zu diesen Neuerungen finden sich in den FAQ des Bundeswirtschafts- und des Bun-
desfinanzministeriums zur Überbrückungshilfe III . 
Überbrückungshilfe III: Änderungsanträge ab sofort möglich 
Seit dem 27. April 2021 können zur Überbrückungshilfe III Änderungsanträge gestellt werden. Damit be-
steht vor allem auch die Möglichkeit, Leistungen zu beantragen, die zum Zeitpunkt eines Erstantrags noch 
nicht zur Verfügung standen. Die jüngsten Leistungsverbesserungen haben wir für Sie hier zusammenge-
fasst. 
Achtung: Ein Änderungsantrag kann nur gestellt werden, wenn der Erstantrag beschieden ist. Zu beachten 
ist überdies, dass es hier um materielle Änderungsanträge geht (Änderung betrifft Kosten). Formelle Ände-
rungsanträge, die meist Angaben zur IBAN oder zur Steuernummer betreffen, werden separat in das Ver-
fahren eingebracht. 
Liste jüngster Leistungsverbesserungen 
• Eigenkapitalzuschuss – nähere Informationen dazu finden Sie hier 
• Anhebung der Fixkostenerstattung auf 100 Prozent bei einem Umsatzeinbruch von mehr als 70 Prozent 
• Anschubhilfe für Unternehmen der Veranstaltungs- und Reisewirtschaft in Höhe von 20 Prozent der 

Lohnsumme (maximal zwei Millionen Euro; siehe unten verlinkte FAQ, Punkte 2.6 und 2.7 sowie Anhang 
1) 

• Verlängerung des Zeitraums für erstattungsfähige Kosten in der Veranstaltungs- und Kulturbranche auf 
bis zu 12 Monate vor Beginn des geplanten Veranstaltungsdatums 

• Erweiterung der Sonderregelung für Einzelhändler zur Warenwertabschreibung saisonaler und verderbli-
cher Ware auf Hersteller, Großhändler und professionelle Verwender (siehe die unten verlinkte FAQ, An-
hang 2) 

• Erweiterung der Antragsberechtigung auf Religionsgemeinschaften (etwa Unternehmen in kirchlicher 
Trägerschaft) 

Nähere Ausführungen zu diesen Neuerungen finden sich in den FAQ des Bundeswirtschafts- und des Bun-
desfinanzministeriums zur Überbrückungshilfe III . 
Corona-Überbrückungshilfe II – Frist für Änderungsanträge bis 30. Juni 2021 verlängert 
Neu (1. Juni 2021) 
Die Frist für Änderungsanträge zur Überbrückungshilfe II, die den Zeitraum September bis Dezember 2020 
abdeckt, wurde bis zum 30. Juni 2021 verlängert. Erstanträge können allerdings nicht mehr gestellt werden. 
Bis zu diesem Datum kann auch die ursprünglich angegebene Kontoverbindung korrigiert werden. 
Weiterführende Informationen 
Die Überbrückungshilfe II deckt Unterstützungsbedarf in den Monate September bis Dezember 2020 ab. 
Anträge konnten bis zum 31. März 2021 gestellt werden. 
Ein Änderungsantrag kann gestellt werden, wenn zuvor ein Erstantrag bewilligt bzw. teilbewilligt wurde. Die 
Möglichkeit zum Änderungsantrag richtet sich an diejenigen, die nachträglich eine Erhöhung des Förderbe-
trags beantragen oder eine Änderung ihrer Kontoverbindung mitteilen wollen. Eine Kurzanleitung dazu fin-
den Sie hier (https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/kurzanleitung-
zur-erstellung-eines-aenderungsantrages.html) 
Bewilligungsstelle und Schlussabrechnung 
Bewilligungsstelle in Bayern ist die IHK für München und Oberbayern. 
Antragsteller können im Rahmen der Schlussabrechnung wählen, nach welcher beihilferechtlichen Rege-
lung sie die Überbrückungshilfe II erhalten möchten. 
Wenn dies auf Basis der Bundesregelung Fixkostenhilfe geschieht (Zuschusshöhe bis 10 Millionen Euro), 
ist zu beachten, dass aufgrund des europäischen Beihilferechts entsprechende Verluste nachgewiesen 
werden müssen. 
  

https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Ueberbrueckungshilfe-lll/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Ueberbrueckungshilfe-lll/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III-Eigenkapitalzuschuss-5.jsp
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Ueberbrueckungshilfe-lll/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/FAQ/FAQ-Ueberbrueckungshilfe-lll/ueberbrueckungshilfe-lll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/kurzanleitung-zur-erstellung-eines-aenderungsantrages.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Artikel/kurzanleitung-zur-erstellung-eines-aenderungsantrages.html
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Bei staatlichen Zuschüssen von insgesamt bis zu 2 Mio. € kann die Kleinbeihilfen-Regelung und die De-
minimis-Regelung genutzt werden, die keine Verlustsituation voraussetzen. 
Informationsquellen 
Weiterführende Details zur Überbrückungshilfe II finden sie 
• auf den Seiten des Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 
 (https://www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/ueberbrueckungshilfe-2/) 
• in FAQ zur Überbrückungshilfe II (https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Naviga-
tion/DE/Dokumente/FAQ/Ueberbrueckungshilfe-II/ueberbrueckungshilfe-ll.html) 
in einem gemeinsamen Auftritt des Bundeswirtschaft- und des Bundesfinanzministeriums. 
Überbrückungshilfe III und Neustarthilfe werden verlängert und ausgebaut 
Die Bundesregierung verlängert die Überbrückungshilfen für betroffene Unternehmen und Soloselbststän-
dige bis zum 30. September 2021 als Überbrückungshilfe III Plus. Das betrifft auch die Neustarthilfe. 
Die Überbrückungshilfe III Plus deckt sich inhaltlich weitgehend mit der Überbrückungshilfe III. Weiter sind 
nur Unternehmen mit einem Corona-bedingten Umsatzeinbruch von mindestens 30 Prozent antragsberech-
tigt. Förderrahmen und Fördergegenstände werden allerdings deutlich ausgeweitet. 
Die Neuerungen im Einzelnen: 
Neue Förderhöchstgrenzen 
Die maximale monatliche Förderung in der Überbrückungshilfe III und der Überbrückungshilfe III Plus be-
trägt zehn Millionen Euro. 
Die Obergrenze für Förderungen aus beiden Programmen beträgt maximal 52 Millionen Euro, und zwar 
zwölf Millionen Euro aus dem geltenden EU-Beihilferahmen (Kleinbeihilfe, De-Minimis, Fixkostenhilfe) plus 
40 Millionen Euro aus dem neuen Beihilferahmen der Bundesregelung Schadensausgleich. 
Die neue EU-Regelung zum Schadensausgleich gilt für Unternehmen, die von staatlichen Schließungs-
maßnahmen direkt oder indirekt betroffen sind. Diese können künftig Schäden von bis zu 40 Mio. Euro gel-
tend machen. 
Personalkostenhilfe 
Unternehmen, die im Zuge der Wiedereröffnung Personal aus der Kurzarbeit zurückholen, neu einstellen 
oder anderweitig die Beschäftigung erhöhen, erhalten wahlweise zur bestehenden Personalkostenpau-
schale eine Personalkostenhilfe („Restart-Prämie“). 
Die Differenz der tatsächlichen Personalkosten im Fördermonat Juli 2021 zu den Personalkosten im Mai 
2021 wird mit 60 Prozent bezuschusst. Im August beträgt der Zuschuss 40 Prozent, im September 20 Pro-
zent. Nach September 2021 wird kein Zuschuss mehr gewährt. 
Anwalts- und Gerichtskosten bei insolvenzabwehrender Restrukturierung 
Ersetzt werden künftig Anwalts- und Gerichtskosten von bis zu 20.000 Euro pro Monat für die insolvenzab-
wendende Restrukturierung von Unternehmen in einer drohenden Zahlungsunfähigkeit. 
Neustarthilfe für Soloselbständige 
Die Neustarthilfe für Soloselbstständige wird verlängert, und sie erhöht sich von bis zu 1.250 Euro pro Mo-
nat für den Zeitraum von Januar bis Juni 2021 auf bis zu 1.500 Euro pro Monat für den Zeitraum von Juli 
bis September 2021. 
Für den gesamten Förderzeitraum von Januar bis September 2021 können Soloselbstständige bis zu 
12.000 Euro bekommen. 
Beantragung und Überarbeitung der FAQ 
Sobald das Antragsprogramm überarbeitet ist, können über die Plattform ueberbrueckungshilfe-unterneh-
men.de Anträge zu den neuen Bedingungen gestellt werden. 
Die FAQ zur Überbrückungshilfe III werden auf die Neuerungen hin überarbeitet und zeitnah veröffentlicht. 
Neustarthilfe Plus 
Im Zuge der Überbrückungshilfe III Plus wird auch die Neustarthilfe Plus (Laufzeit 1. Juli 2021 bis 30. Sep-
tember 2021) eingeführt. 
Soloselbstständigen (mit oder ohne Personengesellschaft), kurz befristet Beschäftigten in den Darstellen-
den Künsten (bis zu 14 Wochen), unständig Beschäftigten (weniger als 7 aufeinanderfolgende Kalender-
tage) , kleinen Kapitalgesellschaften und Genossenschaften wird eine einmalige Betriebskostenpauschale 
von bis zu 4.500 Euro (bis zu 18.000 Euro für Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften und Genossenschaf-
ten) gezahlt, wenn sie ansonsten keine Fixkosten in der Überbrückungshilfe III Plus geltend machen. 
  

https://www.stmwi.bayern.de/service/foerderprogramme/ueberbrueckungshilfe-2/
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/Ueberbrueckungshilfe-II/ueberbrueckungshilfe-ll.html
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Navigation/DE/Dokumente/FAQ/Ueberbrueckungshilfe-II/ueberbrueckungshilfe-ll.html
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Voraussetzungen und Berechnung der Höhe der Betriebskostenpauschale  
Voraussetzung für die Antragsberechtigung ist, dass das Einkommen im Referenzzeitraum (im Normalfall 
das Jahr 2019) zu mindestens 51 Prozent aus selbstständiger Tätigkeit erzielt wurde. 
Die Betriebskostenpauschale wird als Vorschuss gewährt. Ist der Umsatz des Antragstellenden während 
des dreimonatigen Förderzeitraums Juli 2021 bis September 2021 im Vergleich zu einem dreimonatigen 
Referenzumsatz (in der Regel aus dem Jahr 2019) um 60 Prozent oder mehr zurückgegangen, kann die 
volle Betriebskostenpauschale behalten werden. Fällt der Umsatz höher aus, ist eine anteilige Rückzahlung 
fällig. In Summe darf der tatsächlich erzielte Umsatz und die Förderung 90 Prozent des Referenzumsatzes 
nicht überschreiten. 
Die Betriebskostenpauschale beträgt einmalig 50 Prozent des dreimonatigen Referenzumsatzes, maximal 
aber 4.500 Euro für natürliche Personen und Ein-Personen-Kapitalgesellschaften (max. 18.000 Euro für 
Mehr-Personen-Kapitalgesellschaften und Genossenschaften). 
Rechenbeispiel 
Jahresumsatz 
2019  

(dreimonatiger) Referenzum-
satz  

Neustarthilfe Plus (max. 50 Prozent des Referenzum-
satzes)  

ab 36.000 Euro  9.000 Euro  4.500 Euro (Maximum)  
20.000 Euro  5.000 Euro  2.500 Euro  
10.000 Euro  2.500 Euro  1.250 Euro  
Bei Beantragung der Neustarthilfe Plus verpflichtet man sich zu einer Endabrechnung durch Selbstprüfung 
nach Ablauf des Förderzeitraums. Im Rahmen dieser Selbstprüfung sind Einkünfte aus abhängiger Be-
schäftigung – sofern vorhanden – zu den Umsätzen aus selbständiger Tätigkeit zu addieren. Der Bewilli-
gungsstelle sind anfallende Rückzahlungen bis zum 31. März 2022 unaufgefordert mitzuteilen und bis zum 
30. September 2022 zu überweisen. 
Berechnung des Referenzumsatzes  
Um den (dreimonatigen) Referenzumsatz 2019 zu bestimmen, wird der durchschnittliche monatliche Um-
satz des Jahres 2019 zugrunde gelegt (Referenzmonatsumsatz). Der Referenzumsatz ist das Dreifache 
dieses Referenzmonatsumsatzes. 
Antragstellende, die ihre selbständige Tätigkeit zwischen dem 1. Januar 2019 und 31. Oktober 2020 begon-
nen haben, können als Referenzmonatsumsatz entweder den durchschnittlichen monatlichen Umsatz über 
alle vollen Monate der Geschäftstätigkeit im Jahr 2019 heranziehen, den durchschnittlichen Monatsumsatz 
der beiden Vorkrisenmonate Januar und Februar 2020,den durchschnittlichen Monatsumsatz des 3. Quar-
tals 2020 (1. Juli bis 30. September 2020) oder den durchschnittlichen monatlichen Umsatz über alle vollen 
Monate der Geschäftstätigkeit in 2020. 
Keine Anrechnung auf Leistungen der Grundsicherung  
Die Neustarthilfe ist als Zuschuss zu den Betriebskosten ausgelegt und ist deshalb durch seinen betriebli-
chen Charakter nicht auf Leistungen der Grundsicherung anzurechnen. Auch bei der Ermittlung des Ein-
kommens zur Bestimmung des Kinderzuschlags findet er keine Berücksichtigung. 
Weitere Informationen und Antragsstellung 
Sobald FAQ zu dem Programm vorliegen und die Antragsstellung über die Plattform Überbrückungshilfe-
Unternehmen möglich ist, werden wir Sie informieren. 
 
4.20 Absenkung der Umsatzsteuer (s. u. a. unsere Sonder- Mail-Information)  
 
4.21 KfW-Schnellkredite  
 
4.22 Home-Office 
 
4.23 Hilfen des Bundes (nur für von Schließungen betroffene Betriebe relevant!)  
November- und Dezemberhilfe als außerordentliche Wirtschaftshilfe 
Am 28. Oktober 2020 haben Bund und Länder Corona-bedingte Betriebsschließungen und -einschränkun-
gen beschlossen. Die Schließungen wurden mit Beschlüssen vom 25. November und 2. Dezember 2020 
verlängert. 
Zur Kompensation der dadurch eingetretenen Umsatzausfälle gewährt der Bund Betroffenen die Novem-
ber- und die Dezemberhilfe als außerordentliche Wirtschaftshilfe. 
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Antragsberechtigung 
In Bayern antragsberechtigt sind Unternehmen aller Wirtschaftsbereiche einschließlich gemeinnütziger Un-
ternehmen, Betriebe, (Solo)Selbstständige und selbstständige Angehörige der freien Berufe im  
Haupterwerb mit inländischer Betriebsstätte, die bei einem deutschen Finanzamt erfasst sind und in Bayern 
ertragsteuerlich geführt werden, im Inland dauerhaft wirtschaftlich am Markt tätig sind (Betriebsstätte oder 
Sitz der Geschäftsführung) und  
• aufgrund der Bestimmungen auf Landesebene in Folge der Beschlusslage von Bund und Län-

dern vom 28. Oktober, 25. November und 2. Dezember 2020 erlassenen landesrechtlichen Best-
immungen den Geschäftsbetrieb einstellen mussten oder es sich bei ihnen um Beherbergungsbe-
triebe und Veranstaltungsstätten handelt (direkt Betroffene) 

oder 
• regelmäßig mindestens 80 Prozent ihrer Umsätze mit direkt von den Schließungen betroffenen 

Unternehmen erzielen  
• oder regelmäßig mindestens 80 Prozent ihrer Umsätze durch Lieferungen und Leistungen im Auftrag 

direkt von den Maßnahmen betroffener Unternehmen über Dritte (zum Beispiel Veranstaltungsagentu-
ren) erzielen und nachweisen, dass sie wegen der Schließungsverordnungen einen Umsatzeinbruch von 
mehr als 80 Prozent gegenüber dem Vergleichsumsatz erleiden (indirekt Betroffene). 

Voraussetzung ist weiter, dass sie 
• vor dem 1. November (Novemberhilfe) bzw. 1. Dezember (Dezemberhilfe) gegründet sind 
• ihre Geschäftstätigkeit nicht vor dem 31. Oktober (Novemberhilfe) bzw. 30. November (Dezemberhilfe) 

eingestellt haben.  
Unternehmen mit mehreren wirtschaftlichen Tätigkeitsfeldern (Mischbetriebe) sind antragsberechtigt, 
wenn sich ihr Umsatz in der Summe zu mindestens 80 Prozent eindeutig wirtschaftlichen Tätigkeiten zuord-
nen lässt, die vom Lockdown direkt, indirekt oder über Dritte betroffen sind. 
Verbundene Unternehmen sind antragsberechtigt, wenn mehr als 80 Prozent des verbundweiten Umsat-
zes auf Unternehmen im Verbund entfällt, die im oben aufgeführten Sinn vom Lockdown betroffen sind. Für 
den Verbund insgesamt kann nur ein Antrag gestellt werden. 
Bei Personengesellschaften ist nur ein Gesellschafter für die Gesellschaft antragsberechtigt. 
Soloselbständige und selbständige Angehörige der Freien Berufe können unabhängig von der Zahl 
ihrer Betriebsstätten nur einen Antrag stellen. Zudem müssen sie ihre Tätigkeit im Hauptberuf wahrneh-
men. 
Gemeinnützig geführte oder öffentliche Unternehmen trifft das Konsolidierungsgebot nicht. 
Nicht antragsberechtigt sind Unternehmen, die sich bereits zum 31. Dezember 2019 in wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten im Sinne der allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung befanden und diesen Status 
danach nicht überwunden haben. 
Höhe der Förderung 
Die Förderung beträgt grundsätzlich 75 Prozent des Netto-Vergeichsumsatzes zum vom Lockdown be-
troffenen Zeitraum im Vorjahr. Sie wird tagesscharf berechnet, längstens bis zum 30. November (Novem-
berhilfe) bzw. 31. Dezember 2020. 
• Soloselbstständige können alternativ den durchschnittlichen Netto-Monatsumsatz im Jahr 2019 zu-

grunde legen. 
• Wurde die Geschäftstätigkeit nach dem 31. Oktober (Novemberhilfe) bzw. 30. November (Dezember-

hilfe) 2019 aufgenommen, kann auf den Monatsumsatz im jeweiligen Vormonat 2020 oder den monatli-
chen Durchschnittsumsatz seit Gründung abgestellt werden. 

• Im Falle verbundener Unternehmen ist der Vergleichsumsatz ausschließlich jener Teil des Umsatzes, 
der auf direkt, indirekt oder über Dritte betroffene Verbundunternehmen entfällt. 

• Im Falle von Gaststätten sind Umsätze ausgenommen, die auf Außerhausverkäufe zum ermäßigten Um-
satzsteuersatz entfallen. 

• Für größere Unternehmen gelten abweichende Prozentanteile vom Vorjahresumsatz, abhängig von bei-
hilferechtlichen Vorgaben. 

Bei direkt betroffenen Antragstellern bleiben im Leistungszeitraum erzielte Umsätze unberücksichtigt, so-
fern sie 25 Prozent des Vergleichsumsatzes nicht übersteigen. Umsätze, die über 25 Prozent des Ver-
gleichsumsatzes hinausgehen, werden vollständig auf die Billigkeitsleistung angerechnet. 
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Beihilferechtliche Grenzen 
Leistungen aus der Überbrückungshilfe für denselben Leistungszeitraum werden angerechnet. Das gilt 
auch für bewilligte beziehungsweise erhaltene Leistungen aus anderen Corona-bedingten Hilfsprogrammen 
des Bundes und der Länder beziehungsweise Versicherungen sowie Kurzarbeitergeld einschließlich der  
Erstattung von Sozialversicherungsleistungen für den Leistungszeitraum der November- bzw. Dezember-
hilfe. 
Es ist sicherzustellen, dass durch die Inanspruchnahme der November- bzw. Dezemberhilfe der beihilfe-
rechtliche Rahmen nicht überschritten wird, d.h. Beihilfe bis eine Million Euro (gestützt auf Kleinbeihilfenre-
gelung und De-Minimis-VO). 
Leistungen über eine Million Euro 
Leistungen über eine bis maximal vier Millionen Euro können mit der sogenannten "Novemberhilfe plus / 
Dezemberhilfe plus" gewährt werden. Antragsberechtigt sind nur Unternehmen, die spätestens am 1. No-
vember 2019 (Novemberhilfe plus) bzw. 1. Dezember 2019 (Dezemberhilfe plus) ihre Geschäftstätigkeit 
aufgenommen haben. 
Die Förderhöhe der Novemberhilfe plus / Dezemberhilfe plus darf die Höhe von maximal 70 Prozent der im 
beihilfefähigen Zeitraum angefallenen Verluste nicht übersteigen. 
Steuerbarkeit 
Die November- bzw. Dezemberhilfe wird als steuerbare Betriebseinnahme behandelt, Umsatzsteuer fällt 
nicht an. 
Bewilligungsstelle in Bayern 
Für Bayern zuständige Bewilligungsstelle ist die Industrie- und Handelskammer für München und Oberbay-
ern. 
Antragstellung 
Grundsätzlicher Antragsweg 
Anträge müssen über einen sogenannten prüfenden Dritten gestellt werden. Das sind Steuerberater, 
Rechtsanwalt, Wirtschaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer. Diese reichen den Antrag dann über das In-
ternetportal des Bundes (www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de) ein. Näheres zu den Anforderungen 
an prüfende Dritte ergibt sich aus den bayerischen Richtlinien zur November- und Dezemberhilfe. 
Antragswillige können zur Suche nach einem prüfenden Dritten folgende Links nutzen: 
• Steuerberatersuchdienst  
• Berufsregister für Wirtschaftsprüfer / vereidigte Buchprüfer  
• Steuerberater-Suchdienst des Deutschen Steuerberaterverbands e.V. (DStV)  
• Amtliches Steuerberaterverzeichnis der Bundessteuerberaterkammer  
• Rechtsanwalts-Register  
Ausnahme für Soloselbständige 
Einen direkten Antragsweg können nur Soloselbständige gehen. Voraussetzung ist allerdings, dass der An-
trag 5.000 Euro nicht überschreitet, sie noch keinen Antrag auf Überbrückungshilfe gestellt haben und sie 
zu ihrer Identifizierung das aus der Steuer stammende „ELSTER-Zertifikat“ nutzen. Den Link auf das An-
tragsformular und weiterführende Hinweise finden Sie hier. 
Anträge für die Novemberhilfe können bis zum 31. Januar 2021 gestellt werden. 
Anträge für die Dezemberhilfe sind bis zum 31. März 2021 möglich.  
Abschlagszahlung und Bewilligung 
Bei der Antragstellung können Unternehmen eine Abschlagszahlung beantragen, die auf 50 Prozent der 
Förderhöhe begrenzt ist und maximal liegt bei: 

• 5.000 Euro für Soloselbständige 
• 50.000 Euro für andere Unternehmen. 

Abschlagszahlungen für die Novemberhilfe werden bereits geleistet, für die Dezemberhilfe beginnt die Aus-
zahlung früh in 2021. Mit der abschließenden Bewilligung und Auszahlung wird für die Novemberhilfe ab 
11. Januar 2021 gerechnet. Zur Dezemberhilfe gibt es diesbzgl. noch keine Aussagen. 
Erklärungs- und Nachweispflichten 
Die von den Antragstellern verlangten Erklärungen und Nachweise für den Antrag und für die nachlaufende 
Schlussabrechnung zur Prüfung der tatsächlichen Entwicklung ergeben sich im Einzelnen aus den Ab-
schnitten 6.2 bis 6.4 der zum Download unten anhängenden Richtlinien. 
Falls die Informationen zur Schlussabrechnung nicht erbracht werden, kann die Bewilligungsstelle die ge-
samte November- bzw. Dezemberhilfe zurückfordern. 
  

https://www.datev.de/kasus/First/Start?KammerId=BuKa&Suffix1=BuKaY&Suffix2=BuKaXY&Truncation=42&editName=&submit=
https://www.wpk.de/register/
https://www.dstv.de/suchservice/steuerberater-suchen
https://steuerberaterverzeichnis.berufs-org.de/
https://www.bea-brak.de/bravsearch/search.brak
https://www.ueberbrueckungshilfe-unternehmen.de/UBH/Redaktion/DE/Textsammlungen/ausserordentliche-wirtschaftshilfe-direktantrag-soloselbstaendige.html
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Antragsfrist 
Die Antragsfrist, die bei der Novemberhilfe am 31.Januar 2021 ausläuft, reicht bei der Dezemberhilfe bis 
zum 31. März 2021. 
Weiterführende Informationen 
Detailinformationen zu Antragsvoraussetzungen und Antragsverfahren für die November- und Dezember-
hilfe stellt das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft und Energie über folgenden Link zur Verfügung: 
Außerordentliche Wirtschaftshilfe (Novemberhilfe/Dezemberhilfe)  
Die entsprechenden Richtlinien finden Sie hier:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2020/Downloads/Bayern-Richtlinie-Novemberhilfe-Bund-24.11.2020.pdf 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2020/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-Novemberhilfe-%C3%84nderung.pdf 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2020/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-Dezemberhilfe-des-Bundes.pdf 
Update: Die Änderungen der Richtlinien zur November- und Dezemberhilfe 2020 finden Sie hier: 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-81/ 
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-82/ 
 
Update: Oktoberhilfe für geschlossene Betriebe in Bayern 
Am 10. November 2020 hat die Bayerische Staatsregierung besondere Hilfen für Unternehmen beschlos-
sen, die von allein im Land verantworteten Lockdown-Entscheidungen im Oktober betroffen sind. Wie bei 
der November- und Dezemberhilfe des Bundes geht es um Erstattung verlorenen Umsatzes. 
Mittlerweile steht die Richtlinie zur bayerischen Oktoberhilfe zur Verfügung. 
Mit der Oktoberhilfe angesprochene Regionen und Tage 
Konkret wird die Oktoberhilfe für folgende Regionen und Zeiträume angeboten: 
Landkreis Berchtesgadener Land  20.10. bis 01.11.2020  
Landkreis Rottal-Inn  27.10. bis 01.11.2020  
Stadt Augsburg  31.10. und 01.11.2020  
Stadt Rosenheim  31.10. und 01.11.2020  
Weitgehende Übereinstimmung mit November- und Dezemberhilfe 
Inhaltlich orientiert sich die Oktoberhilfe ansonsten weitgehend an den bayerischen Richtlinien für die No-
vember- und Dezemberhilfe des Bundes. Insofern verweisen wir für den grundlegenden Überblick auf un-
sere Informationen dazu.  
Wichtige Unterschiede 
Wichtige Abweichungen der Oktoberhilfe zur November- und Dezemberhilfe betreffen folgende Aspekte: 
• Die Oktoberhilfe muss immer über beratende Dritte beantragt werden. 
• Zwar läuft die Antragsfrist wie bei der November- und Dezemberhilfe bis zum 30. April 2021, die An-

tragsmöglichkeit kann aber erst im Lauf des Februars geschaffen werden. 
• Der Vergleichsumsatz, der zur Berechnung des Umsatzausfalles heranzuziehen ist, bezieht sich immer 

auf die jeweilige Region. Eine Schlussabrechnung wie bei der November- und Dezemberhilfe ist nicht 
erforderlich. 

 
4.24 Wichtige CORONA-Zuschussprogramme für Unternehmer: Übersicht in Tabellenform 
Übersicht über wichtige Zuschussprogramme 
Die Zuschussprogramme für Unternehmen und Soloselbständige zum Ersatz Corona-bedingter Verluste 
und Umsatzausfälle werden zunehmend unübersichtlich. Aktuell stehen drei Programme zur Verfügung, 
drei weitere stehen an: 

• Überbrückungshilfe II (verfügbar) 
• Novemberhilfe und Dezemberhilfe (beide können beantragt werden) 
• Überbrückungshilfe III (anstehend) 
• darin die Neustarthilfe für Soloselbständige (anstehend) 
• Oktoberhilfe des Freistaates Bayern (anstehend) 

  

https://www.stmwi.bayern.de/wirtschaftshilfen/
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/Bayern-Richtlinie-Novemberhilfe-Bund-24.11.2020.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/Bayern-Richtlinie-Novemberhilfe-Bund-24.11.2020.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-Novemberhilfe-%C3%84nderung.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-Novemberhilfe-%C3%84nderung.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-Dezemberhilfe-des-Bundes.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2020/Downloads/Bayerische-Richtlinie-zur-Dezemberhilfe-des-Bundes.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-81/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-82/
https://www.verkuendung-bayern.de/baymbl/2021-84/
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Novemberhilfen-des-Bundes.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Novemberhilfen-des-Bundes.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-Corona-%E2%80%93-Bedingungen-im-%C3%9Cberblick.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Novemberhilfen-des-Bundes.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Corona-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.jsp
https://www.vbw-bayern.de/vbw/vbw-Fokusthemen/Fokus-Corona/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Neustarthilfe-%E2%80%93-Unterstutzung-fur-Solo-Selbststandige.jsp
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Tabellarische Übersicht zu wesentlichen Aspekten der Programme 
Als Orientierungshilfe dazu, welcher Zuschussweg der besten für ein Unternehmen ist, stellen wir Ihnen 
eine tabellarische Übersicht als PDF zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengli-
che-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschafts-
hilfen-29.01.2020.pdf 
Hier können die wichtigsten Aspekte zu den aufgeführten Programmen entnommen werden. 
Übersicht enthält auch kurzfristig anstehende Neuerungen 
Die Übersicht wurde zum Rechtsstand 28. Januar 2021 erstellt. Sie ist allerdings bereits fortgeschrieben 
auf Neuerungen, die kurzfristig eingeführt werden und den Unternehmen deutlich größere Fördermöglich-
keiten zur Verfügung stellen. 
Eigene Beiträge zu den verschiedenen Programmen 
Eine solche Übersicht dient der ersten gründlichen Orientierung über Möglichkeiten, sie kann die Förderbe-
dingungen allerdings nicht im Detail darstellen.  
 
Update 04.02.2021 
Die tabellarische Übersicht wurde um Informationen zur Oktoberhilfe ergänzt:  
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschaftshilfen-29.01.2020.pdf 
 
4.25 Härtefallhilfe für Unternehmen 
Corona: Härtefallhilfe für Unternehmen 
Bund und Länder haben sich gemäß einer Pressemeldung des Bundeswirtschaftsministeriums am 18. März 
2021 auf die Ausgestaltung von Härtefallhilfen geeinigt, welche die bisherigen Corona-Unternehmenshilfen 
ergänzen. Die Länder erhalten danach künftig die Möglichkeit, nach ihrem Ermessen und auf Grundlage 
von Einzelfallprüfungen Unternehmen zu fördern, die eine solche Unterstützung benötigen. 
Bund und Länder stellen für die Härtefallfazilität 2021 einmalig Haushaltsmittel in Höhe von insgesamt bis 
zu 1,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Die Finanzierung erfolgt hälftig durch den Bund und das jeweilige  
Land. Dazu schließen diejenigen Länder, die sich beteiligen wollen, eine Verwaltungsvereinbarung mit dem 
Bund ab. 
Verwaltungsvereinbarungen, weitere rechtliche Grundlagen sowie organisatorische und technische Voraus-
setzungen für die Härtefallhilfe müssen noch geschaffen werden. 
Zu den Härtefallhilfen wurden folgende Eckpunkte veröffentlicht: 
Zielstellung 
Unterstützung soll für diejenigen Unternehmen möglich sein, die aufgrund spezieller Fallkonstellationen un-
ter den bestehenden umfassenden Hilfsprogrammen von Bund und Ländern nicht berücksichtigt sind, de-
ren wirtschaftliche Existenz aber infolge der Corona-Pandemie bedroht wird. 
Förderung 
Die Höhe der Unterstützungsleistung orientiert sich grundsätzlich an den förderfähigen Tatbeständen der 
bisherigen Unternehmenshilfen des Bundes, das heißt vor allem an den förderfähigen Fixkosten. 
Die Härtefallhilfe sollte im Regelfall 100.000 Euro nicht übersteigen. 
Der Förderzeitraum ist der 1. März 2020 bis 30. Juni 2021. 
Antragsberechtigung 
Zugang zu den Härtefallhilfen haben grundsätzlich Unternehmen und Selbstständige. Das jeweilige Bun-
desland bestimmt die zu erbringenden Angaben zur Antragsberechtigung des Antragstellenden in Anleh-
nung an die Überbrückungshilfen III. 
Die Angaben umfassen ablehnende Bescheide bisheriger Förderanträge beziehungsweise die Darlegung 
der Gründe für die fehlende Antragsberechtigung in den bestehenden Hilfsprogrammen von Bund und Län-
dern. 
Antragstellung und -bewilligung 
Die Antragstellung erfolgt bei den Ländern und grundsätzlich über „prüfende Dritte“, also beispielsweise 
über eine Steuerberaterin oder einen Steuerberater. 
Die zuständige Bewilligungsstelle der Länder entscheidet über die Art und Höhe der Hilfe in eigener Regie 
unter Billigkeitsgesichtspunkten im Rahmen der verfügbaren Mittel. Jedes Land richtet dazu einen geeigne-
ten Entscheidungsmechanismus, beispielsweise eine „Härtefallkommission“, ein. 
Die Bewilligung durch die zuständigen Stellen muss beihilferechtskonform erfolgen. 
  

https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschaftshilfen-29.01.2020.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschaftshilfen-29.01.2020.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschaftshilfen-29.01.2020.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschaftshilfen-29.01.2020.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/vbw-%C3%9Cbersicht-Corona-Wirtschaftshilfen-29.01.2020.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2021/03/20210319-bund-und-laender-bringen-haertefallhilfen-auf-den-weg-wichtige-ergaenzung-der-umfassenden-unternehmenshilfen.html
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Corona: Härtefallhilfe für Unternehmen in Bayern 
Bayern führt die Härtefallhilfe ein 
Der Bayerische Ministerrat hat mit Beschluss vom 20. April 2021 grünes Licht für die Härtefallhilfe in Bayern 
gegeben. Damit setzt der Freistaat am 18. März 2021 beschlossene Härtefallhilfe um. Bund und Länder 
stellen 2021 einmalig Haushaltsmittel in Höhe von insgesamt bis zu 1,5 Milliarden Euro zur Verfügung. Die 
Umsetzung bleibt den Bundesländern überlassen. 
Vorbehaltlich der Zustimmung des Haushaltsausschusses im Bayerischen Landtag stehen dafür über 230 
Mio. Euro zur Verfügung. Dazu wurden im Beschluss und durch das Bayerische Wirtschaftsministerium fol-
gende Eckpunkte bekanntgegeben: 
Antragstellung voraussichtlich ab Mai 
Anträge auf Härtefallhilfe können in Bayern voraussichtlich ab Mai elektronisch gestellt werden, und zwar 
über prüfende Dritte (Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwalt, vereidigter Buchprüfer). 
Unterstützte Unternehmen 
Ziel der Härtefallhilfe ist es, diejenigen Unternehmen und Selbständigen zu unterstützen, die 
• aufgrund spezieller Fallkonstellationen in den bestehenden Hilfsprogrammen von Bund und Ländern 

nicht berücksichtigt sind, grundsätzlich aber förderwürdige Fixkosten aufweisen 
• und deren wirtschaftliche Not eindeutig durch die Corona-Pandemie bedingt wurde. 
Antragsberechtigte Unternehmen 
Antragsberechtigt sind Unternehmen (inklusive gemeinnütziger Unternehmen bzw. Sozialunternehmen, Or-
ganisationen und Vereine) und Selbständige, die Corona-bedingt eine erhebliche finanzielle Härte erlitten  
haben. Dies ist in der Regel dann der Fall, wenn sie außerordentliche Belastungen zu tragen haben, die 
absehbar ihre wirtschaftliche Existenz bedrohen. Öffentliche Unternehmen sind nicht antragsberechtigt. 
Erstattungsleistungen 
Die Höhe der Unterstützungsleistung ist abhängig vom Umsatzrückgang und orientiert sich grundsätzlich 
an den förderfähigen Tatbeständen der Überbrückungshilfe III (Erstattung von Fixkosten). 
Die Härtefallhilfe beträgt höchstens 100.000 Euro pro Antragsteller. 
Im Übrigen gelten die beihilferechtlichen Höchstgrenzen der Bundesregelung Kleinbeihilfen, der De-mini-
mis-Verordnung und der Bundesregelung Fixkostenhilfe. 
Bewilligung 
Zuständige Bewilligungsstelle ist – wie bei der Überbrückungshilfe – die Industrie- und Handelskammer für 
München und Oberbayern. 
Die Härtefallhilfe wird auf der Basis vom Einzelfallentscheidungen in Form einer Billigkeitsleistung im Rah-
men der verfügbaren Haushaltsmittel gewährt. Auf die Gewährung der Leistungen besteht kein Rechtsan-
spruch. 
Weitere Auskünfte zu gegebener Zeit 
Weitergehende Aussagen zur konkreten Ausgestaltung und Umsetzung der Härtefallhilfe in Bayern sind 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich. 
Zu gegebener Zeit werden durch das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie und auf dieser Seite weitere Informationen veröffentlicht. 
 
Update: Corona-Härtefallhilfe für Unternehmen in Bayern – Antragsportal startet 
Die Härtefallhilfe kann in Bayern laut Mitteilung des Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie ab 21:00 Uhr am 18. Mai 2021 beantragt werden. 
Anträge können dann bis zum 31. August 2021 über das länderübergreifende Antragsportal www.haertefall-
hilfen.de gestellt werden, allerdings ausschließlich über prüfende Dritte: Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, 
Rechtsanwalt oder vereidigter Buchprüfer. 
Härtefallhilfe wird nur gezahlt, wenn andere Hilfsprogramme nicht greifen. Deshalb rät das Ministerium po-
tenziellen Antragstellern, genau zu prüfen, ob sie im Förderzeitraum November 2020 bis Juni 2021 Leistun-
gen aus anderen staatlichen Förderprogrammen erhalten haben oder hätten erhalten können. Das gilt ins-
besondere auch für die nach wie vor beantragbare Überbrückungshilfe III. Mehr dazu finden Sie unten im 
Abschnitt "Ausschluss anderer Förderung". 
Nähere Informationen zur Härtefallhilfe 
Am 11. Mai 2021 wurde die Richtlinie zur Bayerischen Härtefallhilfe im Bayerischen Ministerialblatt veröf-
fentlicht. Die jeweils aktuelle Version der Förderrichtlinie finden Sie in der Datenbank BAYERN.RECHT. 
  

https://www.bayern.de/bericht-aus-der-kabinettssitzung-vom-20-04-2021/?seite=5062
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2021/03/20210319-bund-und-laender-bringen-haertefallhilfen-auf-den-weg-wichtige-ergaenzung-der-umfassenden-unternehmenshilfen.html
https://www.baymevbm.de/baymevbm/ServiceCenter/Corona-Pandemie/Unterst%C3%BCtzung-bei-Steuern-und-Sozialem-weitere-Finanzhilfen/Corona-%C3%9Cberbr%C3%BCckungshilfe-III.jsp
https://www.stmwi.bayern.de/ueberbrueckungshilfe/haertefallhilfe/
https://www.stmwi.bayern.de/ueberbrueckungshilfe/haertefallhilfe/
http://www.haertefallhilfen.de/
http://www.haertefallhilfen.de/
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayVV_7071_W_12065/true
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In Folge konzentrieren wir uns auf wichtige Aspekte der Härtefallhilfe, die sich im Übrigen stark an den Be-
dingungen der Überbrückungshilfe III orientiert. Für Details und Weiteres verweisen wir auf die oben ver-
linkte Richtlinie sowie das einschlägige Informationsangebot des Bayerischen Staatsministeriums für Wirt-
schaft, Landesentwicklung und Energie . 
Fragen zur Härtefallhilfe können per E-Mail haertefallhilfe@stmwi.bayern.de direkt an das Ministerium 
gerichtet werden. 
Ziel und Gewährung der Härtefallhilfe 
Mit der Härtefallhilfe können Unternehmen und Selbständige unterstützt werden, die aufgrund spezieller 
Fallkonstellationen in den bestehenden Hilfsprogrammen von Bund und Ländern nicht berücksichtigt sind, 
die grundsätzlich aber förderwürdige Fixkosten aufweisen und deren wirtschaftliche Not eindeutig durch die 
Corona-Pandemie bedingt wurde. 
Gewährt wird sie auf der Basis einer Einzelfallentscheidung als Billigkeitsleistung im Rahmen der verfügba-
ren Haushaltsmittel von bis zu 233 Millionen Euro. Ein Rechtsanspruch auf die Hilfe besteht nicht. 
Vorliegen eines Härtefalls 
Voraussetzung der Härtefallhilfe ist das Vorliegen einer Corona-bedingten besonderen Härte. Ein Härtefall 
liegt vor, wenn der Antragsteller aufgrund der Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie außer-
ordentliche Belastungen zu tragen hat, die absehbar seine wirtschaftliche Existenz bedrohen. Dies wird ver-
mutet, wenn aufgrund eines Liquiditätsengpasses die fortlaufenden Einnahmen aus dem Geschäftsbetrieb 
voraussichtlich nicht ausreichen, um die Verbindlichkeiten in den auf die Antragstellung folgenden drei Mo-
naten aus dem fortlaufenden erwerbsmäßigen Sach- und Finanzaufwand zu zahlen. 
Nähere Ausgestaltung der Härtefallgruppen 
Die nähere Ausgestaltung der Härtefallgruppen wird über FAQs bekanntgegeben. Letztlich kommt es auf 
jeden Einzelfall an. 
Ausschluss anderer Förderung 
Die Härtefallhilfe kann nur geleistet werden, wenn andere Hilfsangebote nicht greifen. Das ist beschränkt 
auf Corona-Hilfsprogramme, die denselben Förderzweck wie die Härtefallhilfe verfolgen und zeitlich auf 
Monate im Leistungszeitraum, für die bereits ein anderes Corona-Hilfsprogramm eine Billigkeitsleistung vor-
sieht. Darlehen mit vergünstigten Konditionen und andere Finanzierungshilfen (z.B. LfA-/KfW-Kredite) sind 
nicht betroffen. 
Fördermonate 
Fördermonate sind November 2020 bis Juni 2021. 
Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt sind Unternehmen und Selbständige, die Corona-bedingt eine erhebliche finanzielle 
Härte erlitten haben. Dies ist in der Regel der Fall, wenn sie außerordentliche Belastungen zu tragen ha-
ben, die absehbar ihre wirtschaftliche Existenz bedrohen. 
Jenseits direkt vom Lockdown betroffener Unternehmen werden nur Unternehmen bis zu einer Umsatz-
grenze von 750 Millionen Euro unterstützt. Öffentliche Unternehmen sind nicht erfasst 
Anders als in der Überbrückungshilfe III sind im Einzelfall auch Unternehmen und Selbständige, die nach 
dem 31. Oktober 2020 neu gegründet worden sind bzw. ihre Tätigkeit aufgenommen haben, antragsbe-
rechtigt. 
Für weitere Einzelheiten zur Antragsberechtigung verweisen wir auf die eingangs verlinkten Informationsan-
gebote. 
Antragsvoraussetzung 
Antragsteller müssen im beantragten Fördermonat einen Corona-bedingten Umsatzeinbruch von mindes-
tens 30 Prozent erlitten haben. Zum Vergleichszeitraum besten einige Wahlrechte, zu denen wir auf das 
oben verlinkte Informationsangebot verweisen. 
Liegt der Umsatz eines Unternehmens im Jahr 2020 bei mindestens 100 Prozent des Umsatzes des Jahres 
2019, ist grundsätzlich davon auszugehen, dass etwaige monatliche Umsatzschwankungen des Unterneh-
mens nicht Corona-bedingt sind, es sei denn, das Unternehmen kann den Nachweis führen, dass die in An-
satz gebrachten monatlichen Umsatzrückgänge Corona-bedingt sind. 
Förderfähige Kosten 
• Förderfähig sind die in der Überbrückungshilfe III förderfähigen Fixkosten (einschließlich der Sonderre-

gelungen für bestimmte Branchen), die im Leistungszeitraum anfallen. Zudem sind im Einzelfall folgende 
Kosten förderfähig: Regelmäßig anfallende betriebliche Fixkosten (z.B. TÜV-Kosten; Versicherungsbei-
träge etc.), die nur außerhalb des eigentlichen Förderzeitraums, d.h. im Zeitraum vom 1. März 2020 bis 
31. Oktober 2020 fällig geworden sind (z.B. bei nur jährlicher Fälligkeit). 

  

https://www.stmwi.bayern.de/ueberbrueckungshilfe/haertefallhilfe/
https://www.stmwi.bayern.de/ueberbrueckungshilfe/haertefallhilfe/
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• Kostenersatz für regelmäßig eingebrachte Arbeitsleistung in Höhe von 1.180 Euro pro Monat, wenn in 
der Gewinn- und Verlustrechnung des Antragstellers kein Geschäftsführergehalt enthalten ist und an-
sonsten keine betrieblichen Fixkosten geltend gemacht werden. 

• Kostenpositionen können grundsätzlich nur angesetzt werden, wenn sie nicht bereits im Rahmen eines 
anderen Hilfsprogramms berücksichtigt wurden. 

Fördermaß 
Die Härtefallhilfe erstattet einen Anteil in Höhe von 
• 100 Prozent der Fixkosten bei mehr als 70 Prozent Umsatzeinbruch, 
• 60 Prozent der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 50 Prozent und 70 Prozent, 
• 40 Prozent der Fixkosten bei Umsatzeinbruch zwischen 30 Prozent und unter 50 Prozent 
jeweils im Fördermonat im Vergleich zum jeweiligen Referenzmonat. 
Die Billigkeitsleistung ist für jeden Antragsberechtigten auf maximal 100.000 Euro beschränkt. 
Im Übrigen gelten die Obergrenzen der gewählten beihilferechtlichen Grundlage. 
Anträge unter einer Bagatellgrenze von 2.000 Euro werden abgelehnt. 
Für in der Zukunft liegende Fördermonate ist eine Prognose der zu erwartenden Umsatzrückgänge und för-
derfähigen betrieblichen Fixkosten anzustellen, die sich an den Erfahrungswerten in der Vergangenheit ori-
entiert. Sollten die tatsächlichen Umsatzrückgänge und/oder tatsächlich angefallenen förderfähigen Kosten 
niedriger ausfallen als bei der Antragstellung angegeben, sind die zu viel gezahlten Leistungen zurückzu-
zahlen. 
Beihilferegelungen 
Die Antragsteller können wählen, nach welcher beihilferechtlichen Regelung sie die Härtefallhilfe beantra-
gen. Gewählt werden können - ggf. auch kumuliert – die Bundesregelung Kleinbeihilfen, die Bundesrege-
lung Fixkostenhilfe und die De-minimis-Verordnung. 
Es gelten die Höchstgrenzen (Kleinbeihilfe: 1,8 Millionen Euro; Fixkostenhilfe: 10 Millionen Euro; De-mini-
mis-Verordnung: 200.000 Euro) und Vorgaben der jeweiligen beihilferechtlichen Grundlage. 
Antrag 
Die Antragstellung wird noch im Mai möglich sein. Die Antragsfrist endet am 31. August 2021. 
Anträge können ausschließlich elektronisch über ein länderübergreifendes Antragsportal gestellt werden. 
Das Antragsportal wird freigeschaltet, sobald die Antragstellung möglich ist. 
Die Antragstellung erfolgt wie bei der Überbrückungshilfe durch einen prüfenden Dritten (Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwalt, vereidigter Buchprüfer). Dies gilt für alle Antragsteller, auch für Soloselb-
ständige. Direktanträge sind nicht möglich. 
Kosten für prüfende Dritte, die im Rahmen der Beantragung der Härtefallhilfe anfallen, sind (je nach Um-
satzrückgang) bis zur vollen Höhe förderfähig. 
Bewilligungsstelle und Härtefallkommission 
Zuständige Bewilligungsstelle ist die IHK für München und Oberbayern. 
Die Gewährung der Härtefallhilfe erfolgt grundsätzlich auf der Grundlage von Empfehlungen der Härtefall-
kommission. 
Die Härtefallkommission, deren Geschäftsstelle bei der IHK für München und Oberbayern angesiedelt ist, 
besteht aus vier Mitgliedern, die vom Bayerischen Wirtschaftsminister ernannt werden: einer Vertreterin des 
Wirtschaftsministeriums (Vorsitz) sowie drei Vertretern der bayerischen Wirtschaft. 
 
 
5. Personal 
 
5.1 Können Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen auch ohne Praxisbesuch erteilt werden?  
 
Erneute Verlängerung der Möglichkeit zur telefonischen Krankschreibung 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat mit Beschluss vom 17. Juni 2021 die Sonderregelung zur 
Feststellung der Arbeitsunfähigkeit aufgrund von leichten Atemwegserkrankungen während der Pandemie 
bis zum 30. September 2021 verlängert. Die entsprechende Pressemitteilung können Sie hier einsehen:  
https://www.galabau-bayern.de/2021-06-17-verlaengerung-telefonische-au-telefonische-beratung-
asv1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637599582604415104 
Der Beschluss tritt nach Nichtbeanstandung durch das Bundesministerium für Gesundheit und Veröffentli-
chung im Bundesanzeiger mit Wirkung vom 1. Juli in Kraft. 
Danach können Patienten mit leichten Atemwegserkrankungen weiterhin telefonisch bis zu sieben Kalen-
dertage arbeitsunfähig geschrieben werden.   

https://www.galabau-bayern.de/2021-06-17-verlaengerung-telefonische-au-telefonische-beratung-asv1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637599582604415104
https://www.galabau-bayern.de/2021-06-17-verlaengerung-telefonische-au-telefonische-beratung-asv1.pdfx?onpublix_view=true&tm=637599582604415104
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Niedergelassene Ärzte müssen sich dabei persönlich vom Zustand der Patienten durch eine eingehende 
telefonische Befragung überzeugen. Eine einmalige Verlängerung kann telefonisch für weitere sieben Ka-
lendertage ausgestellt werden.  
Ausschließlich über einen Online-Fragebogen ohne unmittelbaren Patientenkontakt ausgestellten Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigungen kommt hingegen kein Beweiswert zu. Vor Ausstellung einer Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung muss ein Kontakt zwischen Arzt und Versichertem mindestens in Form eines Telefo-
nats (nach der Pandemie-Sonderregelung) oder einer Videosprechstunde stattfinden. 
 
5.2 Darf eine betriebsärztliche Untersuchung im Betrieb verpflichtend bzw. zwangsweise angeord-
net werden?  
 
5.3 Muss ich die Belegschaft über eine im Unternehmen aufgetretene Corona-Infektion informieren?  
 
5.4 Müssen Arbeitnehmer den Arbeitgeber informieren, wenn Angehörige an einer Infektion er-
krankt sind?  
 
5.5 Kann ein Mitarbeiter verpflichtet werden, bei anderen Unternehmen vor Ort (z. B. Kunden) eine 
Negativauskunft auszufüllen und zu unterschreiben, in der z. B. abgefragt wird, ob man in einem 
Risikogebiet war oder Kontakt zu einem Infizierten hatte etc.?  
 
5.6 Corona-Erkrankung – Fortzahlung der Vergütung 
 
5.7 Beschäftigungsverbot für Schwangere im Betrieb? 
Hinweise zur mutterschutzrechtlichen Bewertung von Gefährdungen durch SARS-CoV-2 
Das Bundesfamilienministerium hat die Erstfassung seines Informationspapiers "Hinweise zur mutter-
schutzrechtlichen Bewertung von Gefährdungen durch SARS-CoV-2" überarbeitet.  
Die Neufassung berücksichtigt neue Erkenntnisse, über die Expertinnen und Experten des Ausschusses für 
Mutterschutz beraten hatten. Die Überarbeitung soll fachwissenschaftliche und rechtliche Bewertungen zu-
sammentragen und unter Berücksichtigung der Umsetzungshinweise der Länder zum Mutterschutz wäh-
rend der COVID-19-Pandemie zu einer möglichst bundeseinheitlichen Entscheidungsgrundlage beitra-
gen. Eine Aktualisierung des gesonderten FAQ-Bereiches aus dem Jahr 2020 ist vorgesehen. 
Die aktualisierte Version des Informationspapiers finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/hinweise-
zur-mutterschutzrechtlichen-bewertung-von-gefaehrdungen-durch-sars-cov-2.24.02.21.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637502793546146439 
 
5.8 Kinderbetreuung 
5.8.1 Betreuung gesunder Kinder 
Seit dem 30. März 2020 sind Neuregelungen in Kraft getreten, durch die Eltern, die während der Schließun-
gen keine Entgeltansprüche gegen den Arbeitgeber haben, einen Teil ihres Verdienstausfalls vom Staat 
ersetzt bekommen (§ 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz – IfSG). 
Voraussetzung ist, dass die Kinder das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben beziehungsweise behin-
dert und auf Hilfe angewiesen sind und dass die Betreuung nicht anderweitig ermöglicht werden kann. 
Die Entschädigung ist zunächst vom Arbeitgeber auszuzahlen, der Arbeitgeber erhält hierfür eine staatliche 
Erstattung.  
Für solche Erstattungsanträge stellt der Freistaat Bayern ein eigenes Online-Formular zur Verfügung. Dem 
Antrag ist eine Erklärung des Arbeitnehmers auf einem Formblatt (PDF-Direktlink) beizufügen, mit der er  
bestätigt, dass keine anderweitige Betreuungsmöglichkeit zur Verfügung steht. Nähere Informationen fin-
den Sie auch hier. 
Für einige andere Bundesländer gibt es ein einheitliches Verfahren, an dem sich Bayern aber nicht beteiligt. 
Nähere Informationen zu diesem Verfahren finden Sie hier . Das Bundesgesundheitsministerium (BMG) hat 
seine Hinweise zum Erstattungsverfahren nach § 56 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) überarbeitet: 
https://www.galabau-bayern.de/faq-entschaedigungsansprueche-56-ifsg.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637460385346357399 
Bitte beachten Sie, dass die dortigen (rechtlichen) Hinweise gegebenenfalls für Bayern keine Anwendung 
finden.  

https://www.galabau-bayern.de/hinweise-zur-mutterschutzrechtlichen-bewertung-von-gefaehrdungen-durch-sars-cov-2.24.02.21.pdfx?onpublix_view=true&tm=637502793546146439
https://www.galabau-bayern.de/hinweise-zur-mutterschutzrechtlichen-bewertung-von-gefaehrdungen-durch-sars-cov-2.24.02.21.pdfx?onpublix_view=true&tm=637502793546146439
https://www.galabau-bayern.de/hinweise-zur-mutterschutzrechtlichen-bewertung-von-gefaehrdungen-durch-sars-cov-2.24.02.21.pdfx?onpublix_view=true&tm=637502793546146439
https://www.elternhilfe-corona.bayern/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2020/04/keine_anderweitige_zumutbare_betreuungsmoeglichkeit_bf.pdf
https://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/massnahmen/#Elternhilfe
https://ifsg-online.de/index.html
https://www.galabau-bayern.de/faq-entschaedigungsansprueche-56-ifsg.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460385346357399
https://www.galabau-bayern.de/faq-entschaedigungsansprueche-56-ifsg.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460385346357399
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Erläuterungen zu Detailfragen des Entschädigungsanspruches und zum Antragsverfahren finden Sie in 
dem Merkblatt Schul- und Kitaschließungen: https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-
kitaschlie-ungen-vbw-23.12.2020.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460383938559624 
Kitaschließungen: Informationen zur Notbetreuung 
Der Bayerische Ministerrat hat am 6. Januar 2021 beschlossen, die Kindertageseinrichtungen und Kinder-
tagespflegestellen weiterhin geschlossen zu halten. Der Betrieb von Kindertageseinrichtungen, Kinderta-
gespflegestellen, organisierten Spielgruppen sowie Maßnahmen zur Ferientagesbetreuung ist grundsätzlich 
untersagt. Eine Notbetreuung ist jedoch gewährleistet.  
Möglichkeit der Notbetreuung 
Die Regelungen, die ab dem 16. Dezember 2020 getroffen wurden, gelten weiter. Die Notbetreuung steht 
grundsätzlich dem folgenden Personenkreis offen: 
• Kinder, deren Eltern die Betreuung nicht auf andere Weise sicherstellen können, insbesondere, wenn sie 

ihrer Erwerbstätigkeit nachgehen müssen,  
• Kinder, deren Betreuung zur Sicherstellung des Kindeswohls von den zuständigen Jugendämtern ange-

ordnet worden ist,  
• Kinder, deren Eltern Anspruch auf Hilfen zur Erziehung nach den §§ 27 ff. SGB VIII haben,  
• Kinder mit Behinderung und Kinder, die von wesentlicher Behinderung bedroht sind. 
Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Soziales hält zudem fest, dass die Kindertagesstätten von 
den Eltern keine Nachweise einfordern sollen, ob zum Beispiel der Resturlaub aufgebraucht wurde. Das 
Ministerium stellt allerdings ein Formular zur Verfügung, durch das von den Eltern schriftlich bestätigt wer-
den kann, dass die Betreuung nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann. Eine solche Bestätigung 
ist jedoch nicht zwingend notwendig. Das entsprechende Formular stellen wir Ihnen hier zur Verfügung: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2020/Down-
loads/Formular-Best%C3%A4tigung-Notbetreuung.pdf 
Das Ministerium appelliert eindringlich an die Eltern, die Notbetreuung nur dann in Anspruch zu nehmen, 
wenn die Betreuung der Kinder nicht auf andere Weise gesichert ist. 
Alternativen zur Notbetreuung 
Das Ministerium weist darauf hin, dass alternativ zur Notbetreuung auch die wechselseitige, unentgeltliche, 
nicht geschäftsmäßige Beaufsichtigung für Kinder unter 14 Jahren in festen, familiär oder nachbarschaftlich  
organisierten Betreuungsgemeinschaften zulässig ist, wenn sie Kinder aus höchstens zwei Hausständen 
umfasst. Darüber hinaus können Eltern, die ihre Kinder zu Hause betreuen zudem pro Elternteil bis zu zehn 
zusätzliche Kinderkrankentage nutzen, Alleinerziehende bis zu zwanzig. 
Anspruch auf Kinderkrankengeld wird ausgeweitet 
Das Bundeskabinett hat beschlossen, den Anspruch auf Kinderkrankengeld für das Jahr 2021 zu verlän-
gern. Pro Elternteil sollen zehn zusätzliche Tage (20 zusätzliche Tage für Alleinerziehende) gewährt wer-
den. Eltern haben damit für jedes Kind 20 Arbeitstage (Alleinerziehende 40 Arbeitstage) Anspruch auf Kin-
derkrankengeld. So sollen Eltern entlastet werden, wenn es Corona-bedingt zu Einschränkungen bei der 
Kinderbetreuung kommt. 
Der Anspruch auf Kinderkrankengeld besteht jedoch nur im Falle einer Versicherung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Privatversicherte haben keinen entsprechenden Anspruch. 
Erweiterter Anspruch auf Kinderkrankengeld  
Der Anspruch auf Kinderkrankengeld soll nicht wie üblich nur dann bestehen, wenn ein Kind krank ist und 
betreut werden muss. Vielmehr kann der Anspruch auch dann geltend gemacht werden, eine Betreuung  
des Kindes zu Hause erforderlich ist, weil die Schule oder die Kindertageseinrichtung ganz oder teilweise 
pandemiebedingt geschlossen oder die Kinderbetreuung eingeschränkt ist. 
Auch Eltern, die grundsätzlich im Homeoffice arbeiten können, haben einen Anspruch auf das Kinderkran-
kengeld. 
Die Schließung der Betreuungseinrichtung, das Betretungsverbot, die Verlängerung der Schul- oder Be-
triebsferien, die Aussetzung der Präsenzpflicht oder die Einschränkung des Zugangs zum Betreuungsange-
bot ist den Krankenkassen nachzuweisen. Die Krankenkasse kann hierzu die Vorlage einer Bescheinigung  
der jeweiligen Einrichtung verlangen. Das gilt auch für den Fall, dass das Kind auf Grund der Empfehlung 
von behördlicher Seite die Einrichtung nicht besucht hat. 
  

https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-23.12.2020.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460383938559624
https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-23.12.2020.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460383938559624
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2020/Downloads/Formular-Best%C3%A4tigung-Notbetreuung.pdf
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2020/Downloads/Formular-Best%C3%A4tigung-Notbetreuung.pdf
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Das Kinderkrankengeld ist vorrangig zur Entschädigungsleistung nach dem Infektionsschutzgesetz zu nut-
zen. Für die Zeit des Bezugs von Krankengeld ruht für beide Elternteile der Anspruch nach § 56 Abs. 1a 
IfSG. Nach der Begründung soll für denselben Zeitraum zusätzlich zu dem Bezug von Krankengeld weder  
für das dem Kinderkrankengeldbezug zugrundeliegende Kind noch für ein anderes betreuungsbedürftiges 
Kind eine Entschädigungsleistung beansprucht werden können. 
Höhe Kinderkrankengeld und Beantragung 
Das Kinderkrankengeld beträgt grundsätzlich 90 Prozent des ausgefallenen Nettogehalts. In Ausnahmefäl-
len, wenn in den letzten 12 Monaten Einmalzahlungen, wie zum Beispiel Urlaubsgeld oder Weihnachtsgeld 
bezogen wurden, beträgt das Kinderkrankengeld sogar 100 Prozent. 
Allerdings ist das tägliche Kinderkrankengeld gedeckelt auf maximal 112,88 Euro im Jahr 2021 (das ent-
spricht 70 Prozent der kalendertäglichen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung). 
Eltern beantragen das Kinderkrankengeld direkt bei der Krankenkasse. Die Auszahlung erfolgt über die 
Krankenkasse, nachdem dieser eine entsprechende Verdienstbescheinigung des Arbeitgebers vorliegt. Die 
Übermittlung der Verdienstbescheinigung erfolgt in der Regel automatisch. 
Weiteres Vorgehen  
Die Vorlage des Gesetzentwurfs wurde an den zuständigen Bundestagsausschuss übermittelt und wird dort 
am 13. Januar 2021 behandelt. Die zweite und dritte Lesung im Bundestag ist für Donnerstag, 14. Januar 
2021 geplant. Die Beratung im Bundesrat ist für Montag, 18. Januar 2021 angesetzt. Die Regelungen sol-
len jedoch rückwirkend zum 5. Januar 2021 in Kraft treten. 
Besonderheiten in der Abrechnung und Beantragung beim Kinderkrankengeld im Jahr 2021 
Über die Ausweitung des Kinderkrankengelds haben wir Sie informiert. Die Veröffentlichung im Bundesge-
setzblatt erfolgte am 18. Januar 2021: https://www.galabau-bayern.de/bgbl121001-79221.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637468241832888345 
Aufgrund der Dringlichkeit möchten wir Ihnen die diesbezüglichen Informationen des GKV-Spitzenverban-
des zur Verfügung stellen, mit der Bitte um Kenntnisnahme und entsprechende Verfahrensweise in der Ab-
rechnung und Beantragung beim Kinderkrankengeld im Jahr 2021.  
Der Grund der pandemiebedingten Betreuung des Kindes soll der Krankenkasse auf geeignete Weise 
nachgewiesen werden. Hierzu kann die Krankenkasse eine Bescheinigung der entsprechenden Einrichtung  
verlangen (§ 45 Abs. 2a Satz 4 SGB V). Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
plant nach Information des BGL, auf seiner Homepage für Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen 
Musterbescheinigungen zur Verfügung zu stellen. 
Mit den Verbänden der Krankenkassen auf Bundesebene sowie dem Spitzenverband der Deutschen Ge-
setzlichen Unfallversicherung (DGUV) hat der GKV-SV folgende erste Umsetzungshinweise abgestimmt:  
Inkrafttreten der Regelung 
Die Regelung soll rückwirkend zum 5. Januar 2021 in Kraft treten. Damit besteht ab diesem Zeitpunkt ein 
Anspruch auf die verlängerte Zahlung von Kinderkrankengeld und auf das Kinderkrankengeld nach § 45 
Abs. 1 SGB V in Verbindung mit § 45 Abs. 2a Satz 3 SGB V (pandemiebedingte Betreuung). Insofern kön-
nen Versicherte rückwirkend für Zeiten ab dem 5. Januar 2021 das Kinderkrankengeld im Falle einer pan-
demiebedingten Betreuung beantragen.  
§ 45 Abs. 2b SGB V regelt, dass für die Zeit des Bezugs von Kinderkrankengeld nach § 45 Abs. 1 SGB V in 
Verbindung mit § 45 Abs. 2a Satz 3 SGB V für beide Elternteile der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG ruht. 
Den Versicherten ist es dennoch freigestellt, ob sie im Falle einer pandemiebedingten Betreuung ihres Kin-
des Kinderkrankengeld oder die Leistung nach § 56 Abs. 1a IfSG in Anspruch nehmen wollen. 
Antrag der Versicherten bei pandemiebedingter Betreuung des Kindes 
Die Krankenkassen stellen ihren Versicherten für die Beantragung des Kinderkrankengeldes bei pandemie-
bedingter Betreuung entsprechende Antragsformulare zur Verfügung. (Einige Krankenkassen haben diese 
Formulare bereits online auf deren Homepage bereitgestellt.) 
Kinderverletztengeld nach § 45 Abs. 4 SGB VII 
Ein Anspruch auf Kinderverletztengeld besteht für die Dauer nach § 45 Abs. 2 SGB V. Nach Abstimmung 
mit der DGUV gilt die in § 45 Abs. 2a Satz 1 und 2 SGB V verlängerte Anspruchsdauer des Kinderkranken-
geldes für das Kalenderjahr 2021 auch für den Anspruch auf Kinderverletztengeld mit Wirkung ab dem 5. 
Januar 2021.  

https://www.galabau-bayern.de/bgbl121001-79221.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468241832888345
https://www.galabau-bayern.de/bgbl121001-79221.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468241832888345
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Darüber hinaus weist der GKV-SV darauf hin, dass Arbeitgeber zur Berechnung des Kinderkrankengeldes 
bei pandemiebedingter Betreuung des Kindes – wie beim Kinderkrankengeld aufgrund einer Erkrankung 
des Kindes – die erforderlichen Daten über den elektronischen Datenaustausch Entgeltersatzleistungen  
(DTA EEL) nach § 107 SGB IV mithilfe des Datenbausteins DBFR „Angaben zur Freistellung bei Erkran-
kung/Verletzung des Kindes“ melden sollen. Eine Differenzierung der Ausfallgründe in „Erkrankung des 
Kindes“ und „pandemiebedingte Betreuung“ ist nicht erforderlich. Weiterhin hat die Prüfung des GKV-SV 
ergeben, dass eine Anpassung von Plausibilitäten derzeit nicht erforderlich ist. Lediglich die Plausi 
DBFR080 zum Feld „BEGRZFREIST“ (Anspruch auf bezahlte Freistellung begrenzt auf Anzahl der Arbeits-
tage) sieht eine Begrenzung der zu meldenden Zahl bezahlt freigestellter Arbeitstage vor. Aus Sicht des 
GKV-SV sollte dies jedoch regelhaft unproblematisch sein, da dies nur dann Relevanz hat, wenn Arbeitge-
ber für einen solch langen Zeitraum eine bezahlte Freistellung gewähren (dies ist regelhaft auszuschließen)  
und Versicherte für die ggf. noch verbleibenden Arbeitstage (maximal 1-3 Tage) im Monat Kinderkranken-
geld beantragen (erscheint ebenso unwahrscheinlich). 
Praktische Umsetzungsprobleme bei der Ausweitung der Kinderkrankentage 
Das Verhältnis zur Entschädigungsleistung nach IfSG 
Hinsichtlich des Verhältnisses von Kinderkrankentagegeld und Entschädigungsleistung nach § 56 Abs. 1a 
IfSG spricht § 45 Abs. 2b SGB V von einem Ruhen des Entschädigungsanspruchs während des Bezugs  
von Kinderkrankentagegeld. Dies spricht dafür, dass die Entschädigungsleistung nach dem Willen des Ge-
setzgebers subsidiär gegenüber dem Bezug von Kinderkrankentagegeld sein soll.  
Nach dem Verständnis des BGL bleibt der Arbeitnehmer aber in seiner Entscheidung frei, ob er die Ent-
schädigungsleistung nach IfSG oder das Kinderkrankentagegeld geltend macht. Wer bereits eine Entschä-
digungsleistung nach IfSG erhält, ist aus Sicht des BGL nicht dazu verpflichtet, auf die Kinderkrankentage-
Regelung überzugehen.  
Hinweise für die Unternehmenspraxis 
Um Rückabwicklungsansprüche zu vermeiden, kann es sich anbieten, sich bei der für die Erstattung der 
Entschädigung jeweils zuständigen Behörde zu erkundigen, wie diese Fälle gehandhabt werden. Gibt die 
Behörde zu erkennen, dass die Kinderkrankentageregelung aus ihrer Sicht vorrangig ist, bietet es sich an, 
den Arbeitnehmer einvernehmlich auf das Kinderkrankentagegeld zu verweisen.  
Bezieht der Arbeitnehmer Kinderkrankentagegeld, ruht die Entschädigungsleistung nach IfSG gemäß § 45 
Abs. 2b SGB V für diese Zeit. Aus Sicht des Beschäftigten spricht für den Bezug des Kinderkrankentage-
geldes, dass es im Vergleich zur Entschädigungsleistung nach IfSG höher ausfallen kann. 
Wir gehen davon aus, dass das Bundesgesundheitsministerium die Ausweitung der Kinderkrankentagere-
gelung erneut zum Anlass nehmen wird, seine Hinweise zur Entschädigungsleistung in Kürze zu überarbei-
ten. Hierüber werden wir Sie informieren.  
Die vbw empfiehlt: Bevor das Verhältnis Kinderkrankengeld zum Anspruch nach 56 IfSG nicht abschlie-
ßend geklärt ist, sollten Arbeitgeber an Arbeitnehmer keine Entschädigung nach § 56 Abs. 1a IfSG auszah-
len, wenn diese grundsätzlich auch Kinderkrankengeld in Anspruch nehmen können. Es besteht sonst das 
Risiko, dass der Entschädigungsbetrag von den Behörden nicht erstattet wird. 
 
Update: Verdienstausfall durch Kinderbetreuung – Merkblatt  
Erläuterungen zu Detailfragen des Entschädigungsanspruches und zum Antragsverfahren finden Sie in 
dem Merkblatt der vbw. Die aktualisierte Fassung des Merkblatts Schul- und Kitaschließungen vom  
20. Januar 2021 befasst sich auch mit der neu geschaffenen Möglichkeit, bei Corona-bedingten Betreu-
ungsengpässen Kinderkrankengeld zu beziehen: https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-
und-kitaschlie-ungen-vbw-20.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468243776139812 
Bayerisches Kabinett beschließt Erstattung der Elternbeiträge 
Die Bayerische Staatsregierung hat eine Entlastung von Eltern mit Kindern in der Kindertagesbetreuung 
beschlossen. Eltern, die ihre Kinder derzeit nicht oder nur an wenigen Tagen in die Notbetreuung der Kin-
dertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen sowie der Mittagsbetreuung bringen, sollen von den El-
ternbeiträgen entlastet werden. Dafür werden den Trägern in der Kindertagesbetreuung, die nach dem Bay-
erischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz (BayKiBiG) gefördert werden, erlassene Elternbeiträge 
rückwirkend ab dem 1. Januar 2021 pauschal ersetzt. 
  

https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-20.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468243776139812
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Die Pauschalbeiträge orientieren sich wieder wie in den Monaten April bis Juni 2020 an den Erfahrungswer-
ten für moderate und angemessene Elternbeiträge (Krippe 300 Euro, Kindergarten 50 Euro, Hort 100 Euro, 
Kindertagespflege 200 Euro, Mittagsbetreuung bis ca. 14 Uhr 68 Euro, Mittagsbetreuung bis 16 Uhr  
110 Euro). Diese Beitragsentlastung wird zu 30 Prozent von den Kommunen übernommen und zu 70 Pro-
zent vom Freistaat Bayern. 
 
Update: Anspruch auf Kinderkrankengeld wird ausgeweitet 
Der Anspruch auf Kinderkrankengeld für das Jahr 2021 wurde ausgeweitet. Pro Elternteil werden zehn zu-
sätzliche Tage (20 zusätzliche Tage für Alleinerziehende) gewährt. Der Anspruch auf Krankengeld besteht  
im Jahr 2021 nun für jedes Kind pro Elternteil für 20 Arbeitstage, für Alleinerziehende für bis zu 40 Arbeits-
tage. So sollen Eltern entlastet werden, wenn es Corona-bedingt zu Einschränkungen bei der Kinderbetreu-
ung kommt. 
Der Anspruch auf Kinderkrankengeld besteht für Kinder, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, bzw. aufgrund einer Behinderung auf Hilfe angewiesen sind. Voraussetzung ist außerdem, dass 
keine andere im Haushalt lebende Person die Betreuung sicherstellen kann. 
Des weiteren greift die Regelung nicht im Falle einer Privaten Krankversicherung. Sowohl der betroffene 
Elternteil als auch das Kind müssen in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sein. 
Erweiterter Anspruch auf Kinderkrankengeld  
Der Anspruch auf Kinderkrankengeld besteht nicht wie üblich nur dann, wenn ein Kind krank ist und betreut 
werden muss. Vielmehr kann der Anspruch auch dann geltend gemacht werden, wenn eine Betreuung des 
Kindes zu Hause erforderlich ist, weil die Schule oder die Kindertageseinrichtung ganz oder teilweise Pan-
demie-bedingt geschlossen oder die Kinderbetreuung eingeschränkt ist. 
Auch Eltern, die grundsätzlich im Home-Office arbeiten können, haben einen Anspruch auf das Kinderkran-
kengeld. 
Die Schließung der Betreuungseinrichtung, das Betretungsverbot, die Verlängerung der Schul- oder Be-
triebsferien, die Aussetzung der Präsenzpflicht oder die Einschränkung des Zugangs zum Betreuungsange-
bot ist den Krankenkassen nachzuweisen. Die Krankenkasse kann hierzu die Vorlage einer Bescheinigung  
der jeweiligen Einrichtung verlangen. Das gilt auch für den Fall, dass das Kind auf Grund der Empfehlung 
von behördlicher Seite die Einrichtung nicht besucht hat. 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat hierfür eine Musterbescheinigung 
aufgelegt, die für die Vorlage bei der Krankenkasse und dem Arbeitgeber verwendet werden kann. Wir stel-
len Ihnen diese Vorlage hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Me-
dien/Abteilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/Musterbescheinigung-BMFSFJ.pdf 
Verhältnis Kinderkrankengeld zu Entschädigungsanspruch nach dem Infektionsschutzgesetz 
Für die Zeit des Bezugs von Krankengeld ruht für beide Elternteile der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG. 
Nach der Begründung soll für denselben Zeitraum zusätzlich zu dem Bezug von Krankengeld weder für das 
Kind, für das Kinderkrankengeld bezogen wird noch für ein anderes betreuungsbedürftiges Kind eine Ent-
schädigungsleistung beansprucht werden können. 
Noch nicht abschließend geklärt ist das Verhältnis des Anspruchs auf Kinderkrankengeld zum Anspruch 
nach § 56 Abs. 1a IfSG, soweit die Voraussetzungen beider Ansprüche gleichzeitig erfüllt sind. Nach vor-
läufiger Ansicht des GKV Spitzenverbandes sollen Arbeitnehmer in diesem Fall die Wahl haben, welchen 
Anspruch sie geltend machen. 
Eigentlich sollen aber nach der Gesetzesbegründung zu § 56 Abs. 1a IfSG andere gesetzliche, dem Entgelt 
vergleichbare Geldleistungen gegenüber dem Entschädigungsanspruch nach IfSG vorrangig sein. Deshalb 
ist derzeit noch unklar, ob die zuständigen Entschädigungsbehörden dieselbe Auffassung vertreten, wie der 
GKV- Spitzenverband. Eventuell gehen diesen auch davon aus, dass ein Arbeitnehmer erst den Anspruch 
auf Kinderkrankengeld in Anspruch nehmen muss, bevor er die Entschädigung nach IfSG erhält. Derzeit 
bemühen wir uns um eine Klärung mit den bayerischen Behörden, wie diese Frage gehandhabt wird. So-
bald wir Näheres wissen, werden wir sie entsprechend informieren. Welche Nachweise die Behörden ver-
langen werden, dass Kinderkrankengeld nicht in Anspruch genommen wird bzw. werden kann, wird eben-
falls noch geklärt. 
Bevor diese Punkte nicht abschließend geklärt sind, sollten Arbeitgeber an Arbeitnehmer keine Entschädi-
gung nach § 56 Abs. 1a IfSG auszahlen, wenn diese grundsätzlich auch Kinderkrankengeld in Anspruch   
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nehmen können. Es besteht sonst das Risiko, dass der Entschädigungsbetrag von den Behörden nicht er-
stattet wird. 
Höhe Kinderkrankengeld und Beantragung 
Das Kinderkrankengeld beträgt grundsätzlich 90 Prozent des ausgefallenen Nettogehalts. In Ausnahmefäl-
len beträgt das Kinderkrankengeld sogar 100 Prozent, beispielsweise wenn in den vorhergehenden zwölf 
Monaten Einmalzahlungen wie Urlaubsgeld oder Weihnachtsgeld bezogen wurden. 
Allerdings ist das tägliche Kinderkrankengeld gedeckelt auf maximal 112,88 Euro im Jahr 2021 (das ent-
spricht 70 Prozent der kalendertäglichen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung). 
Eltern beantragen das Kinderkrankengeld direkt bei der Krankenkasse. Die Auszahlung erfolgt über die 
Krankenkasse, nachdem ihr eine entsprechende Verdienstbescheinigung des Arbeitgebers vorgelegt 
wurde. Die Übermittlung der Verdienstbescheinigung erfolgt in der Regel automatisch. Der Spitzenverband 
der gesetzlichen Krankenversicherungen weist Arbeitgeber darauf hin, dass zur Berechnung des Kinder-
krankengeldes bei pandemiebedingter Betreuung des Kindes – wie beim Kinderkrankengeld aufgrund einer  
Erkrankung des Kindes – die erforderlichen Daten über den elektronischen Datenaustausch Entgeltersatz-
leistungen nach § 107 SGB IV mithilfe des Datenbausteins DBFR „Angaben zur Freistellung bei Erkran-
kung/Verletzung des Kindes“ gemeldet werden sollen. Eine Differenzierung der Ausfallgründe in „Erkran-
kung des Kindes“ und „pandemiebedingte Betreuung“ ist nicht erforderlich. 
Die Regelungen wurden durch Bundestag und Bundesrat beschlossen und treten rückwirkend zum 05. Ja-
nuar 2021 in Kraft. Die Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt ist zum 18. Januar 2021 erfolgt. 
 
Update: Verdienstausfall durch Kinderbetreuung – Merkblatt 
Erläuterungen zu Detailfragen des Entschädigungsanspruches und zum Antragsverfahren finden Sie in 
dem Merkblatt Schul- und Kitaschließungen, es steht Ihnen hier zum Download zur Verfügung: 
https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-29.01.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637478533110340923 
In der Neufassung vom 29. Januar 2021 erläutert die vbw das Wahlrecht der Arbeitnehmer zwischen Kin-
derkrankengeld und Elternentschädigung nach dem IfSG (Ziffern 1.4.2 und 1.5.2). 
FAQ des GKV-Spitzenverbandes zum Kinderkrankengeld bei pandemiebedingter Kinderbetreuung 
Die Beantragung des Kinderkrankengeldes bei pandemiebedingter Betreuung des Kindes ruft in der Praxis 
viele Fragen hervor. Der GKV-Spitzenverband hat deshalb gemeinsam mit den Verbänden der Kranken-
kassen zu den häufigsten Fragen einen Fragen-Antworten-Katalog erstellt. Der GKV-Spitzenverband emp-
fiehlt den Krankenkassen bei der Umsetzung entsprechend zu verfahren. Den Fragen-Antworten-Katalog 
stellen wir Ihnen hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Ab-
teilungen-GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/GKV-SV-FAQ-Fragen-und-Antworten-zum-Kinderkranken-
geld.pdf 
Übersicht über die Änderungen der Quarantäne- und Elternentschädigung (§ 56 IfSG) 
Der Deutsche Bundestag hat mit dem Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler 
Tragweite betreffenden Regelungen auch Änderungen bei der Quarantäne Entschädigung nach § 56  
Abs. 1 und der Elternentschädigung nach § 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz (IfSG) auf den Weg ge-
bracht. Diese wurden am 26. März 2021 vom Bundesrat gebilligt. 
Die Änderungen werden voraussichtlich in der Kalenderwoche 13 in Kraft treten. 
Die Zusammenstellung der vbw soll Ihnen eine erste Übersicht über die Neuregelungen bieten:  
https://www.galabau-bayern.de/2021-03-26-nderungen-56-infektionsschutzgesetz.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637526171928550355 
Änderungen der Quarantäne- und Elternentschädigung (§ 56 IfSG) sind in Kraft getreten 
Der Deutsche Bundestag hat mit dem Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler 
Tragweite betreffenden Regelungen auch zwei Neuregelungen auf den Weg gebracht. Zum 31. März 2021 
sind Änderungen bei der Quarantäneentschädigung nach § 56 Abs. 1 und bei der Elternentschädigung 
nach § 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Kraft getreten. 
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Die Neuerungen wurden am 30. März 2021 im Bundesgesetzblatt verkündet. Den Gesetzestext im Wortlaut 
finden Sie hier: https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzei-
ger_BGBl&start=//*[@attr_id=%27bgbl121s0370.pdf%27]#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl
121s0370.pdf%27%5D__1618210690016. 
Die nachfolgende Zusammenstellung soll Ihnen eine erste Übersicht über die Neuregelungen bieten: 
https://www.galabau-bayern.de/2021-03-26-nderungen-56-infektionsschutzgesetz-1.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637538201552249713 
 
Update: Anspruch auf Kinderkrankengeld - weitere Ausweitung geplant 
Das Bundeskabinett hat in seiner Sitzung vom 13. April 2021 unter anderem auch die Ausweitung des An-
spruchs auf Kinderkrankengeld gemäß § 45 Abs. 2a SGB V beschlossen. 
Pro Kind soll künftig der Anspruch bei Schul- und Kitaschließungen für das Kalenderjahr 2021 längstens für 
30 (statt wie bisher für 20) Arbeitstage bestehen, Alleinerziehende sollen bei Schließungen Anspruch für 60 
(statt wie bisher für 40) Arbeitstage haben. Die maximale Bezugsdauer soll von 45 auf 65 Arbeitstage stei-
gen, bei Alleinerziehenden von 90 auf 130 Arbeitstage. Diese Änderungen sollen rückwirkend zum  
18. Januar 2021 in Kraft treten. Der Anspruch auf Kinderkrankengeld besteht für Kinder, die das zwölfte Le-
bensjahr noch nicht vollendet haben oder aufgrund einer Behinderung auf Hilfe angewiesen sind. Voraus-
setzung ist außerdem, dass keine andere im Haushalt lebende Person die Betreuung sicherstellen kann. 
Im Fall einer privaten Krankenversicherung greift die Regelung nicht. Sowohl der betroffene Elternteil als 
auch das Kind müssen in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sein. 
Erweiterter Anspruch auf Kinderkrankengeld  
Der Anspruch auf Kinderkrankengeld besteht nicht nur, wie sonst üblich, wenn ein Kind krank ist und be-
treut werden muss. Vielmehr kann der Anspruch auch dann geltend gemacht werden, wenn eine Betreuung 
des Kindes zu Hause erforderlich ist, weil die Schule oder die Kindertageseinrichtung pandemiebedingt 
ganz oder teilweise geschlossen oder die Kinderbetreuung eingeschränkt ist. Auch Eltern, die grundsätzlich 
im Homeoffice arbeiten können, haben einen Anspruch auf das Kinderkrankengeld. 
Die Schließung der Betreuungseinrichtung, das Betretungsverbot, die Verlängerung der Schul- oder Be-
triebsferien, die Aussetzung der Präsenzpflicht oder die Einschränkung des Zugangs zum Betreuungsange-
bot ist den Krankenkassen nachzuweisen. Die Krankenkasse kann hierzu die Vorlage einer Bescheinigung 
der jeweiligen Einrichtung verlangen. Das gilt auch für den Fall, dass das Kind auf Grund einer Empfehlung 
von behördlicher Seite die Einrichtung nicht besucht hat. Das Bundesministerium für Familie, Senioren,  
Frauen und Jugend hat zu diesem Zweck eine Musterbescheinigung aufgelegt, die für die Vorlage bei der 
Krankenkasse und dem Arbeitgeber verwendet werden kann. Wir stellen Ihnen diese Vorlage unter folgen-
dem Link zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-
GS/Sozialpolitik/2021/Downloads/Musterbescheinigung-BMFSFJ.pdf 
Verhältnis Kinderkrankengeld zu Entschädigungsanspruch nach dem Infektionsschutzgesetz 
Für die Zeit des Bezugs von Krankengeld ruht für beide Elternteile der Anspruch nach § 56 Abs. 1a IfSG. 
Nach der Begründung soll für denselben Zeitraum zusätzlich zu dem Bezug von Krankengeld weder für das 
Kind, für das Kinderkrankengeld bezogen wird, noch für ein anderes betreuungsbedürftiges Kind eine Ent-
schädigungsleistung beansprucht werden können. 
Mittlerweile ist das Verhältnis des erweiterten Anspruchs auf Kinderkrankengeld (siehe Ziffer 1.6) zum An-
spruch nach § 56 Abs. 1a IfSG abschließend geklärt. Nach Ansicht des GKV Spitzenverbandes sollen Ar-
beitnehmer die Wahl haben, welchen Anspruch sie geltend machen, wenn die Voraussetzungen beider An-
sprüche gleichzeitig erfüllt sind. 
Auch das für die Auszahlung der Entschädigung in Bayern federführende bayerische Gesundheitsministe-
rium sieht hier nach der Rechtslage ein Wahlrecht des Arbeitnehmers. Allerdings hält man § 45 SGB V 
dennoch der Intention nach für vorrangig. Deshalb wird an die Arbeitnehmer appelliert, vorrangig das 
Kinderkrankengeld zu nutzen. Die Aussage des Ministeriums dazu lautet: „Der Anspruch auf Kinderkran-
kengeld genießt gegenüber einem möglicherweise gleichzeitig bestehenden Anspruch auf Entschädigung 
nach § 56 Abs. 1a IfSG Vorrang und sollte primär in Anspruch genommen werden.“ Gleichwohl weist das 
Ministerium darauf hin, dass es sich nur um einen unverbindlichen Appell handelt. Die bayerischen Bezirks-
regierungen werden keinen Antrag nach § 56 Abs. 1a IfSG deshalb zurückweisen, weil dem Arbeitnehmer  
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auch die Inanspruchnahme des Kinderkrankengeldes möglich gewesen wäre. Allerdings können natürlich 
nicht beide Ansprüche gleichzeitig geltend gemacht werden. 
Höhe Kinderkrankengeld und Beantragung 
Das Kinderkrankengeld beträgt grundsätzlich 90 Prozent des ausgefallenen Nettogehalts. In Ausnahmefäl-
len beträgt das Kinderkrankengeld sogar 100 Prozent, beispielsweise wenn in den vorhergehenden zwölf 
Monaten Einmalzahlungen wie Urlaubsgeld oder Weihnachtsgeld bezogen wurden. 
Allerdings ist das tägliche Kinderkrankengeld gedeckelt auf maximal 112,88 Euro im Jahr 2021 (das ent-
spricht 70 Prozent der kalendertäglichen Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung). 
Eltern beantragen das Kinderkrankengeld direkt bei der Krankenkasse. Die Auszahlung erfolgt über die 
Krankenkasse, nachdem ihr eine entsprechende Verdienstbescheinigung des Arbeitgebers vorgelegt 
wurde. Die Übermittlung der Verdienstbescheinigung erfolgt in der Regel automatisch. Der Spitzenverband 
der gesetzlichen Krankenversicherungen weist Arbeitgeber darauf hin, dass zur Berechnung des Kinder-
krankengeldes bei pandemiebedingter Betreuung des Kindes – wie beim Kinderkrankengeld aufgrund einer  
Erkrankung des Kindes – die erforderlichen Daten über den elektronischen Datenaustausch Entgeltersatz-
leistungen nach § 107 SGB IV mithilfe des Datenbausteins DBFR „Angaben zur Freistellung bei Erkran-
kung/Verletzung des Kindes“ gemeldet werden sollen. Eine Differenzierung der Ausfallgründe in „Erkran-
kung des Kindes“ und „pandemiebedingte Betreuung“ ist nicht erforderlich. 
Über de Fortgang des Gesetzgebungsverfahrens werden wir Sie weiter informieren. 
 
Update: Verdienstausfall durch Kinderbetreuung – Merkblatt  
Am 30. März 2020 sind Neuregelungen in Kraft getreten, durch die Eltern, die während der Schließungen 
keine Entgeltansprüche gegen den Arbeitgeber haben, einen Teil ihres Verdienstausfalls vom Staat ersetzt 
bekommen (§ 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz – IfSG). 
Voraussetzung für diese Entschädigung ist, dass die Kinder das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
beziehungsweise behindert und auf Hilfe angewiesen sind und dass die Betreuung nicht anderweitig er-
möglicht werden kann. 
Die Entschädigung ist zunächst vom Arbeitgeber auszuzahlen, der Arbeitgeber erhält hierfür eine staatliche 
Erstattung. Für solche Erstattungsanträge stellt der Freistaat Bayern ein eigenes Online-Formular zur Ver-
fügung. Dem Antrag ist eine Erklärung des Arbeitnehmers auf einem Formblatt (PDF-Direktlink) beizufügen, 
mit der er bestätigt, dass keine anderweitige Betreuungsmöglichkeit zur Verfügung steht. Weitere Informati-
onen finden Sie auch hier. 
Für einige andere Bundesländer gibt es ein einheitliches Verfahren, an dem sich Bayern aber nicht beteiligt. 
Detaillierte Informationen zu diesem Verfahren finden Sie hier. Bitte beachten Sie, dass die dortigen (recht-
lichen) Hinweise gegebenenfalls für Bayern keine Anwendung finden. 
Erläuterungen zu Detailfragen des Entschädigungsanspruches und zum Antragsverfahren finden Sie in 
dem Merkblatt Schul- und Kitaschließungen, es steht Ihnen unter folgendem Link zur Verfügung: 
https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-17.05.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637569312113388720 Das Merkblatt wird laufend aktualisiert. 
Hinweise des Bayerischen Gesundheitsministeriums zur Quarantäne- und Elternentschädigung 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) hat am 18. Mai 2021 Hinweise zu § 
56 IfSG herausgegeben. Diese befassen sich mit der Quarantäneentschädigung nach § 56 Abs. 1 Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG) und der Elternentschädigung nach § 56 Abs. 1a IfSG. Die Hinweise können Sie 
hier herunterladen: https://www.galabau-bayern.de/2021-05-18-faqs-und-berechnungsbeispiele-56-ifsg-ab-
2021-03-31.pdfx?onpublix_view=true&tm=637571074715880508. 
Besonders relevante Punkte 
Keine Entschädigung bei Krankschreibung 
Anders als bisher wird bei gleichzeitiger Quarantäne und Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit des Arbeit-
nehmers grundsätzlich keine Entschädigung geleistet. Das gilt unabhängig davon, ob es sich um eine Co-
vid-19-Erkrankung oder eine andere Erkrankung handelt. In diesen Fällen soll der Arbeitgeber zur Entgelt-
fortzahlung nach § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz verpflichtet sein, soweit dessen weitere Voraussetzungen 
vorliegen. Die Quarantäne soll aber nach Auffassung des StMGP nicht den Grundsatz der Monokausalität 
durchbrechen.  

https://www.elternhilfe-corona.bayern/
https://www.stmgp.bayern.de/wp-content/uploads/2020/04/keine_anderweitige_zumutbare_betreuungsmoeglichkeit_bf.pdf
https://www.stmgp.bayern.de/coronavirus/massnahmen/#Elternhilfe
https://ifsg-online.de/index.html
https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-17.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637569312113388720
https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-17.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637569312113388720
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Dasselbe soll im Ergebnis auch dann gelten, wenn die krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit erst während 
der Quarantäne auftritt. Sie finden diese Informationen auf den Seiten 2-3 und 16 der Hinweise. 
Umgang mit § 616 BGB 
War § 616 BGB für das betroffene Arbeitsverhältnis nicht abbedungen worden, wurde bisher die Entschädi-
gung um vier Tage gekürzt, selbst wenn die Quarantäne länger gedauert hat. 
Nunmehr wird die Entschädigung von Beginn an für den gesamten Zeitraum gezahlt, wenn die Quarantäne 
mindestens fünf Tage dauert. Dauert sie weniger als fünf Tage, wird gar keine Entschädigung gezahlt. Sie 
finden diese Informationen auf Seite 4 der Hinweise. 
Verweigerung der Entschädigung bei unterbliebener Impfung 
Hätte ein Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der konkret für seine Priorisierungsgruppe vor Ort gegebe-
nen Impfressourcen bereits die Möglichkeit gehabt, vollständigen Impfschutz zu erlangen, so kann der Ent-
schädigungsanspruch gegebenenfalls entfallen. Sie finden diese Informationen auf den Seiten 6 und 7 der 
Hinweise. 
Hinweis: Das bringt erhebliche Unsicherheit für die zunächst auszahlungspflichtigen Arbeitgeber mit sich, 
da diese rechtlich und faktisch gar nicht in der Lage sind, die Impfmöglichkeiten zu prüfen. Wir empfehlen 
deshalb in Zweifelsfällen die Entschädigung erst auszuzahlen, wenn mit der zuständigen Bezirksregierung 
abschließend geklärt ist, dass kein solcher Ausschlussgrund vorliegt. 
 
Update: Verdienstausfall durch Kinderbetreuung – Merkblatt und Video-Tutorial 
Am 30. März 2020 sind Neuregelungen in Kraft getreten, durch die Eltern, die während der Schließungen 
keine Entgeltansprüche gegen den Arbeitgeber haben, einen Teil ihres Verdienstausfalls vom Staat ersetzt 
bekommen (§ 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz – IfSG). 
Voraussetzung für diese Entschädigung ist, dass die Kinder das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
beziehungsweise behindert und auf Hilfe angewiesen sind und dass die Betreuung nicht anderweitig er-
möglicht werden kann. 
Die Entschädigung ist zunächst vom Arbeitgeber auszuzahlen, der Arbeitgeber erhält hierfür eine staatliche 
Erstattung. Für solche Erstattungsanträge stellt der Freistaat Bayern ein eigenes Online-Formular zur Ver-
fügung. Dem Antrag ist eine Erklärung des Arbeitnehmers auf einem Formblatt (PDF-Direktlink) beizufügen, 
mit der er bestätigt, dass keine anderweitige Betreuungsmöglichkeit zur Verfügung steht. Weitere Informati-
onen finden Sie auch hier. 
Für einige andere Bundesländer gibt es ein einheitliches Verfahren, an dem sich Bayern aber nicht beteiligt. 
Detaillierte Informationen zu diesem Verfahren finden Sie hier. Bitte beachten Sie, dass die dortigen (recht-
lichen) Hinweise gegebenenfalls für Bayern keine Anwendung finden. 
Erläuterungen zu Detailfragen des Entschädigungsanspruches und zum Antragsverfahren finden Sie in 
dem Merkblatt der vbw Schul- und Kitaschließungen (https://www.galabau-bayern.de/corona-merkblatt-
schul-und-kitaschlie-ungen-vbw-21.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577048852653973). Das 
Merkblatt wird laufend aktualisiert. 
 
5.8.2 Betreuung kranker Kinder  
 
5.8.3 Kinderbetreuung im Ausnahmefall ausgeweitet  
 
5.9 Pendlerbescheinigung für die Einreise nach Deutschland  
 
5.10 Arbeitgeberbestätigung für Ausgangssperren 
 
5.11 Freistellung von ATZ-Arbeitnehmern aufgrund Corona-Pandemie  
 
5.12 Erstattungsansprüche bei Quarantäne 
Update: Merkblatt Quarantäne-Entschädigung für Arbeitnehmer 
Wer wegen der Gefahr einer Infektion mit SARS-CoV-2 in Quarantäne muss und dadurch einen Verdienst-
ausfall erleidet, erhält eine Entschädigung vom Staat nach § 56 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG).  
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Diese Entschädigung wird zunächst vom Arbeitgeber ausbezahlt. Der Arbeitgeber kann dann eine Erstat-
tung bei der zuständigen Bezirksregierung beantragen. 
Da es nach wie vor große Unsicherheiten gibt, was den Anspruch und das Verfahren betrifft, hat die vbw 
die Informationen hierzu in einem aktualisierten Merkblatt gebündelt: https://www.galabau-bayern.de/vbw-
merkblatt-entsch-digung-bei-quarant-ne-18.01.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637468234503765740 
Änderungen der Quarantäne- und Elternentschädigung (§ 56 IfSG) sind in Kraft getreten 
Der Deutsche Bundestag hat mit dem Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler 
Tragweite betreffenden Regelungen auch zwei Neuregelungen auf den Weg gebracht. Zum 31. März 2021 
sind Änderungen bei der Quarantäneentschädigung nach § 56 Abs. 1 und bei der Elternentschädigung 
nach § 56 Abs. 1a Infektionsschutzgesetz (IfSG) in Kraft getreten. 
Die Neuerungen wurden am 30. März 2021 im Bundesgesetzblatt verkündet. Den Gesetzestext im Wortlaut 
finden Sie hier: https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzei-
ger_BGBl&start=//*[@attr_id=%27bgbl121s0370.pdf%27]#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl
121s0370.pdf%27%5D__1618210690016. 
Die nachfolgende Zusammenstellung soll Ihnen eine erste Übersicht über die Neuregelungen bieten: 
https://www.galabau-bayern.de/2021-03-26-nderungen-56-infektionsschutzgesetz-1.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637538201552249713 
 
Update: Merkblatt Quarantäne-Entschädigung für Arbeitnehmer 
Wer wegen der Gefahr einer Infektion mit SARS-CoV-2 in Quarantäne muss und dadurch einen Verdienst-
ausfall erleidet, erhält eine Entschädigung vom Staat nach § 56 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Diese 
Entschädigung wird zunächst vom Arbeitgeber ausbezahlt. Der Arbeitgeber kann dann eine Erstattung bei 
der zuständigen Bezirksregierung beantragen. 
Da es nach wie vor große Unsicherheiten gibt, was den Anspruch und das Verfahren betrifft, hat die vbw 
die Informationen hierzu in einem Merkblatt gebündelt, das regelmäßig aktualisiert wird. Das Merkblatt fin-
den Sie unter folgendem Link: https://www.galabau-bayern.de/vbw-merkblatt-entsch-digung-bei-quarant-ne-
17.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637569312652905732 
Hinweise des Bayerischen Gesundheitsministeriums zur Quarantäne- und Elternentschädigung 
Das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und Pflege (StMGP) hat am 18. Mai 2021 Hinweise zu § 
56 IfSG herausgegeben. Diese befassen sich mit der Quarantäneentschädigung nach § 56 Abs. 1 Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG) und der Elternentschädigung nach § 56 Abs. 1a IfSG. Die Hinweise können Sie  
hier herunterladen: https://www.galabau-bayern.de/2021-05-18-faqs-und-berechnungsbeispiele-56-ifsg-ab-
2021-03-31.pdfx?onpublix_view=true&tm=637571074715880508. 
Besonders relevante Punkte 
Keine Entschädigung bei Krankschreibung 
Anders als bisher wird bei gleichzeitiger Quarantäne und Arbeitsunfähigkeit wegen Krankheit des Arbeit-
nehmers grundsätzlich keine Entschädigung geleistet. Das gilt unabhängig davon, ob es sich um eine Co-
vid-19-Erkrankung oder eine andere Erkrankung handelt. In diesen Fällen soll der Arbeitgeber zur Entgelt-
fortzahlung nach § 3 Entgeltfortzahlungsgesetz verpflichtet sein, soweit dessen weitere Voraussetzungen 
vorliegen. Die Quarantäne soll aber nach Auffassung des StMGP nicht den Grundsatz der Monokausalität 
durchbrechen. 
Dasselbe soll im Ergebnis auch dann gelten, wenn die krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit erst während 
der Quarantäne auftritt. Sie finden diese Informationen auf den Seiten 2-3 und 16 der Hinweise. 
Umgang mit § 616 BGB 
War § 616 BGB für das betroffene Arbeitsverhältnis nicht abbedungen worden, wurde bisher die Entschädi-
gung um vier Tage gekürzt, selbst wenn die Quarantäne länger gedauert hat. 
Nunmehr wird die Entschädigung von Beginn an für den gesamten Zeitraum gezahlt, wenn die Quarantäne 
mindestens fünf Tage dauert. Dauert sie weniger als fünf Tage, wird gar keine Entschädigung gezahlt. Sie 
finden diese Informationen auf Seite 4 der Hinweise. 
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Verweigerung der Entschädigung bei unterbliebener Impfung 
Hätte ein Arbeitnehmer unter Berücksichtigung der konkret für seine Priorisierungsgruppe vor Ort gegebe-
nen Impfressourcen bereits die Möglichkeit gehabt, vollständigen Impfschutz zu erlangen, so kann der Ent-
schädigungsanspruch gegebenenfalls entfallen. Sie finden diese Informationen auf den Seiten 6 und 7 der 
Hinweise. 
Hinweis: Das bringt erhebliche Unsicherheit für die zunächst auszahlungspflichtigen Arbeitgeber mit sich, 
da diese rechtlich und faktisch gar nicht in der Lage sind, die Impfmöglichkeiten zu prüfen. Wir empfehlen 
deshalb in Zweifelsfällen die Entschädigung erst auszuzahlen, wenn mit der zuständigen Bezirksregierung 
abschließend geklärt ist, dass kein solcher Ausschlussgrund vorliegt. 
 
Update: Merkblatt Quarantäne-Entschädigung für Arbeitnehmer 
Wer wegen der Gefahr einer Infektion mit SARS-CoV-2 in Quarantäne muss und dadurch einen Verdienst-
ausfall erleidet, erhält eine Entschädigung vom Staat nach § 56 Abs. 1 Infektionsschutzgesetz (IfSG). Diese  
Entschädigung wird zunächst vom Arbeitgeber ausbezahlt. Der Arbeitgeber kann dann eine Erstattung bei 
der zuständigen Bezirksregierung beantragen. 
Da es nach wie vor große Unsicherheiten gibt, was den Anspruch und das Verfahren betrifft, hat die vbw 
die Informationen hierzu in einem Merkblatt (https://www.galabau-bayern.de/vbw-merkblatt-entsch-digung-
bei-quarant-ne-21.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577050486377965) gebündelt, das regelmä-
ßig aktualisiert wird. 
 
5.13 Welche Auswirkung hat eine Freistellung auf die Lohnfortzahlung?  
 
5.14 Ein Arbeitnehmer ist nachweislich erkrankt, die Kollegen wollen nun zur Vermeidung von An-
steckung zuhause bleiben. Homeoffice/mobile Arbeit ist jedoch nicht möglich. Gibt es hier Regelun-
gen?  
 
5.15 Dürfen Arbeitnehmer die Bearbeitung von Lieferungen aus z. B. China verweigern? 
 
5.16 Können Mitarbeiter im Pandemiefall auf einseitige Anordnung des Arbeitgebers in den Urlaub 
geschickt werden?  
 
5.17 Können Arbeitnehmer einseitig bereits genehmigten Urlaub verschieben? 
 
5.18 Mitarbeiter mit Wohnort im grenznahen Ausland pendeln täglich zum Betrieb in Deutschland. 
Was passiert, wenn die Grenzen geschlossen werden?  
 
5.19 Ein Mitarbeiter ist ehrenamtlich bei Feuerwehr, Rettungsdienst, THW o. ä. tätig. Welche Folgen 
hat die Ausrufung des Katastrophenfalls in Bayern? 
 
5.20 Fallen betriebliche Besprechungen auch unter die Beschränkungen? 
 
5.21 Corona – Versicherungsschutz im Homeoffice  
 
5.22 Berufskraftfahrer: Erleichterter Vollzug Fahrerlaubnis-Verordnung  
 
5.23 Auswirkungen auf die Gefährdungsbeurteilung  
 
5.24 FAQ Arbeitsrecht vbw und BDA 
Die aktuelle Fassung der FAQ-Liste der vbw vom 23.12.2020 finden Sie hier: https://www.galabau-bay-
ern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-23.12.2020.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460386913532658 
Die aktualisierten FAQ zum Kurzarbeitergeld der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA) können Sie auf der Webseite der BDA unter https://arbeitgeber.de/covid-19/ einsehen: 
  

https://www.galabau-bayern.de/vbw-merkblatt-entsch-digung-bei-quarant-ne-21.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577050486377965
https://www.galabau-bayern.de/vbw-merkblatt-entsch-digung-bei-quarant-ne-21.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577050486377965
https://www.galabau-bayern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-23.12.2020.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460386913532658
https://www.galabau-bayern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-23.12.2020.pdfx?onpublix_view=true&tm=637460386913532658
https://arbeitgeber.de/covid-19/
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Im Vergleich zur letzten Version (siehe E-Mail vom 22. Dezember 2020) ergaben sich Aktualisierungen und 
Korrekturen, insbesondere bei den Themen "Erholungsurlaub", "Weihnachts- und Urlaubsgeld" sowie "Wei-
terbildung". Um die Neuerung kenntlich zu machen, sind in dem folgenden Papier die Änderungen farblich  
(gelb) markiert: https://www.galabau-bayern.de/faq-kurzarbeit-stand-6.-januar-2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637460386216818145 
Die aktuelle Fassung der FAQ-Liste der vbw vom 26.02.2021 finden Sie hier: https://www.galabau-bay-
ern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-26.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940474240816 
 
Update: FAQ-Liste 
Die aktuelle Fassung der FAQ-Liste der vbw vom 21.05.2021 finden Sie unter https://www.galabau-bay-
ern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-21.05.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637577051613086948 
 
Update: FAQ-Liste 
Die aktuelle Fassung der FAQ-Liste der vbw vom 21.06.2021 finden Sie unter 
https://www.galabau-bayern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-21.06.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637599681532737861 
 
5.25 Arbeitszeit-Erleichterungen  
 
5.26 Darf der Arbeitgeber eine ärztliche Untersuchung von zurückkehrenden Arbeitnehmern oder 
Reihen- (Fieber-) Tests vor Betreten des Betriebsgeländes anordnen?  
 
5.27 Werden Tage, die der Arbeitnehmer während seines Urlaubs in Quarantäne verbringt - ohne 
dabei arbeitsunfähig erkrankt zu sein - auf den Jahresurlaub angerechnet?  
 
5.28 Kurzfristige Beschäftigungen – vorübergehende Erhöhung der Zeitgrenzen  
Bundestag beschließt befristete Ausweitung der kurzfristigen Beschäftigung  
Der Bundestag hat am Donnerstag, 22. April 2021, eine Regelung beschlossen, mit der auf die wegen der 
Covid-19-Pandemie bestehenden Probleme bei der Saisonbeschäftigung reagiert wird. Deshalb soll die zu-
lässige Dauer der kurzfristigen Beschäftigung einmalig in diesem Jahr, befristet für die Zeit vom 1. März 
2021 bis einschließlich 31. Oktober 2021, für alle Formen der kurzfristigen Beschäftigung auf eine Höchst-
dauer von vier Monaten oder 102 Arbeitstagen ausgeweitet werden. 
Aus Gründen des Bestandsschutzes soll die Ausweitung der Zeitgrenzen aber nicht für Beschäftigungsver-
hältnisse gelten, die bereits vor Inkrafttreten dieser Regelung begonnen wurden und – unter Anwendung 
der bisherigen Zeitgrenzen – nicht kurzfristig sind. Damit soll verhindert werden, dass durch die Neurege-
lung in bestehenden Sozialversicherungsschutz eingegriffen wird. Durch die Ausweitung des zeitlichen 
Rahmens für kurzfristige Beschäftigung soll die Wirtschaft tendenziell entlastet werden, da sie kurzfristig  
Beschäftigte, die in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei sind, 
länger im Betrieb halten könne. Diese befristete Änderung soll im Rahmen eines Vierten Gesetzes zur Än-
derung des Seefischereigesetzes (19/28840) am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 
 
5.29 Werkstudenten – Auslegung des Begriffs „vorlesungsfreie Zeit“ 
 
5.30 Maßnahmen im Elterngeld aus Anlass der COVID-19-Pandemie  
 
5.31 Änderungen beim Kurzarbeitergeld durch das Sozialschutz-Paket II  
 
5.32 Arbeitslosengeld: Häufige arbeitgeberseitige Lücken bei Anträgen  
 
5.33 Vorübergehende Anhebung der Hinzuverdienstgrenze für Rentner  
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https://www.galabau-bayern.de/faq-corona-arbeitsrecht-vbw-stand-21.06.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637599681532737861
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5.34 Quarantäne nach Urlaubsrückkehr – arbeitsrechtliche Fragen 
Update: Corona und Urlaub – Merkblatt und Musterschreiben 
Nach der bayerischen Einreise-Quarantäne-Verordnung (EQV) müssen sich Personen, die aus einem aus-
ländischen Corona-Risikogebiet einreisen, erstmal in Quarantäne begeben. Ausnahmen greifen nur in be-
stimmten Fällen. Nähere Infos dazu finden Sie unter Ziffer 1.11.2. 
Es stellt sich die Frage, wie mit Arbeitnehmern umzugehen ist, die eine solche Quarantäne antreten müs-
sen, insbesondere wenn sie nach einer privaten (Urlaubs-)Reise ihre Arbeitsleistung nicht erbringen kön-
nen. Die vbw hat für Sie ein Merkblatt mit Informationen zum Thema erstellt,  
Falls Sie Ihre Mitarbeiter entsprechend informieren wollen, stellt die vbw Ihnen zu diesem Zweck ein Mus-
terschreiben zur Verfügung, das Sie nach Bedarf anpassen können. 
Die aktuellen Fassungen des Merkblatts und der Musterinformationen finden Sie hier: 
https://www.galabau-bayern.de/vbw-corona-und-urlaubsr-ckkehr-26.02.2021-2.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637501940617208339 
https://www.galabau-bayern.de/bayme-vbm-vbw-musterinformation-zur-einreisequaranta-ne-
26.02.2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501941121429798 
 
Update: Corona und Urlaub – Merkblatt und Musterschreiben 
Nach der Coronavirus-Einreiseverordnung müssen sich Personen, die aus einem ausländischen Corona-
Risikogebiet einreisen, erstmal in Quarantäne begeben. Ausnahmen greifen nur in bestimmten Fällen.  
Es stellt sich die Frage, wie mit Arbeitnehmern umzugehen ist, die eine solche Quarantäne antreten müs-
sen, insbesondere wenn sie nach einer privaten (Urlaubs-)Reise ihre Arbeitsleistung nicht erbringen kön-
nen. Die vbw hat ein Merkblatt mit Informationen zum Thema erstellt, Sie finden das Dokument hier: 
https://www.galabau-bayern.de/vbw-corona-und-urlaubsrueckkehr-19.05.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637571075321343231 
Falls Sie Ihre Mitarbeiter entsprechend informieren wollen, stellen wir Ihnen zu diesem Zweck ein Muster-
schreiben zur Verfügung, das Sie nach Bedarf anpassen können: https://www.galabau-bayern.de/bayme-
vbm-vbw-musterinformation-zur-einreisequaranta-ne-19.05.2021.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637571075828841007 
 
5.35 Befreiung von der Maskenpflicht 
 
5.36 Arbeitsrechtliche Fragen bei pandemiebedingten Betriebsschließungen  
 
5.37 Corona-Impfung - Arbeitsrechtliche Fragen  
Corona-Impfung – Rechtliche Fragen 
Ende Dezember 2020 sind die die Impfungen gegen COVID-19 gestartet. In der ersten Phase wurde der 
Impfstoff zunächst zentral verteilt. Dazu wurden von den Bundesländern regionale Impfzentren und mobile 
Impfteams eingerichtet. Bis ausreichend Impfdosen für alle verfügbar sind, erfolgt die Verteilung des Impf-
stoffes gestaffelt. Dabei gilt grundsätzlich zu Beginn: Besonders gefährdete Personen, Risikogruppen und  
medizinisches Personal sollen zuerst geimpft werden. Die konkrete Festlegung der priorisierten Personen-
gruppen wird durch das Bundesgesundheitsministerium vorgenommen. Informationen zur Corona-Impfung 
für Bayern finden Sie hier.  
Ab Juni 2021 sollen nach Plänen von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn auch Betriebsärzte gegen 
Corona impfen dürfen. In vielen Unternehmen sind die Vorbereitungen dafür bereits angelaufen. In diesem 
Zusammenhang stellen sich zahlreiche rechtliche Fragen.  
Ein Merkblatt hierzu finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/merkblatt-corona-impfung-bayme-vbm-
vbw-23-04-2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637552894768271903 
Corona-Impfungen in Betrieben: Unternehmensabfrage 
Ab Juni 2021 sollen Betriebsärzte sich an der Impfung gegen Corona beteiligen. Um die Impfstofflogistik zu 
planen und die Betriebsärzte an das digitale Impfmonitoring des RKI anbinden zu können, hat die BDA eine 
Unternehmensabfrage gestartet. 
Unternehmen, die sich mit Ihren Betriebsärzten an der Impfkampagne beteiligen wollen, sollten unbedingt 
an dieser Abfrage teilnehmen. Die Deadline für diese Abfrage ist bereits der 7. Mai 2021.  
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Nur so können die weitere Planung und eine möglichst reibungslose Anbindung sichergestellt werden. Hier 
gelangen Sie zur Abfrage: Unternehmensabfrage: Corona-Impfung in Betrieben  
Kann der Arbeitgeber Impfungen verpflichtend anordnen? 
Diese Frage ist bislang nicht abschließend geklärt. Dennoch finden Sich im Konzept zur Beschleunigung 
der COVID-19-Pandemieimpfung durch Ausweitung der Impfberechtigung auf Betriebsärzte der BDA Aus-
führungen zu dieser Fragestellung und weitere hilfreiche Informationen. Das Konzept bzw. den Leitfaden 
finden Sie hier: https://www.wirtschafttestetgegencorona.de/wp-content/uploads/2021/05/2021-05-11-Leitfa-
den-zum-Impfen-durch-Betriebsaerzte.pdf 
Corona-Impfung – Rechtliche Fragen 
Ende Dezember 2021 sind die die Impfungen gegen COVID-19 gestartet. In der ersten Phase wurde der 
Impfstoff zunächst zentral verteilt. Dazu wurden von den Bundesländern regionale Impfzentren und mobile 
Impfteams eingerichtet. Die Verteilung des Impfstoffes erfolgte gestaffelt. Dabei galt grundsätzlich zu Be-
ginn: Besonders gefährdete Personen, Risikogruppen und medizinisches Personal sollen zuerst geimpft 
werden. Die konkrete Festlegung der priorisierten Personengruppen wurde durch das Bundesgesundheits-
ministerium vorgenommen. Am Montag, den 07. Juni 2021 wurde die Impf-Priorisierung ab zwölf Jahren 
bundesweit aufgehoben. Informationen zur Corona-Impfung für Bayern finden Sie hier.  
Seit Juni 2021 dürfen nach Plänen von Bundesgesundheitsminister Jens Spahn auch Betriebsärzte gegen 
Corona impfen. In vielen Unternehmen sind die Impfungen bzw. die Vorbereitungen dafür bereits angelau-
fen. In diesem Zusammenhang stellen sich zahlreiche rechtliche Fragen. Das aktualisierte Merkblatt der 
vbw finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/merkblatt-corona-impfung-bayme-vbm-vbw-22-06-
2021.pdfx?onpublix_view=true&tm=637599732174883978 
 
 
6. Finanzwesen & Controlling 
 
6.1 Betriebswirtschaftliche Handlungsanweisung  
6.2 Sondergutachten des Sachverständigenrats  
6.3 Checklisten und Praxistipps GaLaBau von Jens Kullmann  
6.4 Frühjahrsgutachten 2020 der Wirtschaftsforschungsinstitute  
6.5 Video „Der Corona-Schock – die Atempause“  
 
6.6 Steuerrecht  
Steuererklärungsfrist für 2019 verlängert 
Die Steuererklärungsfrist für 2019 wurde von Ende Februar 2021 bis zum 31. März 2021 verlängert. 
Voraussetzung ist allerdings, dass Personen, Gesellschaften, Verbände, Vereinigungen, Behörden oder 
Körperschaften im Sinne der Paragrafen 3 und 4 des Steuerberatungsgesetzes mit der Erklärung beauf-
tragt sind. 
Das BMF-Schreiben dazu finden Sie hier: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Me-
dien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/BMF-Schreiben-Fristverl%C3%A4ngerung-
f%C3%BCr-die-Steuererkl%C3%A4rung-2019.pdf 
Eine weitere Verlängerung bis 31. August 2021 steht laut Beschlusslage der die Regierungskoalition in 
Aussicht. 
Neue Fassung der FAQ Corona (Steuern) des BMF veröffentlicht 
Das Bundesfinanzministerium hat eine neue Fassung seiner FAQ Corona (Steuern) veröffentlicht (Stand 
28. Dezember 2020). 
Diese FAQ geben Auskunft zu Fragen, die sich in Bezug auf anlässlich der Corona-Krise eingeführte steu-
erliche Sonderregeln häufig ergeben. Die aktuelle Fassung finden Sie hier https://www.bundesfinanzminis-
terium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/2020-04-01-FAQ_Corona_Steuern.html 
Neues bei steuerlichen Investitionsabzugsbeträgen 
Investitionsabzugsbeträge nach § 7g EStG sind grundsätzlich bis zum Ende des dritten auf das Wirtschafts-
jahr des jeweiligen Abzugs folgenden Wirtschaftsjahres zu verwenden. Andernfalls sind sie rückgängig zu 
machen. 
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An sich 2020 auslaufende Fristen um ein Jahr verlängert 
Für Fälle, in denen die dreijährige Investitionsfrist 2020 ausgelaufen ist, wurde mit dem Jahressteuergesetz 
2020 die Frist auf vier Jahre verlängert. Die Investition kann also ohne negative steuerliche Folgen auch 
noch in 2021 getätigt werden. 
Unternehmen, die mit Abzugsbeträgen für Investitionen vorgesorgt hatten, aber aufgrund der zwischenzeit-
lichen Entwicklung am Einsatz der Mittel gehindert wurden, erhalten so die Möglichkeit Investitionen steuer-
unschädlich nachzuholen. Ansonsten drohende negativen Folge - Rückgängigmachung, Verzinsung der 
Steuernachforderung - können für den in eine begünstigte Verwendung fließenden Betrag vermieden wer-
den. 
Anwendungsbedingungen überarbeitet 
Unabhängig von der Fristverlängerung wurden die Bedingungen, unter denen der Abzugsbetrag eingesetzt 
werden kann, weiterentwickelt. 
• Die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme des Abzugsbetrages wurden für alle Branchen und Ge-

winnermittlungsarten ab 2021 vereinheitlicht. Die Gewinnermittlungsgrenze wurde einheitlich auf 
200.000 Euro gesetzt.  

• die Begünstigung umfasst nicht mehr nur selbstgenutzte, sondern auch vermietete Wirtschaftsgüter. 
• Statt bisher 40 Prozent können jetzt 50 Prozent der Anschaffungs- oder Herstellungskosten gewinnmin-

dernd abgezogen werden. 
Da am §7g EStG im Detail noch weitere Änderungen vorgenommen wurden, empfiehlt es sich, den Um-
gang mit Investitionsabzügen neu mit dem Steuerberater abzuklären. 
Rücklagen für Ersatzbeschaffungen: Reinvestitionsfristen vorübergehend verlängert 
Ein BMF-Schreiben vom 13. Januar 2021 legt fest, dass sich die einkommensteuerlichen Reinvestitionsfris-
ten für Rücklagen, die zur Ersatzbeschaffung oder Reparatur bei Beschädigung gebildet wurden, um je-
weils ein Jahr verlängern. Voraussetzung ist, dass sie ansonsten in einem nach dem 29. Februar 2020 und 
vor dem 1. Januar 2021 endenden Wirtschaftsjahr ablaufen würden. 
Das Schreiben steht Ihnen unter folgendem Link zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-
zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/BMF-Schreiben-Ruecklage-fuer-
Ersatzbeschaffung-verlaengert.pdf 
Drittes Corona-Steuerhilfegesetz vom Bundestag verabschiedet 
Der Deutsche Bundestag hat das Dritte Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewälti-
gung der Corona-Krise verabschiedet – das sogenannte "Dritte Corona Steuerhilfegesetz". 
Regelungsgegenstand 
Geregelt werden mit diesem Gesetz folgende Sachverhalte: 
• Die Gewährung des ermäßigten Umsatzsteuersatz in Höhe von sieben Prozent für erbrachte Restau-

rant- und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe von Getränken wird über den 30. 
Juni 2021 hinaus befristet bis zum 31. Dezember 2022 verlängert. 

• Für jedes im Jahr 2021 kindergeldberechtigte Kind wird ein Kinderbonus von 150 Euro gewährt. 
• Der steuerliche Verlustrücktrag wird für die Jahre 2020 und 2021 nochmals erweitert und auf zehn bezie-

hungsweise 20 Millionen Euro (bei Zusammenveranlagung) angehoben. Dies gilt auch für die Betrags-
grenzen beim vorläufigen Verlustrücktrag für 2020. 

Gegenüber dem ursprünglichen Gesetzentwurf wurde eine Regelung aufgenommen, womit auch der vor-
läufige Verlustrücktrag für 2021 bei der Steuerfestsetzung für 2020 berücksichtigt wird. 
Zum Verlustrücktrag Erwartungen nicht erfüllt 
Forderungen der Wirtschaft zur stärkeren Erhöhung des Verlustrücktrages und seiner zeitlichen Ausdeh-
nung über mehrere Jahre wurden nicht aufgegriffen. 
Lohnsteuer: Bundesfinanzministerium aktualisiert FAQ zu den steuerlichen Maßnahmen in der 
Corona-Krise 
Am 23. Februar 2021 aktualisierte das Bundesfinanzministerium (BMF) sein Informationsblatt mit den am 
häufigsten gestellten Fragen (FAQ) zu den steuerlichen Maßnahmen zur Abfederung der Auswirkungen 
des Corona-Virus. Das FAQ wurde erstmals im April 2020 veröffentlicht und laufend überarbeitet. Die  
aktuellste Ausgabe des FAQ finden Sie hier: https://www.galabau-bayern.de/anlage-faq-steuern-bundesfi-
nanzministerium.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501940799552738 
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https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/BMF-Schreiben-Ruecklage-fuer-Ersatzbeschaffung-verlaengert.pdf
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Auf Initiative der BDA strich das BMF den Satz „Der steuerfreie Betrag von 1.500 Euro für Beihilfen oder 
Unterstützungsleistungen kann insgesamt nur einmal innerhalb dieses Zeitraums beansprucht werden“ 
(ehemals in Punkt VII. 1., Seite 15) aus dem FAQ. Durch diese missverständliche Formulierung fürchteten 
Unternehmen, dass die Corona-Prämie nur einmal und nicht in Teilraten gewährt werden kann. Das BMF 
stellte gegenüber der BDA klar, dass es für die Steuerfreiheit nicht schädlich ist, wenn der Gesamtbetrag 
von 1.500 Euro in Teilraten ausgezahlt wird.  
Mit dem nun gestrichenen Satz beabsichtigte das BMF darzustellen, dass es nur „einen“ Steuerfreibetrag 
gibt. Ein „zusätzlicher“ Steuerfreibetrag in Höhe von 1.500 Euro für das Jahr 2021 sei vom Gesetzgeber 
nicht beabsichtigt (siehe Punkt VII. 2., Seite 15 des FAQ). 
Sofort-AfA auf Digitale Wirtschaftsgüter 
Digitale Wirtschaftsgüter, die nach dem 01.01.2021 angeschafft oder hergestellt worden sind, sollen im 
Jahr der Anschaffung oder Herstellung steuerlich vollständig berücksichtigt werden. Als „Digitale Wirt-
schaftsgüter“ angesehen werden. 
• Computerhardware (einschließlich der dazu gehörenden Peripheriegeräte) sowie 
• die für die Dateneingabe und -verarbeitung erforderliche Betriebs- und Anwendersoftware. 
Damit wären die Anschaffungs- und Herstellungskosten für diese Wirtschaftsgüter im Jahr der Anschaffung 
oder Herstellung in voller Höhe als Betriebsausgaben (§ 4 Absatz 4 EStG) oder Werbungskosten (§ 9 Ab-
satz 1 Satz 1 EStG) abzugsfähig. 
Die Neuregelung beruht auf einem Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz (MPK) vom 19.01.2021 
(https://www.galabau-bayern.de/rm-kw-8-afa-digitale-wirtschaftsgueter-mpk.pdfx?on-
publix_view=true&tm=637501962271952055). Die Umsetzung erfordert keine gesetzliche Regelung. 
Im Rahmen eines BMF-Schreibens soll die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr mitgeteilt 
werden. Den Entwurf können Sie hier einsehen: https://www.galabau-bayern.de/rm-kw-8-afa-digitale-wirt-
schaftsgueter-entwurf-bmf-schreiben.pdfx?onpublix_view=true&tm=637501962395699867 
Der Entwurf befindet sich derzeit noch im Abstimmungsprozess mit den Landesfinanzbehörden. 
Drittes Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der Corona-Krise 
Der Bundesrat hat dem Dritten Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 
Corona-Krise (Drittes Corona-Steuerhilfegesetz) am 5. März 2021 zugestimmt. 
Es wurde am 17. März 2021 im Bundesgesetzblatt verkündet. Mit Ausnahme des Artikels 2 des Gesetzes - 
mit dem das rücktragbare Verlustvolumen ab dem 1. Januar 2022 wieder auf das Vorkrisenniveau gesetzt 
wird - treten die Maßnahmen am Tag nach der Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Das Gesetz  
kann über den kostenlosen Bürgerzugang des Bundesgesetzblattes unter 
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s0330.pdf%2
7%5D__1616410401130 abgerufen werden. 
Wichtige liquiditätsschonende Steuerregeln mit Auflagen verlängert 
Über ein Schreiben des Bundesministeriums für Finanzen vom 18. März 2021 haben Bund und Länder li-
quiditätsschonende steuerliche Maßnahmen verlängert. Das betrifft die erleichterten Stundungsmöglichkei-
ten, die vereinfachte Kürzung von Vorauszahlungen sowie den Aufschub von Vollstreckungen. Es geht um 
Steuern, die von Landesbehörden für den Bund verwaltet werden. Die Maßnahmen sind auf von der 
Corona-Krise nachweislich unmittelbar und nicht unerheblich negativ wirtschaftlich betroffene Steuerpflich-
tige begrenzt. Diese Verhältnisse müssen dargelegt werden. 
Stundung 
Entsprechend betroffene Steuerpflichtige können bis zum 30. Juni 2021 Anträge auf Stundung der bis zum 
30. Juni 2021 fälligen Steuern stellen. 
Die Stundungen sind längstens bis zum 30. September 2021 zu gewähren. Über dieses Datum hinaus kön-
nen Anschlussstundungen für die bis zum 30. Juni 2021 fälligen Steuern nur im Zusammenhang mit einer 
angemessenen, längstens bis zum 31. Dezember 2021 dauernden Ratenzahlungsvereinbarung gewährt 
werden. Eine Nachprüfung erfolgt ohne strenge Auflagen. Auf Erhebung von Stundungszinsen kann ver-
zichtet werden. 
Vollstreckungsaufschub 
Falls ein Vollstreckungsschuldner dem Finanzamt bis 30. Juni 2021 mitteilt, dass er wie gefordert von der 
Krise betroffen ist, soll bis 30. September 2021 von Vollstreckungsmaßnahmen bei bis 30. Juni 2021 fällig 
gewordenen Steuern abgesehen werden.  
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In diesen Fällen sind vom 1. Januar 2021 bis zum 30. September 2021 entstandene Säumniszuschläge 
grundsätzlich zu erlassen. Bei Vereinbarung einer angemessenen Ratenzahlung ist eine Verlängerung des 
Vollstreckungsaufschubs für bis zum 30. Juni 2021 fällige Steuern längstens bis 31. Dezember 2021 mög-
lich, und zwar einschließlich des Erlasses der bis dahin insoweit entstandenen Säumniszuschläge. 
Vereinfachte Anpassung von Vorauszahlungen 
Betroffene Steuerpflichtige können bis zum 31. Dezember 2021 Anträge auf Anpassung der Vorauszahlun-
gen auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer 2021 stellen. 
Bei der Nachprüfung der Voraussetzungen sind keine strengen Anforderungen zu stellen. Die Anträge sind 
nicht deshalb abzulehnen, weil die Steuerpflichtigen die entstandenen Schäden wertmäßig nicht im Einzel-
nen nachweisen können. 
Weiterführende Informationen 
Das BMF-Schreiben steht hier zur Verfügung: https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-
Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspolitik/2021/Downloads/2021-03-18-steuerliche-massnahmen-zur-
beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus-verlaengerung.pdf 
Es ergänzt ein BMF-Schreiben vom 19. März 2020 und tritt an die Stelle eines Schreibens vom 22. Dezem-
ber 2020 zum selben Thema. Diese beiden Schreiben können Sie hier einsehen: 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2021/Downloads/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-
coronavirus.pdf 
https://www.vbw-bayern.de/Redaktion/Frei-zugaengliche-Medien/Abteilungen-GS/Wirtschaftspoli-
tik/2020/Downloads/BMF-Schreiben-22.12.-2020-Verlaengerung-steuerlicher-Ma%C3%9Fnahmen.pdf 
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